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Von: Stefan Alt

An: Geschaeftsstelle

Betreff: Diskussionsbeitrag zur Formulierungshilfe StandAG
Datum: Freitag, 20. Januar 2017 12:04:15

Anlagen: Alt-Neles-DiskussionsbeitragStandAG2017-01-20.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

beigefugt erhalten Sie einen Diskussionsbeitrag zur aktuellen Formulierungshilfe zur
Fortentwicklung des Stand AG.

Mit freundlichen GriRen
Stefan Alt

Dipl.-Geol. Stefan Alt
Bereich Nukleartechnik und Anlagensicherheit
Senior Researcher

Oko-Institut e. V.
RheinstralRe 95
D-64295 Darmstadt

Tel.:  06151-8191-142
Fax: 06151-8191-133
Mobil: 0175-2931733

s.alt@oeko.de

www.oeko.de
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Diskussionsbeitrage zur derzeitigen Formulierungshilfe zur Fort-
entwicklung des Standortauswahlgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir, Julia Neles und Stefan Alt, hatten in der Vergangenheit Gelegenheit,
den Beratungsprozess der Endlagerkommission intensiv zu verfolgen. Wir
mo&chten daher im Hinblick auf die kommende Birger/innen-Anhérung des
Nationalen Begleitgremiums am 11. Februar 2017 die Gelegenheit nutzen,
zu einigen Aspekten der derzeitigen Formulierungshilfe zur Fortentwicklung
des Standortauswahlgesetzes aus unserer Sicht Stellung zu nehmen.

Wir kénnen dabei zunachst feststellen, dass die Formulierungshilfe gegen-
Uber dem derzeitigen StandAG eine Weiterentwicklung darstellt, die den
Empfehlungen der Endlagerkommission weitgehend gerecht wird. Kein
Entwurf ist aber so gut dass er nicht noch verbessert werden konnte, daher
mdchten wir im Folgenden auf einige Aspekte eingehen, in denen wir sol-
che Verbesserungen fir moglich halten. Sie beziehen sich auf die Ausge-
staltung von Teil 2 ,Beteiligungsverfahren®.

Wir hoffen, dass Sie in unseren Anmerkungen fir Sie nitzliche Anregungen
fur lhre weitere Diskussion finden. Stefan Alt als einer der Unterzeichner
wird auch personlich an der Birger/innen-Anhérung am 11.02. teilnehmen,
die Ihnen hoffentlich weitere wichtige Impulse fur lhre Arbeit geben wird.

w Nl

Mit freundlichen GrifRen

Stetan Alt lia Neles
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Anlage zum Schreiben vom 20.01.2017: Diskussionsbeitrage zum derzeitigen Entwurf der
Fortentwicklung des Standortauswahlgesetzes

Verfasser: Julia Neles, Stefan Alt, Oko-Institut e.V.

Zu § 5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

In § 5 Absatz (1) wird als Grundsatz ausgefuhrt, dass das Bundesamt fur kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit (BfE) die Offentlichkeit friihzeitig, umfassend und systematisch Uber Ziele,
Mittel und Sachstand des Verfahrens unterrichtet, und dass dies in einem dialogorientierten Pro-
zess erfolgen soll, wobei sich das BfE des Internets und anderer Medien bedienen solle.

Wir sind der Auffassung, dass die hier gewahlte Beschreibung den Zwei-Wege-Charakter eines
am Dialog orientierten Prozesses zu wenig betont, da sie die Unterrichtung der Offentlichkeit
durch die Behdrde, d.h. einen Prozess nur in eine Richtung, in den Vordergrund stellt. Der not-
wendige breite gesellschaftliche Diskurs Gber die Endlagerung erfordert jedoch einen interakti-
ven Ansatz, der es der Offentlichkeit erméglicht im direkten Austausch mit den zustandigen Akt-
euren Fragen und Meinungen zu auf3ern und zu diskutieren.

In § 5 ware daher eine Erweiterung dahingehend sinnvoll, dass der Prozess MalRnahmen zur
Férderung des Dialogs vorsieht, die der Offentlichkeit einen regelmaRigen Austausch mit den
beteiligten Akteuren erméglicht. Aullerdem muss die Behdrde zu einem transparenten Umgang
mit Kommentaren und Feedback verpflichtet werden, damit nicht der Eindruck entsteht, eine
Beteiligung durch Teilnahme am Diskurs laufe ins Leere.

Sofern in diesem Zusammenhang bereits in § 5 einzelne Instrumente angefihrt werden sollen,
ware der vorhandene Hinweis auf ,Internet und andere geeignete Medien® durch MalRhahmen zu
erganzen, die personliche Ansprache und den aktiven Dialog in den Vordergrund stellen, bei-
spielsweise in Form von Biirgerversammlungen, die bundeweit einer breiten Offentlichkeit den
Zugang zum Thema erleichtern kénnen.

zu § 6 Informationsplattform

In der Begriindung der Formulierungshilfe zu § 6 wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, die
auf der Informationsplattform zuganglich gemachten Informationen flir verschiedene Zielgruppen
aufzubereiten. In § 6 wird diesbezlglich aber lediglich auf die wesentlichen Unterlagen, ,insbe-
sondere Gutachten, Stellungnahmen, Datensammlungen und Berichte®, hingewiesen.

Wir sind der Auffassung, dass die zielgruppenspezifische Aufbereitung hier ebenfalls anzufuhren
ist, zumal sie zu den notwendigen MalRnahmen zur Férderung des gesellschaftlichen Dialogs
zum Thema Endlagerung zahlt und daher fir den Gesamtprozess unverzichtbar ist. Wir empfeh-
len daher, § 6 entsprechend zu ergénzen.
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zu § 8 Nationales Begleitgremium

In § 8 (4) wird die Funktion des/der Partizipationsbeauftragten einem Mitarbeiter der Geschéafts-
stelle zugewiesen.

Die in ihrer Wirkung stark nach auRen gerichtete, herausgehobene Stellung des Partizipations-
beauftragten erfordert jedoch die Wahrnehmung durch eine Persdnlichkeit, die im Au3enverhalt-
nis uber eine hohe Legitimation verfugt. Wir regen daher an, die Aufgabe des Partizipationsbe-
auftragten einem Mitglied des Nationalen Begleitgremiums zu tbertragen und gleichzeitig daftir
Sorge zu tragen, dass die Geschaftsstelle des Nationalen Begleitgremiums mit entsprechend
kompetentem Personal zur Unterstitzung dieser Funktion ausgestattet wird.

Eine Formulierung fur § 8 (5) konnte lauten: ,Das Nationale Begleitgremium betraut ein Mitglied
des Gremiums mit den Aufgaben eines Partizipationsbeauftragten. Dessen Aufgabe ist die friih-
zeitige Identifikation méglicher Konflikte und deren Auflésung im Standortauswahlverfahren. Er
berichtet dem Nationalen Begleitgremium Uiber seine Tétigkeit. Der Partizipationsbeauftragte
wird in seiner Arbeit von der Geschéftsstelle unterstiitzt, die mit dem hierzu erforderlichen kom-
petenten Personal ausgestattet wird.*”

Zu § 10 Regionalkonferenzen

In der Begrundung der Formulierungshilfe findet sich zu § 10, Absatz 4 der Hinweis: ,Die Regio-
nalkonferenzen kénnen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschatftlich beraten las-

“

sen.

Diese Bestimmung fehlt im Gesetz und sollte dort, analog zur gleichlautenden Méglichkeit des
Nationalen Begleitgremiums, erganzt werden. Sinnvollerweise kann dies in § 10 (6) erfolgen in
dem auch die Geschéftsstelle der Regionalkonferenzen adressiert ist.

Zu § 11 Fachkonferenz Rat der Regionen

Auch zum Rat der Regionen fehlt die Moglichkeit der wissenschaftlichen Beratung. Zwar sind im
Rat der Regionen die Regionalkonferenzen vertreten, die bei Anderung des § 10 von dieser
Méglichkeit Gebrauch machen kdnnen. Den im Rat der Regionen aber ebenfalls reprasentierten
Vertretern der Gemeinden mit Zwischenlagern radioaktiver Abfalle wird diese Méglichkeit aber
verwehrt, wenn sie nicht auch in § 11 vorgesehen wird.

Sinnvollerweise sollte dies in § 11 (3) erfolgen, in dem auch die Geschéftsstelle der Fachkonfe-
renz adressiert ist. Eine moégliche Formulierung ware: ,Die Fachkonferenz Rat der Regionen
kann sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschaftlich beraten lassen.*
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Ergianzende Hinweise

« In § 7 wird fur die Bekanntmachung des Erorterungstermins eine Frist von mindestens einer
Woche vorgegeben. Eine derart kurze Frist wird weder dem Anspruch gerecht, eine Beteili-
gung der interessierten Offentlichkeit zu ermdglichen noch entspricht sie der Praxis atom-
rechtlicher Verfahren.

« Die Gemeinwohlorientierung des Nationalen Begleitgremiums ist in der Begriindung der For-
mulierungshilfe adressiert, findet sich in § 8 aber nicht explizit wieder. Wir sind der Auffas-
sung, dass die Orientierung am Gemeinwohl die wesentliche Perspektive des Nationalen Be-
gleitgremiums darstellt und daher auch im Gesetz in § 8 (1) angesprochen werden sollte.
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Diskussionsbeitrage zur derzeitigen Formulierungshilfe zur Fort-
entwicklung des Standortauswahlgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir, Julia Neles und Stefan Alt, hatten in der Vergangenheit Gelegenheit,
den Beratungsprozess der Endlagerkommission intensiv zu verfolgen. Wir
mo&chten daher im Hinblick auf die kommende Birger/innen-Anhérung des
Nationalen Begleitgremiums am 11. Februar 2017 die Gelegenheit nutzen,
zu einigen Aspekten der derzeitigen Formulierungshilfe zur Fortentwicklung
des Standortauswahlgesetzes aus unserer Sicht Stellung zu nehmen.

Wir kénnen dabei zunachst feststellen, dass die Formulierungshilfe gegen-
Uber dem derzeitigen StandAG eine Weiterentwicklung darstellt, die den
Empfehlungen der Endlagerkommission weitgehend gerecht wird. Kein
Entwurf ist aber so gut dass er nicht noch verbessert werden konnte, daher
mdchten wir im Folgenden auf einige Aspekte eingehen, in denen wir sol-
che Verbesserungen fiir moglich halten. Sie beziehen sich auf die Ausge-
staltung von Teil 2 ,Beteiligungsverfahren®.

Wir hoffen, dass Sie in unseren Anmerkungen fir Sie nitzliche Anregungen
fur lhre weitere Diskussion finden. Stefan Alt als einer der Unterzeichner
wird auch personlich an der Birger/innen-Anhérung am 11.02. teilnehmen,
die Ihnen hoffentlich weitere wichtige Impulse fur lhre Arbeit geben wird.
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Anlage zum Schreiben vom 20.01.2017: Diskussionsbeitrage zum derzeitigen Entwurf der
Fortentwicklung des Standortauswahlgesetzes

Verfasser: Julia Neles, Stefan Alt, Oko-Institut e.V.

Zu § 5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

In § 5 Absatz (1) wird als Grundsatz ausgefuhrt, dass das Bundesamt fur kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit (BfE) die Offentlichkeit friihzeitig, umfassend und systematisch Uber Ziele,
Mittel und Sachstand des Verfahrens unterrichtet, und dass dies in einem dialogorientierten Pro-
zess erfolgen soll, wobei sich das BfE des Internets und anderer Medien bedienen solle.

Wir sind der Auffassung, dass die hier gewahlte Beschreibung den Zwei-Wege-Charakter eines
am Dialog orientierten Prozesses zu wenig betont, da sie die Unterrichtung der Offentlichkeit
durch die Behdrde, d.h. einen Prozess nur in eine Richtung, in den Vordergrund stellt. Der not-
wendige breite gesellschaftliche Diskurs Gber die Endlagerung erfordert jedoch einen interakti-
ven Ansatz, der es der Offentlichkeit erméglicht im direkten Austausch mit den zustandigen Akt-
euren Fragen und Meinungen zu auf3ern und zu diskutieren.

In § 5 ware daher eine Erweiterung dahingehend sinnvoll, dass der Prozess MalRnahmen zur
Férderung des Dialogs vorsieht, die der Offentlichkeit einen regelmaRigen Austausch mit den
beteiligten Akteuren erméglicht. Aullerdem muss die Behdrde zu einem transparenten Umgang
mit Kommentaren und Feedback verpflichtet werden, damit nicht der Eindruck entsteht, eine
Beteiligung durch Teilnahme am Diskurs laufe ins Leere.

Sofern in diesem Zusammenhang bereits in § 5 einzelne Instrumente angefihrt werden sollen,
ware der vorhandene Hinweis auf ,Internet und andere geeignete Medien® durch MalRhahmen zu
erganzen, die personliche Ansprache und den aktiven Dialog in den Vordergrund stellen, bei-
spielsweise in Form von Biirgerversammlungen, die bundeweit einer breiten Offentlichkeit den
Zugang zum Thema erleichtern kénnen.

zu § 6 Informationsplattform

In der Begriindung der Formulierungshilfe zu § 6 wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, die
auf der Informationsplattform zuganglich gemachten Informationen flir verschiedene Zielgruppen
aufzubereiten. In § 6 wird diesbezlglich aber lediglich auf die wesentlichen Unterlagen, ,insbe-
sondere Gutachten, Stellungnahmen, Datensammlungen und Berichte®, hingewiesen.

Wir sind der Auffassung, dass die zielgruppenspezifische Aufbereitung hier ebenfalls anzufuhren
ist, zumal sie zu den notwendigen MalRnahmen zur Férderung des gesellschaftlichen Dialogs
zum Thema Endlagerung zahlt und daher fur den Gesamtprozess unverzichtbar ist. Wir empfeh-
len daher, § 6 entsprechend zu ergénzen.



zu § 8 Nationales Begleitgremium

In § 8 (4) wird die Funktion des/der Partizipationsbeauftragten einem Mitarbeiter der Geschafts-
stelle zugewiesen.

Die in ihrer Wirkung stark nach auRen gerichtete, herausgehobene Stellung des Partizipations-
beauftragten erfordert jedoch die Wahrnehmung durch eine Persdnlichkeit, die im Au3enverhalt-
nis uber eine hohe Legitimation verfugt. Wir regen daher an, die Aufgabe des Partizipationsbe-
auftragten einem Mitglied des Nationalen Begleitgremiums zu tbertragen und gleichzeitig daftir
Sorge zu tragen, dass die Geschaftsstelle des Nationalen Begleitgremiums mit entsprechend
kompetentem Personal zur Unterstutzung dieser Funktion ausgestattet wird.

Eine Formulierung fur § 8 (5) konnte lauten: ,Das Nationale Begleitgremium betraut ein Mitglied
des Gremiums mit den Aufgaben eines Partizipationsbeauftragten. Dessen Aufgabe ist die friih-
zeitige Identifikation méglicher Konflikte und deren Auflésung im Standortauswahlverfahren. Er
berichtet dem Nationalen Begleitgremium Uiber seine Tétigkeit. Der Partizipationsbeauftragte
wird in seiner Arbeit von der Geschéftsstelle unterstiitzt, die mit dem hierzu erforderlichen kom-
petenten Personal ausgestattet wird.*

Zu § 10 Regionalkonferenzen

In der Begrundung der Formulierungshilfe findet sich zu § 10, Absatz 4 der Hinweis: ,Die Regio-
nalkonferenzen kénnen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschatftlich beraten las-
sen.”

Diese Bestimmung fehlt im Gesetz und sollte dort, analog zur gleichlautenden Méglichkeit des
Nationalen Begleitgremiums, erganzt werden. Sinnvollerweise kann dies in § 10 (6) erfolgen in
dem auch die Geschéftsstelle der Regionalkonferenzen adressiert ist.

Zu § 11 Fachkonferenz Rat der Regionen

Auch zum Rat der Regionen fehlt die Moglichkeit der wissenschaftlichen Beratung. Zwar sind im
Rat der Regionen die Regionalkonferenzen vertreten, die bei Anderung des § 10 von dieser
Méglichkeit Gebrauch machen kdnnen. Den im Rat der Regionen aber ebenfalls reprasentierten
Vertretern der Gemeinden mit Zwischenlagern radioaktiver Abfalle wird diese Méglichkeit aber
verwehrt, wenn sie nicht auch in § 11 vorgesehen wird.

Sinnvollerweise sollte dies in § 11 (3) erfolgen, in dem auch die Geschéftsstelle der Fachkonfe-
renz adressiert ist. Eine moégliche Formulierung ware: ,Die Fachkonferenz Rat der Regionen
kann sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschaftlich beraten lassen.*



Ergianzende Hinweise

« In § 7 wird fur die Bekanntmachung des Erorterungstermins eine Frist von mindestens einer
Woche vorgegeben. Eine derart kurze Frist wird weder dem Anspruch gerecht, eine Beteili-
gung der interessierten Offentlichkeit zu ermdglichen noch entspricht sie der Praxis atom-
rechtlicher Verfahren.

« Die Gemeinwohlorientierung des Nationalen Begleitgremiums ist in der Begriindung der For-
mulierungshilfe adressiert, findet sich in § 8 aber nicht explizit wieder. Wir sind der Auffas-
sung, dass die Orientierung am Gemeinwohl die wesentliche Perspektive des Nationalen Be-
gleitgremiums darstellt und daher auch im Gesetz in § 8 (1) angesprochen werden sollte.



Vorschlag zur gleichwertigen Mitbeteiligung der
Zivilgesellschaft,
inclusive Entscheidungsvorbereitung
am Endlager-Suchprozess

Dr. Hartwig Berger (Berlin)

In meinem Beitrag fir die Diskussion im nationalen Begleitgremium
Mitwirken auf Augenhdhe! -
Das Endlager-Suchgesetz in sozialwissenschaftlicher Sicht

habe ich dargelegt, dass und warum aus meiner Sicht die Offentlichkeitsbeteiligung
und Burger*innen-Mitwirkung in der Formulierungshilfe fur ein Standort-Suchgesetz
unzulanglich und entschieden verbesserungsfahig ist. Ich méchte nun in gebotener
Kirze skizzieren, wie die Mitwirkung so gestaltet werden kann, so dass eine
Gleichwertigkeit der Burger*innen in den zur Untersuchung stehenden Region in
Kooperation mit den Fachgremien des Vorhabentragers gegeben ist.

Vorweg bemerkt, scheint mir eine absolute Augenhdhe zwischen Verwaltung, Politik
und Zivilgesellschaft in der Region wahrend des Suchprozesses und in der
Entscheidungsvorbereitung unerlasslich zu sein, um die mit erheblichen
Zumutungen, Einschrankungen und Risiken behaftete Endlagersuche zum Erfolg
fuhren zu kénnen. Im Ubrigen sollte nicht unterschatzt werden, welchen enormen
Beitrag Akteure aus der betroffenen Region aufgrund ihres Fachwissens, ihrer
Kompetenzen, Erfahrungen und — nicht zuletzt — ihrer Betroffenheit leisten kdnnen.

Der hier nur skizzierte Vorschlag stitzt sich

e Auf die Vorarbeiten, die der Arbeitskreis zur Endlagersuche (,AK End)“ in den
Jahren 2001-2004 vorgelegt hat, wobei ich insbesondere an die konstruktiven
Beitrage des leider verstorbenen Soziologen Detlev Ipsen erinnere.

e Auf Konzepte, die in Fachkreisen unter dem Begriff ,Planungszelle” erarbeitet
wurden, vor allem aber auf

e Das Konzept der Stiftung Zukunft Berlin ,Blrgerschaftliche Mitverantwortung
gestalten*, das vor einigen Jahren fur Planungsvorhaben in Berlin entwickelt
worden ist.

In jeder Region sollte das Angebot unterbreitet werden, den gesamten Suchprozess
samt dabei erforderlicher Entscheidungen zwischen dem Vorhabenstrager,
Mandatierten aus der Politik und vor allem Akteuren aus der Region gemeinsam
durchzufihren. Dazu ist nattrlich die Einberufung einer in regelmanRiger
Wiederholung tagenden Regionalkonferenz vonndten, an der im Prinzip alle
Betroffenen der Region und — nach einem zu klarenden Schlissel — von
Nachbargemeinden im In- wie ggf. Ausland mitwirken kénnen. In diesen
Regionalkonferenzen wird das Vorhaben und der geplante Ablauf umfassend und
transparent dargelegt; zugleich wahlt die Regionalkonferenz ihre Vertreter fir ein
einzurichtendes Forum (Klug erscheint es, nach dem Vorbild des NBG auch 2 junge
Vertreterfsinnen aus einer Zufallsstichprobe und ihrer Nominierung aus einem
grol3eren Kreis Ausgewahlter selbst zu entsenden). In das Regionalforum entsenden
weiterhin die kommunalen Korperschaften eigene Vertreter und der Vorhabentrager
seine Fachleute.



Die Regionalforen begleiten den gesamten Suchprozess, mit dem Anspruch, alle
notwendigen Entscheidungen gemeinsam zu treffen. Ein Konsens kann
selbstverstandlich nicht erzwungen werden, doch ist wird ernsthaft versucht ihn zu
finden. In der gemeinsamen Arbeit der Regionalforen z&hlen keine Machtpositionen,
sondern ausschlie3lich Fakten und Argumente. Alle hier vertretenen Vorschlage und
Positionen sind begriindungspflichtig. Stand und Ergebnisse des Planungsprozesses
im Forum werden regelmanig auf der fur alle Betroffenen offenen Regionalkonferenz
dargestellt und diskutiert. Wenn Entscheidungen — in einzelnen Etappen, wie
insbesondere nattrlich zum Abschluss— zu treffen sind, ist vorrangiges Ziel, hier zu
einem Konsens zu kommen. Gelingt das nicht, also kommen die Akteure zu
unterschiedlichen Schlussfolgerungen, werden beide Voten sowohl dem
Vorhabentrager, wie dem im weiteren Schritt entscheidenden Bundesamt vorgelegt.
Das Bundesamt kann nach Prifung beide Voten zurtickgeben, mit dem inhaltlich zu
begrindenden und moglichst um Vorschlage erganzten Auftrag, eine mdgliche
Konsensfindung noch einmal zu versuchen.

Die ,Formulierungshilfe* zum Suchgesetz, wie das Arbeitsergebnis der Endlager-
Kommission, sieht vor, dass in allen Phasen in letzter Instanz der Bundestag
entscheidet. Das sollte nicht gedndert werden, wenngleich an Fachwissen,
Objektivitat und (oft regionaler) Interessenfreiheit von Abgeordneten durchaus
Zweifel angebracht sind. Gleichwohl sollten die Regionalkonferenzen — bzw. ihre
Akteure in den Foren — das Recht haben, auch ihre Vorschlage mit der erforderlichen
Begriindung dem Bundestag einzureichen.

Die Regionalforen, wie der sie koordinierende ,Rat der Regionen*, sollten zudem
eine weitere Aufgabe wahrnehmen: Die Endlager-Kommission hat eine enorme
Menge von Kriterien zur Wahl, zum Ausschluss und zur gegenseitigen Abwagung
von moglichen Endlager-Standorten erarbeitet. Diese Kriterien sollen gesetzlich
fixiert werden — aber sie durfen nicht Fall ,,in Marmor gemeil3elt” sein. Die Forschung
zu Fragen der bestmdglichen Sicherheit und zu langfristigen Risiken befindet sich
zwangslaufig im Fluss und auch zwischen den Wissenschaftlern besteht hier
keineswegs Konsens. Zur prinzipiellen Einschatzung etwa der Wirtsgesteine Salz,
Kristallgestein, Ton gibt es hdchst unterschiedliche Einschatzungen.

Alle Langfristprognosen zur bestmdglichen Sicherheit in der nuklearen Endlagerung
sind mit einem unaufhebbaren Schleier der Ungewissheit und Unsicherheit behaftet.
Anzunehmen, wir wissten gegenwartig mit auch nur annahernder Sicherheit, wie
sich der Planet Erde innerhalb der geforderten eine Million Jahre entwickelt und
verandert, ist vermessen. Erst recht trifft das fir die Entwicklung des kollektiven
Hauptakteurs im Prozess zu, der Menschheit und der menschlichen Gesellschaften
zu. Blicken wir nur zuriick auf den Stand der Menschheit eine Million Jahre zuvor und
denken an die Beschleunigung des technischen wie gesellschaftlichen Wandels in
den letzten Jahrzehnten.

Es erscheint mir daher zwingend, ein Standort-Suchgesetz ausdricklich fur
Lernprozesse und daraus folgenden Korrekturen offen zu halten. Und zwar nicht nur
fur Lernprozesse in der Fachwissenschaften, sondern ebenso fir Ergebnisse aus
der inhaltlichen Arbeit der Regionalforen. Diese sollten das Recht haben, Vorschlage
zur Novellierung des Gesetzes einzubringen — wobei die Letztentscheidung Uber
Novellierungen natirlich beim Bundestag liegt.



von: XXOOOOOOOOOOXXXXXXX

An: Geschaftsstelle

Betreff: Stellungnahme zum Gesetzentwurf
Datum: Dienstag, 3. Januar 2017 17:20:05
Anlagen: Suchgesetz-HRB-31-05 dac

An das nationale Begleitgremium,

Ich entdecke gerade zu meiner Freude, dass Ihr Gremium bereits in Arbeit ist und dass Sie eine
Burger*innen-Anhérung am 11.2. durchfihren wollen. Ich habe mir nun zum Jahresende grindlicher
Gedanken zum Gesetzentwurf gemacht und meine Vorschlage dazu in einem langeren Artikel
ausgefuhrt. Bitte nicht erschrecken, es geht ja auch um Begriindungen.

Die Vorschlage im Kern kénnen Sie auch dem kurzen vorgeschalteten summary entnehmen.

Ich wiirde mich freuen, wenn Sie den Artikel den Mitgliedern des NBG auch direkt zuleiten kénnten.
Mit besten Neujahrswiinschen

Hartwig Berger


mailto:hartwig.berger@t-online.de
mailto:Geschaeftsstelle@Nationales-Begleitgremium.de

Endlagersuchgesetz – Partizipation nur als Schmalkost


Ich kann, denke ich parteiübergreifend, folgendes voraussetzen: 


· Die Endlagerung stellt ein immenses, allein wegen der astronomischen Zeiträume kaum abzuschätzendes Großrisiko dar


· Sie führt zu enormen Einschnitten in der von einer Endlagerung betroffenen Region. Riesiges Bauvorhaben, Hunderte von CASTOR-transporten, möglicher Ruf, die Atommüllkippe der Nation zu werden


· Zugleich wissen im Kern alle, die sich damit beschäftigen: Die gesellschaft, damit ihre Bürgerinnen, haben die Verantwortung, in der nächsten Zeit die am wenigsten riskante Lösung einer Endlagerung zu finden. 


Und ich dachte bisher, man hätte aus den drei skizzierten Gründen folgendes gelernt:


Man wird die von einem Endlager direkt oder indirekt betroffenen Menschen weitaus tiefgreifender in Planung und Entscheidung  einbinden müssen, als das bisher bei Großvorhaben der Fall gewesen ist. Wenn man dass unterlässt, riskiert man, dass die Endlagersuche eben gegen den Willen der Betroffenen von der Staatsgewalt (im hoffentlich nur metaphorischen Sinn) durchgeknüppelt wird. Zumindest den Parlamentariern unterstelle ich, dass sie mit ihrem anstehenden Gesetzesbeschluss nicht eine autoritäre Erzwingung des Endlagers vorprogrammieren wollen.


Genau das aber, fürchten wir, tun sie mit dem vorliegenden Gesetzesvorschlag. Sicher, es soll  in den einzelnen Phasen der Endlagersuche eine frühzeitige und umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit stattfinden , Dialoge geführt werden, Bürgerkonferenzen einberufen, Bürgerbüros eingerichtet, Mediation zugesichert werden. Dennoch: Die faktische Entscheidungsgewalt im Suchverfahren weisen das Gesetz einer Zentralbehörde zu, die es überhaupt noch nicht gibt und die in den kommenden Jahren hauptsachlich mit sich selbst beschäftigt sein wird. 


Der Dialog, der im Such- und Planungsverfahren vorgesehen ist, findet wie im klassischen Planverfahren zwischen gänzlich ungleichen Partnern statt. Entscheidungen werden, trotz  erklärter Dialogbereitschaft, ausschließlich von der Behörde getroffen. Diese Ungleichheit schafft kein Vertrauen, sondern generiert Ablehnung, Verdrossenheit, Konflikte. Die beteiligten BürgerInnen können vorschlagen, argumentieren, Expertenmeinungen einholen, diskutieren. Wenn es aber um die Wurst, nämlich die Entscheidungen geht, sind sie außen vor, entschieden wird von der Behörde, weitergereicht an die Bundesregierung und abgesegnet vom Bundestag..


Wir haben in den letzten Jahren und Jahrzehnten oft erlebt, wohin eine solche Art von Bürgerbeteiligung bei Großvorhaben führt. Wirkliche Akzeptanz wird so nicht erreicht, im besseren Fall Resignation, im schlimmeren Verbitterung und Dauerproteste der Betroffenen und derjenigen, die sich mit ihnen solidarisieren. Bei einem Großprojekt von solchen Ausmaßen und solchen Langzeitrisiken, mit dem wir es hier zu tun haben, ist das erst recht zu erwarten.


In puncto Bürgerbeteiligung bei der Endlagerplanung waren wir vor 10 Jahren schon weiter und es ist bedauerlich, dass dieses Gesetz gegenüber den Konzepten, die seinerzeit der „AK End“ erarbeitet hat, einen Rückfall darstellt. Ich hätte im übrigen gerne gewusst, ob und inwieweit das BFS an der Ausarbeitung des Standortgesetzes beteiligt war. Denn mich wundert, weshalb das damals erarbeitende Konzept der mitgestaltenden Bürgerbeteiligung nicht in das Gesetz eingegangen ist. Kann das erklärt und geklärt werden? 


Nach dem AK End Konzept wir der Bevölkerung und den kommunalen Gremien in den betroffenen Regionen glaubhaft das Angebot gemacht, in den Recherchen, Planungen, Entscheidungsvorbereitungen mitzuwirken, mit zu gestalten und so auch mit zu entscheiden – und zwar von Beginn an. Der Vorschlag war aus guten Gründen, es in der Endlagersuche mit einem Planungsprozess auf Augenhöhe ernsthaft zu versuchen. Zu recht, denn die Menschen sind doch nicht blöd. Natürlich wissen sie, welchen riesigen und in vielfacher Hinsicht höchst unerfreulicher Eingriff ein Endlager in ihrer Region darstellt. Aber gleichzeitig wissen sie doch auch, dass es schlicht notwendig und unausweichlich ist, die nuklearen Abfälle in den zumindest relativ gesehen deutlich höheren Schutz einer unterirdischen geologisch abgedichteten Lagerung zu verbringen. Wir sollten mutig und selbstbewusst auch auf das Verantwortungsgefühl der Menschen setzen. Dann aber müssen wir sie gleichwertig beteiligen.


Mitwirkung in diesem Sinn bedeutet auch Mit den Menschen und kommunalen Gremien gemeinsam Zukunftskonzepten für ihre Region zu erarbeiten. Was tun, damit ihr nicht der Stempel der Atommüllkippe aufgedrückt wird? Wie kann das kompensiert werden? Welche Potentiale und Chancen bietet die betroffene Region, die genutzt und ausgebaut werden können?


Nach diesem Konzept der partizipatorischen Mitgestaltung, die das seinerzeit im AK End entwickelt worden ist, muss man auch bereit sein, über die Einleitung  wie über Teilschritte der Endlagersuche Bürgerentscheide und mehrheitliche Zustimmungen der kommunalen Parlamente zuzulassen. Nur so wird klar, dass es mit dem Angebot der Partizipation ernst gemeint ist.


Der vorliegende Gesetzentwurf bietet das alles nicht. Wenn er so beschlossen wird, ist eine Schmalkost der Bürgerbeteiligung faktisch festgeschrieben und damit ein Scheitern der Endlagersuche vorprogrammiert. Sie könnte dann nur autoritär durch die Staatsgewalt durchgesetzt werden. 


Dass die einzusetzende Bund-Länder Kommission bis 2015 Vorschläge für Veränderungen im Gesetz macht, welche die Öffentlichkeitsbeteiligung erweitert, halten wir für sehr unwahrscheinlich. Denn zum einen steht es der Mehrheit im neu zu wählenden Bundestag frei, diese Vorschläge anzunehmen oder sie zu verwerfen. Und zweitens spricht die Zusammensetzung der Kommission dagegen. Wenn jede/r Zweite ein Bundestagsabgeordneter oder Regierungsvertreter ist, ist das keine Einbeziehung der Zivilgesellschaft sondern eine Misstrauenserklärung an diese. Das Übergewicht von Politik und Regierung schafft weder Vertrauen noch Teilnahmebereitschaft, sondern Distanz, Befremden und Verärgerung. 


In eine solche Kommission gehören nicht Volksvertreter, sondern unabhängige Experten, und zwar auch sozialwissenschaftlich und philosophisch geschulte, gemeinsam mit Vertretern der Zivilgesellschaft. Aufgabe der Regierungen ist, die von diesen erarbeiteten Konzepte zur Endlagersuche zu bewerten und die der gewählten Volksvertreter, diese Konzepte so oder in veränderter Form per Gesetz zu beschließen.


Das  geht aber nicht, wenn man jetzt schon mit dem vorliegenden Entwurf den Verfahrensablauf der Endlagersuche bis ins Detail beschließt. Es kann dann allenfalls noch kosmetische Korrekturen geben. Unser Vorschlag also und in Kurzform:


Beschränken Sie sich auf ein Rahmengesetz, welches die Einleitung eines wirklich ergebnisoffenen Suchgesetzes unter Darlegung der hier einzuleitenden Phasen skizziert. Und setzen sie jetzt zwei Kommissionen ein, 


· Die erste aus unabhängigen Wissenschaftlern, welche die Sicherheitskriterien für ein nukleares Endlager erarbeiten


· Die zweite aus, auch sozialwissenschaftlichen, ExpertInnen und der Zivilgesellschaft, welche das Verfahren der Endlagersuche im Detail konzipiert.


Erst auf der Basis der Ergebnisse der beiden Kommissionen sollten Bundestag und Bundesrat ein detailliertes Gesetz zur Endlagersuche beschließen.


Dr. Hartwig Berger


Grüne Liga und Ökowerk Berlin e.V.



Endlagersuchgesetz — Partizipation nur als Schmalkost

Ich kann, denke ich parteitibergreifend, folgendes voraussetzen:

e Die Endlagerung stellt ein immenses, allein wegen der astronomischen Zeitrdume
kaum abzuschatzendes GroRrisiko dar

e Sie fuhrt zu enormen Einschnitten in der von einer Endlagerung betroffenen Region.
Riesiges Bauvorhaben, Hunderte von CASTOR-transporten, moglicher Ruf, die
Atommullkippe der Nation zu werden

e Zugleich wissen im Kern alle, die sich damit beschaftigen: Die gesellschaft, damit ihre
Burgerinnen, haben die Verantwortung, in der nachsten Zeit die am wenigsten riskante
Losung einer Endlagerung zu finden.

Und ich dachte bisher, man héatte aus den drei skizzierten Griinden folgendes gelernt:

Man wird die von einem Endlager direkt oder indirekt betroffenen Menschen weitaus
tiefgreifender in Planung und Entscheidung einbinden missen, als das bisher bei
Grol3vorhaben der Fall gewesen ist. Wenn man dass unterlasst, riskiert man, dass die
Endlagersuche eben gegen den Willen der Betroffenen von der Staatsgewalt (im hoffentlich
nur metaphorischen Sinn) durchgeknlppelt wird. Zumindest den Parlamentariern unterstelle
ich, dass sie mit ihrem anstehenden Gesetzesbeschluss nicht eine autoritare Erzwingung des
Endlagers vorprogrammieren wollen.

Genau das aber, flrchten wir, tun sie mit dem vorliegenden Gesetzesvorschlag. Sicher, es soll
in den einzelnen Phasen der Endlagersuche eine friihzeitige und umfassende Beteiligung der
Offentlichkeit stattfinden , Dialoge gefiihrt werden, Blirgerkonferenzen einberufen,
Burgerbiros eingerichtet, Mediation zugesichert werden. Dennoch: Die faktische
Entscheidungsgewalt im Suchverfahren weisen das Gesetz einer Zentralbehorde zu, die es
Uberhaupt noch nicht gibt und die in den kommenden Jahren hauptsachlich mit sich selbst
beschéaftigt sein wird.

Der Dialog, der im Such- und Planungsverfahren vorgesehen ist, findet wie im klassischen
Planverfahren zwischen génzlich ungleichen Partnern statt. Entscheidungen werden, trotz
erklarter Dialogbereitschaft, ausschlie3lich von der Behorde getroffen. Diese Ungleichheit
schafft kein Vertrauen, sondern generiert Ablehnung, Verdrossenheit, Konflikte. Die
beteiligten Burgerinnen kdnnen vorschlagen, argumentieren, Expertenmeinungen einholen,
diskutieren. Wenn es aber um die Wurst, ndmlich die Entscheidungen geht, sind sie auf3en
vor, entschieden wird von der Behorde, weitergereicht an die Bundesregierung und
abgesegnet vom Bundestag..

Wir haben in den letzten Jahren und Jahrzehnten oft erlebt, wohin eine solche Art von
Biirgerbeteiligung bei GroRvorhaben fihrt. Wirkliche Akzeptanz wird so nicht erreicht, im
besseren Fall Resignation, im schlimmeren Verbitterung und Dauerproteste der Betroffenen
und derjenigen, die sich mit ihnen solidarisieren. Bei einem Grof3projekt von solchen
Ausmalen und solchen Langzeitrisiken, mit dem wir es hier zu tun haben, ist das erst recht zu
erwarten.
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In puncto Burgerbeteiligung bei der Endlagerplanung waren wir vor 10 Jahren schon weiter
und es ist bedauerlich, dass dieses Gesetz gegeniiber den Konzepten, die seinerzeit der ,,AK
End“ erarbeitet hat, einen Riickfall darstellt. Ich hatte im Gbrigen gerne gewusst, ob und
inwieweit das BFS an der Ausarbeitung des Standortgesetzes beteiligt war. Denn mich
wundert, weshalb das damals erarbeitende Konzept der mitgestaltenden Birgerbeteiligung
nicht in das Gesetz eingegangen ist. Kann das erklart und geklart werden?

Nach dem AK End Konzept wir der Bevolkerung und den kommunalen Gremien in den
betroffenen Regionen glaubhaft das Angebot gemacht, in den Recherchen, Planungen,
Entscheidungsvorbereitungen mitzuwirken, mit zu gestalten und so auch mit zu entscheiden —
und zwar von Beginn an. Der VVorschlag war aus guten Griinden, es in der Endlagersuche mit
einem Planungsprozess auf Augenhdhe ernsthaft zu versuchen. Zu recht, denn die Menschen
sind doch nicht bldd. Natdrlich wissen sie, welchen riesigen und in vielfacher Hinsicht hochst
unerfreulicher Eingriff ein Endlager in ihrer Region darstellt. Aber gleichzeitig wissen sie
doch auch, dass es schlicht notwendig und unausweichlich ist, die nuklearen Abfélle in den
zumindest relativ gesehen deutlich héheren Schutz einer unterirdischen geologisch
abgedichteten Lagerung zu verbringen. Wir sollten mutig und selbstbewusst auch auf das
Verantwortungsgefuhl der Menschen setzen. Dann aber missen wir sie gleichwertig
beteiligen.

Mitwirkung in diesem Sinn bedeutet auch Mit den Menschen und kommunalen Gremien
gemeinsam Zukunftskonzepten fiir ihre Region zu erarbeiten. Was tun, damit ihr nicht der
Stempel der Atommillkippe aufgedrickt wird? Wie kann das kompensiert werden? Welche
Potentiale und Chancen bietet die betroffene Region, die genutzt und ausgebaut werden
kdnnen?

Nach diesem Konzept der partizipatorischen Mitgestaltung, die das seinerzeit im AK End
entwickelt worden ist, muss man auch bereit sein, tber die Einleitung wie tber Teilschritte
der Endlagersuche Burgerentscheide und mehrheitliche Zustimmungen der kommunalen
Parlamente zuzulassen. Nur so wird klar, dass es mit dem Angebot der Partizipation ernst
gemeint ist.

Der vorliegende Gesetzentwurf bietet das alles nicht. Wenn er so beschlossen wird, ist eine
Schmalkost der Birgerbeteiligung faktisch festgeschrieben und damit ein Scheitern der
Endlagersuche vorprogrammiert. Sie kdnnte dann nur autoritér durch die Staatsgewalt
durchgesetzt werden.

Dass die einzusetzende Bund-L&nder Kommission bis 2015 Vorschlédge fir Veranderungen
im Gesetz macht, welche die Offentlichkeitsbeteiligung erweitert, halten wir fir sehr
unwahrscheinlich. Denn zum einen steht es der Mehrheit im neu zu wahlenden Bundestag
frei, diese VVorschldge anzunehmen oder sie zu verwerfen. Und zweitens spricht die
Zusammensetzung der Kommission dagegen. Wenn jede/r Zweite ein
Bundestagsabgeordneter oder Regierungsvertreter ist, ist das keine Einbeziehung der
Zivilgesellschaft sondern eine Misstrauenserklarung an diese. Das Ubergewicht von Politik
und Regierung schafft weder Vertrauen noch Teilnahmebereitschaft, sondern Distanz,
Befremden und Verargerung.

In eine solche Kommission gehdren nicht VVolksvertreter, sondern unabhangige Experten, und
zwar auch sozialwissenschaftlich und philosophisch geschulte, gemeinsam mit Vertretern der
Zivilgesellschaft. Aufgabe der Regierungen ist, die von diesen erarbeiteten Konzepte zur
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Endlagersuche zu bewerten und die der gewahlten VVolksvertreter, diese Konzepte so oder in
verénderter Form per Gesetz zu beschlielRen.

Das geht aber nicht, wenn man jetzt schon mit dem vorliegenden Entwurf den
Verfahrensablauf der Endlagersuche bis ins Detail beschlief3t. Es kann dann allenfalls noch
kosmetische Korrekturen geben. Unser VVorschlag also und in Kurzform:

Beschranken Sie sich auf ein Rahmengesetz, welches die Einleitung eines wirklich
ergebnisoffenen Suchgesetzes unter Darlegung der hier einzuleitenden Phasen skizziert. Und
setzen sie jetzt zwei Kommissionen ein,
e Die erste aus unabhangigen Wissenschaftlern, welche die Sicherheitskriterien fir ein
nukleares Endlager erarbeiten
e Die zweite aus, auch sozialwissenschaftlichen, Expertinnen und der Zivilgesellschaft,
welche das Verfahren der Endlagersuche im Detail konzipiert.

Erst auf der Basis der Ergebnisse der beiden Kommissionen sollten Bundestag und Bundesrat
ein detailliertes Gesetz zur Endlagersuche beschliel3en.

Dr. Hartwig Berger
Griine Liga und Okowerk Berlin e.V.
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Beispiele fiir

Anderungen der Formulierungshilfe des Bundeskabinetts zum Text des Kommissionsberichtes

betraut

einen Angehdrigen seiner
Geschéftsstelle mit den
Aufgaben eines
Partizipationsbeauftragten.
In der Begrindung:

,Der oder die
Partizipationsbeauftragte
legt dem Nationalen
Begleitgremium
regelmaBige Tatigkeitsberichte
vor und ist fachlich
weisungsunabhangig.”

,Das Nationale Begleitgremium
benennt einen
Partizipationsbeauftragten,

der sich fur seine Tatigkeit der
Geschaftsstelle des
Begleitgremiums bedient. Der
Partizipationsbeauftragte

ist dem Nationalen
Begleitgremium gegenuber
rechenschaftspflichtig und kann von
diesem Gremium abberufen
werden.”

Gesetz Text Formulierungshilfe Kommissionsbericht Anmerkungen
Bundeskabinett Anderungen farbig herbvorgehoben
§8 Nationales Begleitgremium Offentlichkeit der Sitzungen
nicht im Gesetz
§ 8 Abs. 1 Aufgabe des pluralistisch Text Kommission: Die ,vermittelnde und
zusammengesetzten .Das Nationale Begleitgremium unabhéangige Begleitung® ist
Nationalen Begleitgremiums ist | verfugt Uber ein Selbstbefassungs- sehr unbestimmt.
die vermittelnde und und Beschwerderecht und kann
unabhangige Begleitung des somit jederzeit Fragen an BfE und Welche Rechte und
Standortauswahlverfahrens, BGE stellen und Beantwortung Befugnisse hat das NBG
insbesondere auch der einfordern.* wirklich ?
Umsetzung des
Beteiligungsverfahrens am In der Begriindung steht:
Standortauswahlverfahren bis .Begleitung des Verfahrens,
zur Standortentscheidung nach Austausch mit allen
§ 20. Beteiligten®.
§ 8 Abs. 4 Das Nationale Begleitgremium | Text Kommission:
wird bei der Durchfihrung ,Das Nationale Begleitgremium tragt
seiner Aufgaben von einer dazu bei, Verdnderungs- und
Geschaftsstelle unterstitzt. Innovationsbedarf zu
Diese wird vom identifizieren. Kommt es zu dem
Bundesministerium fir Umwelt, | Schluss, dass Verfahrensteile oder
Naturschutz, Bau und Entscheidungen neu zu bewerten
Reaktorsicherheit sind, kann es dem Gesetzgeber
eingesetzt und untersteht entsprechende Anderungen
fachlich dem Nationalen empfehlen. Dieser kann auf Basis
Begleitgremium. Das der Empfehlung
Nationale Begleitgremium gibt | Verfahrensmodifikationen
sich eine Geschaftsordnung; bis hin zu Verfahrensrickspringen
es kann sich durch Dritte beschliel3en. Hierfiir kann das
wissenschaftlich beraten Nationale Begleitgremium den von
lassen. ihm gegebenenfalls berufenen
wissenschaftlichen Beirat oder Berufung eines
Experten fir Reflexion, wissenschaftl.
Prozessgestaltung Beirats steht nur noch in der
und wissenschaftliche Gutachten zu | Begriindung.
Rate ziehen."
§ 8 Abs. 5 | Das Nationale Begleitgremium | Text Kommission: Das BfE setzt die

Geschaftsstelle ein und trifft
damit eine Vorauswabhl fir
den/die
Partizipationsbeauftragte(n).
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§ 14 Abs.2 | Liegen zu einzelnen Gebieten | ,Das Nationale Begleitgremium pruft | Mitwirkung des NBG nur
keine hinreichenden vor der Entscheidung des noch
Informationen fiir die Bundesamts flr kerntechnische in der Begrindung, nicht im
Anwendung der Kriterien nach | Entsorgungssicherheit Uber das Gesetz
§§ 22 bis 24 vor, ist eine weitere Verfahren mit Gebieten mit
begriindete Empfehlung nicht ausreichender
zum weiteren Verfahren mit geowissenschaftlicher
diesen Gebieten Datenlage den diesbezlglichen
aufzunehmen. Vorschlag des Vorhabentragers.*

Klaus Brunsmeier
15.1.2017
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Von: Erank Carstensen

An: Geschaeftsstelle

Betreff: Anmerkungen zum Entwurf StandAG
Datum: Montag, 2. Januar 2017 20:56:41

Sehr geehrte Damen und Herren,
nach Durchsicht des Entwurfs zum StandAG mdchte ich folgende Punkte anmerken:

§ 21 (Sicherungsvorschriften), Abs. 2:

Auf eine Einschrankung der Gesteinsart (Tonstein, Steinsalz) sollte an dieser Stelle verzichtet
werden, da ggf. auch andere Gesteinsarten (z.B. Tonmergelstein) in Betracht kommen. Eine
entsprechende Vorfestlegung ist auch in den Mindestanforderungen nicht sinnvoll. Stattdessen
sollte ein ,,Gebirge, das voraussichtlich die Voraussetzungen eines sicheren Einschlusses erfullt“
oder ,potenziell einschlusswirksames Gebirge“ genannt werden. Alternativ ist der Begriff
"Tonstein" als Oberbegriff fur verschiedene Sedimentgesteine, die Uber vergleichbare
Eigenschaften verfugen, zu definieren.

Die Kristallinformationen bilden Ublicherweise die mittlere/tiefere Erdkruste, sodass bei
Antreffen der Kristallinoberflache in der entsprechenden Erkundungstiefe stets eine
Mindestmachtigkeit von mehreren Kilometern gegeben ist. Auf die Angabe einer
Mindestmachtigkeit von 100 m kann daher an dieser Stelle verzichtet werden.

8§ 23 Abs. 4, Nr. 2:

Das einschlusswirksame Gebirge muss mindestens oberhalb des Endlagers eine
Mindestmachtigkeit von 100 m aufweisen! Sofern das Endlager innerhalb einer 100 m
machtigen Gesteinsformation untergebracht werden soll, bleibt ober- und unterhalb nur ein
geringmachtiger Saum. Die Formulierung ist hier zumindest missverstandlich.

Anlage 2:
Eine Barrierenmachtigkeit von 50-100 m ist nicht ,,weniger gunstig”, sondern gemaR § 23
auszuschlieRen.

Anlage 11:

wie soll in der Praxis eine ,flachenhafte, aber lickenhafte beziehungsweise unvollstédndige
Uberdeckung* von einer ,fehlenden Uberdeckung* abgegrenzt werden? Hier ist Streit
vorprogrammiert: féllt die ,,Gorlebener Rinne“ unter ,unvollstandige* oder ,fehlende*
Deckschicht? Besser wére eine Definition, die eine potenzielle hydraulische Vertikalbewegung
beinhaltet und quantifiziert, z.B. durch Festlegung eines maximalen Faktors der vertikalen zur
horizontalen Durchlassigkeit (kfh/kfv) innerhalb des gesamten Deckgebirges. Alternativ ist die
Angabe der GroRenordnung, z.B. in Relation zur Flache des Endlagers, mdglich.

Anlage 12:

Es ist nicht nachvollziehbar, warum tiefe Grundwasservorkommen zur Trinkwassergewinnung
gegenuber oberflachennahen Vorkommen nachrangig behandelt werden. Sofern eine potenzielle
Beeintrachtigung durch das Endlager und nicht durch die oberirdischen Anlagen gemeint ist, ist
z.B. ein Mineralwasser- oder Heilwasservorkommen sicherlich als gleichrangig zu bewerten.

GriuRe aus Bielefeld
Dipl.-Geol. Frank Carstensen


mailto:frank.carstensen@web.de
mailto:Geschaeftsstelle@Nationales-Begleitgremium.de
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Sehr geehrte Damen und Herren,

das Nationale Begleitgremium (NBG) hat sich formiert, noch bevor die Beratungen tber
die Novelle des StandAG abgeschlossen wurden. Dabei werden Grundsétze der Arbeit
des NGB durch die geplante Novelle des Gesetzes in erheblichem Mal berihrt.

Wir standen der Einrichtung einer Beratungs-, Vermittlungs- und Kontrollinstanz zwischen
Gesetzgeber, Behorden und Offentlichkeit im Prinzip positiv gegentber, jetzt aber haben
wir einige Fragen.

Unsere Fragen im Einzelnen zu 88, Nationales Begleitgremium:

1.Wie stehen die Mitglieder des NBG zu den Einschrankungen des Selbstbefassungs- und
Beschwerderechts, namlich dass es den zustandigen Akteuren jederzeit Fragen stellen
darf und dass es einen wissenschaftlichen Beirat einberufen kann? (88 Abs.1)

Im Abschlussbericht der Endlagerkommission hiel3 es: “Das Nationale Begleitgremium
tragt dazu bei, Verdnderungs- und Innovationsbedarf zu identifizieren. Kommt es zu dem
Schluss, dass Verfahrensteile oder Entscheidungen neu zu bewerten sind, kann es dem
Gesetzgeber entsprechende Anderungen empfehlen. Dieser kann auf Basis der
Empfehlung Verfahrensmodifikationen bis hin zu Verfahrensriickspringen beschliel3en.
Hierfir kann das Nationale Begleitgremium den von ihm gegebenenfalls berufenen
wissenschaftlichen Beirat oder Experten fir Reflexion, Prozessgestaltung und
wissenschaftliche Gutachten zu Rate ziehen.”

Dieses Recht ist im Entwurf (88, Abs. 4) nicht enthalten.

2. Wie kann die ausreichende Finanzierung der Arbeit des Gremiums und ihrer Mitglieder
gewahrleistet werden? Dazu fehlen uns detaillierte Ausfihrungen. Oder anders gefragt:
Wie kann eine Arbeit auf ,Augenhdhe” zwischen Bundestag, Ministerien und NBG
gewabhrleistet werden?

3.Weitere Fragen ergeben sich hinsichtlich des/ der ,Partizipationsbeauftragten” (88,
Abs.5).

a) Die Frage ist, welche Qualifikation diese Person mitbringen soll, die Zugehorigkeit zur
Geschéftsstelle des NBG kann es nicht sein.

b) Im vorliegenden Gesetzentwurf bekommt das BfE sogar die Befugnis, eine Vorauswabhl
fur die Besetzung des Partizipationsbeauftragten treffen zu kénnen: Das BfE richtet die
Geschaftsstelle fur das NBG ein, das NBG darf nur einen Angehorigen der Geschéftsstelle
als Partizipationsbeauftragten benennen.

Dagegen stellte die Endlagerkommission dem NGB frei, welche Person sie als
Partizipationsbeauftragten ernennt. Er ist rechenschaftspflichtig, so hiel3 es, und kann von
diesem Gremium abberufen werden. Auch das fehlt im Gesetzentwurf.

4. FUr uns ist es von grofRer Bedeutung, dass die Sitzungen des Nationalen
Begleitgremiums in der Regel 6ffentlich sind. Eine diesbezilgliche Regelung fehlt im
Gesetzentwurf.

Wie stehen Sie zu der Auffassung des Nationalen Begleitgremiums, wie sie der
Formulierungsvorschlag zum StandAG vom 21.12.2017 festlegt?

Mit freundlichen Grif3en
Wolfgang Ehmke, Sprecher der Bl Umweltschutz Lichow-Dannenberg e.V.
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Von: Dr. Dieter Kostka

An: Geschaeftsstelle

Cc: roland.schueler@bmev.de

Betreff: Offener Brief und Stellungnahme zur Gesetzesanhérung im Rahmen der bevorstehenden Anderung des
StandAG

Datum: Freitag, 20. Januar 2017 01:18:43

Anlagen: DK 20170119 Offener Brief NBG.pdf

DK 20170119 Stellunanahme StandAG-Fortentwicklungsaesetz.pdf

BM-FM&B-Position Tagung Atommiill Endfassung 20140407.pdf
BM-FM&B-Kommissionsbrief 20141202.pdf

RSchiiler 20160524 BM-FM6B-Kommissionsfazit anonymisiert.pdf
Dringlichkeit: Hoch

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie baten um schriftliche Stellungnahmen zur geplanten Gesetzesanhérung im Rahmen der
bevorstehenden Anderung des Gesetzes zur Auswahl eines Endlagerstandortes (StandAG-
Fortentwicklungsgesetz). Die Unterzeichner der angehdngte Dokumente sind Mitglieder einer
verbandslbergreifenden Arbeitsgruppe aus Konfliktexpert*innen zweier Mediationsverbande
zum Thema ,Blrgerbeteiligung bei der Suche nach einer sicheren Lagerung fir Atommll“. Diese
Arbeitsgruppe hat im Namen ihrer Verbande, des Férdervereins Mediation im 6ffentlichen
Bereich (FM06B) e.V. und des Bundesverbands Mediation (BM) e.V., einen offenen Brief an das
Nationale Begleitgremium verfasst sowie eine Stellungnahme fiir die 0.g. Gesetzesanhérung.

|II

Anbei Ubersende ich Ihnen z.w.V. diesen Offenen Brief mit der Stellungnahme, sowie als
ergdnzende Hintergrundinformation (auf die auch in unserem Offenen Brief verwiesen wird) drei
weitere Dokumente aus der Arbeit unserer Expert*innengruppe; diese waren im Rahmen einer
laufenden kritischen Begleitung der Arbeit der ,Kommission Lagerung hochradioaktiver
Abfallstoffe” entstanden. Das Dokument mit der Dateibezeichnung , Kommissionsfazit” ist auch
als Kommissions-Drucksache Nr. AG1-73 in den Endbericht der Kommission eingeflossen.

Bitte handigen Sie den Mitgliedern des Nationalen Begleitgremiums den Offenen Brief, die
Stellungnahme und die anderen beigefligten Dokumente aus mit der Bitte um geféllige
Kenntnisnahme und Einspeisung in die Gesetzesanhérung — verbindlichen Dank!

Mit freundlichen GriRen
Dr. Dieter Kostka

Forderverein Mediation im offentlichen Bereich (FM6B) e.V.
- Der Vorsitzende -


mailto:kostka@umweltmediation.info
mailto:Geschaeftsstelle@Nationales-Begleitgremium.de
mailto:roland.schueler@bmev.de
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Forderverein Mediation im &ffentlichen Bereich (FM6B) e.V.
Dr. Dieter Kostka, Kurze Str. 31, 41462 Neuss

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und Bauen
Roland Schiller, Vitalisstr. 341,50933 Kdln

Nationales Begleitgremium

Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Neuss/Koéln, 19. Januar 2017
Offener Brief:

Anderung des Standortauswahlgesetzes

Anlage:
Stellungnahme zum StandAG-Fortentwicklungsgesetz

Sehr geehrte Frau Professorin Schreurs, Frau Gaebel, Frau Dr. Muller, Frau Suckow, sehr
geehrter Professor Topfer, Herr Brunsmeier, Professor Grunwald, Professor Lambrecht und
Professor Niebert,

wir sind eine verbandsibergreifende Arbeitsgruppe von Konfliktexpert*innen zweier Media-
tionsverbande und méchten lhnen fir Ihre Arbeit im neuen Nationalen Begleitgremium
zunachst einen guten Start und viel Erfolg wiinschen!

Viele ,Altlasten” aus der Geschichte des Atommuills und der Entstehung des Standortaus-
wahlgesetzes sowie der daraus resultierende Vorschlag der Kommission stellen eine grol3e
Herausforderung dar und werden aus unserer Sicht Ihre Arbeit von Anfang an belasten. Wir
mochten Sie gerade deswegen darin bestarken, sich fir eine tatsachliche Partizipation
einzusetzen, bei der die Beteiligten auch den Rahmen selbst mitgestalten und so nicht der
Eindruck einer inszenierten ,Beteiligungssimulation entsteht, wie es bisher bisweilen der
Fall war. Wir glauben aus unserer Erfahrung, dass eine allseits akzeptierte ,gute Losung*
nicht von oben verordnet werden kann, sondern mit den Blrger*innen entwickelt werden
muss. Dies bedeutet vor allem, die ,Expertenburger” der Anti-AKW-Bewegung neu zu
gewinnen — diese waren von Anfang an bedeutsame Treiber*innen fir mehr Sicherheit und
Mahner*innen gegeniber der Hochrisikotechnologie. Das bedeutet auch, die Mitwirkungs-
rechte der betroffenen Regionen zu starken tber das bisher im Standortauswahlgesetz
hinaus vorgesehene Mal3. Eine partizipative Beteiligung braucht den Dialog, und der kann
nicht ausschlief3lich Gber Konsultation entstehen. Dazu braucht es vielmehr tatsachliches
Austauschen und Mitsprache auf Augenhdhe, und zwar sowohl Gber Inhalte wie
Sicherheitskriterien und Standortauswabhl, als vor allem auch Gber das Verfahren der
Entscheidungsfindung selbst.

Forderverein Mediation im offentlichen Bereich (FM&B) e.V., gemeinnitziger Verein, eingetragen beim Amtsgericht Bonn, Vereinsregister-Nr.: 20 VR 7403,
Steuer-Nr.: 206/5861/0074

Vorstandsmitglieder: Dr. Dieter Kostka (Vorsitzender), Sascha Boettcher (stellvertretender Vorsitzender), Doreen Klipstein (Schatzmeisterin).
Ehrenvorsitzender: Gerd Fuchs

Bankverbindung: Sparkasse Westerwald-Sieg, BIC: MALADE51AKI, IBAN: DE04 5735 1030 0006 0136 19.

Bundesverband MEDIATION e.V., eingetragen beim Amtsgericht Berlin-Charlottenburg, Vereinsregister-Nr.: VR 33916 B, Steuer-Nr.: 27/620/62299,
USt-IdNr.: DE 226273550

1. Vorsitzender: Prof. Dr. Anusheh Rafi; 2. Vorsitzende: Sosan Azad

Geschaftsstelle: Wittestrae 30 K, 13509 Berlin, Bankverbindung: Kasseler Sparkasse, BIC: HELADEF1KAS, IBAN: DE72 5205 0353 0001 0738 90.
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Bundesverband

Gﬁrderverein Mediation M E D IAT I O N

im 6ffentlichen Bereich e.V. www.bmev.de

Wir Unterzeichnenden haben den Prozess der Kommission seit ihrer Entstehung intensiv
verfolgt und kommentiert, siehe zum Beispiel unser abschliel3endes Fazit, welches als
Kommissions-Drucksache Nr. AG1-73 in den Endbericht der Kommission eingeflossen ist
(einsehbar unter
http://www.bundestaqg.de/blob/425832/61d77bb9cf3465b4f05f0f675c2400a8/drs_073-

data.pdf).

Unseres Erachtens braucht dieses Suchverfahren einen tragfahigen Konsens, und zu
diesem Konsens fuhren nur ,Zu-horen® statt bloRem ,,An-héren” sowie echte Mitsprache im
Dialog. Der Prozess der Kommission hat uns hierbei in unserer Auffassung bestatigt, dass
es nicht nur ,Offentlichkeitsbeteiligung®, sondern vor allem auch ,Konfliktbewaltigung*
braucht, um in einem derart konfliktreichen Feld zu gemeinsam getragenen Ergebnissen zu
kommen.

Das Nationale Begleitgremium ist vorbelastet durch die mangelhafte Blrgerbeteiligung im
Prozess der Entstehung des Standortauswahlgesetzes. Als besonders problematisch
sehen wir auBerdem, dass die vor fast einem Jahr angekiindigte 6ffentliche Diskussion der
Ergebnisse der Kommission nicht stattgefunden hat. Statt dies offen einzugestehen,
wurden ersatzweise ,Kernbotschaften ohne Ergebnisrelevanz in kleinen Veranstaltungen
diskutiert. Diese notwendige Offentlichkeitsbeteiligung kann nun aus unserer Sicht leider
nicht nachtraglich durch Anhérungen nachgeholt werden, die keine Relevanz mehr fur
Gesetzgebungsverfahren oder die so bedeutsame Prozessgestaltung haben.

Die grof3e Herausforderung fur das NBG besteht darin, glaubwirdig eine Licke zu fillen,
die von der Kommission nicht gefiillt wurde. Solche Teufelskreise erleben wir seit
Jahrzehnten bei komplexen gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen. Heute gibt es
indes Wissen uber Beteiligungs- und Konfliktbewaltigungsverfahren, das helfen kann,
diesen Teufelskreis zu verlassen. Dadurch kann verloren gegangene Glaubwiurdigkeit in die
Arbeit von Gremien zurtick gewonnen werden. Ein wichtiger Schlussel dazu ist, alle
potenziell Betroffenen bereits in die Prozessgestaltung einzubeziehen.

Wir wiinschen lhnen und den nachfolgenden Generationen, dass dies gelingen moge, und
sind gerne bereit, Sie mit unserer Konfliktkompetenz darin zu unterstitzen, Blrgerbe-
teiligung so zu gestalten, dass sie sich den Konflikten tatsachlich stellt und vor allem
Betroffene durch Mitsprache/Mitwirkung Einfluss gewinnen kénnen. Wir halten dies fir eine
unverzichtbare Voraussetzung, um langfristig tragfahige Losungen zu finden. Andernfalls
finden Burger*innen in Protest und Widerstand einen gré3eren und fir sie attraktiveren
Gestaltungsspielraum.

Im Zusammenhang mit der Standortsuche wird von ,,Generationengerechtigkeit®
gesprochen. Dieses Gerechtigkeitsempfinden kann nicht durch Zeitdruck entstehen,
sondern ausschlie3lich durch allseits als bestmdglich akzeptierte Entscheidungen. Hier
besteht ein genereller gesellschaftlicher Diskussionsbedarf, nicht nur in den betroffenen
Regionen.
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Gerechtigkeit bedeutet auch ,restaurative Gerechtigkeit” (,restorative justice®): Fehler und
Unrecht der Vergangenheit mussen aufgearbeitet, benannt und beendet werden. Dies
betrifft u.a. die Havarien der Lagerstatten Morsleben und Asse. Dartber hinaus ist speziell
im Landkreis Liuchow-Dannenberg seit 40 Jahren aufgrund fragwurdiger, teilweise
geheimer oder als manipuliert empfundener Entscheidungen ein tiefgreifendes Misstrauen
entstanden. Jahrzehnte polizeilicher Grol3einsatze haben das Vertrauen in ein gerechtes
Verfahren bei der Suche nach einer Lagerstatte zerstort. Wir erhoffen uns, dass lhr
Gremium sich nachdricklich dafur einsetzt, im Sinne der restaurativen Gerechtigkeit einen
neuen, dialogischen Weg mit dieser Region einzuschlagen, denn das hatte bundesweite
Strahlkraft: Nur wenn die Region um Gorleben das Suchverfahren als gerecht empfindet,
kann es auch insgesamt zum Erfolg fuhren, so dass dieser Region in der Konfliktbewalti-
gung unseres Erachtens eine zentrale Bedeutung zukommt.

Wir wiinschen uns von lhnen aus diesem Grund eine zeitnahe Entwicklung von Formaten
fur die partizipative Bearbeitung der Fehler der Vergangenheit auf Augenhthe und fur eine
gesellschaftliche Debatte Uber alternative Lageroptionen, bevor der Weg der tiefengeolo-
gischen Endlagerung beschritten werden kann.

Anliegend flgen wir zu lhrer Kenntnis unsere Stellungnahme zu den vorliegenden
Entwirfen eines Standortfortentwicklungsgesetzes bei. Es geht uns dabei nicht darum, uns
auf diese Weise fur Auftrage im Rahmen der Standortsuche zu empfehlen; tber ein
Gesprach uber die Mdglichkeiten des NBG im Hinblick auf die oben angesprochenen
Punkte wirden wir uns gleichwohl freuen.

Fir den Forderverein Mediation

im Offentlichen Bereich (FM0OB) e.V.: Fur den Bundesverband MEDIATION (BM) e.V.:

(Dr. Dieter Kostka) (Roland Schiiler)

Vorsitzender des FM06B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
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Nationales Begleitgremium

Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Neuss/KdlIn, 19. Januar 2017
Stellungnahme zum

StandAG-Fortentwicklungsgesetz

Als Konfliktexpert*innen zweier Mediationsverbdnde nehmen wir zu der Umsetzung des
Berichtes der Kommission im Entwurf des StandAG-Fortentwicklungsgesetzes Stellung:

1. Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit

Fir einen konstruktiven Umgang mit dem jahrzehntelangen Konflikt um die Lagerung von
Atommull fehlt eine ernsthafte Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit gemeinsam mit
den Betroffenen und den Laien-Expert*innen der Anti-AKW-Bewegung. Eine ernsthafte
Aufarbeitung der Erfahrungen aus der Vergangenheit hat bislang weder in der Kommission
noch mit der Gesellschaft stattgefunden.

Notig sind:

die Betrachtung der havarierten Lager Asse und Morsleben und der Fehler, die zur
zeitnahen Havarie gefthrt haben, sowie einer Benennung der flr diese Fehler
Verantwortlichen, denn diese sind fur kiinftige Expertisen kaum glaubwirdig.

Aufarbeitung der Standortbenennung und der jahrzehntelangen politischen Konflikte
um Gorleben — insbesondere mit den Betroffenen am Standort.

Ohne diese Aufarbeitung hat sich der Standort Gorleben erwartungsgemalf als ,Elefant am
Kommissionstisch* erwiesen: Als Beratende in Konflikten wissen wir, dass Tabuthemen
explizit besprochen werden muissen, da sie sich sonst implizit Raum greifen und den
Prozess blockieren, wie im Verlauf der Kommissionsarbeit z.B. bei der Benennung von
Eignungskriterien.
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Ohne einen konsensualen Umgang mit dem Standort Gorleben wird es jedoch bundesweit
kein Vertrauen in die Standortsuche der nachsten Jahre und Jahrzehnte geben. Die
Konflikte werden so weiter getragen in die kommende Standortsuche.

Aus unserer Sicht braucht es eine zeitnahe Entwicklung und Anwendung von
Formaten fur die Aufarbeitung der konflikthaften Erfahrungen der Vergangenheit.
Hierbei ist es unabdingbar, dass die Betroffenen dabei bereits das Verfahrensdesign
mitbestimmen kénnen.

2. Ergebnisoffener Blick auf Lageroptionen

Mit Ruhe und Zeit sowie unter Beteiligung der Offentlichkeit — vor allem der erfahrenen und
engagierten Offentlichkeit — benétigt es dringend eine Abwagung alternativer Lageroptionen
jenseits der tiefengeologischen Lagerung, um eine breite gesellschaftliche Debatte zum am
wenigsten risikoreichen Umgang mit dem Atommdll zu gewéhrleisten.

Dies wurde in der Kommission versaumt und stattdessen konsequent die tiefengeologische
Lagerung verfolgt, obwohl eine breite Debatte bereits Jahre zuvor vom AKEnd und dann
erneut in der Diskussion um das Standortauswahlgesetz wohlbegriindet empfohlen worden
war.

Aus unserer Sicht braucht es zeitnah eine gesellschaftliche Debatte Uber alternative
Lageroptionen. Nur wenn es danach einen breiten gesellschaftlichen Konsens gibt,
dass der Weg der tiefengeologischen Endlagerung der bestmégliche ist, konnte
dieser auch beschritten werden.

3. Wirksame Beteiligung

Die Kommission hat es — vielfach aus Zeitmangel - versdumt, frihzeitig Formate einer
ergebniswirksamen Offentlichkeitsbeteiligung zu installieren. Die gewahlten Formate
entsprachen der Beteiligungsstufe der Information und teilweise der Konsultation, jedoch
ohne den notwendigen dialogischen Anteil, denn die Ergebnisse wurden nur mittelbar
wieder in die Kommissionsarbeit zuriickgefihrt. Diese unterste Stufe der ,Beteiligung® wird
der Bedeutung und Tiefe des gesellschaftlichen Konflikts nicht gerecht.

Es bedarf zukiinftig des Dialogs, bei dem nach kritischem Diskurs die Ergebnisse der
Beteiligung nachvollziehbar und verbindlich im Sinne einer Mitwirkung in die Suche
nach einer Lagerstatte einfliel3en.

4. Die Beteiligungsrechte miussen erweitert werden zu Mitsprache auf Augenhdhe

Die vorliegenden Gesetzentwiirfe sehen lediglich Unterrichtung und einseitige Konsultation
vor. Unseres Erachtens reichen die Rechte der betroffenen Regionen nicht aus.
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a) Mitspracherechte der betroffenen Regionen

Wir sehen Vetorechte fur betroffene Regionen als konsensstiftend an: Nur wer das Recht
hat, ,nein“ zu sagen, kann auch in Freiheit ,ja“ sagen. Vetorechte kénnten hierbei ggf.
beschrankt sein auf einen Rucksprung im Verfahren oder auf einen temporaren Stopp der
Standortauswahl. Dies géalte es im Vorfeld mit den betroffenen Regionen zu klaren.

b) Beteiligungstiefe

Der AK End hat in einem langen Diskussionsprozess Beteiligungsrechte tber Information
und Anhorung am Ende des Verfahrens hinaus empfohlen. Die einseitige Top-Down-
Beteiligung analog der Ublichen Erérterungsverfahren hat zur Entstehung und Starke der
gesellschaftlichen Konflikte um die Atomenergie gefuhrt. Um einen anderen, gemeinwohl-
vertraglichen Prozess der Standortsuche einzuleiten, braucht es nun substantielle Ande-
rungen: Transparente Abléaufe, gesicherte Information und Akteneinsicht, Transparenz-
portale im Internet, Informationskampagnen, Burgerforen vor Ort und vor allem Beteili-
gungsmaglichkeiten auf Augenhdhe.

Fur den Forderverein Mediation

im offentlichen Bereich (FM6B) e.V.: Fur den Bundesverband MEDIATION (BM) e.V.:
@d«? /J(sﬂ(\/ Yol Scllle

(Dr. Dieter Kostka) (Roland Schiiler)

Vorsitzender des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
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Neuss & Koln, 7. April 2014
Losungen brauchen Dialog - Dialog braucht Zeit!

Sehr geehrte Damen und Herren,

Mediatorinnen sind Expertinnen fur einen konstruktiven Umgang mit Konflikten. Als solche
verfolgen wir sehr genau die Diskussionen um die Bildung der ,Kommission Lagerung
hochradioaktiver Abfallstoffe“. Unsere Erfahrung zeigt: Nachhaltige Lésungen fur tiefgrei-
fende Konflikte werden erst dann und nur in dem Mal3 moglich, wie auch Vertrauen wéchst.

Um zu einem wechselseitigen Vertrauensaufbau fir eine gemeinsame Zusammenarbeit in
der Kommission zu gelangen, braucht es indes den direkten Dialog, den Berichterstatterin-
nen, Vertreterinnen der Bundeslander sowie Umweltverbénde Mitte Marz erfreulicherweise
auch aufgenommen haben. Nur im direkten, verstandigungsorientierten Dialog kann sich
angenahert werden, kann verstanden werden, wie die jeweils andere Seite denkt. Es
besteht die Chance zu verstehen, warum einerseits den Umweltverbanden bestimmte
Forderungen wichtig sind, und warum fir den Gesetzgeber andererseits bestimmte
Rahmenbedingungen von Bedeutung sind. Ohne dieses gegenseitige Verstehen — was
nicht gleichbedeutend ist mit Einverstanden sein — ist es nicht moglich, tragfahige
Losungsoptionen zu entwickeln, geschweige denn umzusetzen.

Ein Dialog bendétigt vor allem eins: Zeit! Denn unserer Erfahrung nach kénnten die aktuellen
Graben tatsachlich — professionell moderiert - in einigen Dialogtreffen Gberwunden werden.

Forderverein Mediation im &ffentlichen Bereich (FM6B) e.V., gemeinnitziger Verein, eingetragen beim Amtsgericht Bonn, Vereinsregister-Nr. 20 VR 7403,
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Die parlamentarische Staatssekretarin des BUMB, Frau Schwarzelthr-Sutter, verdeutlichte
in ihrem Eingangsstatement bei einer Podiumsdiskussion in Berlin am 28. Marz 2014 im
Rahmen der Tagung der Umweltverbande, dass ,,ohne die Umweltverbande in der Kommis-
sion das Wichtigste fehlen wirde®. Unserer Wahrnehmung nach wird diese Sicht in weiten
Teilen der Politik geteilt: Nur mit den in der Atomfrage glaubwirdigen Umweltverbanden
und —initiativen in der Kommission lasst sich eine gesellschaftliche Akzeptanz fir deren
Ergebnisse erreichen. Und ohne die gesellschaftliche Akzeptanz wirden die Kommissions-
ergebnisse ihre Wirkung verfehlen.

Als Fazit der Tagung der Umweltverbénde lasst sich jedoch aus unserer Wahrnehmung
festhalten, dass unter den aktuell gegebenen Umstédnden kein Umweltverband und keine
Initiative bereit ist, in der Kommission mitzuarbeiten.

Der Bundesverband Mediation und der Férderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich
appellieren deshalb als Fachverbande fir einen konstruktiven Umgang mit Konflikten an die
Politikerinnen aller Fraktionen: Wenn Sie eine Kommission haben wollen, die
erfolgversprechend startet und gemeinsam mit den Umweltverbanden gut arbeitet, dann
empfehlen wir mehr Zeit. Zeit um Vertrauen aufzubauen und so die Umweltverbande mit
ins Boot holen! Damit wirden Sie einen bedeutsamen Schritt fur die gesellschaftliche
Akzeptanz der Kommission und ihrer Arbeit tun!

Mit freundlichen GriiBen

fiir den Vorstand des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
Ok Yot Fotat Sebute
(Dr. Dieter Kostka) (Roland Schiiler)

Leitung Fachgruppe Planen&Bauen

Kontakt: 0221 952 19 45
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Zwischenbilanz zur Arbeit
der ,Kommission Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe*

Koln / Neuss im November 2014

Sehr geehrte Damen und Herren in der Kommission!

Als Mediatorinnen im offentlichen Bereich beobachten wir die Kommission seit inrer
Entstehung sowie in deren Vorfeld.

Bereits die Einsetzung der Kommission war ein schwieriger Prozess, der unter
ungunstigen Bedingungen stattfand — ungUnstig vor allem deshalb, weil ein Dialog,
der gute Lésungen hervorbringen soll, Zeit braucht. Wir verweisen dazu auf unser
Schreiben vom 7. April 2014. Diese Zeit hat man sich damals nicht genommen und
dies hatte und hat konfliktdynamische Auswirkungen.

Mit einiger Verzdogerung hat die Kommission inre Arbeit aufgenommen und wir
mochten uns mit einer Zwischenbilanz an Sie wenden:

1. Die Arbeit der Kommission hat einen gemeinsamen Auftrag, der ihr seitens
der Politik vorgegeben ist. Bislang ist noch nicht erkennbar, dass dieser ge-
meinsame Auftrag auch in von allen Mitgliedern gemeinsam getragene Ziele
verwandelt wurde. Aktuell prédgen Partikularinteressen das Bild nach auBBen -
mit der Folge, dass die Arbeit der Kommission insgesamt nicht rund I&uft und
das auch so wahrgenommen wird.

2. Das intensive BemuUhen einzelner Kommissionsmitglieder, die Kommission trotz
aller Anlaufschwierigkeiten auf eine breite Basis zu stellen und so gute Arbeit
zu ermdglichen, erkennen wir hierbei ausdricklich an. Dazu bieten wir ihnen
gerne unsere fachliche UnterstUtzung an.

3. Wir beobachten, dass sich die Kommission in die inhaltliche Arbeit gestUrzt
hat, bevor sie sich als Ganze Uberhaupt gefunden hat. Erfolgreiche Fin-
dungsprozesse sind aber unabdingbare Voraussetzung fur eine konstruktive
Arbeit an eskalierten Konflikten. In dem MaBe, wie man sie zu Uberspringen
versucht, holen sie einen sp&ter wieder ein und werfen den Zeitplan durchei-
nander.
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4. Entscheidungen sollten laut EnTschIieBungsonTrME@cIiA;[rJ!@;N

klartermaBen im Konsens getroffen werden, doch diese wichtigeykaknbgev.de
Entscheidungsfindung wird nicht angewendet.

5. Esist Brauch bei Verhandlungen, dass alle Beteiligten zum Gelingen des Pro-
zesses eine Friedenspflicht wahren. Dazu gehért im Falle der Kommissionsmit-
glieder, dass sie wahrend ihrer Arbeit Handlungen auBerhallb der Kommission
unterlassen bzw. fUr deren Unterlassen zu sorgen, die die konstruktive Arbeit
der Kommission gefdhrden.

Als solche Handlungen ordnen wir die unangekundigten Klagen der Energie-
versorger ein. Sie sind in der Gestalt ihrer Kommissionsvertreter Teil der Kom-
mission und klagen zugleich gegen die Rahmenbedingungen des StandAG.
Dialog und Klageweg schlieBen sich aber aus. Aus unserer Konfliktarbeit ken-
nen wirmanchmal durchaus die Notwendigkeit von juristischen Schritten z.B.
zur Fristwahrung. Sie werden zur Vertrauensbildung dann aber vorher ange-
kUndigt und es wird inhaltlich begrondet, warum sie jetzt notwendig sind.

6. Statt jahrzehntelang aufgebautes Misstrauen abzubauen, fUhrt die aktuelle
Kommissionsarbeit nach unserer Einschdtzung durch die genannten Kritik-
punkte insgesamt eher dazu, das Misstrauen wichtiger und fUr das Thema
zentraler gesellschaftlichen Organisationen der Umwelt- und Anfi-
Atombewegung noch zu verfestigen. Trotz der Besetzung zweier Kommissions-
sifze durch die Vertreter des BUND und der Deutschen Umweltstiftung ist die
Umweltbewegung weiterhin nicht ausreichend reprdsentiert, denn diese Ver-
treter haben nicht die Anerkennung als legitimierte Stellvertreter seitens der
Umwelt- und insbesondere der Anfi-Atombewegung.

In einer Situation, in der die Betreiber durch ihre Klagen den Verhandlungstisch de
facto verlassen haben und die Umweltverbdnde und Initiativen - der formalen Be-
setzung der Pl&tze zum Trotz - nicht am Verhandlungstisch angekommen sind, sollte
die Kommission sich die Zeit nehmen, damit einen Umgang zu finden.

Dies mag im herkdbmmlichen Geschdaft uniblich sein, unmaoglich ist es dagegen kei-
neswegs — es braucht lediglich den entsprechenden Gestaltungswillen!

Mit freundlichen GriiBen

fir den Vorstand des FM6B e.V.

(Dr. Dieter Kostka) (Roland Schiiler)
Leitung Fachgruppe Planen&Bauen
Bundesverband Mediation

Kontakt: 0221 952 19 45
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Ko6In/Neuss, 23. Mai 2016

Anmerkungen zur Arbeit der ,,Kommission
Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe*

Sehr geehrte Damen und Herren in der Kommission!
Sehr geehrte Menschen und Organisationen im Umfeld der Kommission!

Mit grol3em Interesse beobachten wir die Arbeit der Kommission aus der Perspektive pro-
fessioneller Konfliktberater. Wir sehen mit Sorge, dass wesentliche Anforderungen gelin-
gender Konfliktbewaltigung immer weniger erfillt sind und méchten daher die Gelegenheit
nutzen, vor Abschluss des Kommissionsberichtes noch einmal die Relevanz zentraler Be-
dingungen fir eine wirksame Konfliktbewaltigung zu betonen.

Bereits die Einsetzung der Kommission war ein schwieriger Prozess, der unter unginstigen
Bedingungen stattfand — denn ein Dialog, der gute Losungen hervorbringen soll, benétigt
Zeit, um belastbare Rahmenbedingungen des Dialogs konsensual zu vereinbaren. Die Poli-
tik hat sich diese Zeit damals nicht genommen, und dies hatte und hat konfliktdynamische
Auswirkungen, indem wesentliche Akteure nicht am Kommissionstisch vertreten sind. Wir
verweisen hierzu auf unser Schreiben vom 07. April 2014.

Die Arbeit der Kommission steht vor einer nahezu unlésbaren Aufgabe: Hier soll ein Prob-
lem geldst werden, fur das es per se keine gute Losung gibt. Vielmehr gilt es, aus einer
Reihe allesamt schlechter Optionen die unter Beachtung der zu erwartenden Risiken ver-
mutlich am wenigsten untaugliche zu ermitteln. Nirgends auf der Welt gibt es eine tUberzeu-
gende Antwort auf die Frage nach einem sicheren Endlager.

Wir sehen ein starkes Bemiihen der Arbeitsgemeinschaft Offentlichkeitsarbeit, in der Kom-
mission ein lernendes Verfahren auf den Weg zu bringen und wirdigen die Arbeit in Kennt-
nis der schwierigen Rahmenbedingungen und Vorgaben, insbesondere auch die Leitlinien

des Kapitels ,Umgang mit Konflikten“ — die jedoch leider im vorgesehenen Verfahren nicht

ausreichend umgesetzt werden.
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Wesentliche Aspekte fur einen guten Umgang mit dieser konflikttréachtigen Aufgabe sind
nach unserer Einschéatzung nicht beachtet:

Aufarbeitung der Vergangenheit

Far einen konstruktiven Umgang mit dem jahrzehntelangen Konflikt um die Lagerung
von Atommuill hatte es als erstes eines Blicks in die Vergangenheit und einer Aufarbei-
tung der Fehler bedurft. Hierbei hatten sowohl die havarierten Lager ASSE und Mors-
leben betrachtet und die Fehler sowie die fir diese Fehler Verantwortlichen benannt
werden mussen, als insbesondere auch die Standortbenennung und die jahrzehnte-
langen politischen Konflikte um Gorleben. Eine ernsthafte Aufarbeitung der Erfahrun-
gen aus der Vergangenheit hat in der Kommission und mit der Gesellschaft nicht
stattgefunden. Ohne diese Aufarbeitung hat sich der Standort Gorleben erwartungs-
gemal als ,Elefant am Kommissionstisch® erwiesen: Als Beratende in Konflikten wis-
sen wir, dass Tabuthemen explizit besprochen werden mussen, da sie sich sonst im-
plizit Raum greifen und den Prozess blockieren, wie aktuell in der Kommissionsarbeit
z.B. bei der Benennung von Eignungskriterien. Die kontraren Einschatzungen zum
Umgang mit dem Standort Gorleben im weiteren Verfahren prallen nun zum Ende der
Kommissionsarbeit massiv aufeinander und eskalieren unter Zeitdruck den Konflikt.
Ohne einen konsensualen Umgang mit dem Standort Gorleben tGber den Kommissi-
onstisch hinaus wird es jedoch bundesweit kein Vertrauen in die Standortsuche der
nachsten Jahre und Jahrzehnte geben. Die Konflikte werden so weiter getragen in die
kommende Standortsuche. Stattdessen braucht es eine zeithnahe gemeinsame Ent-
wicklung und Anwendung von Formaten fir die Aufarbeitung der konflikthaften Erfah-
rungen.

Ergebnisoffener Blick auf Lageroptionen

Mit Ruhe und Zeit sowie unter Beteiligung der Offentlichkeit — vor allem der erfahre-
nen und engagierten Offentlichkeit - hatte eine Abwagung alternativer Lageroptionen
jenseits der tiefengeologischen Lagerung stattfinden missen, um eine breite gesell-
schaftliche Debatte zum am wenigsten risikoreichen Umgang mit dem Atommuill zu
gewabhrleisten.

Dies wurde versaumt und stattdessen konsequent die tiefengeologische Lagerung
verfolgt, obwohl eine breite Debatte bereits Jahre zuvor vom AKEnd und dann erneut
in der Diskussion um das Standortauswahlgesetz wohlbegriindet empfohlen worden
war.

Infolgedessen wird ein weiteres Konfliktthema in die Zukunft verlagert.

Wirksame Beteiligung an den Ergebnissen der Kommission

Die Kommission hat es — vielfach aus Zeitmangel - versaumt, friihzeitig Formate einer
ergebniswirksamen Offentlichkeitsbeteiligung zu installieren. Die gewahlten Formate
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entsprachen der Beteiligungsstufe der Information und teilweise der Konsultation, je-
doch ohne den notwendigen dialogischen Anteil, denn die Ergebnisse wurden nur mit-
telbar wieder in die Kommissionsarbeit zurlickgeflhrt. Diese unterste Stufe der ,Betei-
ligung“ wird der Bedeutung und Tiefe des gesellschaftlichen Konflikts nicht gerecht. Es
hatte hier des Dialogs bedurft, bei dem nach kritischem Diskurs die Ergebnisse der
Beteiligung nachvollziehbar in die Arbeit der Kommission einfliel3en.

Soweit Uberhaupt Konsultation ausgewahlter Burgerinnen stattfand, wurden aufgrund
des enormen Zeitdrucks noch gravierende Fehler begangen: So lagen beispielsweise
die Kriterien der Standortauswahl und weitere wesentliche Teile des Berichtes bei der
Konsultation noch gar nicht vor. Wahrend der Online-Konsultation fehlten gerade die
konflikttrachtigen Teile des Berichtes, und bei der abschlieBenden Diskussion am
29./30.04.2016 konnten nicht, wie vorgesehen, der gesamte Kommissionsbericht,
sondern nur sogenannte ,Kernbotschaften“ angesprochen werden. Entsprechend ist
uberwiegend nur Fachpublikum, nicht aber die ,breite Offentlichkeit* beteiligt worden,
womit die Kommission ihren eigenen Anspriichen nicht gerecht wird (siehe Kapitel
,Umgang mit Konflikten im Kommissionsbericht). Nun soll der Abschlussbericht erst
in der zweiten Junihalfte fertiggestellt und bereits Ende Juni abgegeben werden. Eine
hinreichende Beteiligung der Offentlichkeit ist in der Kiirze der Zeit schlichtweg nicht
madglich, und auch ein nachgeschobener Ersatz hatte keinen Einfluss auf die Ergeb-
nisse mehr.

Einbeziehung der KritikerInnen

Wie die Kommission selbst erfahren hat, kann ,Beteiligung® nicht einfach verordnet
werden. Wer einen offenen Beteiligungsprozess starten méchte, muss vielmehr alle
Beteiligten aktiv fir diesen Prozess gewinnen. Dies ist angesichts der Ausgangssitua-
tion um die Frage eines Lagerortes fur hochradioaktiven Atommull zweifelsohne eine
Herausforderung.

Es ist zwar per se nicht uniblich, dass zu Beginn eines Beteiligungsprozesses einzel-
ne Kritikerlnnen erst einmal gemal ihrer Rolle die Arbeit kritisch von auf3en betrach-
ten. Hier verweigerten jedoch in einem Schulterschluss diverse grofe Umweltverban-
de, die Standortinitiativen der aktuellen Lagerorte sowie fast alle Anti-Atom-Initiativen
bis zum Schluss ihre Mitarbeit.

Die Informationsveranstaltungen und Konsultationen fanden ersatzweise mit Fachpub-
likum und Schilerinnen statt. Nachhaltige Verstandigung muss aber mit der konfliktre-
levanten Offentlichkeit erzielt werden.

Offentlichkeitsbeteiligung kann daher nur gelingen, wenn sich alle relevanten Akteure
tatsachlich einbringen, sodass aktiv um ihre Teilnahme hétte geworben werden mus-
sen. Dies hat die Kommission in einer Haltung ,Wer nicht will, der eben nicht!“ unter-
lassen. Notwendig ware gewesen, die Kritik ernst zu nehmen und durch Ricksprung
im Verfahren die Kritikerlnnen in einer ernsthaften Auseinandersetzung zu gewinnen.
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Leider hat die Kommission diesen Weg nicht gewahlt, mit dem Ergebnis, dass im ge-
samten Verlauf wesentliche Akteure und ihre Erfahrungen dem Verfahren fernbleiben
bzw. in fataler Weise die Zahl derer, die eine aktive Mitarbeit begrindet verweigern,
stetig anstieg.

Gelingende Offentlichkeitsbeteiligung muss auRerdem auf Augenhohe geschehen.
Dazu gehort, das nicht eine Seite die andere beteiligt — und damit automatisch den
Rahmen setzt -, sondern beide Seiten einander gegenseitig beteiligen und den Rah-
men daflr gemeinsam aushandeln. Hilfreich ist auRerdem, diesen Aushandlungspro-
zess durch eine neutrale Instanz zu begleiten, die nicht der Weisung einer der beteilig-
ten Konfliktparteien untersteht.

Einbeziehung kommende Generationen

Vollig offen bleibt die Frage der Einbeziehung von kommenden Generationen. Es
werden heute Entscheidungen getroffen, die weit in die Zukunft reichen. Wir vermis-
sen Uberlegungen, wie kiinftige Generationen im Suchprozess reprasentativ vertreten
sein werden. Weder Beteiligung der heutigen Burgerinnen und Reprasentantinnen im
Verfahren noch Klagebefugnisse der heute Betroffenen erfassen diese Perspektive
des kunftigen Gemeinwohls ausreichend.

Wir hoffen, dass Sie sich fur die von uns aufgefiihrten Punkte stark machen, damit dieser
lang anhaltende gesellschaftliche Konflikt nachhaltig bearbeitet werden kann.

Mit freundlichen GriiRen

im Auftrag des Vorstands des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
gez. Dr. Dieter Kostka gez. Roland Schiuler
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Forderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich (FM&B)
e.V. Dr. Dieter Kostka

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und
Bauen Roland Schiler

Nationales Begleitgremium

Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Neuss/Koln, 19. Januar 2017
Offener Brief:

Anderung des Standortauswahlgesetzes

Anlage:
Stellungnahme zum StandAG-Fortentwicklungsgesetz

Sehr geehrte Frau Professorin Schreurs, Frau Gaebel, Frau Dr. Muller, Frau Suckow, sehr
geehrter Professor Topfer, Herr Brunsmeier, Professor Grunwald, Professor Lambrecht und
Professor Niebert,

wir sind eine verbandsubergreifende Arbeitsgruppe von Konfliktexpert*innen zweier Media-
tionsverbande und mochten lhnen fir Ihre Arbeit im neuen Nationalen Begleitgremium
zunachst einen guten Start und viel Erfolg winschen!

Viele ,Altlasten” aus der Geschichte des Atommuills und der Entstehung des Standortaus-
wahlgesetzes sowie der daraus resultierende Vorschlag der Kommission stellen eine grof3e
Herausforderung dar und werden aus unserer Sicht lhre Arbeit von Anfang an belasten. Wir
mochten Sie gerade deswegen darin bestarken, sich fur eine tatsachliche Partizipation
einzusetzen, bei der die Beteiligten auch den Rahmen selbst mitgestalten und so nicht der
Eindruck einer inszenierten ,Beteiligungssimulation“ entsteht, wie es bisher bisweilen der
Fall war. Wir glauben aus unserer Erfahrung, dass eine allseits akzeptierte ,gute Losung*
nicht von oben verordnet werden kann, sondern mit den Blrger*innen entwickelt werden
muss. Dies bedeutet vor allem, die ,Expertenburger” der Anti-AKW-Bewegung neu zu
gewinnen — diese waren von Anfang an bedeutsame Treiber*innen fir mehr Sicherheit und
Mahner*innen gegeniber der Hochrisikotechnologie. Das bedeutet auch, die Mitwirkungs-
rechte der betroffenen Regionen zu starken Uber das bisher im Standortauswahlgesetz
hinaus vorgesehene Mal3. Eine partizipative Beteiligung braucht den Dialog, und der kann
nicht ausschlielich Uber Konsultation entstehen. Dazu braucht es vielmehr tatsachliches
Austauschen und Mitsprache auf Augenhdhe, und zwar sowohl tiber Inhalte wie
Sicherheitskriterien und Standortauswabhl, als vor allem auch Uber das Verfahren der
Entscheidungsfindung selbst.
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Wir Unterzeichnenden haben den Prozess der Kommission seit ihrer Entstehung intensiv
verfolgt und kommentiert, siehe zum Beispiel unser abschlieRendes Fazit, welches als
Kommissions-Drucksache Nr. AG1-73 in den Endbericht der Kommission eingeflossen ist
(einsehbar unter
http://www.bundestag.de/blob/425832/61d77bb9cf3465b4f05f0f675¢c2400a8/drs_073-

data.pdf ).

Unseres Erachtens braucht dieses Suchverfahren einen tragfahigen Konsens, und zu
diesem Konsens fuhren nur ,Zu-hdéren® statt bloRem ,An-hdren“ sowie echte Mitsprache im
Dialog. Der Prozess der Kommission hat uns hierbei in unserer Auffassung bestatigt, dass
es nicht nur ,Offentlichkeitsbeteiligung®, sondern vor allem auch ,Konfliktbewaltigung*
braucht, um in einem derart konfliktreichen Feld zu gemeinsam getragenen Ergebnissen zu
kommen.

Das Nationale Begleitgremium ist vorbelastet durch die mangelhafte Birgerbeteiligung im
Prozess der Entstehung des Standortauswahlgesetzes. Als besonders problematisch
sehen wir aullerdem, dass die vor fast einem Jahr angekindigte 6ffentliche Diskussion der
Ergebnisse der Kommission nicht stattgefunden hat. Statt dies offen einzugestehen,
wurden ersatzweise ,Kernbotschaften ohne Ergebnisrelevanz in kleinen Veranstaltungen
diskutiert. Diese notwendige Offentlichkeitsbeteiligung kann nun aus unserer Sicht leider
nicht nachtraglich durch Anhérungen nachgeholt werden, die keine Relevanz mehr flr
Gesetzgebungsverfahren oder die so bedeutsame Prozessgestaltung haben.

Die grolde Herausforderung fir das NBG besteht darin, glaubwurdig eine Licke zu flllen,
die von der Kommission nicht gefullt wurde. Solche Teufelskreise erleben wir seit
Jahrzehnten bei komplexen gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen. Heute gibt es
indes Wissen uber Beteiligungs- und Konfliktbewaltigungsverfahren, das helfen kann,
diesen Teufelskreis zu verlassen. Dadurch kann verloren gegangene Glaubwiurdigkeit in die
Arbeit von Gremien zurick gewonnen werden. Ein wichtiger Schlussel dazu ist, alle
potenziell Betroffenen bereits in die Prozessgestaltung einzubeziehen.

Wir winschen lhnen und den nachfolgenden Generationen, dass dies gelingen moge, und
sind gerne bereit, Sie mit unserer Konfliktkompetenz darin zu unterstitzen, Blrgerbe-
teiligung so zu gestalten, dass sie sich den Konflikten tatsachlich stellt und vor allem
Betroffene durch Mitsprache/Mitwirkung Einfluss gewinnen kénnen. Wir halten dies fiir eine
unverzichtbare Voraussetzung, um langfristig tragfahige Lésungen zu finden. Andernfalls
finden Burger*innen in Protest und Widerstand einen gréieren und fir sie attraktiveren
Gestaltungsspielraum.

Im Zusammenhang mit der Standortsuche wird von ,,Generationengerechtigkeit®
gesprochen. Dieses Gerechtigkeitsempfinden kann nicht durch Zeitdruck entstehen,
sondern ausschlieRlich durch allseits als bestmoglich akzeptierte Entscheidungen. Hier
besteht ein genereller gesellschaftlicher Diskussionsbedarf, nicht nur in den betroffenen
Regionen.
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Gerechtigkeit bedeutet auch ,restaurative Gerechtigkeit (,restorative justice®): Fehler und
Unrecht der Vergangenheit mussen aufgearbeitet, benannt und beendet werden. Dies
betrifft u.a. die Havarien der Lagerstatten Morsleben und Asse. Darlber hinaus ist speziell
im Landkreis Luchow-Dannenberg seit 40 Jahren aufgrund fragwdrdiger, teilweise
geheimer oder als manipuliert empfundener Entscheidungen ein tiefgreifendes Misstrauen
entstanden. Jahrzehnte polizeilicher GroReinsatze haben das Vertrauen in ein gerechtes
Verfahren bei der Suche nach einer Lagerstatte zerstort. Wir erhoffen uns, dass lhr
Gremium sich nachdrucklich dafur einsetzt, im Sinne der restaurativen Gerechtigkeit einen
neuen, dialogischen Weg mit dieser Region einzuschlagen, denn das hatte bundesweite
Strahlkraft: Nur wenn die Region um Gorleben das Suchverfahren als gerecht empfindet,
kann es auch insgesamt zum Erfolg flihren, so dass dieser Region in der Konfliktbewalti-
gung unseres Erachtens eine zentrale Bedeutung zukommt.

Wir wiinschen uns von lhnen aus diesem Grund eine zeitnahe Entwicklung von Formaten
fur die partizipative Bearbeitung der Fehler der Vergangenheit auf Augenhohe und fur eine
gesellschaftliche Debatte Uber alternative Lageroptionen, bevor der Weg der tiefengeolo-
gischen Endlagerung beschritten werden kann.

Anliegend fligen wir zu lhrer Kenntnis unsere Stellungnahme zu den vorliegenden
Entwirfen eines Standortfortentwicklungsgesetzes bei. Es geht uns dabei nicht darum, uns
auf diese Weise fur Auftrage im Rahmen der Standortsuche zu empfehlen; tber ein
Gesprach Uber die Mdglichkeiten des NBG im Hinblick auf die oben angesprochenen
Punkte wirden wir uns gleichwohl freuen.

Fur den Forderverein Mediation

im offentlichen Bereich (FM6OB) e.V.: Fur den Bundesverband MEDIATION (BM) e.V.:

Dr. Dieter Kostka Roland Schuler

Vorsitzender des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
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Forderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich (FM&B)
e.V. Dr. Dieter Kostka

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und
Bauen Roland Schiler

Nationales Begleitgremium

Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Neuss/KdlIn, 19. Januar 2017
Stellungnahme zum

StandAG-Fortentwicklungsgesetz

Als Konfliktexpert*innen zweier Mediationsverbande nehmen wir zu der Umsetzung des
Berichtes der Kommission im Entwurf des StandAG-Fortentwicklungsgesetzes Stellung:

1. Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit

Far einen konstruktiven Umgang mit dem jahrzehntelangen Konflikt um die Lagerung von
Atommuill fehlt eine ernsthafte Aufarbeitung der Fehler der Vergangenheit gemeinsam mit
den Betroffenen und den Laien-Expert*innen der Anti-AKW-Bewegung. Eine ernsthafte
Aufarbeitung der Erfahrungen aus der Vergangenheit hat bislang weder in der Kommission
noch mit der Gesellschaft stattgefunden.

Notig sind:

die Betrachtung der havarierten Lager Asse und Morsleben und der Fehler, die zur
zeitnahen Havarie geflihrt haben, sowie einer Benennung der fiir diese Fehler
Verantwortlichen, denn diese sind fur kiinftige Expertisen kaum glaubwurdig.

Aufarbeitung der Standortbenennung und der jahrzehntelangen politischen Konflikte
um Gorleben — insbesondere mit den Betroffenen am Standort.

Ohne diese Aufarbeitung hat sich der Standort Gorleben erwartungsgemalf als ,Elefant am
Kommissionstisch* erwiesen: Als Beratende in Konflikten wissen wir, dass Tabuthemen
explizit besprochen werden missen, da sie sich sonst implizit Raum greifen und den
Prozess blockieren, wie im Verlauf der Kommissionsarbeit z.B. bei der Benennung von
Eignungskriterien.
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Ohne einen konsensualen Umgang mit dem Standort Gorleben wird es jedoch bundesweit
kein Vertrauen in die Standortsuche der nachsten Jahre und Jahrzehnte geben. Die
Konflikte werden so weiter getragen in die kommende Standortsuche.

Aus unserer Sicht braucht es eine zeitnahe Entwicklung und Anwendung von
Formaten fur die Aufarbeitung der konflikthaften Erfahrungen der Vergangenheit.
Hierbei ist es unabdingbar, dass die Betroffenen dabei bereits das Verfahrensdesign
mitbestimmen kénnen.

2. Ergebnisoffener Blick auf Lageroptionen

Mit Ruhe und Zeit sowie unter Beteiligung der Offentlichkeit — vor allem der erfahrenen und
engagierten Offentlichkeit — benotigt es dringend eine Abwagung alternativer Lageroptionen
jenseits der tiefengeologischen Lagerung, um eine breite gesellschaftliche Debatte zum am
wenigsten risikoreichen Umgang mit dem Atommull zu gewahrleisten.

Dies wurde in der Kommission versaumt und stattdessen konsequent die tiefengeologische
Lagerung verfolgt, obwohl eine breite Debatte bereits Jahre zuvor vom AKEnd und dann
erneut in der Diskussion um das Standortauswahlgesetz wohlbegriindet empfohlen worden
war.

Aus unserer Sicht braucht es zeitnah eine gesellschaftliche Debatte Uber alternative
Lageroptionen. Nur wenn es danach einen breiten gesellschaftlichen Konsens gibt,
dass der Weg der tiefengeologischen Endlagerung der bestmégliche ist, konnte
dieser auch beschritten werden.

3. Wirksame Beteiligung

Die Kommission hat es — vielfach aus Zeitmangel - versaumt, frihzeitig Formate einer
ergebniswirksamen Offentlichkeitsbeteiligung zu installieren. Die gewahlten Formate
entsprachen der Beteiligungsstufe der Information und teilweise der Konsultation, jedoch
ohne den notwendigen dialogischen Anteil, denn die Ergebnisse wurden nur mittelbar
wieder in die Kommissionsarbeit zurickgefuhrt. Diese unterste Stufe der ,Beteiligung® wird
der Bedeutung und Tiefe des gesellschaftlichen Konflikts nicht gerecht.

Es bedarf zukiinftig des Dialogs, bei dem nach kritischem Diskurs die Ergebnisse der
Beteiligung nachvollziehbar und verbindlich im Sinne einer Mitwirkung in die Suche
nach einer Lagerstatte einfliel3en.

4. Die Beteiligungsrechte miussen erweitert werden zu Mitsprache auf Augenhdhe

Die vorliegenden Gesetzentwirfe sehen lediglich Unterrichtung und einseitige Konsultation
vor. Unseres Erachtens reichen die Rechte der betroffenen Regionen nicht aus.
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a) Mitspracherechte der betroffenen Regionen

Wir sehen Vetorechte flur betroffene Regionen als konsensstiftend an: Nur wer das Recht
hat, ,nein“ zu sagen, kann auch in Freiheit ,ja“ sagen. Vetorechte kénnten hierbei ggf.
beschrankt sein auf einen Rucksprung im Verfahren oder auf einen temporaren Stopp der
Standortauswahl. Dies galte es im Vorfeld mit den betroffenen Regionen zu klaren.

b) Beteiligungstiefe

Der AK End hat in einem langen Diskussionsprozess Beteiligungsrechte Uber Information
und Anhorung am Ende des Verfahrens hinaus empfohlen. Die einseitige Top-Down-
Beteiligung analog der Ublichen Erérterungsverfahren hat zur Entstehung und Starke der
gesellschaftlichen Konflikte um die Atomenergie gefuhrt. Um einen anderen, gemeinwohl-
vertraglichen Prozess der Standortsuche einzuleiten, braucht es nun substantielle Ande-
rungen: Transparente Ablaufe, gesicherte Information und Akteneinsicht, Transparenz-
portale im Internet, Informationskampagnen, Blrgerforen vor Ort und vor allem Beteili-
gungsmaglichkeiten auf Augenhohe.

Fir den Forderverein Mediation

im o6ffentlichen Bereich (FM6B) e.V.: Fur den Bundesverband MEDIATION (BM) e.V.:

Dr. Dieter Kostka Roland Schiiler

Vorsitzender des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
Forderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich e.V. Seite 3 von 3
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Forderverein Mediation im offentlichen Bereich (FM6B)
e.V. Dr. Dieter Kostka

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und
Bauen Roland Schiler

Koln/Neuss, 23. Mai 2016

Anmerkungen zur Arbeit der ,,Kommission
Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe*

Sehr geehrte Damen und Herren in der Kommission!
Sehr geehrte Menschen und Organisationen im Umfeld der Kommission!

Mit grol3em Interesse beobachten wir die Arbeit der Kommission aus der Perspektive pro-
fessioneller Konfliktberater. Wir sehen mit Sorge, dass wesentliche Anforderungen gelin-
gender Konfliktbewaltigung immer weniger erflillt sind und méchten daher die Gelegenheit
nutzen, vor Abschluss des Kommissionsberichtes noch einmal die Relevanz zentraler Be-
dingungen flr eine wirksame Konfliktbewaltigung zu betonen.

Bereits die Einsetzung der Kommission war ein schwieriger Prozess, der unter ungunstigen
Bedingungen stattfand — denn ein Dialog, der gute Losungen hervorbringen soll, bendtigt
Zeit, um belastbare Rahmenbedingungen des Dialogs konsensual zu vereinbaren. Die Poli-
tik hat sich diese Zeit damals nicht genommen, und dies hatte und hat konfliktdynamische
Auswirkungen, indem wesentliche Akteure nicht am Kommissionstisch vertreten sind. Wir
verweisen hierzu auf unser Schreiben vom 07. April 2014.

Die Arbeit der Kommission steht vor einer nahezu unlésbaren Aufgabe: Hier soll ein Prob-
lem geldst werden, flr das es per se keine gute Losung gibt. Vielmehr gilt es, aus einer
Reihe allesamt schlechter Optionen die unter Beachtung der zu erwartenden Risiken ver-
mutlich am wenigsten untaugliche zu ermitteln. Nirgends auf der Welt gibt es eine Uiberzeu-
gende Antwort auf die Frage nach einem sicheren Endlager.

Wir sehen ein starkes Bemiihen der Arbeitsgemeinschaft Offentlichkeitsarbeit, in der Kom-
mission ein lernendes Verfahren auf den Weg zu bringen und wirdigen die Arbeit in Kennt-
nis der schwierigen Rahmenbedingungen und Vorgaben, insbesondere auch die Leitlinien
des Kapitels ,Umgang mit Konflikten“ — die jedoch leider im vorgesehenen Verfahren nicht
ausreichend umgesetzt werden.

Forderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich (FM6B) e.V., gemeinniitziger Verein, eingetragen beim Amtsgericht Bonn, Vereinsregister-Nr. 20 VR 7403,
Steuer-Nr. 206/5861/0074

Vorstandsmitglieder: Eckard Schwitters (Vorsitzender), Roland Breinlinger (stellvertretender Vorsitzender), Dr. Prisca Daria Rosenbach (Schatzmeisterin).
Ehrenvorsitzender: Gerd Fuchs

Geschaftsstelle: Postfach 252, 57502 Betzdorf.

Bundesverband MEDIATION e.V., eingetragen beim Amtsgericht Bad Oeynhausen, Vereinsregister-Nummer: 16 VR 41113, Steuer-Nr. 025 224 00343
1. Vorsitzender: Prof. Dr. Anusheh Rafi; 2. Vorsitzende: Sosan Azad
Geschaftsstelle: WittestralRe 30 K, 13509 Berlin.
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Wesentliche Aspekte flr einen guten Umgang mit dieser konflikttrachtigen Aufgabe sind
nach unserer Einschatzung nicht beachtet:

Aufarbeitung der Vergangenheit

Far einen konstruktiven Umgang mit dem jahrzehntelangen Konflikt um die Lagerung
von Atommlll hatte es als erstes eines Blicks in die Vergangenheit und einer Aufarbei
tung der Fehler bedurft. Hierbei hatten sowohl die havarierten Lager ASSE und Mors-
leben betrachtet und die Fehler sowie die fur diese Fehler Verantwortlichen benannt
werden mussen, als insbesondere auch die Standortbenennung und die jahrzehnte-
langen politischen Konflikte um Gorleben. Eine ernsthafte Aufarbeitung der Erfahrun-
gen aus der Vergangenheit hat in der Kommission und mit der Gesellschaft nicht
stattgefunden. Ohne diese Aufarbeitung hat sich der Standort Gorleben erwartungs-
gemal als ,Elefant am Kommissionstisch® erwiesen: Als Beratende in Konflikten wis-
sen wir, dass Tabuthemen explizit besprochen werden mussen, da sie sich sonst im-
plizit Raum greifen und den Prozess blockieren, wie aktuell in der Kommissionsarbeit
z.B. bei der Benennung von Eignungskriterien. Die kontraren Einschatzungen zum
Umgang mit dem Standort Gorleben im weiteren Verfahren prallen nun zum Ende der
Kommissionsarbeit massiv aufeinander und eskalieren unter Zeitdruck den Konflikt.
Ohne einen konsensualen Umgang mit dem Standort Gorleben Uber den Kommissi-
onstisch hinaus wird es jedoch bundesweit kein Vertrauen in die Standortsuche der
nachsten Jahre und Jahrzehnte geben. Die Konflikte werden so weiter getragen in die
kommende Standortsuche. Stattdessen braucht es eine zeithahe gemeinsame Ent-
wicklung und Anwendung von Formaten fur die Aufarbeitung der konflikthaften Erfah-
rungen.

Ergebnisoffener Blick auf Lageroptionen

Mit Ruhe und Zeit sowie unter Beteiligung der Offentlichkeit — vor allem der erfahre-
nen und engagierten Offentlichkeit - hatte eine Abwéagung alternativer Lageroptionen
jenseits der tiefengeologischen Lagerung stattfinden missen, um eine breite gesell-
schaftliche Debatte zum am wenigsten risikoreichen Umgang mit dem Atommull zu
gewahrleisten.

Dies wurde versaumt und stattdessen konsequent die tiefengeologische Lagerung
verfolgt, obwohl eine breite Debatte bereits Jahre zuvor vom AKEnd und dann erneut
in der Diskussion um das Standortauswahlgesetz wohlbegriindet empfohlen worden
war.

Infolgedessen wird ein weiteres Konfliktthema in die Zukunft verlagert.

Wirksame Beteiligung an den Ergebnissen der Kommission

Die Kommission hat es — vielfach aus Zeitmangel - versaumt, frihzeitig Formate einer
ergebniswirksamen Offentlichkeitsbeteiligung zu installieren. Die gewahlten Formate

Forderverein Mediation im offentlichen Bereich e.V. Seite 2 von 4
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entsprachen der Beteiligungsstufe der Information und teilweise der Konsultation, je-
doch ohne den notwendigen dialogischen Anteil, denn die Ergebnisse wurden nur mit-
telbar wieder in die Kommissionsarbeit zurtickgefuhrt. Diese unterste Stufe der ,Betei-
ligung“ wird der Bedeutung und Tiefe des gesellschaftlichen Konflikts nicht gerecht. Es
hatte hier des Dialogs bedurft, bei dem nach kritischem Diskurs die Ergebnisse der
Beteiligung nachvollziehbar in die Arbeit der Kommission einfliel3en.

Soweit Uberhaupt Konsultation ausgewahlter Bargerinnen stattfand, wurden aufgrund
des enormen Zeitdrucks noch gravierende Fehler begangen: So lagen beispielsweise
die Kriterien der Standortauswahl und weitere wesentliche Teile des Berichtes bei der
Konsultation noch gar nicht vor. Wahrend der Online-Konsultation fehlten gerade die
konflikttrachtigen Teile des Berichtes, und bei der abschliellenden Diskussion am
29./30.04.2016 konnten nicht, wie vorgesehen, der gesamte Kommissionsbericht,
sondern nur sogenannte ,Kernbotschaften“ angesprochen werden. Entsprechend ist
Uberwiegend nur Fachpublikum, nicht aber die ,breite Offentlichkeit* beteiligt worden,
womit die Kommission ihren eigenen Ansprichen nicht gerecht wird (siehe Kapitel
,JUmgang mit Konflikten im Kommissionsbericht). Nun soll der Abschlussbericht erst
in der zweiten Junihalfte fertiggestellt und bereits Ende Juni abgegeben werden. Eine
hinreichende Beteiligung der Offentlichkeit ist in der Kiirze der Zeit schlichtweg nicht
mdglich, und auch ein nachgeschobener Ersatz hatte keinen Einfluss auf die Ergeb-
nisse mehr.

Einbeziehung der KritikerInnen

Wie die Kommission selbst erfahren hat, kann ,Beteiligung® nicht einfach verordnet
werden. Wer einen offenen Beteiligungsprozess starten mochte, muss vielmehr alle
Beteiligten aktiv fur diesen Prozess gewinnen. Dies ist angesichts der Ausgangssitua-
tion um die Frage eines Lagerortes fur hochradioaktiven Atommill zweifelsohne eine
Herausforderung.

Es ist zwar per se nicht unublich, dass zu Beginn eines Beteiligungsprozesses einzel-
ne Kritikerlnnen erst einmal gemal ihrer Rolle die Arbeit kritisch von aul3en betrach-
ten. Hier verweigerten jedoch in einem Schulterschluss diverse grolde Umweltverban-
de, die Standortinitiativen der aktuellen Lagerorte sowie fast alle Anti-Atom-Initiativen
bis zum Schluss ihre Mitarbeit.

Die Informationsveranstaltungen und Konsultationen fanden ersatzweise mit Fachpub-
likum und Schulerlnnen statt. Nachhaltige Verstandigung muss aber mit der konfliktre-
levanten Offentlichkeit erzielt werden.

Offentlichkeitsbeteiligung kann daher nur gelingen, wenn sich alle relevanten Akteure
tatsachlich einbringen, sodass aktiv um ihre Teilnahme hatte geworben werden mus-
sen. Dies hat die Kommission in einer Haltung ,Wer nicht will, der eben nicht!“ unter-
lassen. Notwendig ware gewesen, die Kritik ernst zu nehmen und durch Rucksprung
im Verfahren die Kritikerlnnen in einer ernsthaften Auseinandersetzung zu gewinnen.

Forderverein Mediation im offentlichen Bereich e.V. Seite 3 von 4
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Leider hat die Kommission diesen Weg nicht gewahlt, mit dem Ergebnis, dass im ge-
samten Verlauf wesentliche Akteure und ihre Erfahrungen dem Verfahren fernbleiben
bzw. in fataler Weise die Zahl derer, die eine aktive Mitarbeit begriindet verweigern,
stetig anstieg.

Gelingende Offentlichkeitsbeteiligung muss aulRerdem auf Augenhdhe geschehen.
Dazu gehort, das nicht eine Seite die andere beteiligt — und damit automatisch den
Rahmen setzt -, sondern beide Seiten einander gegenseitig beteiligen und den Rah-
men dafur gemeinsam aushandeln. Hilfreich ist aul3erdem, diesen Aushandlungspro-
zess durch eine neutrale Instanz zu begleiten, die nicht der Weisung einer der beteilig-
ten Konfliktparteien untersteht.

Einbeziehung kommende Generationen

Vollig offen bleibt die Frage der Einbeziehung von kommenden Generationen. Es
werden heute Entscheidungen getroffen, die weit in die Zukunft reichen. Wir vermis-
sen Uberlegungen, wie kiinftige Generationen im Suchprozess reprasentativ vertreten
sein werden. Weder Beteiligung der heutigen Blurgerlnnen und Reprasentantinnen im
Verfahren noch Klagebefugnisse der heute Betroffenen erfassen diese Perspektive
des kunftigen Gemeinwohls ausreichend.

Wir hoffen, dass Sie sich fur die von uns aufgefuhrten Punkte stark machen, damit dieser
lang anhaltende gesellschaftliche Konflikt nachhaltig bearbeitet werden kann.

Mit freundlichen GriufR3en

im Auftrag des Vorstands des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.
gez. Dr. Dieter Kostka gez. Roland Schiiler
Forderverein Mediation im offentlichen Bereich e.V. Seite 4 von 4
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Forderverein Mediation im offentlichen Bereich (FM&B) e.V.,
Vorstandsmitglied Dr. Dieter Kostka

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und
Bauen Roland Schiiler

Neuss & Kaoln, 7. April 2014
Losungen brauchen Dialog - Dialog braucht Zeit!

Sehr geehrte Damen und Herren,

Mediatorinnen sind Expertinnen fur einen konstruktiven Umgang mit Konflikten. Als solche
verfolgen wir sehr genau die Diskussionen um die Bildung der ,Kommission Lagerung
hochradioaktiver Abfallstoffe“. Unsere Erfahrung zeigt: Nachhaltige Lésungen fur tiefgrei-
fende Konflikte werden erst dann und nur in dem Mal3 moglich, wie auch Vertrauen wéchst.

Um zu einem wechselseitigen Vertrauensaufbau fir eine gemeinsame Zusammenarbeit in
der Kommission zu gelangen, braucht es indes den direkten Dialog, den Berichterstatterin-
nen, Vertreterinnen der Bundeslander sowie Umweltverbénde Mitte Marz erfreulicherweise
auch aufgenommen haben. Nur im direkten, verstandigungsorientierten Dialog kann sich
angenahert werden, kann verstanden werden, wie die jeweils andere Seite denkt. Es
besteht die Chance zu verstehen, warum einerseits den Umweltverbanden bestimmte
Forderungen wichtig sind, und warum fir den Gesetzgeber andererseits bestimmte
Rahmenbedingungen von Bedeutung sind. Ohne dieses gegenseitige Verstehen — was
nicht gleichbedeutend ist mit Einverstanden sein — ist es nicht moglich, tragfahige
Losungsoptionen zu entwickeln, geschweige denn umzusetzen.

Ein Dialog bendétigt vor allem eins: Zeit! Denn unserer Erfahrung nach kénnten die aktuellen
Graben tatsachlich — professionell moderiert - in einigen Dialogtreffen Gberwunden werden.

Forderverein Mediation im &ffentlichen Bereich (FM6B) e.V., gemeinnitziger Verein, eingetragen beim Amtsgericht Bonn, Vereinsregister-Nr. 20 VR 7403,
Steuer-Nr. 206/5861/0074

Vorstandsmitglieder: Eckard Schwitters (Vorsitzender), Marcus Hehn (stellvertretender Vorsitzender), Dr. Dieter Kostka (Schatzmeister), Roland Breinlinger,
Dr. Prisca Daria Mummenhoff. Ehrenvorsitzender: Gerd Fuchs

Geschaftsstelle: Postfach 252, 57502 Betzdorf.

Bundesverband MEDIATION e.V., eingetragen beim Amtsgericht Bad Oeynhausen, Vereinsregister-Nummer: 16 VR 41113, Steuer-Nr. 025 224 00343
1. Vorsitzender: Prof. Dr. Anusheh Rafi; 2. Vorsitzender: Walter H. Letzel
Geschaftsstelle: Wittestrae 30 K, 13509 Berlin.
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Die parlamentarische Staatssekretarin des BUMB, Frau Schwarzelthr-Sutter, verdeutlichte
in ihrem Eingangsstatement bei einer Podiumsdiskussion in Berlin am 28. Marz 2014 im
Rahmen der Tagung der Umweltverbande, dass ,,ohne die Umweltverbande in der Kommis-
sion das Wichtigste fehlen wirde®. Unserer Wahrnehmung nach wird diese Sicht in weiten
Teilen der Politik geteilt: Nur mit den in der Atomfrage glaubwirdigen Umweltverbanden
und —initiativen in der Kommission lasst sich eine gesellschaftliche Akzeptanz fir deren
Ergebnisse erreichen. Und ohne die gesellschaftliche Akzeptanz wirden die Kommissions-
ergebnisse ihre Wirkung verfehlen.

Als Fazit der Tagung der Umweltverbénde lasst sich jedoch aus unserer Wahrnehmung
festhalten, dass unter den aktuell gegebenen Umstédnden kein Umweltverband und keine
Initiative bereit ist, in der Kommission mitzuarbeiten.

Der Bundesverband Mediation und der Férderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich
appellieren deshalb als Fachverbande fir einen konstruktiven Umgang mit Konflikten an die
Politikerinnen aller Fraktionen: Wenn Sie eine Kommission haben wollen, die
erfolgversprechend startet und gemeinsam mit den Umweltverbanden gut arbeitet, dann
empfehlen wir mehr Zeit. Zeit um Vertrauen aufzubauen und so die Umweltverbande mit
ins Boot holen! Damit wirden Sie einen bedeutsamen Schritt fur die gesellschaftliche
Akzeptanz der Kommission und ihrer Arbeit tun!

Mit freundlichen GriiBen

fiir den Vorstand des FM6B e.V. in Abstimmung mit dem Vorstand des BM e.V.

Dr. Dieter Kostka Roland Schiler

Leitung Fachgruppe Planen&Bauen

Forderverein Mediation im 6ffentlichen Bereich e.V. Seite 2 von 2
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Forderverein Mediation im &ffentlichen Bereich (FM6B) e.V.,
Vorstandsmitglied Dr. Dieter Kostka

Bundesverband MEDIATION (BM) e.V., Leitung der Fachgruppe Planen und
Bauen Roland Schiiler

Zwischenbilanz zur Arbeit
der ,Kommission Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe*

Koln / Neuss im November 2014

Sehr geehrte Damen und Herren in der Kommission!

Als Mediatorinnen im offentlichen Bereich beobachten wir die Kommission seit inrer
Entstehung sowie in deren Vorfeld.

Bereits die Einsetzung der Kommission war ein schwieriger Prozess, der unter
ungunstigen Bedingungen stattfand — ungUnstig vor allem deshalb, weil ein Dialog,
der gute Lésungen hervorbringen soll, Zeit braucht. Wir verweisen dazu auf unser
Schreiben vom 7. April 2014. Diese Zeit hat man sich damals nicht genommen und
dies hatte und hat konfliktdynamische Auswirkungen.

Mit einiger Verzdogerung hat die Kommission inre Arbeit aufgenommen und wir
mochten uns mit einer Zwischenbilanz an Sie wenden:

1. Die Arbeit der Kommission hat einen gemeinsamen Auftrag, der ihr seitens
der Politik vorgegeben ist. Bislang ist noch nicht erkennbar, dass dieser ge-
meinsame Auftrag auch in von allen Mitgliedern gemeinsam getragene Ziele
verwandelt wurde. Aktuell prédgen Partikularinteressen das Bild nach auBBen -
mit der Folge, dass die Arbeit der Kommission insgesamt nicht rund I&uft und
das auch so wahrgenommen wird.

2. Das intensive BemuUhen einzelner Kommissionsmitglieder, die Kommission trotz
aller Anlaufschwierigkeiten auf eine breite Basis zu stellen und so gute Arbeit
zu ermdglichen, erkennen wir hierbei ausdricklich an. Dazu bieten wir ihnen
gerne unsere fachliche UnterstUtzung an.

3. Wir beobachten, dass sich die Kommission in die inhaltliche Arbeit gestUrzt
hat, bevor sie sich als Ganze Uberhaupt gefunden hat. Erfolgreiche Fin-
dungsprozesse sind aber unabdingbare Voraussetzung fur eine konstruktive
Arbeit an eskalierten Konflikten. In dem MaBe, wie man sie zu Uberspringen
versucht, holen sie einen sp&ter wieder ein und werfen den Zeitplan durchei-
nander.
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4. Entscheidungen sollten laut EntschlieBungsantrag und Geschdaftsordnung er-
klartermaBen im Konsens getroffen werden, doch diese wichtige Form der

Entscheidungsfindung wird nicht angewendet.

5. Esist Brauch bei Verhandlungen, dass alle Beteiligten zum Gelingen des Pro-
zesses eine Friedenspflicht wahren. Dazu gehért im Falle der Kommissionsmit-
glieder, dass sie wahrend ihrer Arbeit Handlungen auBerhalbb der Kommission
unterlassen bzw. fUr deren Unterlassen zu sorgen, die die konstruktive Arbeit
der Kommission gefdhrden.

Als solche Handlungen ordnen wir die unangekundigten Klagen der Energie-
versorger ein. Sie sind in der Gestalt inrer Kommissionsvertreter Teil der Kom-
mission und klagen zugleich gegen die Rahmenbedingungen des StandAG.
Dialog und Klageweg schlieBen sich aber aus. Aus unserer Konfliktarbeit ken-
nen wirmanchmal durchaus die Notwendigkeit von juristischen Schritten z.B.
zur Fristwahrung. Sie werden zur Vertrauensbildung dann aber vorher ange-
kUndigt und es wird inhaltlich begrindet, warum sie jetzt notwendig sind.

6. Statt jahrzehntelang aufgebautes Misstrauen abzubauen, fOhrt die aktuelle
Kommissionsarbeit nach unserer Einsch&tzung durch die genannten Kritik-
punkte insgesamt eher dazu, das Misstrauen wichtiger und fUr das Thema
zentraler gesellschaftlichen Organisationen der Umwelt- und Anti-
Atombewegung noch zu verfestigen. Trotz der Besetzung zweier Kommissions-
sitze durch die Vertreter des BUND und der Deutschen Umweltstiftung ist die
Umweltbewegung weiterhin nicht ausreichend reprdsentiert, denn diese Ver-
treter haben nicht die Anerkennung als legitimierte Stellvertreter seitens der
Umwelt- und insbesondere der Anti-Atombewegung.

In einer Situation, in der die Betreiber durch inre Klagen den Verhandlungstisch de
facto verlassen haben und die Umweltverbdnde und Initiativen - der formalen Be-
setzung der Pl&tze zum Trotfz - nicht am Verhandlungstisch angekommen sind, sollte
die Kommission sich die Zeit nehmen, damit einen Umgang zu finden.

Dies mag im herkdmmlichen Geschdaft unublich sein, unmaoglich ist es dagegen kei-
neswegs — es braucht lediglich den entsprechenden Gestaltungswillen!

Mit freundlichen GriiBen

fir den Vorstand des FM6B e.V.

Dr. Dieter Kostka Roland Schiler

Leitung Fachgruppe Planen&Bauen

Bundesverband Mediation
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Von: Andreas Fox

An: Geschaeftsstelle

Betreff: StandAG Neufassung 2017, Beteiligungsverfahren;
Datum: Freitag, 20. Januar 2017 15:38:29

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur Novelle des StandAG in Bezug auf das in der “Formulierungshilfe” der Bundesregierung vorgesehene
Beteiligungsverfahren nehme ich Gber die Anregungen des Offenen Briefes der Beteiligungsexperten vom
7.1.2012 hinaus wie folgt Stellung. Die gerichtlichen Uberpriifungsméglichkeiten sind dabei nicht Gegenstand
dieser Stellungnahme.

§6 (1)

Das Gesetz sollte den Anspruch auf strukturierte Information auch hier mit Blick auf die
Informationsplattform unterstreichen und demgemal auch hier verlangen “Zur
umfassenden und systematischen Unterrichtung der Offentlichkeit....” Weiter wére hier
auch zu verankern, dass die Protokolle, Dokumente und Ergebnisse der
Endlagerkommission auf Dauer Uber die Informationsplattform verfigbar bleiben, wie es
auch durchgehende Position in der Kommission war.

§7 (5), Erorterungstermine

Die vorgesehene Ladungsfrist zu den Erdrterungsterminen von einer Woche ist flr eine
wirksame Offentlichkeitsbeteiligung indiskutabel. Angesichts der Tatsache, dass sich alle
noch Uber Jahrzehnte hinziehen wird, dirften realistisch angesetzte langere Fristen kein
echtes Problem darstellen. Hier sind “mindestens sechs Wochen” vorzusehen.

§8 (1), Nationales Begleitgremium
Ein Tatigkeitsbericht sollte im Gesetz festgeschrieben sein: ”Das Nationale
Begleitgremium veréffentlicht einen jahrlichen Tatigkeitsbericht.”

§ 8, Abs. 5, Partizipationsbeauftragter

Die Stelle sollte jeweils fiir ein Amtszeit von fiinf Jahren besetzt werden analog zum
Beispiel zum Wehrbeauftragten des Bundes.

Um Glaubwirdigkeit und Unabhangigkeit dieser Funktion nicht zu beeintrachtigen, sollte
die Festlegung, nach der die Stelle "aus der Geschiftsstelle" und damit vom
Bundesumweltministerium besetzt wird, unbedingt entfallen.

§8 (4) "Das Nationale Begleitgremium kann sich wissenschaftlich beraten lassen." Zu
erganzen ware “Ausschreibungen und erteilte Auftrage, technisch-wissenschaftliche
Expertisen, Anhorungen mit ihren Materialien sind umgehend zu veroffentlichen. “

Wichtiges Ergebnis der Kommission ist auch die Notwendigkeit eines Austausches auf
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Augenhdhe zwischen Offentlichkeit und Behérden trotz krasser Ungleichgewichtigkeit der
verflgbaren Ressourcen. Das findet m.E. bisher keine Berlcksichtigung. So muss es
Moglichkeiten des Austausches mit dem Nationalen Begleitgremium geben, die Gber
Bittbriefe hinausgehen. Ein wichtiges Instrument fir Dialog und Austausch kbnnten
regelmalige offene Workshops sein. Zu ergdnzen ware so “Das Nationale
Begleitgremium fiihrt mit seiner Geschaftsstelle halbjahrliche in der Regel zweitagige
Workshops durch. Hier ist inshesondere Gelegenheit zur Vorstellung von Sachstianden
und Arbeitsergebnissen, zum kritischen Austausch und zur Anregung wissenschaftlicher
Studien von Seiten der Offentlichkeit. Zu den Workshops wird 6ffentlich eingeladen.”

§ 10 (6) Regionalkonferenz
Im Sinne der gleichgewichtigen Dialogfahigkeit sollte erganzt werden: “Die
Regionalkonferenz kann sich wissenschaftlich beraten lassen.”

§ 11 (3) Fachkonferenz Rat der Regionen
Im Sinne der gleichgewichtigen Dialogfahigkeit sollte erganzt werden: “Die Fachkonferenz
Rat der Regionen kann sich wissenschaftlich beraten lassen.”

Mit freundlichen GrifRen
Andreas Fox

Andreas Fox

Rostocker Strale 5, 38350 Helmstedt
Tel. 05351/7406

mobil 0175 566 6710
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von: kontakt

An: Geschaeftsstelle

Betreff: Korrektur Formulierungsvorschlag Bundesregierung
Datum: Sonntag, 8. Januar 2017 19:11:14

Anlagen: Korrektur FormulierungshilfeBundesreagieruna.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

der jetzt vorliegende Formulierungsvorschlag der Bundesregierung
entspricht den bisherigen eingeschliffenen juristischen Gepflogenheiten,
ist aber im wissenschaftlichen Sinne eher als irrefiihrend einzustufen.

So werden Euphemismen bedient, die mit der Realitét wenig zu tun haben.

Gerade bei der Kommunikation mit der Offentlichkeit zeigen die
jahrzehntelangen Erfahrungen in der Risikokommunikation die verheerenden
Wirkungen solcher Euphemismen. Deshalb schlage ich ein mehr auf die
Realitat bezogenes Wording vor. In der Anlage ist dieses exemplarisch im
Gesetzestext durchgefiihrt, die Begriindung ist entsprechend noch zu
tberarbeiten.

Mit freundlichen GriiBen
Dr. Michael Mehnert

endlagerdialog.de


mailto:kontakt@endlagerdialog.de
mailto:Geschaeftsstelle@Nationales-Begleitgremium.de

Formulierungshilfe fur einen aus der Mitte des Deutschen
Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche
und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fur Warme entwickeln-
de radioaktive Abfdlle und anderer Gesetze

A. Problem und Ziel

Das Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fir Warme entwi-
ckelnde radioaktive Abfalle (Standortauswahlgesetz - StandAG) regelt das Verfahren fir
die Suche nach einem Standort in Deutschland fur die Endlagerung insbesondere hoch-
radioaktiver Abfalle, der die bestmdogliche Sicherheit flr einen Zeitraum von einer Million
Jahren gewahrleistet.

Vor Einleitung des Standortauswahlverfahrens wurde die ,Kommission Lagerung hoch
radioaktiver Abfallstoffe“ (Endlagerkommission) beim Deutschen Bundestag zwecks Eror-
terung und Klarung von Grundsatzfragen flr die Entsorgung insbesondere hochradioakti-
ver Abfélle, insbesondere auch zu Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwa-
gungskriterien fir die Standortauswahl sowie zu den Anforderungen an das Verfahren des
Auswahlprozesses und die Prifung von Alternativen, eingesetzt.

Die Kommission beschloss nach knapp zweijahriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und Ubergab ihn am 5. Juli 2016 an den
Bundestagsprasidenten und die Bundesministerin fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit.

Der Kommissionsbericht enthalt insbesondere Empfehlungen zu einem umfassenden
Beteiligungsverfahren, zum Ablauf des Standortauswahlverfahrens sowie einem erweiter-
ten Rechtsschutz im Auswahlverfahren.

Nach dem gesetzlichen Auftrag aus § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG ist das Standortaus-
wahlgesetz auf der Grundlage der Ergebnisse der Kommission durch den Deutschen
Bundestag zu evaluieren. Die Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwagungskri-
terien und weiteren Entscheidungsgrundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4
Absatz 5 der bisher geltenden Fassung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu be-
schliel3en.

B. Losung

Das Gesetz dient der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission Lagerung hoch ra-
dioaktiver Abfallstoffe sowohl im Hinblick auf die rechtliche Evaluierung als auch die Fest-
legung der empfohlenen Endscheidungsgrundlagen. Es umfasst im Wesentlichen Rege-
lungen zu einem umfassenden sowie transparenten Beteiligungsverfahren, eine Konkreti-
sierung des Ablaufs des Standortauswahlverfahrens, die Regelung zu einem Rechts-
schutz vor der Entscheidung Uber den Endlagerstandort sowie die Einfiihrung eines ge-
stuften Konzepts zur méglichst frihzeitigen Standortsicherung.

C. Alternativen

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsausgaben
ohne Erflllungsaufwand an.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Fir die Birgerinnen und Birger entsteht durch dieses Gesetz kein zusatzlicher Erful-
lungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ergibt sich kein zusatzlicher unmittelbarer Erflllungsaufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bei Prognose der Gesamtkosten des Standortauswahlverfahrens sind die Komplexitat des
Verfahrens, der lange Zeitraum, Gber den die konkretisierten gesetzlichen Aufgaben durch
den Bund wahrzunehmen sind, die Abhangigkeit der Gesamtkosten von der Verfahrens-
dauer und die damit verbundenen Unwagbarkeiten zu bericksichtigen.

Bund

Dieses Gesetz baut im Wesentlichen auf den durch das Standortauswahlgesetz begrin-
deten Aufgaben des Bundes auf.

Durch dieses Gesetz werden die bestehenden Aufgaben des Bundes einschliel3lich des
Vorhabentragers im Bereich des Beteiligungsverfahrens im Standortauswahlverfahren
konkretisiert und mit neuen Instrumenten des Beteiligungsverfahrens versehen. Da be-
reits das bisherige Standortauswahlverfahren ein umfassendes Beteiligungsverfahren
vorsah, ist davon auszugehen, dass diese Konkretisierung nur zu einem geringfligig ho-
heren Erfillungsaufwand von einmalig 45.000 Euro und jahrlich rund 230.000 Euro fihrt.
Auch die Aufgaben des Standortauswahlverfahrens sind im Wesentlichen bereits im
Standortauswahlgesetz begriindet worden und werden durch dieses Gesetz nur geringfu-
gig erganzt. Insoweit erhéht sich der Erflllungsaufwand einmalig um 250.000 Euro.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

Lander

Den Landern und Kommunen entsteht kein Erfullungsaufwand durch dieses Gesetz.

F. Weitere Kosten

Den geringfugig hoheren Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben die Ab-
fallablieferungspflichtigen grundsatzlich als notwendigen Aufwand fur die Standortauswahl
und die Erkundung zu refinanzieren.





Im Hinblick auf die zusatzliche Rechtsschutzmdglichkeit vor der abschlielfenden Standor-
tentscheidung erhéht sich moéglicherweise die Anzahl der gefihrten Rechtsschutzverfah-
ren. Die zusatzliche Rechtsschutzoption fuhrt durch ein abgestuftes Verfahren jedoch zu
einer inhaltlichen Abschichtung der zu prifenden Verfahrensfragen, die den Rechtsschutz
im Auswahlverfahren insgesamt vereinfacht.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.





Formulierungshilfe fur einen aus der Mitte des Deutschen Bundesta-
ges einzubringenden Entwurf eines Gesetzes

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche
und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fur Warme entwickeln-
de radioaktive Abfalle und anderer Gesetze

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager
fuir hochradioaktive Abfalle

(Standortauswahlgesetz - StandAG)

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Zweck des Gesetzes
(1) Das Gesetz regelt das Standortauswahlverfahren.

(2) Mit dem Standortauswahlverfahren soll in einem wissenschaftsbasierten und
transparenten Verfahren fir die im Inland verursachten, insbesondere hochradioaktiven
Abfalle ein Standort mit der bestmoglichen Sicherheit flr eine Anlage zur Endlagerung
nach § 9a Absatz 3 Satz 1 des Atomgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland ermittelt
werden. Der Standort mit der bestmdéglichen Sicherheit ist der Standort, der im Zuge eines
vergleichenden Verfahrens aus den in der jeweiligen Phase nach den hierfur mafRgebli-
chen Anforderungen dieses Gesetzes geeigneten Standorten bestimmt wird und die
bestmdgliche Sicherheit fir den dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisie-
render Strahlung und sonstigen schadlichen Wirkungen dieser Abfélle fir einen Zeitraum
von einer Million Jahren gewahrleistet. Dazu gehdrt auch die Vermeidung unzumutbarer
Lasten und Verpflichtungen fir zuklnftige Generationen. Zur Erreichung dieses Ziels
werden zwischen der Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten keine Abkom-
men geschlossen, mit denen nach den Bestimmungen der Richtlinie 2011/70/EURATOM
des Rates vom 19. Juli 2011 Uber einen Gemeinschaftsrahmen fiir die verantwortungsvol-
le und sichere Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfalle (ABI. L
199 vom 2.8.2011, S. 48) eine Verbringung radioaktiver Abfalle einschliellich abgebrann-
ter Brennelemente zum Zweck der Endlagerung aufRerhalb Deutschlands ermdglicht wir-
de.

(3) An dem auszuwahlenden Standort soll die Endlagerung in tiefen geologischen
Formationen in einem fir diese Zwecke errichteten Endlagerbergwerk mit dem Ziel des
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endgultigen Verschlusses erfolgen. Die Méglichkeit einer Rickholbarkeit flir die Dauer der
Betriebsphase des Endlagers und die Mdglichkeit einer Bergung fiir 500 Jahre nach dem
geplanten Verschluss des Endlagers sollen vorgesehen werden.

(4) Das Standortauswahlverfahren ist nach Mafligabe der §§ 12 ff. reversibel. Es soll

bis zum Jahr 2031 abgeschlossen sein.

10.

11.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne des Gesetzes sind

Endlagerung
die Einlagerung radioaktiver Abfalle in einer Anlage des Bundes nach § 9a Absatz 3
Satz 1 des Atomgesetzes (Endlager), wobei eine Riickholung nicht beabsichtigt ist;

Erkundung
die Uber- und untertagige Untersuchung des Untergrundes auf seine Eignung zur Ein-
richtung eines Endlagers fir insbesondere hochradioaktive Abfalle;

Rickholbarkeit
die geplante technische Moglichkeit zum Entfernen der eingelagerten Abfallbehalter
mit radioaktiven Abfallen wahrend der Betriebsphase;

Bergung
die ungeplante Rickholung von radioaktiven Abfallen aus einem Endlager;

Reversibilitat
die Mdglichkeit der Umsteuerung im laufenden Verfahren zur Erméglichung von Feh-
lerkorrekturen;

Gebiete

samtliche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden rdumlichen
Bereiche innerhalb Deutschlands; ein Gebiet umfasst die Ubertagigen Flachen und
die darunter liegenden untertagigen Gesteinsformationen;

geologische Barrieren
geologische Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhindern;

technische und geotechnische Barrieren
kunstlich erstellte Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhin-
dern;

einschlusswirksamer Gebirgsbereich

der Teil eines Gebirges, der bei Endlagersystemen, die wesentlich auf geologischen
Barrieren beruhen, im Zusammenwirken mit den technischen und geotechnischen
Verschllssen den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle in einem Endlager
gewahrleistet;

Einlagerungsbereich

der raumliche Bereich des Gebirges, in den die radioaktiven Abfalle eingelagert wer-
den sollen; falls das Einschlussvermégen des Endlagersystems wesentlich auf tech-
nischen und geotechnischen Barrieren beruht, zahlt hierzu auch der Bereich des Ge-
birges, der die Funktionsfahigkeit und den Erhalt dieser Barrieren gewahrleistet;

Endlagersystem
das den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle durch das Zusammenwirken der
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12.

13.

verschiedenen Komponenten bewirkende System, das aus dem Endlagerbergwerk,
den Barrieren und den das Endlagerbergwerk und die Barrieren umgebenden oder
Uberlagernden geologischen Schichten bis zur Erdoberflache besteht, soweit sie zur
Sicherheit des Endlagers beitragen;

Endlagerbereich
der Gebirgsbereich, in dem ein Endlagersystem realisiert ist oder realisiert werden
soll;

Deckgebirge
der Teil des Gebirges oberhalb des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches und bei

Endlagersystemen, die auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen,
oberhalb des Einlagerungsbereichs.

§3
Vorhabentrager

(1) Vorhabentrager ist der Dritte nach § 9a Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des

Atomgesetzes. Der Vorhabentrager hat die Aufgabe, das Standortauswahlverfahren
durchzufiihren, insbesondere:

1.

2.

Teilgebiete nach § 13 zu ermitteln,

Vorschlage fir die Auswahl der Standortregionen und der zu erkundenden Standorte
nach § 14 Absatz 2 und § 16 Absatz 3 zu erarbeiten,

Erkundungsprogramme nach § 14 Absatz 1 und § 16 Absatz 2 sowie Prufkriterien
nach § 16 Absatz 2 zu erarbeiten,

die Ubertagige und untertagige Erkundung nach § 16 und § 18,

die jeweiligen vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16 Ab-
satz 1, § 18 Absatz 1 und § 26 zu erstellen,

dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit den Standort fir ein End-
lager nach § 18 Absatz 3 vorzuschlagen.

(2) Der Vorhabentrager informiert die Offentlichkeit im Rahmen seiner Aufgaben

nach diesem Gesetz umfassend und systematisch Uber das Standortauswahlverfahren
Uber das Internet und durch andere geeignete Medien.

§4
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat im Standortaus-

wahlverfahren insbhesondere die Aufgaben,

1.

Erkundungsprogramme nach § 15 Absatz 4 und § 17 Absatz 4 sowie Prufkriterien
nach § 17 Absatz 4 festzulegen,

die Vorschlage des Vorhabentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18
Absatz 3 zu prifen und hierzu begriindete Empfehlungen zu erarbeiten,
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3. den Vollzug des Standortauswahlverfahrens entsprechend § 19 Absatz 1 bis 4 des
Atomgesetzes zu Uberwachen.

(2) Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit ist Trager der Offent-
lichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren. Es informiert die Offentlichkeit im Rah-
men seiner Aufgaben nach diesem Gesetz umfassend und systematisch ber das Stand-
ortauswahlverfahren Uber das Internet und andere geeignete Medien. Es veréffentlicht die
Vorschlage jeweils unmittelbar nach Ubermittlung durch den Vorhabentréager.

Teil 2

Beteiligungsverfahren

§5
Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat nach diesem Ge-
setz daflr zu sorgen, dass die Offentlichkeit friihzeitig und wahrend der Dauer des Stand-
ortauswahlverfahrens umfassend und systematisch Uber die Ziele des Vorhabens, die
Mittel und den Stand seiner Verwirklichung sowie seine voraussichtlichen Auswirkungen
unterrichtet wird. Dies soll in einem dialogorientierten Prozess erfolgen. Hierzu soll es sich
des Internets und anderer geeigneter Medien bedienen.

(2) Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit kann das Verfahren
zur Beteiligung der Offentlichkeit evaluieren und Vorschlage hierzu entwickeln.

§6
Informationsplattform

Zur umfassenden Unterrichtung der Offentlichkeit errichtet das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit eine Internetplattform mit einem Informationsangebot;
darin werden fortlaufend die das Standortauswahlverfahren betreffenden wesentlichen
Unterlagen des Bundesamtes firr kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vorha-
bentragers nach § 10 des Umweltinformationsgesetzes zur Verfligung gestellt. Zu den
wesentlichen Unterlagen gehdren insbesondere Gutachten, Stellungnahmen, Daten-
sammlungen und Berichte.

§7
Stellungnahmeverfahren; Erérterungstermine

(1) Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Offentlichkeit
und den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch einen Vorschlag des
Vorhabentragers nach Absatz 2 beriihrt wird, nach Ubermittlung des jeweiligen Vor-
schlags sowie im Fall einer Nachprifung nach abgeschlossenem Nachprifverfahren nach
§ 10 Absatz 5, Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Vorschldgen sowie den dazu je-
weils vorliegenden Berichten und Unterlagen. Die Stellungnahmen sind innerhalb einer
vom Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu setzenden Frist abzugeben;
die Frist betragt mindestens einen Monat und darf drei Monate nicht Uberschreiten. Die





Stellungnahmen sind bei den weiteren Verfahrensschritten zu bericksichtigen; das Bun-
desamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vorhabentrager werten die
Stellungnahmen aus.

(2) Zu den bereitzustellenden Informationen, zu denen die Offentlichkeit Stellung
nehmen kann, gehéren insbesondere

1. der Vorschlag fir die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2
mit den dazugehdrigen standortbezogenen Erkundungsprogrammen fir die Ubertagi-
ge Erkundung,

2. der Vorschlag fur die untertdgig zu erkundenden Standorte nach § 16 Absatz 3 mit
den dazugehdrigen Erkundungsprogrammen und Prufkriterien fur die untertagige Er-
kundung,

3. der Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3.

(3) Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens fihrt das Bundesamt
fur kerntechnische Entsorgungssicherheit in den betroffenen Gebieten einen Erdrterungs-
termin zu den Vorschlagen nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten
und Unterlagen auf Grundlage der ausgewerteten Stellungnahmen durch.

(4) Die wesentlichen, den Erdrterungsgegenstand betreffenden Unterlagen sind auf
der Internetplattform des Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu ver-
offentlichen und fur die Dauer von mindestens einem Monat im rdumlichen Bereich der
betroffenen Gebiete auszulegen. Die Auslegung ist im Bundesanzeiger, auf der Internet-
plattform des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit und in 6rtlichen
Tageszeitungen, die im Bereich des Vorhabens verbreitet sind, bekannt zu machen.

(5) An den Erérterungsterminen sollen neben der Offentlichkeit und den Tragern 6f-
fentlicher Belange auch der Vorhabentrager, Vertreter der in §§ 10 und 11 geregelten
Konferenzen und die betroffenen Gebietskorperschaften teilnehmen. Er ist jeweils im
raumlichen Bereich des Vorhabens durchzuflihren. Der Erérterungstermin ist mindestens
eine Woche vor seiner Durchfiihrung entsprechend Absatz 4 Satz 2 bekannt zu machen.

§8
Nationales Begleitgremium

(1) Aufgabe des pluralistisch zusammengesetzten Nationalen Begleitgremiums ist
die vermittelnde und unabhangige Begleitung des Standortauswahlverfahrens, insbeson-
dere auch der Umsetzung des Beteiligungsverfahrens am Standortauswahlverfahren bis
zur Standortentscheidung nach § 20.

(2) Die Mitglieder erhalten Einsicht in alle Akten und Unterlagen des Standortaus-
wahlverfahrens des Bundesamtes flir kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vor-
habentragers. Die Beratungsergebnisse werden verdffentlicht. Abweichende Voten sind
bei der Veroéffentlichung von Empfehlungen und Stellungnahmen zu dokumentieren.

(3) Die Mitglieder dirfen weder einer gesetzgebenden Koérperschaft des Bundes o-
der eines Landes noch der Bundes- oder einer Landesregierung angehdren; sie dirfen
keine wirtschaftlichen Interessen in Bezug auf die Standortauswahl oder die Endlagerung
im weitesten Sinne haben. Die Amtszeit eines Mitgliedes betragt drei Jahre. Eine Wieder-
berufung ist zweimal moéglich. Das Nationale Begleitgremium soll aus 18 Mitgliedern be-
stehen. ZwolIf Mitglieder sollen anerkannte Persénlichkeiten des offentlichen Lebens sein.
Sie werden vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat auf der Grundlage eines





gleichlautenden Wahlvorschlages gewahlt; daneben werden sechs Birger oder Birgerin-
nen, darunter zwei Vertreter oder Vertreterinnen der jungen Generation, die zuvor in ei-
nem daflr geeigneten Verfahren der Blrgerbeteiligung nominiert worden sind, von der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit ernannt.

(4) Das Nationale Begleitgremium wird bei der Durchfiihrung seiner Aufgaben von
einer Geschéftsstelle unterstiitzt. Diese wird vom Bundesministerium fir Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit eingesetzt und untersteht fachlich dem Nationalen Be-
gleitgremium. Das Nationale Begleitgremium gibt sich eine Geschaftsordnung; es kann
sich durch Dritte wissenschaftlich beraten lassen.

(5) Das Nationale Begleitgremium betraut einen Angehorigen seiner Geschaftsstelle
mit den Aufgaben eines Partizipationsbeauftragten. Dessen Aufgabe ist die friihzeitige
Identifikation mdglicher Konflikte und deren Aufldsung im Standortauswahlverfahren. Das
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit, der Vorhabentrager und die Konfe-
renzen nach §§ 9 bis 11 kdnnen den Partizipationsbeauftragten bei Fragen zum Beteili-
gungsverfahren hinzuziehen. Dieser berichtet dem Nationalen Begleitgremium Uber seine
Tatigkeit.

§9
Fachkonferenz Teilgebiete

(1) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit beruft nach Erhalt des
Zwischenberichts nach § 13 Absatz 2 Satz 3 eine Fachkonferenz Teilgebiete. Teilneh-
mende Personen sind Burgerinnen und Birger, Vertreter der Gebietskérperschaften der
nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebiete, Vertreter gesellschaftlicher Organisationen
sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.

(2) Die Fachkonferenz erdrtert den Zwischenbericht des Vorhabentragers nach § 13
Absatz 2 in héchstens drei Terminen innerhalb von sechs Monaten. Hierzu erldutert der
Vorhabentrager den Teilnehmern der Fachkonferenz die Inhalte des Zwischenberichts.
Die Fachkonferenz legt dem Vorhabentrager ihre Beratungsergebnisse innerhalb eines
Monats nach dem letzten Termin vor. Mit Ubermittlung der Beratungsergebnisse an den
Vorhabentrager 16st sich die Fachkonferenz Teilgebiete auf. Der Vorhabentrager berick-
sichtigt die Beratungsergebnisse bei seinem Vorschlag fur die tUbertdgig zu erkundenden
Standortregionen nach § 14 Absatz 2.

§10
Regionalkonferenzen

(1) Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet in jeder nach
§ 14 Absatz 2 zur Ubertagigen Erkundung vorgeschlagenen Standortregion eine Regio-
nalkonferenz ein. Diese besteht jeweils aus einer Vollversammlung und einem Vertre-
tungskreis. Die Regionalkonferenz gibt sich eine Geschaftsordnung; darin sind insbeson-
dere Regelungen zu einer Anhérung der Vollversammlung festzulegen.

(2) Die Vollversammlung besteht aus Personen, die in den kommunalen Gebietskor-
perschaften der jeweiligen Standortregion oder unmittelbar angrenzenden kommunalen
Gebietskorperschaften nach dem Bundesmeldegesetz angemeldet sind und das 16. Le-
bensjahr vollendet haben. Grenzt die Standortregion an einen anderen Staat, sind die
Interessen der dort betroffenen Blrgerinnen und Blrger angemessen zu berlicksichtigen;
das Nahere regelt die Geschaftsordnung.





(3) Der Vertretungskreis besteht zu je einem Drittel aus Blirgerinnen und Birgern
der Vollversammlung, Vertretern der kommunalen Gebietskérperschaften der Standortre-
gion sowie Vertretern gesellschaftlicher Gruppen; er soll die Anzahl von 30 Teilnehmern
nicht Uberschreiten. Die Vertreter der kommunalen Gebietskorperschaften werden vom
Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit vorgeschlagen und von der Vollver-
sammlung bestatigt; die weiteren Teilnehmer werden von der Vollversammlung in den
Vertretungskreis gewahlt. Sie werden fur einen Zeitraum von drei Jahren berufen und
kénnen zwei Mal wiedergewahlt werden. Der Vertretungskreis nimmt die Aufgaben der
Regionalkonferenz nach Absatz 4 und 5 wabhr.

(4) Die Regionalkonferenzen begleiten das Standortauswahlverfahren und erhalten
vor dem Erdrterungstermin nach § 7 Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Vorschlagen
nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3. Sie erhalten ebenfalls Gelegenheit
zur Stellungnahme bei der Erarbeitung der soziobkonomischen Potenzialanalysen nach
§ 16 Absatz 1 Satz 3. Die Regionalkonferenzen informieren die Offentlichkeit in angemes-
senem Umfang. Sie kénnen ihre Unterlagen auf der Informationsplattform des Bundesam-
tes fur kerntechnische Entsorgungssicherheit nach § 6 veroffentlichen.

(5) Jede Regionalkonferenz kann innerhalb einer angemessenen Frist, die drei Mo-
nate nicht Uberschreiten darf, einen Nachprifauftrag an das Bundesamt fiir kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit richten, wenn sie einen Mangel in den Vorschlagen des Vor-
habentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 rugt. Der Nachprif-
auftrag darf von jeder Regionalkonferenz zu jedem der vorgenannten Vorschlage einmal
geltend gemacht werden; er ist jeweils nach Ubermittlung des Vorschlags nach § 14 Ab-
satz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 zu stellen und muss den Umfang der geforderten
Nachprifung bezeichnen. Ein Nachprifauftrag kann nicht mehr gestellt werden, nachdem
der Erérterungstermin zu dem jeweiligen Vorschlag bekannt gemacht wurde. Unter Be-
ricksichtigung des Nachprifauftrags prift das Bundesamt flr kerntechnische Entsor-
gungssicherheit den jeweiligen Vorschlag. Ergibt sich aus der Nachpriifung Uberarbei-
tungsbedarf, fordert das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit den Vor-
habentrager auf, den jeweiligen Vorschlag vor Durchfiihrung des Stellungnahmeverfah-
rens nach § 7 Absatz 1 zu erganzen; es gibt der die Nachprifung ausldsenden Regional-
konferenz Gelegenheit zur Stellungnahme.

(6) Die Regionalkonferenzen werden von einer Geschéaftsstelle unterstitzt, die vom
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird.

§ 11

Fachkonferenz Rat der Regionen

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet nach Bildung
der Regionalkonferenzen eine Fachkonferenz Rat der Regionen ein. Diese setzt sich aus
Vertretern der Regionalkonferenzen und von Gemeinden, in denen radioaktive Abfalle
zwischengelagert werden, zusammen. Die Vertreter werden jeweils zur Halfte von den
Vertretungskreisen der Regionalkonferenzen sowie den Gemeinden, in denen radioaktive
Abfalle zwischengelagert werden, fur drei Jahre gewahlt. Die Fachkonferenz soll die An-
zahl von 30 Teilnehmern nicht Uberschreiten.

(2) Die Fachkonferenz begleitet die Prozesse der Regionalkonferenzen aus Uberre-
gionaler Sicht und leistet Hilfestellung beim Ausgleich widerstreitender Interessen der
Standortregionen.

(3) Die Fachkonferenz Rat der Regionen wird von einer Geschéaftsstelle unterstitzt,
die vom Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird.





Teil 3

Standortauswahlverfahren

Kapitel 1

Allgemeine Bestimmungen

§12
Erkundung; Verhaltnis zur Raumordnung

(1) Far die Erkundung sind die §§ 3 bis 29, 39, 40, 48 und 50 bis 104, 106 und 145
bis 148 des Bundesberggesetzes entsprechend anzuwenden. Im Ubrigen bleiben die
Vorschriften des Bundesberggesetzes unberihrt. Bei Anwendung dieser Vorschriften ist
davon auszugehen, dass die Ubertadgige und untertdgige Erkundung aus zwingenden
Grunden des offentlichen Interesses erfolgt. Fur die Erkundung nach diesem Gesetz und
die jeweiligen Standortentscheidungen gelten die §§ 9d bis 9f sowie § 9g Absatz 3 bis 5
des Atomgesetzes.

(2) Die Entscheidungen im Standortauswahlverfahren einschlieRlich der Zulassun-
gen und Erlaubnisse nach Absatz 1 haben Vorrang vor Landesplanungen und Bauleitpla-
nungen.

(3) Bei der Durchfihrung seiner Tatigkeiten arbeitet der Vorhabentrager mit For-
schungseinrichtungen im Geschéftsbereich des Bundesministeriums fir Bildung und For-
schung und des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie zusammen und kann
wissenschaftliche Erkenntnisse anderer wissenschaftlicher Einrichtungen heranziehen.
Soweit flr die Erkundung und den Standortvergleich Geodaten, insbesondere geowissen-
schaftliche und hydrogeologische Daten der zustandigen Landesbehdrden bendtigt wer-
den, sind diese Daten dem Vorhabentrager bei gleichzeitiger Ubertragung der erforderli-
chen Nutzungs- und Weiterverwendungsrechte unentgeltlich zur Verfligung zu stellen. Zu
den zur Verfligung zu stellenden Daten gehdéren auch Informationen Uber die nach § 21
zugelassenen Vorhaben. Private Interessen treten grundsatzlich hinter dem 6ffentlichen
Interesse an der Nutzung dieser Daten im Auswahlverfahren zurtick.

(4) Die Funktionen der Lander als amtliche Sachverstandige und Trager offentlicher
Belange bleiben unberihrt.

Kapitel 2

Ablauf des Standortauswahlverfahrens

§13
Ermittlung von Teilgebieten

(1) Der Vorhabentrager hat unter Anwendung der in den § 22 bis § 24 festgelegten
geowissenschaftlichen Anforderungen und Kriterien Teilgebiete zu ermitteln, die glnstige





geologische Voraussetzungen fir die sichere Endlagerung radioaktiver Abfalle erwarten
lassen.

(2) Der Vorhabentrager wendet hierzu auf die ihm von den zustandigen Behdrden
des Bundes und der Lander zur Verfliigung zu stellenden geologischen Daten fiir das ge-
samte Bundesgebiet zunachst die geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien nach § 22
und auf das verbleibende Gebiet die Mindestanforderungen nach § 23 an. Aus den identi-
fizierten Gebieten ermittelt der Vorhabentrager durch Anwendung der geowissenschaftli-
chen Abwagungskriterien nach § 24 die Teilgebiete, die sich auf Basis der Abwagung als
gunstig erweisen. Der Vorhabentrager veroffentlicht das Ergebnis in einem Zwischenbe-
richt und Ubermittelt diesen unverziglich an das Bundesamt fur kerntechnische Entsor-
gungssicherheit. In dem Zwischenbericht werden samtliche fir die getroffene Auswahl
entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwagungen dargestellt; sofern Gebiete vor-
handen sind, die aufgrund nicht hinreichender geologischer Daten nicht eingeordnet wer-
den konnen, sind diese ebenfalls aufzufiihren. § 23 Absatz 2 bleibt unberuhrt.

§ 14
Ermittlung von Standortregionen fiir libertagige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager ermittelt aus den Teilgebieten nach § 13 Absatz 1 Standort-
regionen flr die Ubertagige Erkundung. Er flhrt fir die Teilgebiete reprasentative vorlaufi-
ge Sicherheitsuntersuchungen nach § 26 durch. Auf der Grundlage der daraus ermittelten
Ergebnisse hat der Vorhabentrager unter erneuter Anwendung der geowissenschaftlichen
Abwagungskriterien nach § 24 ginstige Standortregionen zu ermitteln. Soweit unter Si-
cherheitsaspekten gleich glnstige Standortregionen vorliegen, sind planungswissen-
schaftliche Abwagungskriterien nach § 25 anzuwenden. Fir die Standortregionen nach
Absatz 2 erarbeitet er standortbezogene Erkundungsprogramme fur die Ubertagige Er-
kundung nach Mallgabe der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis § 24, der Sicher-
heitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen flr die Durchflihrung der weiterentwickel-
ten vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 16 Absatz 1.

(2) Der Vorhabentrager Ubermittelt den Vorschlag fur die Ubertagig zu erkundenden
Standortregionen mit Begriindung und den Ergebnissen der Beteiligung zu dem Zwi-
schenbericht nach § 13 Absatz 2 an das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit. Liegen zu einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen fir die Anwen-
dung der Kriterien nach §§ 22 bis 24 vor, ist eine begriindete Empfehlung zum weiteren
Verfahren mit diesen Gebieten aufzunehmen.

(3) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabentrager dem Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit die standortbezogenen Erkundungsprogramme fir die Ubertagige
Erkundung zur Festlegung vor.

§15
Entscheidung uiber libertagige Erkundung und Erkundungsprogramme

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit von
dem Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.

(2) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit tGbermittelt dem Bun-
desministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des
Vorhabentragers gemal § 14 Absatz 2, die darauf bezogenen Ergebnisse des Beteili-
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gungsverfahrens einschliel3lich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums
und eine begriindete Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabentragers. Die Bundesregie-
rung unterrichtet den Deutschen Bundestag und den Bundesrat Uber die Standortregio-
nen, die Ubertagig erkundet werden sollen und legt insbesondere die Unterlagen nach
Satz 1 vor.

(3) Die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen und das weitere Verfahren mit
den Gebieten, zu denen keine hinreichenden Informationen fur die Anwendung der Krite-
rien nach §§ 22 bis 24 vorliegen, werden durch Bundesgesetz bestimmt.

(4) Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit priift die standortbe-
zogenen Erkundungsprogramme zur Ubertagigen Erkundung fir die durch Bundesgesetz
ausgewahlten Standortregionen, legt diese fest und verdffentlicht sie sowie wesentliche
Anderungen im Bundesanzeiger.

§ 16
Ubertigige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager hat die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standortregionen
Ubertagig nach den standortbezogenen Erkundungsprogrammen zu erkunden. Auf der
Grundlage der Erkundungsergebnisse hat der Vorhabentrager weiterentwickelte vorlaufi-
ge Sicherheitsuntersuchungen durchzufihren. Er flhrt in den Standortregionen soziodko-
nomische Potenzialanalysen durch.

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabentrager
unter erneuter Anwendung der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis 24 glinstige
Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich glinstige
Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwagungskriterien nach § 25 an-
zuwenden. Fir die Standorte nach Absatz 3 erarbeitet er Erkundungsprogramme und
Prufkriterien fir die untertagige Erkundung nach MaRRgabe der Anforderungen und Krite-
rien nach § 22 bis 24, der Sicherheitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen fir die
Durchfihrung der umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 18 Absatz
1.

(3) Der Vorhabentrager Ubermittelt seinen Vorschlag fir die untertagig zu erkunden-
den Standorte mit Begrindung und den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das
Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit. Dabei sind auch die mdglichen
Umweltauswirkungen sowie sonstige mogliche Auswirkungen eines Endlagervorhabens
darzustellen.

(4) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabentrdger dem Bundesamt fur kerntechnische
Entsorgungssicherheit die Erkundungsprogramme und Prufkriterien fur die untertagige
Erkundung zur Festlegung vor.

§ 17
Entscheidung iiber untertagige Erkundung und Erkundungsprogramme

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit von
dem Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.
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(2) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit tGbermittelt dem Bun-
desministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des
Vorhabentragers nach § 16 Absatz 3, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens ein-
schliellich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums und eine begriinde-
te Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabentragers. Die Bundesregierung unterrichtet
den Deutschen Bundestag und den Bundesrat Gber Standorte, die untertdgig erkundet
werden sollen, und legt insbesondere die Unterlagen nach Satz 1 vor. Die untertagig zu
erkundenden Standorte werden durch Bundesgesetz bestimmt.

(3) Vor Ubermittlung des Vorschlags nach § 17 Absatz 2 stellt das Bundesamt flr
kerntechnische Entsorgungssicherheit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standort-
auswahlverfahren nach den Regelungen dieses Gesetzes durchgefiihrt wurde und der
Auswahlvorschlag diesen entspricht. Der Bescheid ist in entsprechender Anwendung der
Bestimmungen Uber die 6ffentliche Bekanntmachung von Genehmigungsbescheiden der
Atomrechtlichen Verfahrensverordnung o6ffentlich bekannt zu machen. Fir Rechtsbehelfe
gegen die Entscheidung nach Satz 1 findet das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz mit der
MalRgabe entsprechende Anwendung, dass die kommunalen Gebietskérperschaften, in
deren Gebiet ein zur untertdgigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt, und deren
Einwohnerinnen und Einwohner sowie deren Grundstlickseigentimerinnen und Grund-
stiickseigentiimer den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereini-
gungen gleichstehen. Einer Nachprifung der Entscheidung nach Satz 1 in einem Vorver-
fahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung bedarf es nicht. Uber Klagen gegen die
Entscheidung nach Satz 1 entscheidet im ersten und letzten Rechtszug das Bundesver-
waltungsgericht.

(4) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift die Erkundungs-
programme und Prufkriterien fUr die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standorte, legt
diese fest und veréffentlicht sie sowie wesentliche Anderungen im Bundesanzeiger.

§18
Untertagige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager hat die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standorte nach
den Erkundungsprogrammen untertagig zu erkunden. Auf der Grundlage der Erkun-
dungsergebnisse hat der Vorhabentrager umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchun-
gen durchzufihren sowie die Unterlagen fir die Umweltvertraglichkeitsprifung hinsichtlich
des Standortes des Endlagers nach § 6 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung zu erstellen.

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabentrager
unter Anwendung der Prifkriterien sowie erneuter Anwendung der Anforderungen und
Kriterien nach §§ 22 bis 24 geeignete Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln. Soweit unter
Sicherheitsaspekten gleich geeignete Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftli-
che Abwagungskriterien nach § 25 anzuwenden.

(3) Der Vorhabentrager Ubermittelt seinen Standortvorschlag fir ein Endlager mit
Begriindung und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit. Die Begriindung enthalt eine vergleichende Bewertung
der zu betrachtenden Standorte. Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit fuhrt auf Grundlage der vom Vorhabentrager vorgelegten Unterlagen die Umweltver-
traglichkeitsprifung hinsichtlich des Standortes entsprechend den §§ 7 bis 9b des Geset-
zes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung durch.
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§ 19
AbschlieBender Standortvergleich und Standortvorschlag

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers einschliellich des zugrunde liegenden Standortvergleichs. Auf
Grundlage des Ergebnisses dieser Priifung und unter Abwagung samtlicher privater und
offentlicher Belange sowie der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens bewertet das Bun-
desamt fUr kerntechnische Entsorgungssicherheit, welches der Standort mit der bestmog-
lichen Sicherheit ist. Der Standortvorschlag muss erwarten lassen, dass die nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schaden durch die
Errichtung, den Betrieb und die Stilllegung des Endlagers nach § 9b Absatz 1a des Atom-
gesetzes gewahrleistet ist und sonstige oOffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegen-
stehen. Der durch das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu tGbermit-
telnde Standortvorschlag muss eine zusammenfassende Darstellung und Bewertung der
Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, der Umweltauswirkungen entsprechend den
§§ 11 und 12 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung und eine Begriindung
der Raumvertraglichkeit umfassen.

(2) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit hat dem Bundesminis-
terium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den begriindeten Standortvor-
schlag einschlieRlich aller hierfiir erforderlichen Unterlagen zu Gbermitteln. Vor Ubermitt-
lung des Standortvorschlages stellt das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standortauswahlverfahren nach den Rege-
lungen dieses Gesetzes durchgeflhrt wurde und der Standortvorschlag diesen entspricht.
Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung an die
im Bescheid nach § 17 Absatz 3 Satz 1 enthaltene Feststellung zur RechtmaRigkeit des
Verfahrens gebunden, soweit dieser Bescheid unanfechtbar ist. Der Bescheid ist in ent-
sprechender Anwendung der Bestimmungen (ber die 6ffentliche Bekanntmachung von
Genehmigungsbescheiden der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung 6ffentlich bekannt
zu machen. Fir Rechtsbehelfe gegen die Entscheidung nach Satz 2 findet das Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz mit der Malkgabe entsprechende Anwendung, dass die betroffenen
kommunalen Gebietskdrperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort liegt,
und deren Einwohnerinnen und Einwohner sowie deren Grundstiickseigentimerinnen und
Grundstlickseigentimer den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten
Vereinigungen gleichstehen. Einer Nachprifung der Entscheidung nach Satz 2 in einem
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung bedarf es nicht. Uber Klagen
gegen die Entscheidung nach Satz 2 entscheidet im ersten und letzten Rechtszug das
Bundesverwaltungsgericht.

§ 20
Standortentscheidung

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den
Standortvorschlag in Form eines Gesetzentwurfs vor. Zu den von der Bundesregierung
erganzend vorzulegenden, fir die Bewertung des Standortes erforderlichen Unterlagen
gehoren insbesondere ein zusammenfassender Bericht (ber die Ergebnisse des Stand-
ortauswahlverfahrens und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens einschlieBlich der
Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums.

(2) Uber die Annahme des Standortvorschlags wird durch Bundesgesetz entschie-
den.

(3) Die Standortentscheidung nach Absatz 2 ist fir das anschlieRende Genehmi-
gungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes fir die Errichtung, den Betrieb
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und die Stilllegung des Endlagers verbindlich. Auf der Grundlage dieser Entscheidung ist
die Eignung des Vorhabens im Genehmigungsverfahren vollumfanglich zu prifen.

(4) Abweichend von § 15 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Verbindung mit
§ 1 Satz 3 Nummer 16 der Raumordnungsverordnung und anderen raumordnungsrechtli-
chen Vorschriften findet ein Raumordnungsverfahren fir die Errichtung des Endlagers
nicht statt.

§ 21
Sicherungsvorschriften

(1) Gebiete, die als bestmdoglicher Standort flr die Endlagerung in Betracht kommen,
sind vor Veranderungen zu schutzen, die ihre Eignung als Endlagerstandort beeintrachti-
gen kénnen. Der Schutz erfolgt nach Maligabe der Absatze 2 bis 4. § 12 Absatz 1 Satz 4
bleibt unberihrt.

(2) Bis zum Zeitpunkt der Ermittlung von Teilgebieten nach § 13 durfen Antréage Drit-
ter auf Zulassung eines Vorhabens in Teufen von mehr als 100 Metern nach den Bestim-
mungen des Bundesberggesetzes oder sonstigen Rechtsvorschriften in Gebieten, in de-
nen in einer Teufe von 300 bis 1500 Metern unter der Gelandeoberkante stratiforme
Steinsalz- oder Tonsteinformationen mit einer Machtigkeit von mindestens 100 Metern,
Salzformationen in steiler Lagerung oder Kristallingesteinsformationen mit einer vertikalen
Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind, nur dann zugelassen werden,
wenn

1. fur das Gebiet, in das das Vorhaben fallt, offensichtlich ist, dass mindestens eine
Mindestanforderung nicht erfillt oder mindestens ein Ausschlusskriterium erfiillt ist,
oder

2. das Vorhaben im engen raumlichen Zusammenhang mit bereits durchgeflhrten
MafRnahmen steht, durch die ein ahnlich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist,
oder

3. das Vorhaben eine dieser Gesteinsformation berthrt, deren Eigenschaften, die nach
den Anforderungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten sind, Uber groRe
Flachen nur geringen rdumlichen Schwankungen unterliegen und deren Flache auch
ohne das von den Auswirkungen dieses und anderer nach dieser Regelung zugelas-
sener Vorhaben mdglicherweise beeintrachtigte Gebiet das Zehnfache des fur die
Realisierung des Endlagers erforderlichen Flachenbedarfes betragt, oder

4. das Vorhaben nur Bohrungen von 100 Metern bis 300 Metern Endteufe umfasst und

a) durch die Bohrungen oder die mit dieser Bohrung in Verbindung stehenden Malf3-
nahmen keine Gesteinsschichten erheblich geschadigt werden kdnnen, die einen
langfristigen Schutz darunter liegender, fir die Endlagerung geeigneter Schichten
bewirken kénnen oder die langfristig im Sinne einer zusatzlichen Barriere fir das
Endlager wirken kénnen; dabei ist eine Schadigung der Deckschicht bei Bohrun-
gen bis zu 200 Metern Endteufe nicht zu unterstellen, und

b) in Fallen, in denen am Ort des beabsichtigten Vorhabens in einer Teufe von 300
bis 1500 Metern unter Gelandeoberkante stratiforme Steinsalzformationen von
mindestens 100 Metern Machtigkeit oder Salzformationen in steiler Lagerung mit
einer vertikalen Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind, der
Salzspiegel unterhalb von 400 Metern unter Gelandeoberkante liegt oder bei ei-
nem hdheren Salzspiegel durch die Bohrung und die mit dieser Bohrung in Ver-
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bindung stehenden MalRnahmen die Salzformation nicht geschadigt wird und kei-
ne wesentliche Beeinflussung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern Uber
der héchsten Stelle des Salzspiegels verursacht werden kann, oder

5. die Nichtzulassung des Antrags im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Harte fihren wirde und Uberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Vor Zulassung eines Vorhabens aufgrund der Nummern 1, 2, 3 und 5 hat die zustan-
dige Behorde eine Stellungnahme des Bundesamtes fur kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit einzuholen; dies gilt nicht fir die Zulassung von Bohrungen bis 300 Metern End-
teufe bei Vorhaben nach Nummer 2.

(3) Ab dem Zeitpunkt der Ermittlung von Teilgebieten gilt Absatz 2 nur, wenn das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zur Sicherung einer zukunftigen
Erkundung oder Fortsetzung einer begonnenen Erkundung das Gebiet als zu schitzen-
des Gebiet nach Absatz 4 bekannt gemacht hat. Der Schutz nach Absatz 2 endet, sobald
das jeweilige Gebiet als zu schitzendes Gebiet nach Absatz 4 bekannt gemacht wurde,
spatestens sechs Monate nach Ermittlung der Teilgebiete nach § 13.

(4) Zur Sicherung einer zukinftigen Erkundung oder Fortsetzung einer begonnenen
Erkundung kann das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit flr die Dauer
von hdchstens 10 Jahren fir bestimmte Gebiete untersagen, dass auf deren Flachen oder
in deren Untergrund Veranderungen vorgenommen werden, die das jeweilige Vorhaben
erheblich erschweren konnen. Es hat diese Bescheide im Bundesanzeiger bekannt zu
machen. Vor Erlass des Bescheids sind die Gebietskorperschaften, deren Gebiet von der
Festlegung betroffen wird, die zustandigen Bergbehdrden sowie betroffene Grundstlicks-
eigentimer und betroffene Inhaber von Bergbauberechtigungen zu héren. Das Bundes-
amt fUr kerntechnische Entsorgungssicherheit kann in Einzelféllen Ausnahmen genehmi-
gen, wenn die Untersagung im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fih-
ren wirde und Uberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen. Eine zweimalige
Verlangerung des Bescheids um jeweils hochstens zehn Jahre ist zulassig, wenn die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 fortbestehen.

(5) §9g Absatz 5 des Atomgesetzes gilt entsprechend.

Kapitel 3

Kriterien und Anforderungen fur die Standortauswanhl

§22
Ausschlusskriterien

(1) Ein Gebiet ist nicht als Endlagerstandort geeignet, wenn mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in diesem Gebiet erflllt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:

1. grolirdumige Vertikalbewegungen
es ist eine grofiraumige geogene Hebung von mehr als 1 mm pro Jahr gemittelt Gber
den Nachweiszeitraum zu erwarten;

2. aktive Stérungszonen
in den Gebirgsbereichen, die als Endlagerbereich in Betracht kommen, einschlieRlich
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eines abdeckenden Sicherheitsabstands, sind geologisch aktive Stérungszonen vor-
handen, die das Endlagersystem und seine Barrieren beeintrachtigen kénnen;

3. Einflisse aus gegenwartiger oder friherer bergbaulicher Tatigkeit
das Gebirge ist durch gegenwartige oder friihere bergbauliche Tatigkeit so gescha-
digt, dass daraus negative Einflisse auf den Spannungszustand und die Permeabili-
tat des Gebirges im Bereich eines vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs oder vorgesehenen Endlagerbereichs zu besorgen sind; dies gilt nicht fur Fol-
gen von MalRnahmen zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte;

4. seismische Aktivitat
die ortliche seismische Gefahrdung ist grofRer als in Erdbebenzone 1 nach DIN EN
1998-1/NA 2011-01;

5. vulkanische Aktivitat
es liegt quartarer Vulkanismus vor oder es ist zukunftig vulkanische Aktivitat zu erwar-
ten;

6. Grundwasseralter
in den Gebirgsbereichen, die als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlage-
rungsbereich in Betracht kommen, sind junge Grundwasser nachgewiesen worden.

§23
Mindestanforderungen

(1) Gebiete, die kein Ausschlusskriterium nach § 22 erfullen, sind nur als Endlager-
standort geeignet, wenn samtliche in Absatz 4 genannten Mindestanforderungen erfullt
sind.

(2) Sofern fur die Bewertung der Erfullung einer Mindestanforderung notwendige Da-
ten fir ein Gebiet erst in einer spateren Phase des Standortauswahlverfahrens erhoben
werden kénnen, gilt die jeweilige Mindestanforderung bis zur Erhebung dieser Daten als
erflllt, soweit dies aufgrund der vorhandenen Datenlage zu erwarten ist. Spatestens in
der Begriindung fir den Vorschlag nach § 18 Absatz 3 ist die Erflllung aller Mindestan-
forderungen standortspezifisch nachzuweisen.

(3) Ist in einem Gebiet absehbar, dass kein einschlusswirksamer Gebirgsbereich
ausgewiesen werden kann, es sich aber fur ein wesentlich auf technischen oder geotech-
nischen Barrieren beruhendes Endlagersystem eignet, tritt an die Stelle der Mindestanfor-
derung nach Absatz 4 Nummer 1 der Nachweis, dass die technischen und geotechni-
schen Barrieren den sicheren Einschluss der Radionuklide fir eine Million Jahre gewahr-
leisten kénnen. Die Mindestanforderungen nach Absatz 4 Nummern 2 bis 5 sind in die-
sem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden. Absatz 2 gilt entspre-
chend.

(4) Die Mindestanforderungen sind:

1. Gebirgsdurchlassigkeit

in einem einschlusswirksamen Gebirgsbereich muss die Gebirgsdurchlassigkeit kf
weniger als 10-10 m/s betragen; sofern ein direkter Nachweis in den Begriindungen
fur die Vorschlage nach §§ 14 und 16 noch nicht mdglich ist, muss nachgewiesen
werden, dass der einschlusswirksame Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht,
denen eine Gebirgsdurchlassigkeit kleiner als 10-10 m/s zugeordnet werden kann;
die Erflllung des Kriteriums kann auch durch den Einlagerungsbereich Uberlagernde
Schichten nachgewiesen werden,;

2. Machtigkeit des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
der Gebirgsbereich, der den einschlusswirksamen Gebirgsbereich aufnehmen soll,
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muss mindestens 100 Meter machtig sein; bei Gesteinskérpern des Wirtsgesteins
Kristallin mit geringerer Machtigkeit kann der Nachweis des sicheren Einschlusses fiir
den betroffenen Gebirgsbereich bei Vorliegen geringer Gebirgsdurchlassigkeit auch
Uber das Zusammenwirken des Wirtsgesteins mit geotechnischen und technischen
Barrieren geflihrt werden; eine Unterteilung in mehrere solcher Gebirgsbereiche in-
nerhalb eines Endlagersystems ist zulassig.

3. Minimale Teufe des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
die Oberflache eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches muss mindestens 300
Meter unter der Gelandeoberflache liegen. In Gebieten, in denen im Nachweiszeit-
raum mit exogenen Prozessen zu rechnen ist, deren direkte oder indirekte Auswir-
kungen zur Beeintrachtigung der Integritat eines einschlusswirksamen Gebirgsberei-
ches flihren kénnen, muss die Oberflache des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs
tiefer als die zu erwartende gréfRte Tiefe der Auswirkungen liegen; soll ein ein-
schlusswirksamer Gebirgsbereich im Gesteinstyp Steinsalz in steiler Lagerung aus-
gewiesen werden, so muss die Salzschwebe Uiber dem einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich mindestens 300 Meter machtig sein; soll ein einschlusswirksamer Ge-
birgsbereich im Gesteinstyp Tonstein ausgewiesen werden, so muss zu erwarten
sein, dass das Deckgebirge auch nach dem Eintreten der genannten exogenen Pro-
zesse ausreichend machtig ist, um eine Beeintrachtigung der Integritat des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs durch Dekompaktion ausschlieften zu kénnen.

4. Flache des Endlagers
ein einschlusswirksamer Gebirgsbereich muss lber eine Ausdehnung in der Flache
verfugen, die eine Realisierung des Endlagers ermoglicht; in den Flachenbedarf des
Endlagers eingeschlossen sind Flachen, die fiur die Realisierung von Malkhahmen zur
Ruckholung von Abfallbehaltern oder zur spateren Auffahrung eines Bergungsberg-
werks erforderlich sind und verfligbar gehalten werden missen;

5. Erhalt der Barrierewirkung
es durfen keine Erkenntnisse oder Daten vorliegen, welche die Integritat des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches, insbesondere die Einhaltung der geowissen-
schaftlichen Mindestanforderungen zur Gebirgsdurchlassigkeit, Machtigkeit und Aus-
dehnung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches Giber einen Zeitraum von einer
Million Jahren zweifelhaft erscheinen lassen.

§24
Geowissenschaftliche Abwagungskriterien

(1) Anhand geowissenschaftlicher Abwagungskriterien wird jeweils bewertet, ob in
einem Gebiet eine glinstige geologische Gesamtsituation vorliegt. Die glinstige geologi-
sche Gesamtsituation ergibt sich nach einer sicherheitsgerichteten Abwagung der Ergeb-
nisse zu allen Abwagungskriterien. Die in Absatzen 3 bis 5 aufgefuhrten Indikatoren die-
nen hierbei als Bewertungsmalfstab.

(2) Im Fall des § 23 Absatz 3 tritt an die Stelle des Abwagungskriteriums nach Anla-
ge 2 die rechnerische Ableitung, welches Einschlussvermogen die technischen und geo-
technischen Barrieren voraussichtlich erreichen. Erkenntnisse zur Fertigungsqualitat der
technischen und geotechnischen Barrieren sowie zu deren Alterung unter Endlagerbedin-
gungen am jeweiligen Standort sind zu berlcksichtigen. Soweit sich die Abwagungskrite-
rien nach den Anlagen 1 und 3 bis 11 auf den einschlusswirksamen Gebirgsbereich be-
ziehen, sind sie in diesem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden.

(3) Die erreichbare Qualitat des Einschlusses und die zu erwartende Robustheit des
Nachweises werden an Hand der Kriterien zum Transport durch Grundwasser, zur Konfi-
guration der Gesteinskorper, zur rdumlichen Charakterisierbarkeit und zur Prognostizier-
barkeit beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 1 bis 4 festgelegt.
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(4) Die Absicherung des Isolationsvermogens wird anhand der Kriterien zu gebirgs-
mechanischen Voraussetzungen und zur geringen Neigung zur Bildung von Fluidweg-
samkeiten beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 5 und 6 festgelegt.

(5) Weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften werden anhand der Kriterien zur
Gasbildung, zur Temperaturvertraglichkeit, zum Rulckhaltevermégen der Gesteine des
einschlusswirksamen Gebirgsbereichs gegeniber Radionukliden, zu hydrochemischen
Verhaltnissen und zum Deckgebirge beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 7 bis
11 festgelegt.

§ 25
Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien

Planungswissenschaftliche Kriterien dienen der weiteren Abwagung zwischen unter
Sicherheitsaspekten gleich giinstigen Gebieten. Sie werden in einem Abwagungsprozess
in drei Gewichtungsgruppen nach Anlage 12 unterteilt, von denen die Gewichtungsgruppe
1 am starksten, die Gewichtungsgruppe 2 am zweitstarksten und die Gewichtungsgruppe
3 mit der geringsten Gewichtung zu werten ist. Eine Abwagung der planungswissen-
schaftlichen Abwagungskriterien mit den geowissenschaftlichen Kriterien erfolgt nicht.

§ 26
Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen

(1) Gegenstand der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16
Absatz 1 und § 18 Absatz 1 ist die Bewertung, inwieweit der sichere Einschluss der radio-
aktiven Abfalle unter Ausnutzung der geologischen Standortgegebenheiten erwartet wer-
den kann. Dabei sind die nach Stand von Wissenschaft und Technik erforderlichen Si-
cherheitsanforderungen und die Anforderungen an die Durchflihrung der Sicherheitsun-
tersuchungen nach § 37 einzuhalten.

(2) In den vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen gemafl Absatz 1 wird das Endla-
gersystem in seiner Gesamtheit betrachtet und entsprechend dem Stand von Wissen-
schaft und Technik hinsichtlich seiner Sicherheit bewertet. Dazu wird das Verhalten des
Endlagersystems unter verschiedenen Belastungssituationen und unter Berucksichtigung
von Datenunsicherheiten, Fehlfunktionen sowie zukilinftigen Entwicklungsmdéglichkeiten
im Hinblick auf den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle fir einen Zeitraum von
einer Million Jahre untersucht. Dies umfasst auch eine Beurteilung der Robustheit der
Aussagen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen.

(3) Soweit flir ein Gebiet ein Endlagerkonzept mit einer 100 Grad Celsius Uberstei-
genden Grenztemperatur vorgesehen wird, ist bis zu einer abschliefienden Entscheidung
hinsichtlich zulassiger Temperaturen fir einzulagernde Abfallbehalter flir das Gebiet je-
weils zusatzlich auch ein Endlagerkonzept fir eine Grenztemperatur von 100 Grad Celsi-
us zu entwickeln sowie die sich daraus entsprechend dem Stand von Wissenschaft und
Technik ergebenden Vor- und Nachteile darzustellen. Solange die maximalen physika-
lisch méglichen Temperaturen in den jeweiligen Wirtsgesteinen aufgrund ausstehender
Forschungsarbeiten noch nicht festgelegt worden sind, soll von einer Grenztemperatur
von 100 Grad Celsius an der Auldenflache der Behalter ausgegangen werden.

(4) Inhalt der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen ist auch eine Beurteilung, in-
wiefern in dem jeweiligen Gebiet zu erwarten ist, dass eine zusatzliche Endlagerung gré-
Rerer Mengen schwach- und mittelradioaktiver Abfalle méglich ist.
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Teil 4

Kosten

§ 27
Umlage

(1) Der Vorhabentrager und das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit legen ihre umlagefahigen Kosten fir die Umsetzung des Standortauswahlverfahrens
nach MalRgabe der Absatze 2 bis 4 und der §§ 28 bis 34 anteilig auf die Umlagepflichtigen
um. § 21b des Atomgesetzes und die Endlagervorausleistungsverordnung finden insoweit
keine Anwendung.

(2) Umlagefahige Kosten nach Absatz 1 sind die sachlichen Verwaltungsausgaben,
Personalausgaben und Investitionsausgaben, die dem Vorhabentrdger und dem Bundes-
amt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit fir die Aufgabenerledigung nach diesem
Gesetz entstehen, soweit sie nicht nach Absatz 3 anderen Kostentragern zuzurechnen
sind. Umlagefahige Kosten nach Satz 1 sind insbesondere die Ausgaben fiir:

1. das Beteiligungsverfahren nach Teil 2 dieses Gesetzes, einschliellich der fachlichen
Begleitung,

2. die Ermittlung von Teilgebieten und in Betracht kommenden Standortregionen, ein-
schlieBlich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den § 13 Absatz 1
und § 14 Absatz 1,

3. Ubertagige Erkundungen von Standortregionen und untertidgige Erkundungen von
Standorten, einschlieflich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den
§§ 16 bis 18,

4. die Erstellung des Zwischenberichts nach § 13 Absatz 2 sowie von Vorschlagen nach
§ 14 Absatz 2, § 15 Absatz 1, § 16 Absatz 3, § 17 Absatz 1, § 18 Absatz 3 und § 19
Absatz 1 sowie des Bescheids nach § 19 Absatz 2,

5. die Erstellung und Festlegung von Erkundungsprogrammen nach den §§ 14 bis 17
sowie Prufkriterien nach § 16 und § 17,

6. Forschungen und Entwicklungen des Vorhabentragers oder des Bundesamtes flr
kerntechnische Entsorgungssicherheit im Zusammenhang mit der Standortauswahl,

7. den Erwerb, die Errichtung und die Unterhaltung von Grundstlicken, Einrichtungen
und Rechten zur Umsetzung des Standortauswahlverfahrens,

8. die Offenhaltung und im Falle des Ausschlusses den Riickbau des Bergwerkes Gor-
leben.

(3) Nicht umlagefahig sind Kosten, die im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungs-
verfahren nach § 15 Absatz 3, § 17 Absatz 2 und § 20 Absatz 2 als Kosten fiir die Bun-
desregierung, den Deutschen Bundestag oder den Bundesrat entstehen.

(4) Bei der Umsetzung des Standortauswahlverfahrens sind die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
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§28
Umlagepflichtige und Umlagebetrag

(1) Umlagepflichtig ist derjenige, dem eine Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 9
des Atomgesetzes oder nach § 7 der Strahlenschutzverordnung erteilt worden ist oder
war, wenn aufgrund der genehmigten Tatigkeit radioaktive Abfalle, die an ein Endlager
nach § 9a Absatz 3 des Atomgesetzes abgeliefert werden missen, angefallen sind oder
damit zu rechnen ist. Soweit die Finanzierungspflicht fir Anlagen zur Endlagerung radio-
aktiver Abfalle nach § 1 des Entsorgungsiibergangsgesetzes auf den Fonds im Sinne von
§ 1 Entsorgungsfondsgesetz ibergegangen ist, ist der Fonds im Sinne von § 1 Entsor-
gungsfondsgesetz anstelle des Genehmigungsinhabers umlagepflichtig. Landessammel-
stellen nach § 9a des Atomgesetzes sind nicht umlagepflichtig.

(2) Der zu entrichtende Anteil eines Umlagepflichtigen an den umlagefahigen Kosten
(Umlagebetrag) bemisst sich aufwandsgerecht entsprechend § 6 Absatz 1 Nummer 2 und
Absatz 3 der Endlagervorausleistungsverordnung.

§ 29

Jahresrechnung fiir die Umsetzung der Standortsuche und Ermittlung der umlage-
fahigen Kosten

(1) Der Vorhabentrager und das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit stellen nach Ende des Haushaltsjahres die umlagefahigen Kosten nach § 27 Absatz 2
jeweils durch Jahresrechnung Uber die Einnahmen und Ausgaben fir die Umsetzung des
Standortauswahlverfahrens fest (Jahresrechnung).

(2) Fur die Jahresrechnungen ist eine Abschlussprifung durch einen Wirtschaftspri-
fer oder eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft vorzunehmen. Die Jahresrechnungen be-
dirfen zudem der Genehmigung durch das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit.

§ 30
Ermittlung des Umlagebetrages

(1) Auf Grundlage der in den Jahresrechnungen ermittelten umlageféahigen Kosten
nach § 29 Absatz 1 haben der Vorhabentrager und das Bundesamt firr kerntechnische
Entsorgungssicherheit fir jeden Umlagepflichtigen den von diesem zu entrichtenden an-
teiligen Umlagebetrag nach § 28 Absatz 2 zu ermitteln und zuzuordnen. Zu bericksichti-
gende Fehlbetrdge, nicht eingegangene Betrage und Uberschiisse sind dem jeweiligen
Umlagepflichtigen zuzuordnen.

(2) Der Vorhabentrager ubermittelt seine Jahresrechnung und die ermittelten Umla-
gebetrage dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit.

§ 31
Umlageforderung, Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Umlageforderung entsteht mit Ablauf des Haushaltsjahres, fir das die Umla-
gepflicht besteht (Umlagejahr).





(2) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit hat die von ihm und
dem Vorhabentrager ermittelten Umlagebetrage festzusetzen, sobald sie nach § 30 ab-
schlieRend zugeordnet worden sind. Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid.

(3) Die Umlageforderung wird mit der Bekanntgabe des Bescheides an den Umlage-
pflichtigen fallig, wenn nicht das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit
einen spateren Zeitpunkt bestimmt.

(4) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit Gbermittelt die fur die
Kosten des Vorhabentragers eingezogenen Umlageforderungen nach Eingang unverzig-
lich an diesen.

§ 32
Umlagevorauszahlungen

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat von den Umlage-
pflichtigen eine Vorauszahlung auf den Umlagebetrag eines Umlagejahres festzusetzen.
Die Festsetzungen von Vorauszahlungen fir umlagefahige Kosten des Vorhabentragers
nimmt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit vor.

(2) Der Festsetzung nach Absatz 1 sind die umlagefahigen Kosten nach § 27 Ab-
satz 2 zugrunde zu legen, die im Haushaltsplan fir dieses Umlagejahr veranschlagt sind.
§ 30 und § 31 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend. Aus vorherigen Vorauszahlungen ent-
stammende Uberzahlungen nach § 33 Absatz 2 Satz 2 sind zu verrechnen.

(3) Soweit der Umlagebetrag die Vorauszahlung voraussichtlich Gbersteigen wird,
kann das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit fir das laufende Umlage-
jahr eine weitere Umlagevorauszahlung festsetzen. Dies gilt auch fir Umlagevorauszah-
lungen, die fur den Vorhabentrager erhoben werden.

(4) Von der Erhebung von Umlagevorauszahlungen oder Umlagebetragen kann ab-
gesehen werden, wenn sich aufgrund einer genehmigungsbeddrftigen Tatigkeit oder auf-
grund des Betriebs einer Anlage nur kleine Mengen an radioaktiven Abfallen ergeben.

§33
Differenz zwischen Umlagebetrag und Vorauszahlung

(1) Entsteht nach der Anrechnung des gezahlten Umlagevorauszahlungsbetrages
auf den festgesetzten Umlagebetrag ein Fehlbetrag, ist dieser innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des festgesetzten Umlagebetrages zu entrichten. Der Fehlbetrag ist in
der Festsetzung des Umlagebetrages auszuweisen.

(2) Ubersteigt der gezahlte Vorauszahlungsbetrag den festgesetzten Umlagebetrag,
ist die Uberzahlung mit der folgenden Vorauszahlung zu verrechnen. Anstelle der Ver-
rechnung nach Satz 1 ist die Uberzahlung zu erstatten, wenn der Umlagepflichtige eine
solche Erstattung beantragt.





§ 34
Saumniszuschlag

Werden die Umlagebetrdge oder Umlagevorauszahlungsbetrdge nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Ablauf des Falligkeitstages entrichtet, ist flr jeden angefangenen Mo-
nat der Sdumnis ein Sdumniszuschlag von 1 Prozent des rickstandigen Betrages zu ent-
richten. Der Sdumniszuschlag wird nur erhoben, wenn der rickstandige Betrag 50 Euro
Ubersteigt und die Saumnis langer als drei Tage betragt. Wird die Festsetzung einer Um-
lage aufgehoben oder geandert, bleiben die bis dahin verwirkten Sdumniszuschlage un-
berthrt.

Teil 5

Schlussvorschriften

§ 35
Bestehender Erkundungsstandort

(1) Der Salzstock Gorleben wird wie jeder andere in Betracht kommende Standort
gemal den nach §§ 22 bis 26 festgelegten Kriterien und Anforderungen in das Standort-
auswahlverfahren einbezogen. Er kann lediglich im jeweiligen Verfahrensabschnitt nach
den §§ 13 bis 20 des Standortauswahlgesetzes mit einem oder mehreren anderen Stand-
orten verglichen werden, solange er nicht nach Satz 5 ausgeschlossen wurde. Er dient
nicht als Referenzstandort flr andere zu erkundende Standorte. Der Umstand, dass fir
den Standort Gorleben Erkenntnisse aus der bisherigen Erkundung vorliegen, darf eben-
so wenig in die vergleichende Bewertung einflieRen, wie der Umstand, dass fur den
Standort Gorleben bereits Infrastruktur flr die Erkundung geschaffen ist. Der Ausschluss
nach dem Standortauswahlgesetz erfolgt, wenn der Salzstock Gorleben

1. nicht zu den nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebieten gehort,

2. nicht zu den nach § 15 Absatz 3 festgelegten Ubertagig zu erkundenden Standortre-
gionen gehort,

3. nicht zu den nach § 17 Absatz 2 festgelegten untertdgig zu erkundenden Standorten
gehort oder

4. nicht der Standort nach § 20 Absatz 2 ist.

(2) Die bergmannische Erkundung des Salzstocks Gorleben ist beendet. Malinah-
men, die der Standortauswahl dienen, durfen nur noch nach diesem Gesetz und in dem
hier vorgesehenen Verfahrensschritt des Standortauswahlverfahrens durchgefihrt wer-
den. Das Bergwerk wird bis zu der Standortentscheidung nach dem Standortauswahlge-
setz unter Gewahrleistung aller rechtlichen Erfordernisse und der notwendigen Erhal-
tungsarbeiten offen gehalten, sofern der Salzstock Gorleben nicht nach Absatz 1 aus dem
Verfahren ausgeschlossen wurde. Der Bund ist flr das Bergwerk Gorleben zustandig. Ein
Salzlabor im Salzstock Gorleben zur standortunabhangigen Forschung zum Medium Salz
als Wirtsgestein wird er nicht betreiben.





Teil 6

Ubergangsvorschrift

§ 36
Ubergangsvorschrift

Fir die bis zum 27. Juli 2013 nach § 21b des Atomgesetzes gezahlten Vorausleis-
tungen gelten das Atomgesetz und die Endlagervorausleistungsverordnung in der zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden Fassung fort.

Teil 7

Ermachtigungsvorschriften

§ 37

Verordnungsermachtigung zu Sicherheitsanforderungen und Sicherheitsuntersu-
chungen

(1) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
zu bestimmen, welche grundlegenden Sicherheitsanforderungen fir die Endlagerung ins-
besondere hochradioaktiver Abfalle gelten.

(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
zu bestimmen, welche Anforderungen fiir die Durchfiihrung der vorlaufigen Sicherheitsun-
tersuchungen im Standortauswahlverfahren fir die Endlagerung insbesondere hochradio-
aktiver Abfalle gelten.

§ 38
Dokumentation, Verordnungserméachtigung

(1) Daten und Dokumente, die flir die End- und Zwischenlagerung radioaktiver Abfal-
le bedeutsam sind oder werden kénnen (Speicherdaten), werden vom Bundesamt fur
kerntechnische Entsorgungssicherheit dauerhaft gespeichert.

(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ein-
zelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem Inhalt, Verwendungszweck, Umfang, Uber-
mittlung, Speicherung und Nutzung zu bestimmen. Die Rechtsverordnung soll insbeson-
dere Regelungen enthalten, nach denen die Inhaber von Speicherdaten diese vollstandig
und kostenfrei dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit oder einer von
diesem bestimmten Stelle zur Verfligung stellen. Sie kann eine Regelung enthalten, nach
der die Inhaber von Speicherdaten diese Uber die zustandigen Behoérden der Lander der
in Satz 2 genannten Behdrde oder von dieser bestimmten Stelle zur Verfligung stellen.
Zudem soll sie festlegen, wie die dauerhafte Unversehrtheit der Daten gesichert wird.
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Anlage 1

Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung des Transportes radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen
im einschlusswirksamen Gebirgsbereich

Der Transport radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen und Diffusion im einschlusswirksamen Gebirgsbereich soll so gering wie
moglich sein. Indikatoren sind die im einschlusswirksamen Gebirgsbereich vorherrschende Grundwasserstrémung, Grundwasserangebot
und Diffusionsgeschwindigkeit entsprechend der unten stehenden Tabelle. Solange diese Indikatoren nicht standortspezifisch erhoben sind,
kann fur die Abwagung das jeweilige Wirtsgestein als Indikator verwendet werden.

Bewertungsrelevante Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe beziehungswei-
se Indikator des Kriteriums [Dimension]

Wertungsgruppe

gunstig bedingt gunstig | weniger gunstig
Grundwasserstromung Abstandsgeschwindigkeit des Grundwas- <0,1 0,1-1 > 1
sers [mm/a]
Grundwasserangebot Charakteristische Gebirgsdurchlassigkeit | < 107 102 -107° >10" 1
des Gesteinstyps [m/s]
Diffusionsgeschwindigkeit Charakteristischer effektiver Diffusionskoef- | < 10™" 10" - 10 >107°
fizient des Gesteinstyps fur tritiiertes Was-
ser (HTO) bei 25°C [m?/s]
Diffusionsgeschwindigkeit bei Ton- | Absolute Porositat < 20% 20% — 40% > 40%
stein
Verfestigungsgrad Tonstein fester Ton halbfester Ton

1) Fur Endlagersysteme, die wesentlich auf geologischen Barrieren beruhen, sind Standorte mit einer Gebirgsdurchlassigkeit von mehr als 107 m/s gemaR § 23
Absatz 4 Nummer 1 als nicht geeignet aus dem Verfahren auszuschlief3en.
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Anlage 2

Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung der Konfiguration der Gesteinskorper

Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches missen mindestens Uber eine Machtigkeit verfugen,
die den sicheren Einschluss der Radionuklide Uber einen Zeitraum von einer Million Jahren bewirkt. Das voraussichtliche Einschluss-
vermogen soll mdglichst hoch und zuverlassig prognostizierbar sein. Es ist unter Bertcksichtigung der Barrierewirkung der unversehr-
ten Barriere mittels Modellrechnungen abzuleiten, sobald die hierfur erforderlichen geowissenschaftlichen Daten vorliegen, spatestens
fur den Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3. Solange die fur die rechnerische Ableitung notwendigen Daten noch nicht vorliegen,
konnen die Lage, Ausdehnung und Machtigkeit der barrierewirksamen Gesteinsformation, der Grad der Umschlief3ung durch einen
einschlusswirksamen Gebirgsbereich sowie fur das Wirtsgestein Tonstein deren Isolation von wasserleitenden Schichten und hydrau-
lischen Potenzialbringern entsprechend der unten stehenden Tabelle als Indikatoren herangezogen werden.

Bewertungsrelevante Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe beziehungsweise
Indikator des Kriteriums [Dimension]

Wertungsgruppe

Gebirgsbereichs

ner Machtigkeit (Vielfaches des Min-
destflachenbedarfs)

gunstig bedingt gunstig weniger gunstig
Barrierewirksamkeit Barrierenméachtigkeit [m] > 150 100 — 150 50 -100
Grad der UmschlieSung des Einlage- vollstandig unvollstandig, kleinere unvollstandig; gro-
rungsbereichs durch einen einschluss- Fehlstellen in unkriti- Rere Fehlstellen, in
wirksamen Gebirgsbereich scher Position kritischer Position
Robustheit und Sicherheitsreser- Teufe der oberen Begrenzung des > 500 300 — 500
ven er-forderlichen einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs [m unter Ge-
landeoberflache]
Volumen des einschlusswirksamen | flichenhafte Ausdehnung bei gegebe- >> 2-fach etwa 2-fach << 2-fach
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Indikator "Potenzialbringer" bei Ton-
stein

Anschluss von wasserleitenden
Schichten in unmittelbarer Nahe des
einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs/Wirtsgesteinskorpers an ein
hohes hydraulisches Potenzial ver-
ursachendes Gebiet

Vorhandensein von Gesteinsschichten
mit hydraulischen Eigenschaften und
hydraulischem Potenzial, die die Induzie-
rung beziehungsweise Verstarkung der
Grundwasserbewegung im einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich ermdglichen
kénnen.

keine Grundwas-
serleiter als mogli-
che Potenzialbrin-
ger in unmittelbarer
Nachbarschaft zum
Wirtsgestein / ein-
schlusswirksamen
Gebirgsbereich
vorhanden

Grundwasserleiter
in Nachbarschaft
zum Wirtsgestein /
einschlusswirksa-
men Gebirgsbe-
reich vorhanden






Indikatoren zur Bewertung der raumlichen Charakterisierbarkeit

Anlage 3
Zu § 24 Absatz 3

Die raumliche Charakterisierung der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den sicheren Einschluss der radio-
aktiven Abfalle gewahrleisten, insbesondere des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereichs oder des Einlagerungsbereichs,
soll moglichst zuverlassig moglich sein. Indikatoren hierfur sind die Ermittelbarkeit der relevanten Gesteinstypen und ihrer Eigenschaf-
ten sowie die Ubertragbarkeit dieser Eigenschaften nach der unten stehenden Tabelle.

nen einschlusswirksamen

Gesteinstypen im Endla-

che Veranderungen

Bewertungsrelevante BewertungsgroRe bezie- Wertungsgruppe
Eigenschaft des Kriteri- | hungsweise Indikator des
ums Kriteriums gunstig bedingt glnstig ungunstig
Ermittelbarkeit der Gesteins- | Variationsbreite der Eigen- | gering deutlich, aber bekannt bezie- erheblich und/oder nicht
typen und ihrer charakteristi- | schaften der Gesteinstypen hungsweise zuverlassig erhebbar | zuverlassig erhebbar
schen Eigenschaften im vor- | im Endlagerbereich
gesehenen Endlagerbereich,
insbesondere im vorgesehe- | Rzymiiche Verteilung der | gleichmaBig kontinuierliche, bekannte raumli- | diskontinuierliche, nicht

ausreichend genau vor-

schaften im vorgesehenen
einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich

steinsfazies)

lich

wechselnd

Gebirgsbereich gerbereich und ihrer Eigen- hersagbare raumliche
schaften Veranderungen
Ausma[& der tektonischen | weitgehend ungestort wenig gestort (weitstandige Sto- | gestort (engstandig zer-
Uberpragung der geologi- | (Stérungen im Abstand > | rungen, Abstand 100 m bis 3 km | blockt, Abstand < 100
schen Einheit 3 km vom Rand des ein- | vom Rand des einschlusswirksa- | m), gefaltet
schlusswirksamen Ge- | men Gebirgsbereiches), Flexuren
birgsbereiches), flache
Lagerung
Ubertragbarkeit der Eigen- | Gesteinsausbildung (Ge- Fazies regional einheit- | Fazies nach bekanntem Muster | Fazies nach nicht be-

kanntem Muster wech-
selnd
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Anlage 4
Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung der langfristigen Stabilitat der glinstigen
Verhiltnisse

Die fur die langfristige Stabilitat der gunstigen Verhaltnisse wichtigen sicherheitsge-
richteten geologischen Merkmale sollen sich in der Vergangenheit iber moglichst lan-
ge Zeitraume nicht wesentlich verandert haben. Indikatoren hierfur sind insbesondere
die Zeitspannen, Uber die sich die Betrachtungsmerkmale ,Machtigkeit", flachenhafte
beziehungsweise raumliche ,Ausdehnung" und ,Gebirgsdurchlassigkeit" des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs nicht wesentlich verandert haben. Sie sind wie
folgt zu bewerten:

1. als glinstig, wenn seit mehr als zehn Millionen Jahren keine wesentliche Anderung des
betreffenden Merkmals aufgetreten ist,

2. als bedingt gunstig, wenn seit mehr als einer, aber weniger als zehn Millionen Jahren
keine solche Anderung aufgetreten ist, und

3. als unglinstig, wenn innerhalb der letzten eine Million Jahren eine solche Anderung
aufgetreten ist.
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Anlage 5
Zu § 24 Absatz 4

Indikatoren zur Bewertung der gunstigen gebirgsmechanischen Ei-
genschaften

Die Neigung zur Ausbildung mechanisch induzierter Sekundarpermeabilitdten im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich soll auRerhalb einer konturnahen entfestigten Auflo-
ckerungszone um die Endlagerhohlraume mdglichst gering sein. Indikatoren hierfir sind:

1. das Gebirge kann als geomechanisches Haupttragelement die Beanspruchung aus
Auffahrung und Betrieb ohne planmafigen tragenden Ausbau, abgesehen von einer Kon-
tursicherung, bei vertraglichen Deformationen aufnehmen.

2. um Endlagerhohlrdume sind keine mechanisch bedingten Sekundarpermeabilitaten
aulerhalb einer unvermeidbaren konturnah entfestigten Auflockerungszone zu erwarten.
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Anlage 6

Zu § 24 Absatz 4

Indikatoren zur Bewertung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsamkeiten

Die Neigung des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs zur Ausbildung von Wegsamkeiten soll mdglichst gering sein. Indikatoren hier-
fur sind die Veranderbarkeit der Gebirgsdurchlassigkeit, Erfahrungen tber die Barrierewirksamkeit der Gebirgsformationen, die Ruck-
bildbarkeit von Rissen und fur den Vergleich von Gebieten die Duktilitdt des Gesteins nach der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante Ei-
genschaft des Kriteriums

des Kriteriums [Dimension]

BewertungsgroRe beziehungsweise Indikator|

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Veranderbarkeit der vorhan-
denen Gebirgsdurchlassig-
keit

Verhaltnis reprasentative Gebirgsdurchlassigkeit
/ reprasentative Gesteinsdurchlassigkeit [m/s]

<10

10 - 100

> 100

Erfahrungen Uber die Barrierewirksamkeit der
Gebirgsformationen in folgenden Erfahrungsbe-
reichen

- rezente Existenz als wasserlosliches Gestein
- fossile Fluideinschliisse
- unterlagernde wasserlésliche Gesteine

- unterlagernde Vorkommen fllissiger oder gas-
formiger Kohlenwasserstoffe

- Heranziehung als hydrogeologische Schutz-
schicht bei Gewinnungsbergwerken

- Aufrechterhaltung der Abdichtungsfunktion
auch bei dynamischer Beanspruchung

- Nutzung von Hohlrdumen zur behalterlosen
Speicherung von gasférmigen und flissigen Me-
dien

Die Gebirgsformation /
der Gesteinstyp wird
unmittelbar oder mittel-
bar anhand eines oder
mehrerer Erfahrungsbe-
reiche als gering durch-
I&ssig bis geologisch
dicht identifiziert, auch
unter geogener oder
technogener Beanspru-
chung.

Die Gebirgsformation /
der Gesteinstyp ist
mangels Erfahrung
nicht unmittelbar / mit-
telbar als gering durch-
I&ssig bis geologisch
dicht zu charakterisie-
ren.

Die Gebirgs-
formation / der Ge-
steinstyp wird un-
mittelbar oder mit-
telbar anhand eines
Erfahrungsbereichs
als nicht hinrei-
chend gering durch-
lassig identifiziert.






Duktilitat des Gesteins (da es keine festgeleg-
ten Grenzen gibt, ab welcher Bruchverformung
ein Gestein duktil oder sprode ist, soll dieses
Kriterium nur bei einem Vergleich von Standor-
ten angewandt werden)

Duktil / plastisch-viskos
ausgepragt

Sprode-duktil bis
elastoviskoplastisch
wenig ausgepragt

Sprode, linear-
elastisch

Ruckbildbarkeit von Rissen

Ruckbildung der Sekundarpermeabilitat durch
RissschlieRung

Die RissschlieRung er-
folgt aufgrund duktilen
Materialverhaltens unter
Ausgleich von Oberfla-
chenrauhigkeiten im
Grundsatz vollstandig.

Die RissschlieBung er-
folgt durch mechani-
sche Rissweitenverrin-
gerung in Verbindung
mit sekundaren Me-
chanismen, zum Bei-
spiel Quelldeformatio-
nen.

Die Rissschlielung
erfolgt nur in be-
schranktem Mal3e
(zum Beispiel bei
sprodem Material-
verhalten, Oberfla-
chenrauhigkeiten,
Briickenbildung).

Ruckbildung der mechanischen Eigenschaften
durch Rissverheilung

Rissverheilung durch
geochemisch gepragte
Prozesse mit erneuter
Aktivierung atomarer
Bindungskrafte im Riss-
flachenbereich

Rissverheilung nur
durch geogene Zu-
fuhrung und Auskris-
tallisation von Se-
kundarmineralen
(mineralisierte Po-
ren-und Kluftwasser,
Sekundarmineralisa-
tion)

Zusammenfassende Beurteilung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsam-
keiten auf Grund der Bewertung der einzelnen Indikatoren

Bewertung Uberwiegend
»gunstig": Keine bis mar-
ginale Neigung zur Bil-
dung von Fluidwegsam-
keiten

Bewertung Uberwie-
gend ,bedingt gunstig":
Geringe Neigung zur
Bildung von dauerhaf-
ten Fluidwegsamkeiten

Bewertung Uberwie-
gend ,weniger guns-
tig": Bildung von
dauerhaften sekun-
daren Fluidwegsam-
keiten zu erwarten






Indikatoren zur Bewertung der Gasbildung

Anlage 7
Zu § 24 Absatz 5

Die Gasbildung soll unter Endlagerbedingungen mdglichst gering sein. Indikator hierfur ist das Wasserangebot im Einlagerungsbereich nach

der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante
Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe bezie-
hungsweise Indikator des
Kriteriums

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt glinstig

weniger glnstig

Gasbildung

Wasserangebot im Einlage-
rungsbereich

trocken

feucht und dicht (Ge-
birgsdurchlassigkeit <
10™" m/s)

feucht
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Anlage 8
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung der Temperaturvertraglichkeit

Die von Temperaturanderungen in Folge der Einlagerung der radioaktiven Abfélle be-
troffenen Gesteinsformationen sollen so beschaffen sein, dass dadurch bedingte An-
derungen der Gesteinseigenschaften sowie thermomechanische Gebirgsspannungen
nicht zu einem Festigkeitsverlust und der Bildung von Sekundarpermeabilitdten im
Endlagerbereich fuhren. Indikatoren hierfur sind die Neigung zur Bildung warmeindu-
zierter Sekundarpermeabilitaten und ihre Ausdehnung sowie die Temperaturstabilitat
des Wirtsgesteins hinsichtlich Mineralumwandlungen.
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Anlage 9
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung des Riickhaltevermogens im einschlusswirksamen Gebirgsbereich

Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen ein méglichst hohes Rickhaltevermégen gegentber
den langzeitrelevanten Radionukliden besitzen. Indikatoren hierfiir sind die Sorptionsfahigkeit der Gesteine bzw. die Sorptionskoeffizienten
fur die betreffenden Radionuklide nach der unten stehenden Tabelle, ein méglichst hoher Gehalt an Mineralphasen mit grof3er reaktiver
Oberflache wie Tonminerale sowie Eisen- und Mangan-Hydroxide und -Oxihydrate, eine mdglichst hohe lonenstarke des Grundwassers in
der geologischen Barriere sowie Offnungsweiten der Gesteinsporen im Nanometerbereich.

Bewertungsrelevante Ei- BewertungsgroBe bezie- Wertungsgruppe
genschaft des Kriteriums hungsweise Indikator des
Kriteriums [Dimension] gunstig bedingt gunstig weniger gunstig

Sorptionsfahigkeit der Gestei-
ne des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs

Kd-Wert fir folgende
langzeitrelevante Radi-
onuklide = 0,001 m*/kg

Uran, Protactinium, Thori-
um, Plutonium, Neptuni-
um, Zirkonium, Techneti-
um, Palladium, Jod, Casi-
um, Chlor

Uran, Plutonium, Neptuni-
um, Zirkonium, Techneti-
um, Casium






Anlage 10
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung der hydrochemischen Verhaltnisse

Die chemische Zusammensetzung der Tiefenwasser und die festen Mineralphasen
des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen sich auch nach dem Einbringen
von Behalter- und Ausbaumaterial positiv auf die Ruckhaltung der Radionuklide aus-
wirken und das Material technischer und geotechnischer Barrieren chemisch mog-
lichst nicht angreifen. Indikatoren hierfur sind:

1. ein chemisches Gleichgewicht zwischen dem Wirtsgestein im Bereich des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches und dem darin enthaltenen tiefen Grundwasser,
neutrale bis leicht alkalische Bedingungen (pH-Wert 7-8) im Bereich des Tiefenwas-
sers,

2. ein anoxisch-reduzierendes Milieu im Bereich des Tiefenwassers,
3. ein madglichst geringer Gehalt an Kolloiden und Komplexbildnern im Tiefenwasser

4. eine geringe Karbonatkonzentration im Tiefenwasser.





Anlage 11
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung des Schutzes des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs durch das Deckgebirge

Das Deckgebirge soll durch seine Machtigkeit sowie seinen strukturellen Aufbau und seine Zusammensetzung maoglichst langfristig zum
Schutz des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgange beitragen. Indikatoren
hierfiir sind die Uberdeckung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches mit grundwasser- und erosionshemmenden Gesteinen und deren
Verbreitung und Machtigkeit im Deckgebirge sowie das Fehlen von strukturellen Komplikationen im Deckgebirge, aus denen sich Beeintrach-
tigungen des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches ergeben kdnnen, nach der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante
Eigenschaft
des Kriteriums [Dimension]

Bewertungsgrofe des Kriteri-
ums beziehungsweise
Indikators [Dimension]

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

ungunstig

Schutz des einschluss-
wirksamen Gebirgsberei-
ches durch glnstigen Auf-
bau des Deckgebirges ge-
gen Erosion und Subrosi-
on sowie ihre Folgen (ins-
besondere Dekompaktion)

Uberdeckung des einschluss-
wirksamen Gebirgsbereiches
mit grundwasserhemmenden
Gesteinen, Verbreitung und
Machtigkeit grundwasserhem-
mender Gesteine im Deckgebir-

ge

machtige vollstandige
Uberdeckung, ge-
schlossene Verbrei-
tung grundwasser-
hemmender Gesteine
im Deckgebirge

flachenhafte, aber lickenhafte
beziehungsweise unvollstandige
Uberdeckung, flachenhafte, aber
lickenhafte beziehungsweise un-
vollstandige Verbreitung grund-
wasserhemmender Gesteine im
Deckgebirge

fehlende Uberdeckung,
Fehlen grundwasserhem-
mender Gesteine im Deck-
gebirge

Verbreitung und Machtigkeit
erosionshemmender Gesteine
im Deckgebirge des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbe-
reiches

machtige vollstandige
Uberdeckung, weit-
raumige geschlosse-
ne Verbreitung be-
sonders erosions-
hemmender Gesteine
im Deckgebirge

flachenhafte, aber lickenhafte
beziehungsweise unvollstandige
Uberdeckung, flachenhafte, aber
lickenhafte beziehungsweise un-
vollstandige Verbreitung erosi-
onshemmender Gesteine im
Deckgebirge

fehlende Uberdeckung,
Fehlen erosionshemmender,
Gesteine im Deckgebirge






keine Auspragung struktureller
Komplikationen (zum Beispiel
Stérungen, Scheitelgraben,
Karststrukturen) im Deckgebir-
ge, aus denen sich subrosive,
hydraulische oder mechanische
Beeintrachtigungen flr den ein-
schlusswirksamen Gebirgsbe-
reich ergeben kénnten

Deckgebirge mit un-
gestdrtem Aufbau

strukturelle Komplikationen, aber
ohne erkennbare hydraulische
Wirksamkeit (z. B. verheilte KIUf-
te/Stérungen)

strukturelle Komplikationen
mit potenzieller hydrauli-
scher Wirksamkeit






Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien

Gewichtungsgruppe 1

Anlage 12
Zu§ 25

Kriterium

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Abstand zu vorhandener bebauter Flache von
\Wohngebieten und Mischgebieten

Abstand > 1000 m

Abstand 500 — 1000 m

Abstand < 500 m

Emissionen (z.B. Larm, Schadstoffe)

Unterschreitung der Vorsor-
gewerte

Uberschreitung der Vorsor-
gewerte in bestimmten Pha-
sen bei Einhaltung der

Uberschreitung der Vorsorge-
werte in bestimmten Phasen

und 32 Bundesnaturschutzgesetz

Grenzwerte
oberflachennahe Grundwasservorkommen keine Nutzung potenziell moglich Bestehende oder geplante Nut-
zur Trinkwassergewinnung oder Ausweichpotenzial gut zung und Ausweichpotenzial
erschlielbar nur aufwandig erschlielbar
Uberschwemmungsgebiete keine
Gewichtungsgruppe 2
Kriterium Wertungsgruppe
gunstig bedingt glinstig weniger glnstig
Naturschutz- und Schutzgebiete nach §§ 23 | keine






bedeutende Kulturglter

keine

tiefe Grundwasservorkommen zur Trinkwasser-
gewinnung

keine

Nutzung potenziell méglich
oder Ausweichpotenzial gut
erschlielbar

Bestehende oder geplante Nut-
zung und Ausweichpotenzial
nur aufwandig erschliel3bar

Gewichtungsgruppe 3

Kriterium

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Anlagen, die der zwdlften Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes unterliegen

keine Anlagen mit Storfallrisiko

vorhandene Anlagen mit
Storfallrisiko sind verlegbar

vorhandene Anlagen mit
Storfallrisiko sind nicht ver-
legbar

IAbbau von Bodenschatzen, einschliel3lich Fra-
cking

keine Vorkommen

keine Nutzung bestehender
'Vorkommen/ unglinstige Ab-
baubedingungen

bestehende oder geplante
Nutzungen /gunstige Abbau-
bedingungen

geothermische Nutzung des Untergrundes

kein Potenzial

bestehende oder geplante Nut-
zung

Nutzung des geologischen Untergrundes
als Erdspeicher (Druckluft, CO2-
\Verpressung, Gas)

kein Potenzial

bestehende oder geplante Nut-
zung






Artikel 2

Anderung des Atomgesetzes

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. | S.
1565), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1843) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 9d Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,nach § 14 Absatz 2 Satz 5 Halbsatz 2 des
Standortauswahlgesetzes® durch die Woérter ,nach § 15 Absatz 3 des Standortaus-
wahlgesetzes” ersetzt.

2. In § 99 Absatz 4 werden die Worter ,Die zustandige Behérde“ durch die Woérter ,Das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit” ersetzt.

3. In § 58 Absatz 5 werden die Worter ,nach § 29 Absatz 2 des Standortauswahlgeset-
zes" durch die Wérter ,nach § 35 Absatz 2 des Standortauswahlgesetzes* ersetzt.

Artikel 3

Folgeanderungen

(1) In § 1 des Entsorgungsiibergangsgesetzes vom ... wird in den Angaben ,§ 21
des Standortauswahlgesetzes” die Angabe ,§ 21“ durch die Angabe ,§ 27 ersetzt.

(2) In § 1 Absatz 1 Satz 1 des Nachhaftungsgesetzes vom ... wird die Angabe ,Kapi-
tel“ durch die Angabe ,Teil“ ersetzt.

(3) In Anlage 3 (Liste "SUP-pflichtiger Plane und Programme) des Gesetzes uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBI. | S. 94), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 geandert
worden ist, wird Nummer 1.15 wie folgt neu gefasst:

,1.15 Festlegung der Standortregionen fir die Ubertagige Erkundung nach § 15 Absatz 3
des Standortauswahlgesetzes*

(4) § 1 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. April 2013 (BGBI. | S. 753) , das zuletzt durch ... [Arti-
kel ... eines Gesetzes vom ... zur Anderung ... (BGBI. | S. ...) geéndert worden ist, wird
wie folgt gefasst:

2. § 17 Absatz 3 Satz 3 bis 5 und § 19 Absatz 2 Satz 5 bis 7 des Standortauswahl-
gesetzes sowie®.





Artikel 4

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Artikel 1 § 21 Absatz 2 Satz 2 tritt sechs Monate nach Verkindung dieses Geset-
zes in Kraft.

(2) Artikel 3 Absatze 1 und 2 treten gleichzeitig mit dem Gesetz zur Neuordnung der
Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung in Kraft.

(3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2553), das durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1843) geandert worden ist, aul3er Kraft.





Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das am 27. Juli 2013 in Kraft getretene Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes
fur ein Endlager fir Warme entwickelnde radioaktive Abfélle (Standortauswahlgesetz -
StandAG) regelt das Verfahren fir die Suche nach einem Standort in Deutschland fir die
Endlagerung insbesondere hochradioaktiver Abfélle, der die bestmdgliche Sicherheit fur
einen Zeitraum von einer Million Jahren gewahrleistet.

Vor Einleitung des eigentlichen Standortauswahlverfahrens wurde eine pluralistisch be-
setzte ,Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe* (Endlagerkommission) beim
Deutschen Bundestag zwecks Erorterung und Klarung von Grundsatzfragen fur die Ent-
sorgung insbesondere hochradioaktiver Abfalle, insbesondere auch zu Ausschlusskrite-
rien, Mindestanforderungen und Abwagungskriterien fir die Standortauswahl sowie zu
den Anforderungen an das Verfahren des Auswahlprozesses und die Prifung von Alter-
nativen, eingesetzt.

Die Kommission beschloss nach knapp zweijahriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und dbergab ihn am 5. Juli 2016 an den
Bundestagsprasidenten und die Bundesministerin fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit.

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Kommission ist das Standortauswahlgesetz
nach § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG durch den Deutschen Bundestag zu evaluieren. Die
Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwagungskriterien und weiteren Entschei-
dungsgrundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4 Absatz 5 der bisher geltenden
Fassung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu beschlief3en. Dieses Gesetz dient
der Erfullung dieser gesetzlichen Verpflichtungen.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Als Ergebnis der Evaluierung des Standortauswahlgesetzes enthalt das vorliegende Ge-
setz insbesondere konkretisierende Regelungen fir umfassende sowie transparente Be-
teiligungsverfahren, um die Offentlichkeit vor den Entscheidungen im Auswahlverfahren
umfassend einzubeziehen. Die bereits im geltenden Standortauswahlgesetz angelegte
Beteiligung wird durch die vorgesehene Einrichtung einer Fachkonferenz Teilgebiete, Re-
gionalkonferenzen und einer Fachkonferenz Rat der Regionen in den einzelnen Stufen
des Verfahrens konkreter ausgestaltet und angepasst. Zudem wird das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit verpflichtet, eine Informationsplattform zur umfas-
senden Information einzurichten und zu fihren.

Auf Grundlage der Kommissionsempfehlungen zum Ablauf des Standortauswahlverfah-
rens werden die Phasen des Verfahrens konkretisierend geregelt und angepasst, insbe-
sondere um dem bestehenden Bedurfnis nach einer umfassenden und friihzeitigen Betei-
ligung verstarkt Rechnung tragen zu kénnen und einen effektiven Ablauf der jeweiligen
Phasen zu gewahrleisten. Im Zuge der Ermittlung von Teilgebieten durch den Vorhaben-
trager wird die Fachkonferenz Teilgebiete durch das Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit berufen. Zur Starkung der Transparenz im Verfahren werden die Krite-
rien und Anforderungen, die fur das Standortauswahlverfahren anzuwenden sind, festge-
legt.





Erkundungsprogramme missen nunmehr gleichzeitig mit dem jeweiligen Vorschlag fiir zu
erkundende Gebiete durch den Vorhabentrager dem Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit vorgelegt und kénnen somit im Rahmen des nachfolgenden Beteili-
gungsverfahrens einheitlich behandelt werden.

In Umsetzung der Kommissionsempfehlungen wird ergéanzend zu § 17 Absatz 3 StandAG
eine im Auswahlverfahren abschlieRende Regelung zu dem Rechtsschutz fiir von einer
Auswahlentscheidung Betroffene vor der abschlieRenden Entscheidung tber den Endla-
gerstandort eingefligt.

Im Hinblick auf das bestehende Bediirfnis zur Dokumentation der fir das Endlager rele-
vanten Daten wird eine Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit im Standortauswahlgesetz eingefuhrt. Sie dient der Erhéhung der
Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens.

Die Aufgabe der Standortsicherung wird eingefihrt und umfasst den Schutz von Gebieten
vor Beeintrachtigung durch Vorhaben Dritter nach den Bestimmungen des Bundesberg-
gesetzes und sonstigen Rechtsvorschriften durch Vorhaben Dritter im Untergrund unter-
halb von 100 Metern. Es soll verhindert werden, dass Gebiete, die als bestmdglicher
Standort fur die Endlagerung in Betracht kommen, hinsichtlich ihrer Eignung als Endla-
gerstandort erheblich beeintrachtigt werden. Dabei wird durch eine entsprechend dem
Fortschreiten des Verfahrens gestufte Regelung dem Grundsatz der Verhaltnismafigkeit
Rechnung getragen.

1l. Alternativen

Keine.

Iv. Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 14 des

Grundgesetzes. Danach steht dem Bund die ausschlielRliche Gesetzgebungskompetenz
fur die Beseitigung radioaktiver Stoffe zu.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europadischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit den Bestimmungen des Europaischen Rechts vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das vorliegende Gesetz enthalt eine Verwaltungsvereinfachung, da kinftig auf die Durch-
fuhrung selbstandiger Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit zur Festlegung von
Erkundungsprogrammen verzichtet wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Alle drei Aspekte der Nachhaltigkeitsstrategie — 6kologische, 6konomische und soziale —
werden durch die mit dem vorliegenden Gesetz verbundene effizientere Gestaltung des
Standortauswahlverfahrens insgesamt positiv beeinflusst. Entsprechend dem Grundsatz
der Nachhaltigkeit und auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission





verfolgen die Gesetzesanderungen das Ziel, das Standortauswahlverfahren an ethischen
Kriterien der Gerechtigkeit, Fairness und Zukunftsverantwortung auszurichten.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsaugaben
ohne Erflllungsaufwand an.

4. Erfiillungsaufwand
a. Erfillungsaufwand fiir Blirgerinnen und Biirger

Fur die Burgerinnen und Blrger entsteht durch dieses Gesetz kein Erfillungsaufwand.

b. Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein zusatzlicher unmittelbarer Erful-
lungsaufwand. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell
und stellenmaRig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

c. Erfillungsaufwand der Verwaltung

Mit dem Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 wurde der Erflllungsaufwand des
Bundes flr das kinftige Standortauswahlverfahren abgeschatzt.

Im Rahmen des Fortentwicklungsgesetzes ist bei der Bestimmung des Erflllungsaufwan-
des nunmehr zu bewerten, welche Aufgaben erweitert oder neu begriindet werden und
welcher zusatzliche Erfullungsaufwand hierdurch entsteht.

(1) Beteiligungsverfahren

Die bereits bestehenden Aufgaben des Bundes im Bereich des Beteiligungsverfahrens
werden durch dieses Gesetz konkretisiert und mit neuen Instrumenten des Beteiligungs-
verfahrens versehen. An die Stelle der bisher vorgesehenen Instrumente der Blirgerver-
sammlungen und Burgerdialoge treten nunmehr die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regi-
onalkonferenzen und die Fachkonferenz Rat der Regionen. Dies flhrt nur zu einem ge-
ringflgig héheren Erflllungsaufwand von einmalig 45.000 Euro (davon 33.000 Euro Per-
sonalaufwand und 12.000 Euro Sachaufwand) und jahrlich rund 230.000 Euro (davon
180.000 Euro Personalaufwand und 50.000 Euro Sachaufwand). Dieser Gesamtmehr-
aufwand ergibt sich aus folgenden Uberlegungen:

Als neue Aufgabe wird die Pflicht zur Veroéffentlichung von Vorschlagen im Standortaus-
wahlverfahren begriindet. Diese Aufgabe fallt dreimal im gesamten Standortauswahlver-
fahren an und umfasst die Erstellung eines Internettextes, die Digitalisierung des jeweili-
gen Vorschlags und die Verdffentlichung von Internettext und digitalisiertem Vorschlag.
Die eingefiihrte Aufgabe der Informationsplattform umfasst die Einzelprozesse der einma-
ligen Einrichtung einer Internetplattform, der fortlaufenden Bewertung von Unterlagen des
Standortauswahlverfahrens auf ihre Wesentlichkeit durch das Bundesamt fur kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit, der fortlaufenden Veréffentlichung von Unterlagen durch das
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit tiber einen Zeitraum von 15 Jahren
bis zum Abschluss des Standortauswahlverfahrens sowie der fortlaufenden Kommunikati-
on und Abstimmung zwischen Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit und
dem Vorhabentrager.

Die Aufgabe auf Einstellung wesentlicher Verfahrensunterlagen ist jedoch keine vollum-
fanglich neue Aufgabe. § 10 des Umweltinformationsgesetzes galt bereits zuvor fiir das





Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit. Diese bereits bestehende Aufgabe
wird nun aber erweitert um die explizite Pflicht zur Einrichtung einer Internetplattform und
die Pflicht zur Bewertung und Veréffentlichung auch der Unterlagen des Vorhabentragers.

Far die Aufgabe der Verdffentlichung von Vorschlagen im Standortauswahlverfahren wird
ein gesamter Personalaufwand von einmalig rund 25.000 Euro angesetzt. Fir die Einrich-
tung einer Internetplattform wird ein einmaliger Personalaufwand in H6he von rund 12.000
Euro und ein einmaliger Sachaufwand von rund 8.000 Euro erwartet. Fir die Kommunika-
tion und Abstimmung zwischen dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit und dem Vorhabentrager betragt der erwartete jahrliche Personalaufwand rund
34.000 Euro. Hinsichtlich der Bewertung der Unterlagen des Vorhabentragers ergibt sich
ein jahrlicher Personalaufwand von rund 40.000 Euro, hinsichtlich der Verdéffentlichung
der Unterlagen des Vorhabentragers ein jahrlicher Personalaufwand von rund 10.000 Eu-
ro. Bei einer Veroffentlichung aller wesentlichen Unterlagen des Bundesamtes fir kern-
technische Entsorgungssicherheit und des Vorhabentragers zum Standortauswahlverfah-
ren ist zudem zu erwarten, dass dies zu einer geringeren Anzahl von Anfragen nach dem
Umweltinformationsgesetz fihrt und auch der Verwaltungsaufwand zur Bearbeitung die-
ser Anfragen durch die Verweismoglichkeit auf digital veroffentlichte Unterlagen sinkt.
Diesbeztiglich wird einmalig ein Personalaufwand von rund 4.000 Euro in Abzug gebracht.
Nach Berufung einer oder eines Partizipationsbeauftragten fallen als Aufgaben die Identi-
fikation von mdglichen Konflikten und deren Auflésung im Standortauswahlverfahren, die
Hinzuziehung durch Beteiligte bei Fragen zur Offentlichkeitsbeteiligung und regelmaRige
Berichte an. Es ist von einem zusatzlichen jahrlichen Personalaufwand von 100.000 Euro
und einem zusatzlichen jahrlichen Sachaufwand von 50.000 Euro auszugehen.

(2) Ablauf des Standortauswahlverfahrens

Die Aufgaben des Standortauswahlverfahrens sind im Wesentlichen bereits im Standort-
auswahlgesetz begriindet worden und werden durch dieses Gesetz nur geringfiigig er-
ganzt. Insoweit erhoht sich der Erflllungsaufwand einmalig um 250.000 Euro. Dieser
Schatzung liegen folgende Erwagungen zugrunde:

Mit diesem Gesetz wird die Ermittlung von Teilgebieten als neuer Zwischenschritt im
Standortauswahlverfahren eingeflhrt, der eine einmalige Erhéhung des Personalaufwan-
des um rund 50.000 € erwarten lasst.

Die Phase der Ubertagigen Erkundung wird zudem um die Durchflihrung sozio6konomi-
scher Potenzialanalysen erganzt. Pro soziobkonomischer Potenzialanalyse wird ein Per-
sonalmehraufwand von rund 25.000 Euro erwartet. Legt man die im Standortauswahlge-
setz prognostizierte Ubertagige Erkundung von funf Standorten zugrunde, ergibt sich ein
gesamter einmaliger Personalmehraufwand von 125.000 Euro.

Das Gesetz sieht vor, dass Erkundungsprogramme nunmehr gleichzeitig mit dem jeweili-
gen Vorschlag fur die zu erkundenden Gebiete durch den Vorhabentrager dem Bundes-
amt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit vorgelegt werden. Dies fihrt zu einer Ver-
waltungsvereinfachung, da das nachfolgende Beteiligungsverfahren nicht mehr gesondert
jeweils zu dem vorliegenden Vorschlag und Erkundungsprogramm durchgefihrt werden
muss, sondern geblindelt in einem Beteiligungsverfahren behandelt werden kénnen. In-
soweit wird der Verwaltungsaufwand flr das Beteiligungsverfahren in den Phasen der
Uber- und untertagigen Erkundung in Bezug auf Erkundungsprogramme und die jeweili-
gen Standortvorschlage halbiert.

Zusatzlich sieht das Gesetz einen zweiten Bescheid des Bundesamtes fur kerntechnische
Entsorgungssicherheit einschliellich entsprechender Rechtsschutzméglichkeiten vor. Im
bisherigen Standortauswahlgesetz war diese Aufgabe lediglich einmal festgeschrieben.
Als damit verbundener Personalmehraufwand werden einmalig rund 100.000 Euro ange-
setzt. Da jedoch gleichzeitig die bisher im Standortauswahlgesetz vorgesehene Aufgabe





des Buqdesministeriums fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit auf noch-
malige Uberprifung der Rechtmaligkeit des Verfahrens entfallt, wird insoweit eine einma-
lige Aufwandsreduzierung von rund 25.000 Euro berticksichtigt.

(3) Dokumentation

Mit diesem Gesetz wird eine neue Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes flr kern-
technische Entsorgungssicherheit eingefiihrt. Diese Verpflichtung soll durch eine Rechts-
verordnung des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
konkretisiert werden. Erst mit dieser Konkretisierung fallen Einzelprozesse der Daten-
Ubermittlung, Bestatigung des Eingangs der Speicherdaten, Klassifikation von Speicher-
daten, dauerhaften Speicherung von Daten und Dokumenten durch das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit, Digitalisierung von Speicherdaten an. Ein zusatzli-
cher Erfullungsaufwand wird somit erst durch Erlass der Rechtsverordnung begriindet.

5. Weitere Kosten

Den geringfiigig héheren Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben die Ab-
fallablieferungspflichtigen grundsatzlich als notwendigen Aufwand fir die Standortauswahl
und die Erkundung zu refinanzieren.

Im Hinblick auf die zusatzliche Rechtsschutzmdglichkeit vor der abschlieRenden Standor-
tentscheidung in § 20 StandAG erhoht sich moglicherweise die Anzahl der gefihrten
Rechtsschutzverfahren. Die zusatzliche Rechtsschutzoption flhrt durch ein abgestuftes
Verfahren jedoch zu einer inhaltlichen Abschichtung der zu prifenden Verfahrensfragen,
die den Rechtsschutz im Auswahlverfahren insgesamt vereinfacht. Eine doppelte Prifung
von Rechtsfragen ist damit ausgeschlossen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Keine.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist weder erforderlich noch auf Grund der Verfahrensdauer und der Un-
wagbarkeiten hinsichtlich der Verfahrensdauer angemessen. Das Gesetz bericksichtigt
entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission zudem den Umstand, dass mit
den Neuerungen im Beteiligungsverfahren ein lernendes und lernfahiges Beteiligungssys-
tem geschaffen wird, um flexibel auf Veranderungen und Konflikte im Standortauswahl-
verfahren reagieren zu kénnen. Auch die Regelungen zum Ablauf des Standortauswahl-
verfahrens sehen insbesondere durch dynamische Verweise, die Reversibilitdt des Ver-
fahrens und die Bezugnahme auf den Stand von Wissenschaft und Technik zwingend die
Bertcksichtigung aktueller Wissensfortschritte vor. Eine bereits jetzt festgeschriebene
Evaluierung der Regelungen des Standortauswahlverfahrens ist vor diesem Hintergrund
obsolet. Der Verzicht auf eine gesetzlich vorgegebene Evaluierung des Gesetzes ist auch
sachgerecht, um das Vertrauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu starken.
Daneben sind im Standortauswahlverfahren zu verschiedenen Zeitpunkten gesetzliche
Entscheidungen zu den einzelnen Verfahrensstufen vorgesehen. In diesem Rahmen kén-
nen notwendige gesetzliche Anderungen des Verfahrens und den zugrundeliegenden
Rechtsnormen ebenfalls per Gesetz beschlossen werden, sofern sich im Auswahlverfah-
ren ein Anderungsbediirfnis ergibt.





B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fiir
hochradioaktive Abfille)

Artikel 1 I8st das bisherige Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fur ein End-
lager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfalle (Standortauswahlgesetz) ab. Soweit
dieses Ablésegesetz von den bisherigen Regelungen des Standortauswahlgesetzes ab-
weicht, ist dies in der nachfolgenden Begriindung zu den einzelnen Paragraphen darge-
legt. Einzelne Erlauterungen wurden aus der Begriindung des urspriinglichen Entwurfs
zur besseren Nachvollziehbarkeit und Verstandlichkeit Gbernommen. Im Ubrigen wird hin-
sichtlich der beibehaltenen Regelungen vollumfanglich auf die Begriindung des urspring-
lichen Entwurfs zum Standortauswahlgesetz vom 14. Mai 2013 (Bundestag-Drucksache
17/13471) sowie des Entwurfs zur Anderung des Standortauswahlgesetzes vom 7. Juni
2016 (Bundestag-Drucksache 18/8704) Bezug genommen.

Zu Teil 1 (Allgemeine Vorschriften)

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes)

Zu Absatz 1

Das Gesetz regelt das Standortauswahlverfahren.
Zu Absatz 2

Das Standortauswahlverfahren ist auf die Suche nach dem Standort fir eine Anlage zur
Endlagerung insbesondere hochradioaktiver Abfalle ausgerichtet. Die Moglichkeit der zu-
satzlichen Einlagerung von mittel- und schwachradioaktiven Abféllen ist im Auswahlpro-
zess zu bericksichtigen. Zu den einzulagernden insbesondere hochradioaktiven Abfallen
zahlen bestrahlte Brennelemente sowie in Glas eingeschmolzene Abfalle aus der Wieder-
aufarbeitung. Schwach- und mittelradioaktive Abfalle, die mdglicherweise zusatzlich ein-
gelagert werden sollen, sind die radioaktiven Abfalle, die aus der Schachtanlage Asse Il
zurtickgeholt wurden, radioaktive Abfélle, die die Annahmebedingungen des Endlagers
Konrad nicht erflillen sowie vorsorglich das angefallene und anfallende abgereicherte
Uran aus der Urananreicherung, sollte eine weitere Verwertung nicht erfolgen. Die Aus-
wirkungen einer Endlagerung dieser zusatzlichen radioaktiven Abfélle sind im Rahmen
einer vorlaufigen Sicherheitsuntersuchung zu prifen.

Die neu eingefuhrte Definition des Standortes mit der bestmdglichen Sicherheit setzt eine
Empfehlung der Endlagerkommission um und enthalt die prazisierende Klarstellung, dass
der Standort mit der bestmdéglichen Sicherheit der Standort ist, der im Zuge eines verglei-
chenden Verfahrens zwischen den in der jeweiligen Phase nach den entsprechenden
Anforderungen geeigneten Standorten ermittelt wird und die bestmdgliche Sicherheit fir
den dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisierender Strahlung und sonsti-
gen schadlichen Wirkungen dieser Abfalle flr einen Zeitraum von einer Million Jahren
gewahrleistet. Ein Standortauswahlverfahren, welches das Ziel hat, den Standort mit der
bestmdglichen Sicherheit zu bestimmen, muss ein komparatives Verfahren sein, das mit
seinen Prozessschritten und Entscheidungskriterien so angelegt ist, dass sich der Stand-
ort mit der bestmoglichen Sicherheit auf transparente und nachvollziehbare Weise als
Ergebnis ergibt. Dabei hat die kurz-, mittel- und langfristige Sicherheit Prioritat vor allen
anderen Aspekten. Es gilt, im Standortauswahlverfahren den unter Sicherheitsaspekten
bestmoéglichen Standort zu bestimmen. Daneben wird die bisherige Regelung zur In-
landsentsorgung beibehalten.





Zu Absatz 3

Die Endlagerkommission hat sich nach umfassender Erdrterung einer Vielzahl von Optio-
nen der Entsorgung insbesondere der hochradioaktiven Abfélle daftr entschieden, deren
Verbringung in ein Endlagerbergwerk in einer tiefen geologischen Formation zu empfeh-
len. Ein solches Bergwerk wird unter Berticksichtigung der értlichen geologischen Situati-
on, dem Einlagerungskonzept, der bergtechnischen Machbarkeit und gegebenenfalls zu-
satzlichen erforderlichen Vorkehrungen fiir Arbeitsschutz und Strahlenschutz voraussicht-
lich in Teufen zwischen 300 und 1500 Metern realisiert werden kénnen. Entsprechend
dieser Empfehlung wird die Endlagerung in tiefen geologischen Formationen als grund-
satzlich verpflichtende Entsorgungsoption festgelegt.

Die Forderung, die Moglichkeit einer Ruckholbarkeit fur die Dauer der Betriebsphase des
Endlagers und die Moglichkeit einer Bergung der radioaktiven Abfalle flr einen Zeitraum
von 500 Jahren vorzusehen, beruht auf der Empfehlung der Endlagerkommission, eine
Endlagerung mit Reversibilitat fur mogliche Fehlerkorrekturen zu gewahrleisten. Als Vor-
kehrungen flr eine spater ggf. erforderliche Bergung soll insbesondere eingeplant wer-
den, dass ausreichend Platz fir das Auffahren eines Bergungsbergwerkes vorhanden ist
und bei wahrscheinlicher Entwicklung des Endlagers bis zu diesem Zeitpunkt eine Hand-
habbarkeit der Abfallbehalter gegeben ist. Die Auslegung des Endlagers soll, soweit nicht
sicherheitstechnisch nachteilig, grundsatzlich so gewahlt werden, dass eine spatere Ber-
gung nicht erschwert wird.

Zu Absatz 4

Das Standortauswahlverfahren ist nach MalRgabe der §§ 12 ff. reversibel. Reversibilitat,
das heif3t die Mdglichkeit zur Umsteuerung im laufenden Verfahren, ist erforderlich, um
Fehlerkorrekturen zu ermdglichen und damit Handlungsoptionen fir zuklnftige Generati-
onen offenzuhalten, beispielsweise zur Berlcksichtigung neuer Erkenntnisse. Sie kann
zum Aufbau von Vertrauen in den Prozess beitragen.

Die bereits bisher vorgesehene zeitliche Zielvorgabe zum Standortauswahlverfahren
bleibt ohne Anderungen bestehen. Es wird bestimmt, dass das Standortauswahlverfahren
bis zum Jahr 2031 abgeschlossen werden soll.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)

Die Begriffsbestimmungen des bisherigen § 2 werden weitgehend beibehalten. Gestri-
chen wird die Definition der Stilllegung.

Zu Nummer 5

Die Definition der Reversibilitdt wird entsprechend der Empfehlung der
Endlagerkommission eingefiihrt. Ein Umsteuern im laufenden Verfahren kann zum
Beispiel aufgrund neuer und vorteilhafter technischer Mdglichkeiten oder
Anpassungsbedarfes des urspringlichen Plans erfolgen.

Zu Nummer 6

In der neu eingefigten Nummer 6 wird der Begriff der Gebiete definiert. Gebiete sind
samtliche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden raumlichen Be-
reiche innerhalb Deutschlands. Ein Gebiet umfasst die Ubertagigen Flachen und die da-
runter liegenden untertagigen Gesteinsformationen. Gebiete kénnen z.B. die im Auswahl-
verfahren festzulegenden Teilgebiete, Standortregionen und Standorte oder Teile davon
sein. Diese Begriffsbestimmung schafft einen Oberbegriff fir die rdumlichen Bereiche, die
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu betrachten sind.

Zu Nummern 7 und 8





Diese Begriffe dienen der Abgrenzung zwischen Barrieren eines Endlagersystems, die
kinstlich hergestellt und in das Endlager eingebracht werden (technische und geotechni-
sche Barrieren), und solchen, die ohne menschliches Einwirken entstanden und am
Standort bereits vorhanden sind (geologische Barrieren). Der Begriff der Barriere ist
grundlegend fir das Konzept des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfalle. Zu den
geologischen Barrieren zahlen die Gebirgsbereiche, die den Einschluss oder die Rickhal-
tung der Radionuklide gewahrleisten. Geotechnische Barrieren sind beispielsweise Stre-
cken- und Schachtverschlisse. Technische Barrieren sind unter anderem Abfallbehalter
und die Abfallmatrix selbst.

Zu Nummer 9

Der Begriff des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs ist zentral fir ein wesentlich auf
geologischen Barrieren beruhendes Endlagersystem und wird entsprechend den von der
Endlagerkommission empfohlenen Kriterien in den in §§ 22 bis 24 festgelegten Kriterien
und Anforderungen in Bezug genommen. Fur Endlagersysteme, in denen der Einschluss
im Wesentlichen auf technischen und geotechnischen Barrieren beruht, erfolgt weitge-
hend eine sinngemafle Anwendung der mit Bezug auf den einschlusswirksamen Gebirgs-
bereich formulierten Kriterien.

Zu Nummer 10

Durch den Begriff Einlagerungsbereich wird der raumliche Bereich eines Endlagersystems
beschrieben, innerhalb dessen die radioaktiven Abfalle eingelagert werden. Fir Endlager-
konzepte, die wesentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen, umfasst
die Definition auch den Bereich des Gebirges, der den Erhalt der technischen und geo-
technischen Barrieren gewahrleistet. Dies ist insbesondere die Gesteinsschicht unmittel-
bar um die Einlagerungshohlraume, die die Behalter und das Puffermaterial vor auf3eren
Einwirkungen schiitzt.

Zu Nummer 11

Dieser Begriff des Endlagersystems beschreibt das auf die ortlichen Gegebenheiten an-
gepasste Konzept zur Realisierung des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfalle in
einem Endlager. Auf der hochsten Abstraktionsebene sind hierbei Endlagersysteme, die
wesentlich auf geologischen Barrieren beruhen, von solchen zu unterscheiden, die we-
sentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen.

Der Begriff Endlagersystem subsumiert in Ubereinstimmung mit den Empfehlungen der
Endlagerkommission alle zur Sicherheit eines Endlagers beitragenden Teilsysteme und
ihr Zusammenwirken. Zu den Teilsystemen gehdren neben den Abfallen und Abfallbehal-
tern insbesondere die technischen, geotechnischen und geologischen Barrieren sowie
das gesamte Endlagerbergwerk einschlie3lich seiner Schachte, Strecken, Kammern, Ver-
satz und Dichtelemente.

Zu Nummer 12

Der Begriff des Endlagerbereichs dient der raumlichen Eingrenzung der Teile von geolo-
gischen Formationen, die ein Endlagersystem aufnehmen sollen. Der Endlagerbereich
umfasst insbesondere den Einlagerungsbereich und, soweit vorgesehen, den einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich sowie das Deckgebirge, soweit es zur Sicherheit des Endla-
gers beitragt.

Zu Nummer 13
Der Begriff Deckgebirge bezeichnet den geologischen Bereich oberhalb des besonders

vor auleren Einwirkungen zu schitzenden einschlusswirksamen Gebirgsbereiches bzw.
Einlagerungsbereiches. Zum Deckgebirge konnen auch Bereiche der geologischen For-





mation gehdren, in die die Abfalle eingelagert werden, soweit diese Bereiche nicht Teil
des Einlagerungsbereiches oder des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sind.

Zu §§ 3 bis 5

Nach Beendigung der Arbeit der Endlagerkommission sind die bisherigen §§ 3 bis 5 nun-
mehr gegenstandslos. Sie werden durch folgende Regelungen ersetzt:

Zu § 3 (Vorhabentrager)
Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die bislang in § 6 StandAG bestimmten Aufgaben des Vorhabentra-
gers beispielhaft genannt. Die neu eingefligte Nummer 1 regelt, dass zu den Aufgaben
des Vorhabentragers nunmehr auch die Ermittlung von Teilgebieten nach § 13 gehdrt.
Dies entspricht der mit diesem Gesetz vorgenommenen Konkretisierung der Ablaufe des
Standortauswahlverfahrens, wonach der Vorhabentrager vor Ermittlung von Standortregi-
onen flr die Ubertagige Erkundung zunachst Teilgebiete ermittelt.

Zur Erfullung der aufgefiuihrten Aufgaben im Auswahlverfahren hat der Vorhabentrager
auch die fur den Beginn der Standortauswahl erforderlichen geologischen Daten zusam-
menzuflhren und aufzubereiten. Hierbei kann der Vorhabentrager auf die Expertise der
Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe zuriickgreifen.

Die weiteren Anderungen sind ebenfalls Anpassungen an den mit diesem Gesetz geregel-
ten Verfahrensablauf in den §§ 13 ff. StandAG.

Zu Absatz 2

Als weitere Aufgabe des Vorhabentragers wurde in Absatz 2 die umfassende und syste-
matische Information der Offentlichkeit Gber das Standortauswahlverfahren im Rahmen
seiner Aufgaben bestimmt.

Zu § 4 (Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit)
Zu Absatz 1

In § 4 Absatz 1 werden die Zustandigkeiten des Bundesamtes fir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit nach § 7 des bisherigen Standortauswahlgesetzes beibehalten. Die An-
derungen beinhalten redaktionelle Anpassungen an die neuen Vorschriften zum Ablauf
des Standortauswahlverfahrens in §§ 13 ff. StandAG.

Zu Absatz 2

Der neu eingefugte Absatz 2 weist dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit die Tragerschaft der Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren zu.
Entsprechend der Rolle des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit als
Trager der Offentlichkeitsbeteiligung wird die bereits im geltenden Recht vorgesehene
Regelung Gbernommen, nach der es die Offentlichkeit Uiber das Standortauswahlverfah-
ren im Rahmen seiner Aufgaben nach diesem Gesetz umfassend und systematisch Uber
das Internet und andere geeignete Medien informiert. Zudem wird das Bundesamt fur
kerntechnische Entsorgungssicherheit verpflichtet, die Vorschldge des Vorhabentragers
unmittelbar nach Erhalt zu verdffentlichen. Die Veroéffentlichung der Vorschlage ist eine
wesentliche Grundlage fir die in §§ 7 ff. StandAG vorgesehenen Formen des Beteili-
gungsverfahrens.





Zu Teil 2 (Beteiligungsverfahren)

Die nachfolgenden §§ 5 bis 7 regeln die Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlver-
fahren mit den Grundsatzen der Offentlichkeitsbeteiligung, der Informationsplattform, dem
Stellungnahmeverfahren und den Erérterungsterminen. In den §§ 8 bis 11 werden neben
dem bereits im urspriinglichen Standortauswahlgesetz vorgesehenen Nationalen Begleit-
gremium die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regionalkonferenzen sowie die Fachkonfe-
renz Rat der Regionen als neue Instrumente der Beteiligung vorgesehen. Im Rahmen
dieser Beteiligung sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht
organisatorische Fragen oder Aspekte formeller Offentlichkeitsbeteiligung, sondern viel-
mehr Mdglichkeiten der Férderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft so-
wie der fachkundigen Befassung vor und nach dem Entstehen regionaler Betroffenheit im
Fokus stehen. Um mehr Handlungsspielrdume flr die neuen, von der Endlagerkommissi-
on empfohlenen Formen gelingender Beteiligung zu schaffen, werden Organisation und
Ablauf dieser Beteiligung daher nicht abschlieBend und verbindlich vorgegeben. Vielmehr
soll diese Beteiligung eigenverantwortlich von den jeweiligen Konferenzen wahrgenom-
men werden. Als Ubergeordneter Begriff fiir die Offentlichkeitsbeteiligung und die neuen
Beteiligungsinstrumente (nachfolgend Beteiligung) wird der Begriff des Beteiligungsver-
fahrens verwendet.

Zu § 5 (Grundsatze der Offentlichkeitsbeteiligung)

Das Standortauswahlgesetz geht davon aus, dass die Lagerung radioaktiver Abféalle mit
bestmdglicher Sicherheit nur in einem breiten gesellschaftlichen Konsens zu erreichen ist.
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines partizipativen Auswahlverfahrens, das gleich-
ermalen die historische Konfliktlage, die Komplexitat der Materie und die zu erwartende
Dauer des Verfahrens berucksichtigt. Ziel ist es, eine von einem breiten gesellschaftlichen
Konsens getragene Loésung zu finden, die letztlich auch von den unmittelbar Betroffenen
toleriert werden kann.

§ 5 bestimmt daher auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission die
wesentlichen Grundsatze der Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren.

Zu Absatz 1

Mit der Verpflichtung des Bundesamtes fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zu einer
friihzeitigen, umfassenden und systematischen Information der Offentlichkeit wahrend der
Dauer das Standortauswahlverfahrens werden Information und Transparenz in allen
Schritten des Auswahlverfahrens als elementare Voraussetzungen einer gelingenden
Offentlichkeitsbeteiligung festgeschrieben. Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit stellt dabei sicher, dass die Offentlichkeit durch einen dialogorientierten
Prozess informiert wird. Angestrebt wird eine grundlegende Information méglichst grofer
Teile der Bevolkerung uber die Problematik und den Prozess der Endlagersuche wie auch
eine vertiefte Information der Fachoffentlichkeit und engagierter Blirgerinnen und Burger.

Um eine einfache Zuganglichkeit zu den bereitgestellten Informationen zu gewahrleisten,
soll das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit die Informationen tber un-
terschiedliche Medien, wie z.B. das Internet und verbreitete Druckerzeugnisse verbreiten.
Durch die Veroéffentlichung der Informationen Uber unterschiedliche Medien soll erreicht
werden, dass nicht nur die bereits von Beginn an interessierten Bevolkerungsteile, son-
dern auch diejenigen informiert werden, die sich bisher nicht mit der Standortauswahl be-
schaftigt haben. Entsprechend § 10 Absatz 3 des Umweltinformationsgesetzes gilt, dass
die Verbreitung von Umweltinformationen in fiir die Offentlichkeit verstandlicher Darstel-
lung und leicht zuganglichen Formaten erfolgen soll.

Erganzend zu den Vorschriften des Standortauswahlgesetzes gelten zur Offentlichkeits-
beteiligung die Vorschriften des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG;
vgl. §§ 4, 14e UVPG).





Auf Grund der umfassenden Neugestaltung des Beteiligungsverfahrens wurde § 5 unter
Uberwiegender Beibehaltung der bisherigen Regelung auf die wesentlichen Grundsatze
der Offentlichkeitsbeteiligung konzentriert. Die konkrete Ausgestaltung der Beteiligungsin-
strumente ergibt sich aus den nachfolgenden Paragraphen. Eine transparente Informati-
onspolitik, der Fokus auf die Gemeinwohlorientierung sowie regionale und Uberregionale
Partizipation durch Mitgestaltung und Nachprifbarkeit von Vorschlagen und Entscheidun-
gen ermoglichen in allen Verfahrensschritten der Standortauswahl ein umfassendes Be-
teiligungsverfahren.

Zu Absatz 2

Zudem wird in Fortfihrung der bereits im geltenden Gesetz vorgesehenen Regelung vor-
gesehen, dass das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit durch den Trager der Be-
teiligung evaluiert werden kann. Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit kann daran anschlielend Vorschlage zur eventuellen Verbesserung oder Weiterent-
wicklung des Beteiligungsverfahrens machen.

Zu § 6 (Informationsplattform)

Die Regelung des neu eingefiigten § 6 sieht vor, dass das Bundesamt flr kerntechnische
Entsorgungssicherheit wahrend des gesamten Standortauswahlverfahrens alle wesentli-
chen Unterlagen des Bundesamtes fir kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie des
Vorhabentragers nach dem Umweltinformationsgesetz vom 22. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 3704), neugefasst durch Bekanntmachung vom 27. Oktober 2014 (BGBI. | 1643), auf
einer Internetplattform ein Informationsangebot verdéffentlicht. Welche Unterlagen als we-
sentliche Unterlagen zu bewerten sind, wird durch die nicht abschlielende Aufzahlung
von Beispielen konkretisiert. Darunter fallen Gutachten, Stellungnahmen, Datensammlun-
gen und Berichte.

In der Gesamtschau aller Informationen soll durch die Informationsplattform eine ausge-
wogene und umfassende Informationsbasis entstehen. Das Angebot soll so aufbereitet
werden, dass sowohl Laien als auch engagierte Burgerinnen und Burger mit Fachwissen,
recherchierende Journalistinnen und Journalisten oder Fachleute aus Wissenschaft und
Wirtschaft ein entsprechendes Informations- und Vermittlungsniveau vorfinden.

Zu § 7 (Stellungnahmeverfahren und Erérterungstermine)

Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission werden Stellungnahmeverfah-
ren mit anschlie®endem Eroérterungstermin jeweils zu den Vorschlagen im Standortaus-
wahlverfahren geregelt. Damit wird fiir einzelne Verfahrenselemente der Offentlichkeitsbe-
teiligung eine spezielle Regelung getroffen. Diese Regelung ist nicht abschlieRend. Die
Vorschrift findet nach Maltgabe der §§ 4 und 14e UVPG Anwendung.

Zu Absatz 1

Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Offentlichkeit und den
Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch den jeweiligen Vorschlag des
Vorhabentrager beriihrt ist, nach Ubermittlung des jeweiligen Vorschlags sowie im Fall
einer Nachprifung nach abgeschlossenem Nachprifverfahren Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den Vorschlagen des Vorhabentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und
§ 18 Absatz 3 beziehungsweise den aktualisierten Vorschlagen des Vorhabentragers
nach dem Nachprifverfahren, den Erkundungsprogrammen nach § 14 Absatz 1 und § 16
Absatz 2, den jeweils vorliegenden Berichten der Regionalkonferenzen und weiteren Un-
terlagen. Trager offentlicher Belange sind insbesondere die obersten Landesbehdrden
und die allgemeinen unteren Landesbehoérden. Die Stellungnahmen sind innerhalb einer
vom Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu setzenden Frist abzugeben.
Diese betragt mindestens einen Monat und darf drei Monate nicht Uberschreiten. Das





Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vorhabentrager werten die
Stellungnahmen vorlaufig aus und bericksichtigen die Stellungnahmen bei den weiteren
Verfahrensschritten. Diese vorlaufige Auswertung ist Grundlage fir den anschlieRenden
Erorterungstermin.

Zu Absatz 2

Absatz 2 beinhaltet eine Aufzahlung der Vorschlage mit zugehérigen Informationen, zu
welchen die Offentlichkeit mindestens Stellung beziehen kann. Den Vorschlagen sind
umfangreiche Unterlagen beizufligen, insbesondere fachlich anspruchsvolle Analysen und
Vorschlage, die nur mit hohem zeitlichen Aufwand und Expertise vollstandig durchdrun-
gen werden kénnen. Sowohl fur die Arbeit der regionalen Gremien wie auch fir die Stel-
lungnahmen der allgemeinen Offentlichkeit ist es daher notwendig, dass das Bundesamt
fur kerntechnische Entsorgungssicherheit die bereitzustellenden Informationen angemes-
sen aufbereitet und auf der Informationsplattform und in anderen geeigneten Medien so
darstellt, dass unterschiedliche Zielgruppen sie nachvollziehen kénnen. Fur die Vorschla-
ge zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregionen, der untertagig zu er-
kundenden Standorte sowie der dazugehoérigen Erkundungsprogramme ist jeweils eine
Strategische Umweltprifung (SUP) durchzufihren (vgl. Nummern 1.15 und 1.16 der An-
lage 3 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung). Demgeman gelten ergan-
zend die Anforderungen fiir die Durchfiihrung der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 14i in
Verbindung mit § 9 Absatz 1 bis 1b UVPG. Fur den Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3
ist eine Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) durchzufiihren (vgl. Anlage 1 Nummer 11.2
UVPG). Demzufolge gelten insofern erganzend die Anforderungen nach § 9 UVPG.

Zu Absatz 3

Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens flihrt das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit Erérterungstermine zu den Vorschlagen des Vorhaben-
tragers nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten und Unterlagen
durch. Soweit mehrere Gebiete betroffen sind, werden Erérterungstermine im jeweiligen
raumlichen Bereich durchgefuhrt. Gegenstand des Erdrterungstermins sind der Vorschlag
des Vorhabentragers, gegebenenfalls vorliegende Berichte der Regionalkonferenzen und
des Rats der Regionen, die Ergebnisse der vorlaufigen Nachprifung durch das Bundes-
amt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit, die Auswertung von Stellungnahmen aus
dem Stellungnahmeverfahren und der Einbeziehung der Trager 6ffentlicher Belange, die
nach § 14i Absatz 2 bzw. § 9 Absatz 1b UVPG darlber hinaus fir die Offentlichkeit aus-
zulegenden Unterlagen sowie gegebenenfalls weitere Unterlagen. Die Erérterungstermine
sollen genutzt werden, um die Informationsbasis auf allen Seiten zu verbessern und die
Vorschlage im Detail nachvollziehbar zu erlautern. Die Erdrterungstermine sind zugleich
Bestandteil der Offentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Durchfiihrung der SUP bzw. der
UVP.

Zu Absatz 4

Aus Absatz 4 ergeben sich die konkreten Anforderungen an die Auslegung der wesentli-
chen, den Erérterungsgegenstand betreffenden Unterlagen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt den Teilnehmerkreis der Erérterungstermine. Die Aufzahlung der Soll-
Vorschrift ist jedoch nicht abschlieend. Weiterhin regelt Absatz 5 Naheres zum Ort der
Erérterungstermine einschlief3lich ihrer Bekanntmachung.

Zu § 8 (Nationales Begleitgremium)

Die Neufassung des § 8 berlcksichtigt, dass das Nationale Begleitgremium auf Grund
einer Anderung des Standortauswahlgesetzes im Jahr 2016 bereits einzusetzen war. § 8





regelt daher die Fortfihrung des Nationalen Begleitgremiums, streicht inzwischen Uber-
holte Regelungen und tGbernimmt im Wesentlichen die bisherigen Regelungen des Stand-
ortauswahlgesetzes.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt die Aufgabe des Nationalen Begleitgremiums. Die Arbeit des Nationa-
len Begleitgremiums dient vor allem der gemeinwohlorientierten Begleitung des Verfah-
rens. Das Nationale Begleitgremium soll als eine gegenuber Behoérden, Parlament und
unmittelbar beteiligten Unternehmen und Experteneinrichtungen unabhangige gesell-
schaftliche Instanz Neutralitdt und Fachwissen besitzen und Wissens- und Vertrauens-
kontinuitat vermitteln. Das Gremium soll im Dialog und Austausch mit der Offentlichkeit
und allen Akteuren des Standortauswahlverfahrens stehen und dadurch auch die Umset-
zung des Beteiligungsverfahrens im Standortauswahlverfahren bis zur Standortentschei-
dung unterstutzen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Akteneinsichtsrecht der Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums
und die Verdffentlichung und Dokumentation der Beratungsergebnisse. Soweit das Ak-
teneinsichtsbegehren Unterlagen betrifft, die nicht nach dem Umweltinformationsgesetz
(UIG) herauszugeben sind, sind die Mitglieder gegebenenfalls zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

Es wird davon ausgegangen, dass zur Zusammenarbeit zwischen dem Nationalen Be-
gleitgremium und dem Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie dem
Vorhabentrager Vereinbarungen getroffen werden, die Reibungsverluste vermeiden.

Das Nationale Begleitgremium hat die Pflicht, seine Beratungsergebnisse fortlaufend in
regelmafigen Berichten aufzubereiten. Hieraus ergibt sich zugleich die Pflicht zu regel-
mafigen Beratungen, u. a. zu den Vorschlagen des Vorhabentragers sowie zum weiteren
Vorgehen soweit im Verfahren Gebiete identifiziert werden, die auf Grund nicht hinrei-
chender geologischer Daten bei der Ermittlung von Teilgebieten (§ 13) nicht eingeordnet
werden konnen.

Das Nationale Begleitgremium Ubermittelt seine Beratungsergebnisse regelmafig der
Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag und verdéffentlicht diese.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt Naheres zur Zusammensetzung des Nationalen Begleitgremiums, zur
Amtszeit und Wahl bzw. Ernennung der Mitglieder. Ferner sieht die Besetzung des Natio-
nalen Begleitgremiums nun sechs Burgerinnen und Birger, davon zwei Vertreterinnen
und Vertreter der jungen Generation vor. Die bisherige Mitgliederzahl wird von neun auf
18 Mitglieder erhdht. Die Regelung tragt dem Gedanken der Neutralitat und Unabhangig-
keit des Nationalen Begleitgremiums sowie der Generationengerechtigkeit und der Fair-
ness des Standortauswahlverfahrens Rechnung. Diese Gedanken kénnen durch die Be-
rufung von Blrgerinnen und Blrgern in das Gremium besonders glaubwirdig und plausi-
bel nach aulRen kommuniziert werden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Unterstiitzung des Nationalen Begleitgremiums durch eine Geschéafts-
stelle. Weiterhin sieht Absatz 4 die Mdglichkeit des Nationalen Begleitgremiums vor, wis-
senschaftliche Expertise durch Anhérungen, Vergabe von Gutachten oder die Berufung
eines wissenschaftlichen Beirates hinzuziehen.





Zu Absatz 5

Absatz 5 legt entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission Berufung und
Aufgaben einer oder eines Partizipationsbeauftragten fest. Das Nationale Begleitgremium
betraut einen Angehorigen seiner Geschéaftsstelle mit diesen Aufgaben. Dessen vorrangi-
ge Aufgabe ist die friihzeitige Identifikation und Analyse auftretender Spannungen zwi-
schen den Beteiligten im Standortauswahlverfahren sowie die Unterstlitzung bei der Bei-
legung und Schlichtung von Konflikten. Der oder die Partizipationsbeauftragte legt dem
Nationalen Begleitgremium regelmaRige Tatigkeitsberichte vor und ist fachlich weisungs-
unabhangig.

Zu § 9 (Fachkonferenz Teilgebiete)

Als neues Instrument der Beteiligung fihrt § 9 auf Empfehlung der Endlagerkommission
eine Fachkonferenz Teilgebiete ein, um eine kontinuierliche Beteiligung bereits zu Beginn
des Standortauswahlverfahrens zu gewahrleisten. Die Fachkonferenz Teilgebiete soll eine
moglichst frihzeitige Einbeziehung von Vertretern der Teilgebiete noch vor der Auswahl
von Standortregionen ermdéglichen. Auch in dieser Phase ist es sinnvoll, Beteiligungsfor-
mate anzubieten, um dem Grundsatz eines partizipativen Standortauswahlverfahrens
Rechnung zu tragen und die Erstellung des Zwischenberichtes des Vorhabentragers zur
Ermittlung von Teilgebieten zu begleiten. Die Fachkonferenz Teilgebiete ertffnet die Mog-
lichkeit, den Zeitraum der blofen Information zu verkiirzen und eine fachkundige Befas-
sung von Vertretern der Teilgebiete rechtzeitig einzuleiten, bevor vorrangig regionale Inte-
ressen bedeutsam werden. Die Regelung zur Einrichtung der Fachkonferenz Teilgebiete
lasst die Befugnis des Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit, bereits in
dieser frihen Phase die Informationen zum Beteiligungsverfahren breit zu verdéffentlichen
und durch geeignete Instrumente ein Bewusstsein fir die gesellschaftliche Herausforde-
rung zu erzeugen, unberuhrt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt Berufung und Zusammensetzung der Fachkonferenz Teilgebiete als lose
Zusammenkunft von Burgerinnen und Birgern, Vertretern der Gebietskodrperschaften der
nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebiete, Vertretern gesellschaftlicher Organisationen
und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlicher ohne eine bestimmte organisatorische
oder rechtliche Verfestigung oder Verselbstandigung. Im Vordergrund der Fachkonferenz
Teilgebiete sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht organi-
satorische Fragen oder Aspekte formeller Offentlichkeitsbeteiligung, sondern vielmehr
Mdglichkeiten der Forderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft und fach-
kundigen Befassung vor dem Entstehen regionaler Betroffenheit sein. Teilnehmerzahl und
die Vertretung der Teilgebiete sind daher nicht abschlielfiend und verbindlich vorgegeben.
Zu den genannten gesellschaftlichen Organisationen gehéren Organisationen wie Wirt-
schafts-, Umwelt- und andere Organisationen, deren Wirkungsfelder mit der Frage der
Standortauswahl verbunden sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Aufgaben der Fachkonferenz. Diese erértert den Zwischenbericht
des Vorhabentragers nach § 13 Absatz 2, wahrend der Vorhabentrager seine Arbeit fort-
setzt. Die Erdrterung findet in drei Terminen innerhalb von sechs Monaten nach der Verof-
fentlichung des Zwischenberichts statt. Die Fachkonferenz soll sich bei der Erdrterung mit
der Anwendung der Ausschlusskriterien, der geologischen Mindestanforderungen und
den geowissenschaftlichen Abwagungskriterien befassen, die zur Identifizierung von Teil-
gebieten durch den Vorhabentrager geflhrt haben. Ziel ist eine friihzeitige Befassung mit
den vorgenannten Auswahlschritten, bevor es zur Eingrenzung der Standortauswahl auf
die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen kommt. Damit wird eine standortlibergrei-
fende Sichtweise ermdglicht, die den Aufbau eines Erfahrungs- und Wissensstandes be-





fordert und damit die spatere Arbeitsaufnahme der Regionalkonferenzen und des Rates
der Regionen sowie die weitere Beteiligung erleichtern kann. Mit Ubermittlung der Bera-
tungsergebnisse an den Vorhabentrager I6st sich die Fachkonferenz auf.

Die Ergebnisse der Fachkonferenz werden vom Vorhabentrager bei seinem Vorschlag fir
die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2 berlcksichtigt. Der
Vorhabentrager macht den auf Grundlage des Berichts der Fachkonferenz Teilgebiete
gegebenenfalls modifizierten Zwischenbericht zum Teil seines Vorschlags zur Auswahl
der Ubertagig zu erkundenden Standorte, der dem Bundesamt flir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit Gbermittelt wird. Die Nichteinhaltung der normierten Aufgaben, Organisa-
tion und Fristen begriindet keine Verfahrensfehler.

Zu § 10 (Regionalkonferenzen)

§ 10 sieht als Neuregelung Einrichtung, Zusammensetzung und Aufgaben der Regional-
konferenzen vor. Dabei handelt es sich um ein neues Beteiligungsinstrument fir die um-
fassende Beteiligung der regional betroffenen Birgerinnen und Burger. Die intensive und
langfristige Begleitung des Standortauswahlverfahrens durch die Regionalkonferenzen
soll die kontinuierliche umfassende Beteiligung der Offentlichkeit gewahrleisten. In jeder
Region, die als Ubertdgig zu erkundende Standortregion vorgeschlagen wird, begleitet
eine Regionalkonferenz die Verfahrensschritte. Die Nichteinhaltung der normierten Auf-
gaben, Organisation und Fristen begriindet keine Verfahrensfehler.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Einrichtung, Organisation und Zusammensetzung der Regionalkonfe-
renzen. Die Regionalkonferenzen bestehen jeweils aus einer Vollversammlung und einem
Vertretungskreis.

Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet die Regionalkonferen-
zen ein und stellt fir die gesamte Laufzeit organisatorische und finanzielle Ressourcen
bereit. Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit stellt den Regionalkon-
ferenzen zudem eine Mustergeschéaftsordnung zur Verfugung. Die von jeder Regionalkon-
ferenz zu beschlieRende Geschéftsordnung enthalt zumindest Regelungen zu Vorsitz,
Beschlussfahigkeit, Tagesordnung, Ablauf von Sitzungen, Beratungen und Anhdrungen
einschlieRlich der Frage der Dokumentation und Offentlichkeit der Sitzungen, Rede-, An-
trags- und Stimmrechte, der Aufgabenwahrnehmung durch den Vertretungskreis und des
Ausschlusses von Interessenkollisionen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Zusammensetzung der Vollversammlung. Auf Wunsch der Regional-
konferenzen nehmen Vertreter des Bundesamtes flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit und des Vorhabentragers an den Regionalkonferenzen teil. Zudem trifft Absatz 2 eine
Regelung zum Umgang mit Standortregionen, die an einen anderen Staat angrenzen.
Wenn dies der Fall ist, soll die jeweils betroffene Regionalkonferenz Naheres zu einer
angemessenen Berlcksichtigung der dort betroffenen Interessen in ihrer Geschaftsord-
nung regeln; dies schlielt die Mdglichkeit ein, Vertreter anderer Staaten in den Vertre-
tungskreis zu berufen. Daneben besteht die Mdglichkeit des Abschlusses entsprechender
Staatsvertrage.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Zusammensetzung des Vertretungskreises. Als Vertreterinnen und
Vertreter gesellschaftlicher Gruppen im Vertretungskreis kommen insbesondere Vertre-
tungen von Wirtschafts- und Umweltorganisationen in Betracht.





Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Aufgaben der Regionalkonferenzen. Die Regionalkonferenzen kénnen
sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschaftlich beraten lassen. Die Konfe-
renzen begleiten das Standortauswahlverfahren und sind bei verschiedenen, konkret be-
nannten Verfahrensschritten anzuhéren. Zudem obliegt es den einzelnen Konferenzen,
die Offentlichkeit unabhangig vom Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit
als Trager der Offentlichkeitsbeteiligung in der eigenen Standortregion (iber den Verlauf
der Standortauswahl zu informieren.

Die Moglichkeit der Regionalkonferenzen, ihre Unterlagen auf der Informationsplattform
zu veroffentlichen, soll sicherstellen, dass auf der Plattform gerade auch konfliktbehaftete
Sachverhalte aus unterschiedlichen Perspektiven und von verschiedenen Autoren be-
leuchtet werden und eine ausgewogene und umfassende Informationsbasis entsteht.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt das Verfahren der Nachprifung. Der Nachprifauftrag verfolgt das Ziel,
das Standortauswahlverfahren durch eine starke Einflussmdglichkeit der Betroffenen zu
qualifizieren, Konflikte rechtzeitig aufzulésen und den Abbruch oder die dauerhafte Ver-
zoégerung des Standortauswahlverfahrens zu verhindern. Die Moéglichkeit einen Nachpruf-
auftrag zu stellen steht den Regionalkonferenzen fiir ihre Region jeweils einmal nach
Ubermittlung der Vorschlage des Vorhabentragers zu. Vor Entscheidung Uber die Forde-
rung einer Nachprifung wird die Vollversammlung anzuhéren sein. Der behauptete, in
dem Nachprufauftrag geriigte Mangel muss so konkret wie moglich bezeichnet werden.

Der an das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit gerichtete Nachprifauf-
trag soll zur Vermeidung erheblicher Verfahrensverzdégerungen innerhalb einer angemes-
senen Frist gestellt werden, die drei Monate nicht Gberschreiten darf. Die Nachprifung
wird mit Vorlage eines aktualisierten Vorschlags abgeschlossen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 bestimmt, dass die Regionalkonferenzen bei ihrer Organisation durch eine Ge-
schaftsstelle unterstitzt werden. Die Geschaftsstelle soll Servicefunktionen bernehmen
und die inneren Arbeiten von Vertretungskreis und Vollversammlung sowie die Informati-
onsarbeit dieser unterstiitzen. Sie wird vom Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit eingerichtet. Als Trager der Geschaftsstelle kommt beispielsweise die Verwal-
tung einer Gebietskdrperschaft einer betroffenen Standortregion in Betracht.

Zu § 11 (Fachkonferenz Rat der Regionen)

Als ein weiteres neues Instrument der Beteiligung wird entsprechend des Vorschlags der
Endlagerkommission die Fachkonferenz Rat der Regionen eingerichtet. Im Rat der Regi-
onen werden die Ergebnisse des Vorhabentragers und des Bundesamtes flir kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit nachvollzogen und die Prozesse der Regionalkonferenzen
miteinander verglichen. Die Fachkonferenz soll dem Erfahrungsaustausch und der Ent-
wicklung einer Uberregionalen Perspektive auf die Standortsuche dienen. Der Rat soll das
Standortauswahlverfahren mit dem Ziel begleiten, die Standortauswahl mit den widerstrei-
tenden Interessen der betroffenen Standortregionen in Einklang zu bringen. Die Nichtein-
haltung der normierten Aufgaben, Organisation und Fristen begriindet keine Verfahrens-
fehler.

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt Einrichtung, Zusammensetzung und Wahl des Rates der Regionen fest.
Dieser setzt sich zusammen aus den Vertretern der Regionalkonferenzen und den Ge-
meinden, in denen radioaktive Abfalle zwischengelagert werden. Die Vertretungskreise





der Regionalkonferenzen bestimmen aus deren Mitte die zur Fachkonferenz ,Rat der Re-
gionen® zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter, um den Wissenstransfer Uber die
Gremien hinweg gewahrleisten zu kénnen.

Zu Absatz 2

Aus Absatz 2 ergeben sich als Aufgaben des Rates der Regionen die Uiberregionale Be-
gleitung der Prozesse der Regionalkonferenzen sowie die Unterstitzung des Interessen-
ausgleichs innerhalb der in Betracht gezogenen Standortregionen. Seine Beratungser-
gebnisse kann der Rat der Regionen als Bericht an das Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit Gbermitteln.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass der Rat der Regionen bei seiner Organisation durch eine Ge-
schaftsstelle unterstitzt wird. Sie wird vom Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eingerichtet.

Zu Teil 3 (Standortauswahlverfahren)
Zu Kapitel 1 (Allgemeine Bestimmungen)
Zu § 12 (Erkundung)

Die bisherige Regelung in § 12 Absatz 1 wird gestrichen, da sich der Inhalt aus den Rege-
lungen in §§ 13 ff. StandAG neu ergibt. Im Ubrigen wurde die geltende Vorschrift des § 12
StandAG Ubernommen und eine konkretisierende Regelung dahingehend aufgenommen,
nach der unter die von den Landesbehdrden zur Verfigung zu stellenden Daten auch
Informationen Uber die Zulassung von Vorhaben nach § 21 Absatz 2 fallen. Durch die
Regelung in Absatz 3 entsteht keine Verpflichtung der Landesbehérden, fiur die Erkun-
dung und den Standortvergleich bendtigte Geodaten durch zusatzliche Gelandearbeiten
oder anderweitige Malknahmen zu erheben oder zu beschaffen.

Absatz 3 Satz 1 stellt, wie in der bisherigen Fassung des StandAG klar, dass der Vorha-
bentrager fur das Standortauswahlverfahren die Mdglichkeit hat, auf alle vorhandenen
Daten und wissenschaftlichen Erkenntnisse von Bundesbehdrden zugreifen zu kénnen.
Hierbei kann der Vorhabentrager insbesondere auf die Expertise der Bundesanstalt flr
Geowissenschaften und Rohstoffe zurtickgreifen.

Die Regelungen zu einer erweiterten Verflgbarkeit geologischer Daten auch im Standort-
auswahlverfahren sollen erganzend im Zuge der Novellierung des Lagerstattengesetzes
fortgeflihrt und ausgestaltet werden.

Zu Kapitel 2 (Ablauf des Standortauswahlverfahrens)
Zu § 13 (Ermittlung von Teilgebieten)

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission regelt § 13, wie der Vor-
habentrager Teilgebiete ermittelt. Voraussetzung fir die Anwendung der gesetzlich fest-
gelegten Anforderungen und Kriterien sowie insbesondere die Durchflihrung von vorlaufi-
gen Sicherheitsuntersuchungen ist die Entwicklung von Endlagersystemen fir unter-
schiedliche geologischen Formationen und Konfigurationen durch den Vorhabentrager.
Die Entwicklung der Endlagersysteme wird sich im laufenden Auswahlverfahren mit fort-
schreitendem Kenntnisstand standortspezifisch konkretisieren. Fir die Ermittlung der
Teilgebiete genlgen generische, an den verschiedenen Wirtsgesteinskonfigurationen
orientierte Endlagerkonzepte.





Zu Absatz 1

Absatz 1 legt allgemein fest, dass der Vorhabentrager in der ersten Phase des Standort-
auswahlverfahrens unter Anwendung der gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen
Anforderungen und Kriterien Teilgebiete ermittelt, die glnstige geologische Vorausset-
zungen flr die sichere Endlagerung radioaktiver Abfalle erwarten lassen.

Zu Absatz 2
Absatz 2 bestimmt das nahere Verfahren zu Ermittlung der Teilgebiete.

Zunachst hat der Vorhabentrager fir das gesamte Bundesgebiet die geologischen Daten,
der zustandigen Bundes- und Landesbehdrden, die flr das Standortauswahlverfahren
relevant sein kdbnnen, zusammenzutragen und in geeigneter Form aufzubereiten. Auf die-
se Daten werden die gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien
angewandt. Mit den geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien werden alle Gebiete ermit-
telt, die auf Grund der in den Kriterien definierten Sachverhalte von vorneherein nicht fur
ein Endlager geeignet sind. Auf das hiernach verbleibende Gebiet wendet der Vorhaben-
trager die gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen Mindestanforderungen an und
identifiziert in Betracht kommende Gebiete. In einem weiteren Schritt kommen nun die
gesetzlich bestimmten geowissenschaftlichen Abwagungskriterien zur Anwendung. An-
schliel’end sind die Gebiete als Teilgebiete auszuweisen, die sich auf Grundlage der Ab-
wagung als besonders glinstig erweisen.

Hierzu fertigt der Vorhabentrager einen Zwischenbericht an, der an das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit zu Ubermitteln ist. In diesem Zwischenbericht wer-
den nicht nur die Teilgebiete mit glinstigen geologischen Voraussetzungen sowie die zu-
grunde liegenden entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwagungen, sondern gege-
benenfalls auch solche Gebiete ausgewiesen, die auf Grund nicht hinreichender geologi-
scher Daten nicht eingeordnet werden kdnnen.

Zu § 14 (Ermittlung von Standortregionen fur libertagige Erkundung)

§ 14 umfasst die Phase des Standortauswahlverfahrens, in der der Vorhabentrager
Standortregionen ermittelt, die Ubertagig erkundet werden sollen.

Zu Absatz 1

Durch reprasentative vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen erarbeitet der Vorhabentrager
zunachst nahere Bewertungen zur Moglichkeit der Realisierung eines sicheren Endlagers
in den ermittelten glnstigen Teilgebieten. Die vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen
missen eine Bewertung enthalten, welche geologischen Eigenschaften der Standortregi-
onen besonders positive oder auch negative Auswirkungen auf ein Endlager haben konn-
ten. Mit Hilfe dieser zusatzlichen Bewertungen werden unter erneuter Anwendung der
geowissenschaftlichen Abwagungskriterien glinstige Standortregionen ermittelt; soweit
unter Sicherheitsaspekten gleich glinstige Standortregionen vorliegen, sind zusatzlich
planungswissenschaftliche Abwagungskriterien anzuwenden. Im Anschluss werden die
Standortregionen vorgeschlagen. Die Flache einer Standortregion wird in der Regel weit
groéRer sein als die fur ein Endlager im Untergrund und an der Oberflache bendétigten Fla-
chen.

Weiterhin begriindet Absatz 1 die Verpflichtung des Vorhabentragers zur Erarbeitung
standortbezogener Erkundungsprogramme flr die Ubertagige Erkundung fir die vorge-
schlagenen Standortregionen bereits vor der gesetzlichen Entscheidung zu Ubertagig zu
erkundenden Standortregionen.





Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt Naheres zum Vorschlag des Vorhabentragers fir die Ubertagig zu er-
kundenden Standortregionen. Es wird festgelegt, dass der Vorhabentrager diesen Vor-
schlag mit Begriindung, den Ergebnissen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen und
den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt fir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit Gbermittelt. Zu den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens zahlen in
diesem Verfahrensschritt auch die Stellungnahmen der Offentlichkeit, die der Vorhaben-
trager nach Veroffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten hat.

Weiterhin regelt Absatz 2 den Umgang mit eventuellen Informationsdefiziten bei der Er-
mittlung guinstiger Standortregionen flr die Ubertagige Erkundung.

Es kann derzeit nicht vorhergesehen werden, ob der Vorhabentrager als Ergebnis seiner
Auswertungen Gebiete mit Informationsdefiziten ausweisen muss oder ob er alle Gebiete
nach Anwendung der geowissenschaftlichen Kriterien abschlie3end als fur die Ubertagige
Erkundung gunstige oder nicht giinstige Standortregionen einstufen kann. Auch die An-
zahl und GroRe dieser Gebiete ist nicht absehbar und wird sich erst aus den Auswertun-
gen des Vorhabentragers ergeben. Deshalb hat der Vorhabentrager fir den Fall, dass zu
einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen fir eine Anwendung der Kriterien
vorliegen, eine Empfehlung zum weiteren Verfahren mit diesen Gebieten zu erarbeiten
und in seinen Vorschlag aufzunehmen.

Jedenfalls durfen Gebiete aus dem Suchprozess nicht allein deshalb ausgeschlossen
werden, weil Uber sie zu wenig bekannt ist, sofern zu erwarten ist, dass sich unter diesen
Gebieten ein Standort befindet, der auf Grundlage der Kriterien in § 22 bis § 24 besser zu
bewerten ist, als das in allen Regionen mit ausreichender Datenlage der Fall ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass der Vorhabentrager gleichzeitig mit dem Vorschlag der Uibertagig
zu erkundenden Standortregionen dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit die zuvor erarbeiteten standortbezogenen Erkundungsprogramme fir die Uberta-
gige Erkundung zur Festlegung vorlegt.

Zu § 15 (Entscheidung uiber tibertagige Erkundung und Erkundungsprogramme)

§ 15 regelt die Entscheidung Uber die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen sowie
die Festlegung der standortbezogenen Erkundungsprogramme durch das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den weiteren Umgang mit dem Vorschlag des Vorhabentragers. Das Bun-
desamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit prift und bewertet den Vorschlag des
Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit vom
Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, gibt es dem Vorhabentrager zuvor Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

Die bislang in § 14 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die mogliche enteignungsrechtliche
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhdrung betroffener kommunaler Gebietskdrperschaften und Grund-
stiickseigentiimer wird nunmehr durch die Anhérungspflicht nach § 7 StandAG gewahr-
leistet. An den Erdérterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskdrperschaften
und Grundstickseigentimer teilnehmen, so dass deren Anhdrung sichergestellt ist und
die bisherige Sonderregelung entfallen kann.





Vor der Entscheidung Uber die Auswahl der Standortregionen fir die Ubertagige Erkun-
dung ist nach Nummer 1.15 der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt flir kerntech-
nische Entsorgungssicherheit eine Strategische Umweltprifung durchzufihren und der
Umweltbericht nach § 14g UVPG zu erstellen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Ubermittelt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit dem
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag
des Vorhabentragers zu den Ubertagig zu erkundenden Standortregionen, die darauf be-
zogenen Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begriindete Empfehlung zum Vor-
schlag des Vorhabentragers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremi-
ums. Zu den zu UbermitteInden Unterlagen gehért auch der Umweltbericht der jeweils an
den in Betracht kommenden Standortregionen durchgeflihrten Strategischen Umweltprii-
fung. Bei der Erstellung des Umweltberichtes sind die zusatzlichen Umweltauswirkungen
fur den Fall einer zusatzlichen Einlagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfalle mit
darzustellen. Zusammen mit dem Vorschlag soll das Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit in Ubereinstimmung mit den Empfehlungen der Endlagerkommission
zu einem lernenden Verfahren auch einen Bericht zur Evaluation des Standortauswahl-
verfahrens und Diskussion alternativer Entsorgungsmoglichkeiten vorlegen.

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung tber die Standortregionen, die Ubertagig erkundet
werden sollen, einschlieBlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den durch die Bundesre-
gierung zu UbermitteInden Unterlagen gehoéren insbesondere auch die Beratungsergeb-
nisse des Nationalen Begleitgremiums, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und
die begriindende Empfehlung zum Vorschlag. Weitere Unterlagen sind durch die Bundes-
regierung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates zu Uber-
mitteln.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 werden die Ubertégig zu erkundenden Standortregionen und der weitere
Umgang mit den Gebieten, zu denen keine ausreichenden Informationen vorliegen, durch
Bundesgesetz festgelegt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 sieht vor, dass das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit die
standortbezogenen Erkundungsprogramme zur Ubertdgigen Erkundung festlegt. Das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit muss bei der Festlegung der stand-
ortbezogenen Erkundungsprogramme sicherstellen, dass durch die Erkundungstatigkeiten
(z. B. Tiefbohrungen) die spatere Genehmigungsfahigkeit eines Standortes nicht beein-
trachtigt wird.

Zu § 16 (Ubertigige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung)

§ 16 normiert als weitere Phase des Standortauswahlverfahrens die Durchfiihrung der
Ubertagigen Erkundung mit dem Ziel der Ermittlung eines Vorschlags fur die untertagig zu
erkundenden Standorte.

Zu Absatz 1

Im Rahmen der Ubertagigen Erkundung werden die ausgewahlten Standortregionen zu-
nachst von der Erdoberflache aus erkundet. Die Erkundungsarbeiten folgen den vom
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit festgelegten standortbezogenen
Erkundungsprogrammen. Nach Durchflihrung der Ubertdgigen Erkundung sind von dem





Vorhabentrager, aufbauend auf die von ihm nach § 14 Absatz 1 Satz 2 erarbeiteten re-
prasentativen vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen, weiterentwickelte vorlaufige Si-
cherheitsuntersuchungen zu erstellen.

Als neue Aufgabe flhrt Absatz 1 Satz 3 in Umsetzung der Empfehlungen der Endlager-
kommission die Durchfiihrung sozio6konomischer Potenzialanalysen in den Standortregi-
onen durch den Vorhabentrager ein.

Soziodkonomische Potenzialanalysen sind ein Instrument zur Feststellung des soziodko-
nomischen Status quo in den betroffenen Standortregionen im Interesse der dortigen Be-
volkerung. Die langfristige Entwicklung einer Standortregion soll durch die Errichtung ei-
nes Endlagers keinen Schaden nehmen. Soziodkonomische Potenzialanalysen kénnen
daher Anhaltspunkte fir die zuklinftige Kompensation sozio6konomischer Nachteile be-
troffener Standortregionen geben, um eine mdéglichst gerechte Verteilung der Lasten zu
ermoglichen. Auf Grundlage des Primats der Sicherheit hat die Langzeitsicherheit im
Auswahlverfahren Vorrang vor den Erwagungen, die sich aus den sozio6konomischen
Potenzialanalysen ergeben kénnen.

Zu Absatz 2

Der Vorhabentrager hat die durch Erkundung und vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen
gewonnenen Erkenntnisse unter erneuter Anwendung der gesetzlich festgelegten Anfor-
derungen und Kriterien gunstige Standorte zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten
gleich glinstige Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwagungskriterien
nach § 25 anzuwenden. Fur die von ihm ermittelten untertagig zu erkundenden Standorte
hat der Vorhabentrager sodann Erkundungsprogramme und Prifkriterien flr die unterta-
gige Erkundung nach Malgabe der gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien
sowie der Sicherheitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen fiir die Durchfiihrung der
umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 18 Absatz 1 zu erarbeiten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt den Bericht des Vorhabentragers Uber die Ergebnisse der Ubertdgigen
Erkundung an das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit. Der Bericht um-
fasst neben dem Vorschlag fur die untertagig zu erkundenden Standorte eine Begriindung
fur diesen Vorschlag einschlieRlich der Darstellung mdglicher Umweltauswirkungen und
sonstiger Auswirkungen eines Endlagervorhabens sowie die Ergebnisse des Beteili-
gungsverfahrens. Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens sind in diesem Verfahrens-
schritt auch die Stellungnahmen, die der Vorhabentrager durch die Veroffentlichung der
wesentlichen Unterlagen erhalten hat.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Vorhabentrager mit Ubermittlung des Vorschlags fir die un-
tertagig zu erkundenden Standorte auch die zugehérigen Erkundungsprogramme fir die
untertagige Erkundung zur Festlegung vorlegt; diese umfassen auch die Prifkriterien.

Die jeweiligen Erkundungsprogramme flr die untertdgige Erkundung missen geeignet
sein, alle standortbezogenen geologischen Daten zu ermitteln, die fur eine verlassliche
sicherheitstechnische Beurteilung insbesondere der Langzeitsicherheit eines Endlagers
an diesem Standort nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderlich sind. Es
dient zudem der Transparenz und der Glaubhaftigkeit der durch die untertdgige Erkun-
dung zu gewinnenden Standortdaten, wenn insbesondere die Prufkriterien fur die Bewer-
tung vor der Durchfiihrung der untertagigen Erkundung aufgestellt werden.





Zu § 17 (Entscheidung uiber untertiagige Erkundung und Erkundungsprogramme)

§ 17 beschreibt als nachsten Schritt des Standortauswahlverfahrens das Verfahren zur
Entscheidung Uber die untertdgig zu erkundenden Standorte und zur Festlegung der zu-
gehorigen Erkundungsprogramme fur die untertdgige Erkundung. Die Vorschrift wurde auf
der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission und im Hinblick auf neue Be-
grifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst.

Zu Absatz 1

Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den Ubertagigen Erkundungen und den
weiterentwickelten vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen tberprift das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabentragers.

Die bislang in § 17 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die mégliche enteignungsrechtliche
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhdrung betroffener kommunaler Gebietskdrperschaften und Grund-
stlckseigentimer wird nunmehr durch die Anhdrungspflicht nach § 7 StandAG gewahr-
leistet. An den Erdérterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskdrperschaften
und Grundstlckseigentimer teilnehmen, so dass deren Anhoérung sichergestellt ist und
die bisherige Sonderregelung entfallen kann. Auf Grund der mdglichen enteignungsrecht-
lichen Vorwirkung des Gesetzes zur Festlegung der untertagig zu erkundenden Standorte
bleibt die bislang in § 17 Absatz 3 enthaltene Regelung zu einer Anhérung betroffener
Grundstuckseigentimer und kommunaler Gebietskérperschaften bestehen und wird in
Absatz 1 Gbernommen.

Vor der Entscheidung Uber die untertdgig zu erkundenden Standorte ist nach Nummer
1.15 der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eine Strategische Umweltprifung durchzufiihren und der Umweltbericht nach
§ 14g UVPG zu erstellen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Ubermittelt das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit dem
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag
des Vorhabentragers zu den untertagig zu erkundenden Standorten, die darauf bezoge-
nen Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begriindete Empfehlung zum Vorschlag
des Vorhabentragers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums. Zu
den zu Ubermittelnden Unterlagen gehoért auch der Umweltbericht der jeweils an den in
Betracht kommenden Standorten durchgeflihrten Strategischen Umweltprifung. Zusam-
men mit dem Vorschlag soll das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit
auch einen Bericht zur Evaluation des Standortauswahlverfahrens und Diskussion alter-
nativer Entsorgungsmaglichkeiten vorlegen.

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung Uber die Standortregionen, die untertéagig erkundet
werden sollen einschlieRlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den zu Ubermittelnden
Unterlagen gehdren insbesondere auch die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleit-
gremiums und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens. Weitere Unterlagen sind durch
die Bundesregierung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates
zu Ubermitteln.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt die bislang in § 17 Absatz 4 enthaltene rechtliche Mdglichkeit, den Aus-
wahlvorschlag der Standorte fir die untertagige Erkundung verwaltungsgerichtlich prifen





zu lassen. Der Regelungsinhalt wurde ibernommen. Zusatzlich wurde auf Grundlage der
Erwagungen innerhalb der Endlagerkommission der Kreis klagebefugter Personen erwei-
tert. Nunmehr sind auch samtliche Gebietskorperschaften, in deren Gebiet ein zur unter-
tagigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt und Grundsttickseigentimer den nach
§ 3 des Umweltrechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereinigungen gleichzustellen und
damit klagebefugt. Damit sind nicht nur Gemeinden, sondern insbesondere auch Samt-
gemeinden und Landkreise klagebefugt.

Zu Absatz 4

Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit prift auf wissenschaftlicher
Basis die Vorschlage des Vorhabentragers und legt die Erkundungsprogramme und Prif-
kriterien fur die zur untertdgigen Erkundung ausgewahlten Standorte fest. Hierbei muss
beachtet werden, dass die Erkundungsprogramme flir die untertagige Erkundung die Er-
mittlung aller sicherheitstechnisch erforderlichen Daten insbesondere zur Beurteilung der
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik zu erwartenden Langzeitsicherheit er-
mdglichen missen.

Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit muss zudem bei der Festle-
gung der Erkundungsprogramme fir die untertagige Erkundung sicherstellen, dass durch
die Erkundungstatigkeiten die spatere Genehmigungsfahigkeit der zu erkundenden
Standorte, insbesondere die Integritdt der geologischen Barrieren, nicht beeintrachtigt
wird. Die Erkundungsprogramme fir die untertdgige Erkundung muissen im Hinblick auf
mogliche Umweltauswirkungen, Nutzungskonflikte, Eingriffe in die privaten Rechte Dritter
sowie negative soziobkonomische Auswirkungen in vertretbarer Weise im Hinblick auf die
beabsichtigte Erkundung minimiert werden.

Daneben bestimmt Absatz 4, dass die festgelegten Erkundungsprogramme flr die unter-
tagige Erkundung sowie nachtragliche wesentliche Anderungen der Erkundungspro-
gramme im Bundesanzeiger zu veroéffentlichen sind.

Zu § 18 (Untertdagige Erkundung)

§ 18 wurde entsprechend den Vorschlagen der Endlagerkommission und im Hinblick auf
die neuen Begrifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst. Die Norm be-
schreibt die Phase der untertdgigen Erkundung bis zur Ubermittlung eines Standortvor-
schlags des Vorhabentragers an das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit.

Zu Absatz 1

Der Vorhabentrager hat auf der Basis der festgelegten standortbezogenen Erkundungs-
programme die untertdgige Erkundung durchzufiihren. Die Erkundungsmaflnahmen sind
so zu planen und durchzufiihren, dass der einschlusswirksame Gebirgsbereich nur im fir
den erforderlichen Informationsgewinn unvermeidlichen Ausmalf} verritzt und seine Integri-
tat nicht gefahrdet wird. Auf der Grundlage der Erkundungsergebnisse fihrt der Vorha-
bentrager anschlie®end umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen fiir die Be-
triebsphase und die Nachverschlussphase durch. Er erstellt die Unterlagen fur die Um-
weltvertraglichkeitsprifung hinsichtlich des Standortes des Endlagers nach § 6 UVPG.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 bewertet der Vorhabentrager die durch die untertdgige Erkundung und
umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen gewonnenen Erkenntnisse nach Mal3-
gabe der jeweiligen gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien einschlieRlich der
Prufkriterien und erarbeitet einen Standortvorschlag fir ein Endlager.





Zu Absatz 3

Satz 1 regelt die Berichtspflicht des Vorhabentragers gegeniiber dem Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit nach Durchfihrung der untertdgigen Erkundung
und Bewertung der hierdurch gewonnenen Erkenntnisse. In diesem Bericht ist die genaue
Ableitung der Ergebnisse durch die transparente Dokumentation und Begriindung aller
vorgenommenen Schritte und Bewertungen darzustellen. Die Begriindung umfasst auch
eine vergleichende Bewertung der zu betrachtenden Standorte. Neben dem Standortvor-
schlag fir ein Endlager sind die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens zu Gbermitteln.
Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens beinhalten hierbei auch die Stellungnahmen,
die der Vorhabentrager durch die Verdffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten
hat.

Nach Satz 3 flihrt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit im Anschluss
eine vorgezogene Umweltvertraglichkeitsprifung entsprechend den §§ 7 bis 9b des
UVPG hinsichtlich des Standortes fir eine Anlage zur Endlagerung durch, damit alle die
Umwelt betreffenden entscheidungserheblichen Aspekte bei der Standortentscheidung
bertcksichtigt werden kénnen.

Zu § 19 (AbschlieRender Standortvergleich und Standortvorschlag)

§ 19 regelt das Verfahren des abschlieRenden Standortvergleichs sowie der Erarbeitung
und Ubermittlung des abschlieBenden Vorschlags eines Endlagerstandortes. Daneben
fuhrt § 19 auf der Grundlage des Abschlussberichts der Endlagerkommission eine zusatz-
liche Rechtsschutzmdglichkeit zur Uberpriifung des Standortauswahlvorschlags ein. Die
mit diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsschutzmoglichkeiten tragen einerseits dem Um-
stand Rechnung, dass bei bestimmten wesentlichen Verfahrensabschnitten des Standort-
auswahlverfahrens der Rechtsweg nach dem einschlagigen Verfahrensrecht (z.B. Verwal-
tungsverfahrensgesetz und Atomrechtliche Verfahrensverordnung) eréffnet werden soll,
um das Vertrauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu starken. Andererseits
wird das Beduirfnis nach einer Verfahrensékonomie zur Vermeidung erheblicher zeitlicher
Verzdgerungen berlcksichtigt.

Zu Absatz 1

Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den untertdgigen Erkundungen und den
umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen Uberprift das Bundesamt fir kern-
technische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabentragers einschliel3lich der
ebenfalls Ubermittelten Begriindung. Auf der Grundlage des Prifergebnisses und unter
Abwagung samtlicher privater und 6ffentlicher Belange sowie der Ergebnisse des Beteili-
gungsverfahrens ermittelt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit den
Endlagerstandort mit der bestmdoglichen Sicherheit.

Dieser Standort muss nach Satz 3 — unter Berticksichtigung der Ziele des § 1 Absatz 1 —
durch ein vorlaufiges positives Gesamturteil erwarten lassen, dass er die nach dem
Atomgesetz erforderliche Vorsorge gegen Schaden durch die Errichtung, den Betrieb und
die Stilllegung des Endlagers nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes Uber den gesamten
Nachweiszeitraum gewahrleistet und sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen. Im sich anschlieRenden Genehmigungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des
Atomgesetzes wird die Einhaltung der atomrechtlichen und sonstigen Anforderungen an
ein Endlager vollumfanglich geprdift.

Der Standortvorschlag, den das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit der
Bundesregierung Ubermittelt, muss zudem die Darstellung der Umweltauswirkungen ent-
sprechend den §§ 11 und 12 UVPG, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und eine
Begrindung der Raumvertraglichkeit enthalten.





Zu Absatz 2

Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit entscheidet durch feststellen-
den Verwaltungsakt, ob das bisherige Auswahlverfahren und der auf dieser Grundlage
getroffene Standortvorschlag den Bestimmungen des Standortauswahlgesetzes entspre-
chen. Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung
an die im Bescheid nach § 17 Absatz 3 enthaltene Feststellung in dem Umfang gebun-
den, als dieser die RechtmaRigkeit des Verfahrens in diesem Zeitpunkt festgestellt hat.
Der Inhalt des Bescheids nach § 19 Absatz 2 Satz 2 darf somit den getroffenen Feststel-
lungen des Bescheids nach § 17 Absatz 3 insoweit nicht widersprechen. Insbesondere ist
das dem Erlass des Bescheides nach § 17 Absatz 3 StandAG vorhergehende Verfahren
nicht erneut zu prufen.

Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission normiert Absatz 2, dass der
erlassende Bescheid einer gerichtlichen Uberprifung zugénglich ist. Der neue Absatz 2
regelt die Rechtsschutzmdglichkeit in Anlehnung an § 17 Absatz 3. Diese ermoglicht eine
gerichtliche Kontrolle des Standortvorschlags fir ein Endlager vor der Festlegung des
Standortes durch den Deutschen Bundestag, so dass das in Kombination mit § 17 Absatz
3 das gesamte Standortauswahlverfahren bis hin zur Standortentscheidung einer verwal-
tungsgerichtlichen Kontrollmdglichkeit zuganglich ist.

Nach Satz 4 ist der Verwaltungsakt in entsprechender Anwendung von § 17 der Atom-
rechtlichen Verfahrensverordnung 6ffentlich bekannt zu machen.

Satz 5 ordnet die entsprechende Anwendung des § 2 Absatz 1 des Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetzes auf Gebietskorperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort
liegt, und deren Einwohner sowie Grundstiickseigentimer an. Damit wird erreicht, dass
diese wie die nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz klagebefugten Vereinigungen eine
nicht auf die Uberpriifung subjektiver Rechte beschrénkte gerichtliche Kontrolle herbeifiih-
ren kdnnen.

Satz 6 tragt dem Umstand Rechnung, dass der Entscheidung des Bundesamtes fir kern-
technische Entsorgungssicherheit ein umfangreiches Beteiligungsverfahren vorausgeht,
sodass ein Widerspruchsverfahren nicht sachgerecht ware.

Satz 7 sieht eine erstinstanzliche Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts vor. Die
Begriindung dieser erstinstanzlichen Zustandigkeit ist mit Blick auf die bereits bestehen-
den erstinstanzlichen Zustandigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts unverzichtbar. Bei
der abschlieRenden Entscheidung Uber einen Endlagerstandort handelt es sich um eine
voraussichtlich nur einmalig zu treffende Entscheidung, die durch eine besondere — ber
andere Grolprojekte hinausgehende — politische Bedeutung und ein herausragendes
Interesse der Offentlichkeit gepragt ist. Sie hat eine landeribergreifende Bedeutung fiir
das gesamte Bundesgebiet. Die Befristungen der Genehmigungen fiir die Zwischenlage-
rung der hochradioaktiven Abfalle im Bundesgebiet machen zudem eine mdglichst zligige
Streitentscheidung dringlich. Im Ubrigen sind der Regelungsgehalt des Auswahlvor-
schlags fur die untertagige Erkundung und damit der mdgliche Streitstoff durch die Rege-
lungen nach § 17 Absatz 3 eingegrenzt.

Im Anschluss an den Erlass des Feststellungsbescheides tbermittelt das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit den begriindeten Standortvorschlag einschlielich aller hierfir
erforderlichen Unterlagen.





Zu § 20 (Standortentscheidung)

§ 20 regelt das Verfahren zur Herbeifliihrung der abschlieRenden Entscheidung tber den
bestmdglichen Endlagerstandort.

Zu Absatz 1

Die Bundesregierung legt den Standortvorschlag durch Gesetzentwurf vor. Daneben be-
stimmt Absatz 1 die gleichzeitig mit vorzulegenden Unterlagen. Auf Anforderung des
Deutschen Bundestages oder des Bundesrates sind weitere Unterlagen vorzulegen.

Zu Absatz 2

Die gesetzliche Festlegung des Endlagerstandortes entspricht der bisherigen Regelung
des Standortauswahlgesetzes. Auf Grund der vorangegangenen umfassenden Abwagung
durch das Bundesamt fiur kerntechnische Entsorgungssicherheit war das Abwagungsge-
bot im Rahmen der Gesetzesentscheidung nicht erneut aufzunehmen.

Zu Absatz 3

Durch Bundesgesetz wird der konkrete Standort des Endlagers abschlieRend festgestellt.
Absatz 3 ist Ausdruck der engen Verzahnung zwischen der Standortfestlegung nach
durchgeflihrtem Standortauswahlverfahren mit dem nachfolgenden Genehmigungsverfah-
ren fur Errichtung, Betrieb und Stilllegung des Endlagers und stellt fest, dass die Ent-
scheidung hinsichtlich der standortbezogenen Elemente flir das anschlieRende Genehmi-
gungsverfahren verbindlich ist.

Die bisherige Regelung des Standortauswahlgesetzes wird auf Empfehlung der Endlager-
kommission erganzt um die Festlegung, dass auf der Grundlage der Standortentschei-
dung nach Absatz 2 die Eignung des konkreten Vorhabens im Genehmigungsverfahren
vollumfanglich zu prifen ist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt die Neuregelung, dass ein Raumordnungsverfahren fir die Errichtung
des Endlagers nicht stattfindet, da bereits in den vorangegangenen Verfahrensschritten
die Raumvertraglichkeit des Vorhabens nach den Vorschriften dieses Gesetzes, insbe-
sondere der planungswissenschaftlichen Kriterien, zu prufen und zu berlcksichtigen war.
Das Standortauswahlverfahren fir ein Endlager insbesondere fir hochradioaktive Abfall-
stoffe ist umfassend im Standortauswahlgesetz geregelt und primar am Mal3stab der Si-
cherheit des Endlagers zu orientieren. In diesem Verfahren sind Fragen der Raumvertrag-
lichkeit unter Einbeziehung von Landern und Kommunen abschlieliend zu prifen. Ent-
sprechend der Empfehlung der Endlagerkommission ist neben dem Verfahren nach dem
Standortauswahlgesetz daher kein eigenstandiges Raumordnungsverfahren durchzufih-
ren.

Zu § 21 (Standortsicherung)
Zu Absatz 1

§ 21 enthalt neue Regelungen zu einer frihzeitigen Sicherung von Gebieten, die als
bestmoglicher Standort fir ein Endlager in Betracht kommen. Zu diesem Zweck normiert
Absatz 1, dass diese Gebiete vor Veranderungen zu schitzen sind, die ihre Eignung als
Endlagerstandort beeintrachtigen konnen.

Zu Absatz 2





Unter VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunkten normiert Absatz 2 unterschiedliche Voraus-
setzungen, unter denen ein neues Vorhaben nach den Bestimmung des Bundesbergge-
setzes oder sonstigen Rechtsvorschriften in Gebieten, in denen in gunstigen Tiefen fur die
Endlagerung geeignete Gesteinsformationen vorliegen, im Einklang mit dem Schutzziel
nach Absatz 1 zugelassen werden kann. Durch die folgende Aufzahlung wird sicherge-
stellt, dass ausschlielllich solche Vorhaben zeitweise nicht beschieden werden, die
schadliche Auswirkungen auf einen Endlagerstandort haben kénnen. Es ist davon auszu-
gehen, dass die Nichtzulassung von Antragen bei Anwendung der Ausnahmen voraus-
sichtlich nur eine geringe Anzahl in der Grélienordnung von 50 Vorhaben pro Jahr betref-
fen wird, die keine der Ausnahmetatbestande erfillen.

Ein neues Vorhaben darf nur dann nach den einschlagigen Fachnormen zugelassen wer-
den, wenn mindestens einer der in Ziffer 1 bis 4 genannten Griinde vorliegt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass ein Vorhaben zulassig ist, wenn fir die Gebiete, in die das
Vorhaben fallt, offensichtlich ist, dass mindestens eine Mindestanforderung nicht erfiillt
oder mindestens ein Ausschlusskriterium erfillt ist. Diese Gebiete kommen mithin nicht
als Endlagerstandort in Betracht und missen nicht vor Veranderungen geschutzt werden.

Zu Nummer 2

Nach der Nummer 2 kénnen zudem Vorhaben zugelassen werden, die im engen raumli-
chen Zusammenhang mit bereits durchgefihrten MaRnahmen stehen, durch die ein ahn-
lich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist. Ob ein enger raumlicher Zusammenhang
gegeben ist, ist dabei weniger aufgrund starrer raumlicher Distanzen als vielmehr auf-
grund der geologischen und gegebenenfalls auch raumordnerischen Gesamtzusammen-
hangen zu beurteilen. So wird bei der Beurteilung von beabsichtigten Erweiterungen von
Bergwerken in erster Linie zu beurteilen sein, ob die Erweiterung innerhalb derselben
geologischen Formation liegt und diese nicht starker als die bereits durchgefihrten Malf3-
nahmen schadigt. Fir Geothermie-Bohrungen und Bohrungen zur ErschlieBung von
Grundwasservorkommen sollte ein enger raumlicher Zusammenhang in der Regel dann
angenommen werden, wenn diese im gleichen Siedlungsbereich erfolgen.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ermdglicht die Zulassung von Vorhaben, die die in der Einleitung zu Absatz 2
genannten Gesteinsformationen berlhren, deren Eigenschaften, die nach den Anforde-
rungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten sind, tber grof3e Flachen nur gerin-
gen raumlichen Schwankungen unterliegen und deren Flache auch ohne das jeweils be-
eintrachtigte Gebiet das Zehnfache des fir die Realisierung des Endlagers erforderlichen
Flachenbedarfes entsprechend der Begriindung zu § 23 Absatz 2 Nummer 4 betragt. Dies
erfasst besonders grof¥flachige homogene Gesteinsformationen. Derartige Vorhaben
kénnen insbesondere in groRkflachigen Tonformationen bei der Exploration auf Kohlen-
wasserstoffvorkommen zu erwarten sein. Unter Verhaltnismafigkeitsgesichtspunkten ist
eine Nichtzulassung solcher Vorhaben nicht gerechtfertigt, wenn nur geringe Teile einer
grolRen, gleichermallen glnstig ausgepragten Formation durch das Vorhaben geschadigt
werden und ein ausreichend grof3er Teil der Formation weiterhin fir die Errichtung eines
Endlagers zur Verfligung steht.

Zu Nummer 4

Nach Nummer 4 kdénnen Vorhaben, die nur Bohrungen bis zu 300 Metern Tiefe umfassen,
zugelassen werden, wenn am Standort des beabsichtigten Vorhabens durch das Vorha-
ben weder eine Uberlagernde Deckschicht Uber einem fir die Endlagerung geeigneten
Wirtsgestein noch das Wirtsgestein selbst durch Auswirkungen des Vorhabens erheblich
geschadigt werden.





Unter den in Buchstabe a genannten Bedingungen ist nicht davon auszugehen, dass
durch das Vorhaben oder die mit diesem Vorhaben in Verbindung stehenden MalRnahmen
Standorteigenschaften, die im Rahmen der Abwagung zwischen Standorten als positiv zu
bewerten sind, beeintrachtigt werden. Zudem ist vorgesehen, dass eine Schadigung der
Deckschicht bei Bohrungen bis zu 200 Metern Endteufe nicht zu unterstellen ist. Hiermit
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der obere Teil des Deckgebirges im Laufe
der Entwicklung eines Endlagers ohnehin stark von Erosion betroffen sein kann.

Unter den in Buchstabe b genannten Bedingungen ist nicht von einer erheblichen Schadi-
gung eines geeigneten Wirtsgesteins auszugehen. Dies betrifft Standorte mit dem Wirts-
gestein Salz, die gegenuber von Veranderungen hydrologischer Bedingungen und der
Schaffung von Wasserwegsamkeiten in das Wirtsgestein besonders empfindlich sind.
Daher soll fir Standorte mit dem Wirtsgestein Salz, an denen der Salzspiegel oberhalb
von 400 Metern unter Gelandeoberkante liegt, ausgeschlossen werden, dass durch eine
Bohrung oder die mit dieser Bohrung in Verbindung stehenden MalRnahmen die Salzfor-
mation durch direktes Anbohren beeintrachtigt werden kann oder eine wesentliche Beein-
flussung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern ber der hochsten Stelle des Salz-
spiegels verursacht werden kann.

Zu Nummer 5

Nummer 5 normiert dartiber hinaus in Anlehnung an § 9g Absatz 4 des Atomgesetzes
unter Berlcksichtigung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes eine allgemeine Zulas-
sungsmoglichkeit fur den Fall einer nicht beabsichtigten Harte, wenn Uberwiegende 6&ffent-
liche Belange einer Zulassung nicht entgegenstehen.

Zur Sicherstellung einheitlicher Bewertungsmalfistabe flr die Zulassigkeit von Vorhaben
soll vor Entscheidung Uber die Zulassigkeit von Vorhaben, die besonders schadlich wirken
kénnen oder bei denen die Beurteilung der Voraussetzungen besondere Kenntnisse er-
fordern, eine Stellungnahme des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit
eingeholt werden. Nach Artikel 5 Absatz 1 dieses Gesetzes tritt die Regelung zur Einho-
lung einer Stellungnahme des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit
durch die Lander erst sechs Monate nach Verkindung dieses Gesetzes in Kraft. Die im
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zur Wahrnehmung der Prif- und
Bewertungstatigkeit erforderlichen Personalkapazitaten sollen in den nachsten Monaten
aufgebaut werden. Erst nach Aufbau dieser bendtigten Personalkapazitaten soll dem
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit die Aufgabe einer Stellungnahme
gegenuber den zustandigen Landesbehoérden Ubertragen werden.

Zu Absatz 3
Absatz 3 bestimmt den Zeitpunkt, in dem der Schutz nach Absatz 2 endet.
Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt eine neue Ermachtigungsnorm flr das Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit, nach der es zur Sicherung einer zukiinftigen Erkundung oder
Fortsetzung einer begonnenen Erkundung fir bestimmte Gebiete untersagen kann, dass
auf deren Flachen oder in deren Untergrund Veranderungen vorgenommen werden, die
das jeweilige Vorhaben erheblich erschweren kénnen. Nach Ermittlung der Teilgebiete
nach § 13 kann das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit bestimmte Ge-
biete durch eine Allgemeinverfiigung sichern, die im Bundesanzeiger bekannt zu machen
ist und zweimal verlangert werden darf. Ab diesem Zeitpunkt ist eine Sicherung nach Ab-
satz 2 nicht mehr erforderlich und kann auf der Grundlage von Allgemeinverfligungen
erfolgen. Das Instrument der Allgemeinverfigung ist flexibler als das einer Veranderungs-
sperre nach §9g des Atomgesetzes, die durch Rechtsverordnung erlassen wird. Durch sie
kann das zustandige Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit zudem den





konkreten Gegebenheiten am jeweils betroffenen Standort beispielsweise durch die Mdg-
lichkeit von Nebenbestimmungen in angemessener Weise Rechnung tragen.

Parallel zu § 9g Absatz 4 des Atomgesetzes wird die Regelung getroffen, dass Ausnah-
men von dem Verbot in der Allgemeinverfigung zugelassen werden kdnnen, wenn die
Untersagung im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und
Uberwiegende offentliche Belange nicht entgegenstehen.

Zu Absatz 5

Durch den Verweis auf § 9g Absatz 5 des Atomgesetzes wird unter Verhaltnismaligkeits-
gesichtspunkten sichergestellt, dass im Fall einer langer als finf Jahre andauernden Nut-
zungsbeeintrachtigung durch die Allgemeinverfigung eine Entschadigung durch die be-
troffenen Eigentiimer sowie sonstigen Nutzungsberechtigten verlangt werden kann.

Zu Kapitel 3 (Kriterien und Anforderungen fiir die Standortauswahl)

Die nachfolgend geregelten Entscheidungsgrundlagen greifen die Empfehlungen der End-
lagerkommission auf und setzen diese um.

Zu § 22 (Ausschlusskriterien)

In § 22 werden die Ausschlusskriterien festgelegt, die wahrend der Standortauswahl ge-
mafn §§ 13 bis 20 anzuwenden sind. Die Standortauswahl beginnt ohne Vorfestlegungen
auf einer ,weillen Landkarte®, so dass bei der ersten Anwendung der Ausschlusskriterien
alle Gebiete Deutschlands in gleicher Weise hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstand-
ort zu bewerten sind.

Zu Absatz 1

Durch die Ausschlusskriterien werden diejenigen Gebiete aus dem Verfahren ausge-
schlossen, in denen unabhangig vom Nachweiskonzept davon auszugehen ist, dass es
wahrend des Nachweiszeitraums von einer Million Jahren zu einer substanziellen Schadi-
gung des Einschlussvermégens des Endlagers kommen kann. Fir diese Gebiete kann
nicht erwartet werden, dass ein Sicherheitsnachweis fir ein Endlager erfolgreich geflhrt
werden kann.

Zu Absatz 2
In § 22 Absatz 2 werden die Ausschlusskriterien im Einzelnen aufgefihrt.
Zu Absatz 2 Nummer 1 (GroRraumige Vertikalbewegungen)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen Uber den Nachweiszeit-
raum grof3raumige Hebungen zu erwarten sind. Bewertungsgrundlage fir das Kriterium ist
die zu erwartende Hebungsrate, also die entsprechend heutiger Prognosen zu erwartende
Hebung der Erdoberflache pro Jahr, die wiederum Uber den Nachweiszeitraum zu mitteln
ist. Liegt diese Hebungsrate im Mittel Gber 1 mm pro Jahr, so ware lber den Nachweis-
zeitraum mit einer resultierenden Hebung von mehr als 1000 m zu rechnen. Fir Gebiete,
die derart grolen Hebungen ausgesetzt sind, ist eine Prognose der geologischen Ge-
samtsituation nicht mit der erforderlichen Sicherheit moéglich. Es ist nicht auszuschlieRRen,
dass an der Gelandeoberflache verstarkt Erosion auftritt, die die notwendige Schutzwir-
kung der Uberdeckung des Endlagers beeintrachtigen oder diese Schichten vollstandig
abtragen kann.





Zu Absatz 2 Nummer 2 (Aktive Stérungszonen)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen geologisch aktive Sto-
rungszonen vorliegen, die die Sicherheit eines Endlagers beeintrachtigen kénnen.

Der Begriff ,aktive Stérungen® bezeichnet in diesem Zusammenhang Briche in den Ge-
steinsschichten der oberen Erdkruste wie Verwerfungen mit deutlichem Gesteinsversatz
sowie ausgedehnte Zerrittungszonen mit tektonischer Entstehung, an denen nachweis-
lich oder mit groRer Wahrscheinlichkeit im Zeitraum Rupel bis heute, also innerhalb der
letzten 34 Mio. Jahre, Bewegungen stattgefunden haben. Atektonische beziehungsweise
aseismische Vorgange, also Vorgange, die nicht aus den tektonischen Ablaufen abgelei-
tet werden konnen oder nicht auf seismische Aktivitaten zurlickzufiihren sind, sind, soweit
diese zu ahnlichen Konsequenzen flr die Sicherheit eines Endlagers wie tektonische Sto-
rungen fuhren kénnen, wie diese zu behandeln. Der erforderliche Sicherheitsabstand zu
derartigen Stérungszonen ist individuell abzuschatzen. Er betragt in der Regel mindestens
einen Kilometer.

Zu Absatz 2 Nummer 3 (Einfliisse aus gegenwartiger oder fritherer bergbaulicher
Tatigkeit)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen gegenwartig bergbauliche
Tatigkeiten stattfinden oder in friiherer Zeit stattgefunden haben, die zu einer Beeintrach-
tigung der Sicherheit eines Endlagers fiihren kénnen. Die Folgen von Erkundungsmal}-
nahmen zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte sind aus dem Kriterium ausge-
nommen, da diese an jedem Endlagerstandort zur Sicherstellung seiner Eignung vorzu-
nehmen sind. Die Auswirkungen derartiger Erkundungsmafnahmen kénnen auf Grundla-
ge der Dokumentation ihrer Planung und Durchfihrung im Rahmen der Auslegung des
Endlagers und des Sicherheitsnachweises bertcksichtigt werden.

Zu Absatz 2 Nummer 4 (Seismische Aktivitat)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen seismische Aktivitaten zu
erwarten sind, die die Sicherheit eines Endlagers beeintrachtigen kénnen. Bewertungs-
grundlage ist, wie von der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe vorge-
schlagen, die Norm DIN EN 1998-1 / NA 2011-01. Diese wird konkretisiert durch die Fest-
legungen in der jeweils dazu geltenden nationalen Anlage.

Die Einhaltung dieses Kriteriums lasst keinen Schluss auf die Genehmigungsfahigkeit
eines Endlagers aulierhalb dieses Bereiches unter dem Aspekt der Erdbebengefahrdung
zu. Hierfur sind standortspezifische Berechnungen auf Grundlage des kerntechnischen
Regelwerkes erforderlich. Das Kriterium dient ausschlie8lich einer groben Abschatzung,
in welchen Gebieten die Gefahrdung durch Erdbeben so grof ist, dass nicht erwogen
werden sollte, ein Endlager in diesen Gebieten zu errichten.

Zu Absatz 2 Nummer 5 (Vulkanische Aktivitat)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, fiir die auf Grund der geologischen
Verhaltnisse das Auftreten von Vulkanismus und daraus resultierende Beeintrachtigungen
des Endlagers innerhalb des Nachweiszeitraumes beflirchtet werden. Um das Gefahr-
dungspotenzial von vulkanischen Aktivitdten angemessen zu berucksichtigen, sollte dabei
ein Sicherheitsabstand von 10 km zu diesen Gebieten eingehalten werden.

Zu Absatz 2 Nummer 6 (Grundwasseralter)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen nachgewiesen ist, dass
tiefe Grundwasser in den als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlagerungsbe-
reich vorgesehenen geologischen Bereichen am aktuellen hydrologischen Kreislauf teil-
nehmen. Als Bewertungsgrundlage kann die Konzentration der Isotope Tritium und Koh-
lenstoff-14 im Grundwasser des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
oder Einlagerungsbereiches herangezogen werden. Die auf Grund der Tritium- und Koh-





lenstoff-14-Konzentrationen errechneten Grundwasseralter missen dabei validiert und
gegebenenfalls durch weitere geochemische und isotopen-hydrogeologische Hinweise
Uberpruift werden.

Zu § 23 (Mindestanforderungen)

In § 23 werden die Mindestanforderungen festgelegt, die wahrend der Standortauswahl
gemal §§ 13 bis 20 fir die Gebiete anzuwenden sind, die keines der Ausschlusskriterien
nach § 22 erflllen.

Zu Absatz 1

Anhand der Mindestanforderungen werden diejenigen Gebiete identifiziert, in denen geo-
logische Gegebenheiten vorliegen, auf Grund derer davon ausgegangen werden kann,
dass dort der sichere Einschluss fur die Dauer des Nachweiszeitraumes grundsatzlich
mdglich ist.

Zu Absatz 2

Die Regelung nach § 23 Absatz 2 tragt der schrittweisen Anwendung der Mindestanforde-
rungen bei sich zunehmend verbessernder Datenlage Rechnung. Sie verhindert, dass
Gebiete vorzeitig aus dem Verfahren ausscheiden, fir die insbesondere zum Zeitpunkt
des Vorschlags nach § 14 Absatz 2 geologische Daten nur in einem Umfang vorliegen,
der flr die abschlieRende Bewertung der Erfillung der Mindestanforderungen nicht aus-
reichend ist. Soweit die fur ein Gebiet vorhandenen Daten erwarten lassen, dass eine
Mindestanforderung erflillt ist, ist die Mindestanforderung als erflllt anzusehen, bis hinrei-
chende Daten Uber eine abschlielende Bewertung vorliegen. Daten, die zur Bewertung
der Erflllung der Mindestanforderungen erforderlich sind, werden im Zuge der Erkundung
nach §§ 16 und 18 erhoben, sodass die abschlieRende Bewertung spatestens mit dem
Vorschlag nach § 18 Absatz 3 verlangt wird.

Zu Absatz 3

Die Regelung nach § 23 Absatz 3 stellt sicher, dass Gebiete, die sich fur die Einrichtung
eines im Wesentlichen auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhenden Endla-
gersystems eignen, in den Auswahlprozess einbezogen werden kénnen. Den Empfehlun-
gen der Endlagerkommission folgend ist flr Standorte, an denen ein im Wesentlichen auf
geologischen Barrieren, also dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich, beruhendes End-
lagersystem realisierbar ist, ein solches Endlagersystem vorzusehen.

Fur Standorte, an denen kein Endlagersystem mit einschlusswirksamem Gebirgsbereich
realisiert werden kann, an denen aber ein wesentlich auf technischen und geotechnischen
Barrieren beruhendes Endlagersystem moglich ist, ware eine unmittelbare Anwendung
der Mindestanforderungen nicht zielfiihrend, da diese in mdglichst enger Umsetzung der
Empfehlungen der Endlagerkommission vielfach Anforderungen an den einschlusswirk-
samen Gebirgsbereich enthalten. In diesen Fallen sind die Mindestanforderungen ent-
sprechend auf den Einlagerungsbereich anzuwenden.

Eine Sonderstellung nimmt die Mindestanforderung zur Gebirgsdurchlassigkeit ein. Diese
Anforderung prift eine Eigenschaft ab, die unmittelbar mit der Einschlussfahigkeit eines
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches verknlpft ist. Da der Einschluss fir ein wesentlich
auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhendes Endlagersystem durch eben-
diese Barrieren sichergestellt wird, tritt fir diese Endlagersysteme an die Stelle der Min-
destanforderung zur Gebirgsdurchlassigkeit der Nachweis des Einschlusses durch die
geotechnischen und technischen Barrieren. Auch fiir diesen Nachweis gelten die Rege-
lungen aus Absatz 2 bei noch nicht ausreichender Datenlage. Spatestens mit dem Vor-
schlag nach § 18 Absatz 3 muss der Nachweis jedoch erbracht sein.





Bei der Anwendung der Mindestanforderungen nach Absatz 4 Nummern 2 bis 5 auf den
Einlagerungsbereich tritt an die Stelle der Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs jeweils die Unversehrtheit des Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierfir
zu betrachtende Funktion ist die Gewahrleistung von Funktionsfahigkeit und Erhalt der
technischen und geotechnischen Barrieren. Dabei enthalt die Mindestanforderung nach
Absatz 4 Nummer 2 eine hiervon unabhangige Sonderregelung fir das Wirtsgestein Kris-
tallin.

Zu Absatz 4
In § 23 Absatz 4 werden die Mindestanforderungen im Einzelnen aufgefihrt.
Zu Absatz 4 Nummer 1 (Gebirgsdurchlassigkeit)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den fur die Endlagerung in
Betracht kommenden geologischen Formationen eine geringe Gebirgsdurchlassigkeit
vorliegt, die die Realisierung eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches erlaubt. Fur
wesentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhende Endlagersysteme
enthalt Absatz 3 eine von dieser Mindestanforderung abweichende Regelung.

Bewertungsgrundlage flr die Erfillung dieser Mindestanforderung ist die Gebirgsdurch-
Iassigkeit. Dadurch soll sichergestellt werden, dass im einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reich kein sicherheitsrelevanter advektiver Stofftransport mittels durchstréomender Flissig-
keiten auftritt. Dies ist spatestens wahrend der untertagigen Erkundung nach § 18 nach-
zuweisen. Es kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass zum Zeitpunkt der
Vorschlage nach §§ 14 und 16 an allen betrachteten Standorten ausreichende tiefengeo-
logische Erkundungsdaten vorliegen, um die Erflllung dieser Mindestanforderung nach-
zuweisen. Daher ist in diesen Verfahrensschritten der Nachweis ausreichend, dass der
einschlusswirksame Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht, an Hand bestehender
Daten eine ausreichend geringe Gebirgsdurchlassigkeit anzunehmen ist.

Zu Absatz 4 Nummer 2 (Machtigkeit des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten geologische Formationen von ausreichender Machtigkeit fir die Endlagerung vor-
handen sind. Bewertungsgrundlage ist die vertikale Ausdehnung der betreffenden Forma-
tionen. Durch die Mindestanforderung wird die entsprechende Empfehlung der Endlager-
kommission umgesetzt, in der auch eine entsprechende Sonderregelung fir das Wirtge-
stein Kristallin enthalten ist. Falls die geologische Situation im vorgesehenen Endlagerbe-
reich dies erfordert, kdnnen auch mehrere einschlusswirksame Gebirgsbereiche oder Ein-
lagerungsbereiche ausgewiesen werden.

Zu Absatz 4 Nummer 3 (Minimale Teufe des einschlusswirksamen
Gebirgsbereiches)

Durch diese Mindestanforderung wird die minimale Tiefenlage des auszuweisenden ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches festgelegt. Bewertungsgrundlage ist die Tiefe der
Oberflache des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gemessen ab der Gelandeober-
kante, wobei zuklnftig regional zu erwartende exogene Prozesse (insbesondere intensive
Erosion) angemessen und bezogen auf das jeweils vorgesehene Wirtsgestein zu bertick-
sichtigen sind. Dadurch soll verhindert werden, dass die Integritat des einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs durch direkte und indirekte Folgen dieser Prozesse beeintrachtigt
wird.

Zu Absatz 4 Nummer 4 (Flache des Endlagers)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten eine fur die Errichtung eines Endlagers ausreichende Flache vorhanden ist. Bewer-





tungsgrundlage ist die Flachenausdehnung der entsprechenden geologischen Formation.
Der fir die Aufnahme aller einzulagernden Abfélle notwendige Platzbedarf ist von den
standortspezifischen Eigenschaften des Wirtsgesteins abhangig und vor Beginn der Er-
kundungsmaflnahmen noch nicht im Detail abzuschatzen. Vorsorglich sollte fir das
Wirtsgestein Salz ein Flachenbedarf von 3 km? angesetzt werden, fir das Wirtsgestein
Tonstein 10 km? und fir das Wirtsgestein Kristallin 6 km?2.

Zu Absatz 4 Nummer 5 (Erhalt der Barrierewirkung)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass zu den weiterhin zu untersu-
chenden Gebieten keine sonstigen Erkenntnisse vorliegen, die einen Zweifel daran be-
grinden, dass in diesen Gebieten der sichere Einschluss der radioaktiven Abfalle wah-
rend des gesamten Nachweiszeitraumes moglich ist. Bewertungsgrundlage ist insbeson-
dere die Erflllung der Mindestanforderungen wahrend des gesamten Nachweiszeitrau-
mes. Es kdnnen daruber hinaus auch Erkenntnisse zu anderen Prozessen, die fir die
Sicherheit eines Endlagers wesentlich sein kdnnen, herangezogen werden.

Zu § 24 (Geowissenschaftliche Abwéagungskriterien)

In § 24 werden die geowissenschaftlichen Abwagungskriterien festgelegt, die wahrend der
Standortauswahl gemat §§ 13 bis 20 fir die Gebiete anzuwenden sind, die keines der
Ausschlusskriterien nach § 22 und alle Mindestanforderungen nach § 23 erflillen.

Zu Absatz 1

Die Festlegung von geowissenschaftlichen Abwagungskriterien dient dazu, die nach der
Anwendung von Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen verbleibenden Gebiete
hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort vergleichend bewerten zu kénnen. Dabei
ist ein einzelnes Abwagungskriterium nicht hinreichend, um die glinstige geologische Ge-
samtsituation nachzuweisen oder auszuschlieBen. Wie von der Endlagerkommission
empfohlen soll dazu im Rahmen einer verbalargumentativen Abwagung ermittelt werden,
in welchen Gebieten eine fir die Sicherheit des Endlagers glinstige geologische Gesamt-
situation vorliegt. In jedem Prozessschritt sind fur die darin betrachteten Gebiete alle Anfor-
derungen mit ihren zugehoérigen Abwagungskriterien entsprechend dem jeweiligen Informa-
tionsstand zu betrachten und abzuprifen. Auch Kombinationswirkungen kénnen abwa-
gungsrelevant sein. Eine rechnerische Gesamtbewertung der Erflllung der Abwagungskri-
terien ist bewusst nicht vorgesehen. Bei der Abwagung zur Bewertung der geologischen
Gesamtsituation ist die Bedeutung der jeweiligen Abwagungskriterien flir einen spezifischen
Standort und das dort vorgesehene Endlagersystem zu wurdigen.

Zu Absatz 2

Im Fall des § 23 Absatz 3 ist eine Sonderregelung hinsichtlich des Abwagungskriteriums
zum Einschlussvermégen des Gebirges im Einlagerungsbereich erforderlich, da dieses
Kriterium ausschlielich auf den Einschluss durch geologische Barrieren abzielt und somit
fur ein Endlagersystem, bei dem der sichere Einschluss durch technische und geotechni-
sche Barrieren gewahrleistet werden muss, nicht sinnvoll angewandt werden kann. Daher
ist in diesem Fall rechnerisch abzuleiten, welches Einschlussvermégen die technischen
und geotechnischen Barrieren erreichen kdnnen, wobei die zu erwartende Alterung der
Komponenten standortabhangig bertcksichtigt werden muss, da diese z. B. von den geo-
chemischen Gegebenheiten am Standort abhangt. Bei der Anwendung der Abwagungs-
kriterien nach den Anlagen 1 und 3 bis 11 auf den Einlagerungsbereich tritt an die Stelle
der Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs jeweils die Unversehrtheit des
Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierflr zu betrachtende Funktion ist die Ge-
wahrleistung von Funktionsfahigkeit und Erhalt der technischen und geotechnischen Bar-
rieren.





Zu Absatz 3

In die erste Kriteriengruppe, Gite des Einschlussvermdgens und Zuverlassigkeit des
Nachweises, sind diejenigen Abwagungskriterien eingeordnet, mit denen im Vergleich von
Gebieten untereinander die Qualitat des Einschlusses der radioaktiven Stoffe am Ort ihrer
Endlagerung sowie die Robustheit der Nachweisflihrung fir den Nachweis der Langzeitsi-
cherheit bewertet werden. Beides sind im Hinblick auf die Endlagerung zentrale Aspekte,
die darauf hinweisen, dass am potenziellen Ort der Einlagerung voraussichtlich ein lang-
zeitsicherer Einschluss radioaktiver Stoffe mdglich ist und dies voraussichtlich auch im
Rahmen eines Nachweisverfahrens mit hinreichender Gewissheit fur den Nachweiszeit-
raum gezeigt werden kann. Unter Robustheit wird dabei die Zuverlassigkeit und Qualitat
und somit die Unempfindlichkeit des Endlagersystems und seiner Barrieren gegentber
inneren und auleren Einflissen und Stérungen sowie die Unempfindlichkeit der Ergeb-
nisse der Sicherheitsuntersuchungen gegeniiber Abweichungen zugrunde gelegten An-
nahmen bezeichnet.

Zu Absatz 4

Eine zweite Kriteriengruppe, Absicherung des Einschlussvermdgens, enthalt Abwagungs-
kriterien mit denen bewertet werden kann, wie gut das Gebirge sein Einschlussvermégen
gegenlber Beanspruchungen aufrecht erhalt, die bei Errichtung und Betrieb von unterta-
gigen Hohlraumen des Endlagers entstehen.

Zu Absatz 5

Eine dritte Kriteriengruppe, weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften, enthalt Abwa-
gungskriterien, mit denen die Robustheit des Endlagersystems bewertet wird. Glinstige
Eigenschaften in dieser Kriteriengruppe starken und erhéhen die Sicherheit des Gesamt-
systems Uber das in den Kriteriengruppen 1 und 2 bewertete Einschlussvermdgen hinaus.

Zu § 25 (Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien)

In § 25 werden die planungswissenschaftlichen Abwagungskriterien festgelegt, die wah-
rend der Standortauswahl gemaf §§ 13 bis 20 zur weiteren Abwagung zwischen Gebie-
ten anzuwenden sind, die nach Anwendung der Ausschlusskriterien, Mindestanforderun-
gen und geowissenschaftlichen Abwagungskriterien nach §§ 22 bis 24 als unter Sicher-
heitsaspekten gleich glinstig anzusehen sind. Die planungswissenschaftlichen Abwa-
gungskriterien werden im Rahmen einer verbalargumentativen Abwagung in drei Gewich-
tungsgruppen angewendet.

Zu § 26 (Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen)

In § 26 werden die Rahmenbedingungen fir die Erarbeitung der reprasentativen, weiter-
entwickelten und umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen festgelegt, die in
den Verfahrensschritten nach § 14 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und § 18 Absatz 1 auf Grund-
lage von Daten, die in angemessener Weise zum jeweiligen Verfahrensstand erwartet
werden kénnen, anzufertigen sind. Dadurch steigt der erreichbare Konkretisierungsgrad
fur die Sicherheitsuntersuchungen von Phase zu Phase an.

Zu Absatz 1
§ 26 Absatz 1 legt den Untersuchungsgegenstand der vorlaufigen Sicherheitsuntersu-

chungen fest. Dieser entspringt aus dem Ziel dieses Gesetzes, den Standort mit der
bestmoglichen Sicherheit nach § 1 Absatz 2 Satz 2 zu finden.





Zu Absatz 2

Dieser Absatz bestimmt die Grundlagen der Methodik fir die vorlaufigen Sicherheitsun-
tersuchungen. Erfahrungen und Empfehlungen zu vergleichbaren Untersuchungen aus
dem nationalen und internationalen Bereich sind bei der Entwicklung der Methodik zu
bertcksichtigen.

Zu Absatz 3

Da durch die Temperaturerhbhung in geotechnischen Barrieren und umgebendem
Gebirge Prozesse mit unterschiedlichen negativen oder positiven Konsequenzen fir
die Endlagersicherheit ausgeldst, beschleunigt oder verstarkt werden konnen, sind
Festlegungen von wirtsgesteinsspezifisch oder gar allgemein gultigen Grenztempera-
turen und ihre Anwendung zur zuverlassigen Vermeidung nachteiliger Konsequenzen
fur die Endlagersicherheit nur bedingt geeignet. In der Praxis werden daher im Rah-
men von im Verfahrensablauf standortspezifisch zu verfeinernden vorlaufigen Sicher-
heitsuntersuchungen modellmaRige Betrachtungen beziehungsweise (gekoppelte)
Modellrechnungen zu Intensitat und Reichweite der thermischen, mechanischen und
hydraulischen Auswirkungen des Warmeeintrags durchzufuhren sein, um auf der Ba-
sis der Ergebnisse den Warmeeintrag mit den Abfallen steuern und seine Auswirkun-
gen beherrschen zu kénnen.

Die Vertraglichkeit von Wirtsgestein und Buffer gegenuber der sich an der Aul3enfla-
che des Abfallgebindes einstellenden Temperatur muss Uberpriuft und begriundet wer-
den. Es muss ein Sicherheitsabstand zwischen der sich tatsachlich einstellenden
Temperatur und der Temperatur, bei der kritische Zustande wie schadliche Mineral-
umwandlungen oder langfristige Schadigungen auftreten konnen, eingehalten werden.
Die Forschungsaktivitaten zu physikalisch maximal moglichen Temperaturen an der
AuBenflache Abfallgebinde zu Wirtsgestein und Buffer sollen verstarkt werden. Aus
der physikalisch maximal mdglichen Temperatur muss unter Einhaltung eines Sicher-
heitsabstands die zuldssige maximale Temperatur abgeleitet werden. Dabei sind die
Vorschlage zur zukunftigen Forschung im Gutachten der Gesellschaft fir Anlagen-
und Reaktorsicherheit gGmbH ,Warmeentwicklung/Gesteinsvertraglichkeito2s vom
Mai 2016 zu berucksichtigen. Diese Fragestellungen sind vom Vorhabentrager bis
zum Ende der Phase 1 zu klaren. Bis dahin empfiehlt die Kommission, aus Vorsorge-
grunden von einer Grenztemperatur an der AuRenflache Behalter von 100 Grad Cel-
sius auszugehen, solange nicht die maximalen physikalisch moglichen Temperaturen
in den jeweiligen Wirtsgesteinen auf Grund von Forschungsarbeiten zuverlassig fest-
gelegt worden sind.

Bei einer sicherheitsgerichteten Optimierung eines Endlagersystems kénnen sich un-
terschiedliche Einlagerungstemperaturen ergeben. So wird im franzdsischen Endla-
gerprojekt in Tonstein eine Temperatur von unter 90 Grad Celsius im Wirtsgestein
angestrebt, wahrend im Schweizer Endlagerprojekt ebenfalls in Tonstein von einer
Einlagerungstemperatur um 140 Grad Celsius ausgegangen wird.

Die Regelung in Absatz 3 stellt sicher, dass vor einer abschlieRenden Entscheidung hin-
sichtlich der zulassigen Grenztemperatur fir jeden Standort, fir den ein Endlagerkonzept
mit einer 100 Grad Celsius Uberschreitende Grenztemperatur angenommen wird, gleich-
zeitig auch ein Endlagerkonzept mit einer Grenztemperatur von 100 Grad Celsius zu be-
trachten ist und die Vor- und Nachteile transparent gemacht werden. Zugleich wird si-
chergestellt, dass kein Standort auf Grund des flr ihn gewahlten Endlagerkonzeptes und
der daraus resultierenden Grenztemperatur aus dem Verfahren ausgeschlossen wird,
bevor eine abschlieBende Entscheidung uber dieses Kriterium gefallt wurde.





Zu Absatz 4

Gemal dem Programm flr eine verantwortungsvolle und sichere Entsorgung bestrahlter
Brennelemente und radioaktiver Abfélle (Nationales Entsorgungsprogramm) vom 12. Au-
gust 2015 sollen die Planungen fiur das am zu findenden Standort zu errichtende Endlager
neben den zu entsorgenden hochradioaktiven Abfallen weitere radioaktive Abfalle bertick-
sichtigen. Dies betrifft neben schwach- und mittelradioaktiven Abfallen, die auf Grund der
dort geltenden Annahmebedingungen nicht im Endlager Konrad eingelagert werden kon-
nen auch die radioaktiven Abfalle, die aus der Schachtanlage Asse Il zuriickgeholt wer-
den sollen sowie vorsorglich das angefallene und anfallende abgereicherte Uran aus der
Urananreicherung, sollte eine weitere Verwertung nicht erfolgen. Auch die Endlagerkom-
mission fuhrt in ihren Empfehlungen aus, dass am zu findenden Standort die zuséatzliche
Endlagerung von schwach- und mittelradioaktiven Abfallen erfolgen kann, sofern dies
nicht zu einer Verringerung des Sicherheitsniveaus fur die hochradioaktiven Abfalle fuhrt.
Dementsprechend wird in diesem Absatz festgelegt, dass die Auswirkungen einer Endla-
gerung zusatzlicher radioaktiver Abfalle auf das Ziel der bestmdglichen Sicherheit im
Rahmen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen zu prifen sind. Hierbei sollte eine
gegenseitige negative Beeinflussung der Sicherheit, insbesondere einerseits durch die
Warmeleistung der hochradioaktiven Abfalle, andererseits durch die chemische Zusam-
mensetzung und der Gasbildung aus den schwach- und mittelradioaktiven Abfallen, ein-
gegangen werden. Im Rahmen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen ist deshalb
darzustellen, ob eine zusatzliche Endlagerung gréRerer Mengen schwach- und mittelradi-
oaktiver Abfalle moglich ist. Diese Betrachtungen sind dartber hinaus in den Umweltun-
tersuchungen (SUP und UVP) zu bericksichtigen, um frihzeitig alle potenziellen Umwelt-
auswirkungen darstellen und bewerten zu kénnen. Die Beurteilung nach Absatz 4 hat je-
doch keinen Einfluss auf die abschlieRende Standortentscheidung. Diese Entscheidung
ist ausschlielllich auf der Grundlage sicherheitsgerichteter Kriterien zu treffen, die an den
hochradioaktiven Abfallen mit ihrem besonderen Gefahrdungspotenzial ausgerichtet sind.

Zu Teil 4 (Kosten)
Zu den §§ 27 bis 34: Umlageverfahren

Die Vorschriften wurden fast vollstandig aus dem bisherigen Standortauswahlgesetz
Ubernommen. Auf Grund der tbrigen Neuregelungen des Fortentwicklungsgesetzes wur-
den lediglich die Paragraphen angepasst und das Wort ,Beteiligungsverfahren® statt ,Of-
fentlichkeitsbeteiligung“ verwendet.

Zu Teil 5 (Schlussvorschriften)

Zu § 35 (Bestehender Erkundungsstandort)

Die Vorschrift wurde redaktionell an die neuen §§ und Begrifflichkeiten des Fortentwick-
lungsgesetzes angepasst. Die Anderung des Begriffs Erkundungsbergwerk in Bergwerk in
Absatz 2 tragt dem Umstand Rechnung, dass das Bergwerk in einen Offenhaltungsbetrieb
Uberfuhrt wird und die Erkundung beendet wurde. Die Regelung des bisherigen Absatzes

3 zur Einstellung der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchung des Standortes Gorleben ist
inzwischen obsolet.

Zu Teil 6 (Ubergangsvorschriften)
Zu § 36 (Ubergangsvorschriften)

Gegeniiber dem bisherigen Standortauswahlgesetz wurden insoweit keine Anderungen
vorgenommen.





Zu Teil 7 (Ermachtigungsvorschriften)

Zu § 37 (Verordnungsermachtigungen zu Sicherheitsanforderungen und
Sicherheitsuntersuchungen)Zu Absatz 1

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission ermachtigt § 37 das Bun-
desministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer
Rechtsverordnung Uber die grundlegenden Sicherheitsanforderungen fir die Endlagerung
insbesondere hochradioaktiver Abfélle, die insoweit die nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik zu gewahrleistende Vorsorge gegen Schaden konkretisieren. Die Si-
cherheitsanforderungen sind regelmaRig entsprechend den fiir untergesetzliche Konkreti-
sierungen geltenden Regeln zu prifen.

Die Sicherheitsanforderungen kénnen insbesondere Festlegungen zu folgenden Punkten
enthalten:

— die mit der Lagerung radioaktiver Abfélle verfolgten Schutzziele;

— die zu beachtenden Sicherheitsprinzipien;

— Aspekte des Strahlenschutzes und der Betriebssicherheit,

— die Anforderungen zum langzeitsicheren Einschluss der Abfalle unter Beriicksich-
tigung der Realisierbarkeit;

— die Anforderungen hinsichtlich Riickholbarkeit oder Bergung;

— Auslegungsanforderungen an das Sicherheitskonzept des Endlagers fir die Be-
triebs- und die Nachverschlussphase, einschlief3lich Bestimmungen zur Einhaltung
der zulassigen Temperaturen;

— das Sicherheitsmanagement fur Errichtung und Betrieb des Endlagers.

Zu Absatz 2

Zur Festlegung konkretisierender Bestimmungen an die Anforderungen flir die Durchfih-
rung der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen im Standortauswahlverfahren wird das
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit ermachtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, diese Anforderun-
gen zu bestimmen.

Zu § 38 (Dokumentation, Verordnungsermachtigung)

Entsprechend dem Vorschlag der Endlagerkommission ermachtigt § 38 das Bundesminis-
terium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer Rechtsver-
ordnung Uber die Dokumentation endlagerrelevanter Daten. Die Ermachtigungsvorschrift
tragt dem Bedlirfnis Rechnung, dass sowohl die heute existierenden als auch die wah-
rend des kinftigen Entsorgungsweges neu entstehenden Daten und Unterlagen in geeig-
neter Form flr die Zukunft qualifiziert aufbereitet und dauerhaft in unversehrtem Zustand
aufbewahrt werden missen. Einzelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem Inhalt, Ver-
wendungszweck, Umfang, Ubermittlung, Speicherung und Nutzung sind in der Rechts-
verordnung zu bestimmen. Speicherdaten sind zum Beispiel die im Rahmen der Zwi-
schen- und Endlagerung anfallenden Daten und Dokumente zur Beschaffenheit der Abfal-
le, zu ihrer Verpackung, zu ihrem Standort und zur Standortumgebung. Die Rechtsver-
ordnung soll zudem eine Ubermittlung der Daten vorsehen und festlegen, wie die dauer-
hafte Unversehrtheit der Daten gesichert wird. Nach den Empfehlungen der Endlager-
kommission soll das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit alle Speicher-
daten dauerhaft an zwei verschiedenen, mindestens 20 Kilometer voneinander entfernten
und datentechnisch miteinander nicht verbundenen Orten speichern.





Zu Anlage 1

Das Abwagungskriterium nach Anlage 1 erfasst flr die sichere Endlagerung radioaktiver
Abfalle gunstige hydrogeologische Verhaltnisse. Als gunstig werden diese dann bezeich-
net, wenn sowohl das Grundwasserangebot im Bereich des Endlagers, die Grundwasser-
bewegung im einschlusswirksamen Gebirgsbereich als auch die Diffusionsgeschwindig-
keit gering sind.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Grund-
wasserstromung®, ,Grundwasserangebot‘ und ,Diffusionsgeschwindigkeit® festgelegt.

Zu Anlage 2

Das Abwagungskriterium nach Anlage 2 erfasst mit Blick auf die geologische Barrierewir-
kung in erster Linie die Ausdehnung und Funktion des eine glinstige geologische Ge-
samtsituation bestimmenden Gesteinskorpers oder - bei mehreren Gesteinskérpern - die
geometrische Anordnung der hinsichtlich Ausdehnung und Funktion charakterisierten be-
teiligten Gesteinskdrper. Diese sollen die eingelagerten radioaktiven Abfalle mdglichst
vollstandig umschlie®en. Hinzu kommen die Tiefenlage des einschlusswirksamen Ge-
birgsbereichs innerhalb der Geosphare sowie die mogliche Beeintrachtigung seiner Barri-
erewirkung durch die Nahe zu Gesteinskdrpern mit erhéhtem hydraulischem Potenzial.
Auf Grundlage dieser Gegebenheiten wird das Einschlussvermdgen der geologischen
Formation mittels standortspezifischer Modellrechnungen bewertet. Dabei ist sicherzustel-
len, dass das Ergebnis dieser Modellrechnungen einen sachgemalen Vergleich der ver-
schiedenen betrachteten Gebiete ermdglicht, die verwendete Methodik also soweit mdg-
lich identisch ist. Da Ausdehnung, Anordnung und Tiefenlage von Gesteinskérpern in der
Regel einfacher zu ermitteln sind als bestimmte Gesteinseigenschaften oder die hydrauli-
schen und hydrochemischen Standortverhaltnisse, kommt der Konfiguration sicherheitsre-
levanter Gesteinskérper in der geologischen Barriere als friih erkennbarem Merkmal einer
gunstigen geologischen Gesamtsituation insbesondere zu Beginn des Auswahlverfahrens
besondere Bedeutung zu. Im Fall des § 23 Absatz 3 wird dieses Abwagungskriterium ent-
sprechend ersetzt.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Barriere-
wirksamkeit®, ,Robustheit und Sicherheitsreserven®, ,Volumen des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs* und ,Potenzialbringer bei Tonstein® festgelegt.

Zu Anlage 3

Das Abwagungskriterium nach Anlage 3 erfasst die zuverlassige raumliche Charakteri-
sierbarkeit der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den Ein-
schluss der Abfalle gewahrleisten, insbesondere des einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs. Eine gute raumliche Charakterisierbarkeit ist Voraussetzung fir belastbare Abwa-
gungsentscheidungen im Rahmen des Auswahlverfahrens sowie fur zuverlassige spatere
Sicherheitsbewertungen. Bewertungsgrundlage ist die geologische Struktur der Gesteine
im vorgesehenen Endlagerbereich. Bei tektonisch Uberpragten geologischen Einheiten
sollte die Uberpragung méglichst gering sein. Das AusmaR der Uberpragung wird abgelei-
tet aus den Lagerungsverhaltnissen unter Berucksichtigung von Bruch- und Faltentekto-
nik. Salzstrukturen sollten mdglichst nur grol3raumige Verfaltungen von Schichten aufwei-
sen, die unterschiedliche mechanische und hydraulische Eigenschaften haben.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Ermittel-
barkeit der Gesteinstypen und ihrer charakteristischen Eigenschaften und ,Ubertragbar-
keit der Eigenschaften im vorgesehenen Endlagerbereich” festgelegt.





Zu Anlage 4

Das Abwagungskriterium nach Anlage 4 erfasst die zuverlassige zeitliche Prognostizier-
barkeit der geologischen Verhaltnisse. Die verlassliche Identifizierung und Einschatzung
sicherheitsrelevanter Langzeitveranderungen ist eine wesentliche Voraussetzung fur den
Nachweis der langfristigen Stabilitat der glinstigen geologischen Verhaltnisse. Sie bezieht
sich insbesondere auf den Endlagerbereich. Bewertungsgrundlage ist die Stabilitat der
geologischen Verhaltnisse uber moglichst lange Zeitraume in der Vergangenheit.

Zu Anlage 5

Das Abwagungskriterium nach Anlage 5 erfasst fir die Errichtung eines Endlagerberg-
werkes gunstige gebirgsmechanische Voraussetzungen. Diese sollen sicherstellen, dass
im anstehenden Gebirge ein standsicheres Grubengebdude ohne nachhaltige Schadi-
gung des umgebenden Gebirges sowie mit méglichst geringem Aufwand an technischen
Sicherungsmitteln fUr die jeweils vorgesehene Betriebszeit errichtet werden kann. Dartber
hinaus sollten durch anthropogene Einwirkungen in der Betriebszeit und in der Nachbe-
triebszeit keine fir den Erhalt der Barrierenintegritat nachteiligen mechanischen, thermi-
schen oder hydraulischen Prozesse induziert werden. Insbesondere sollen geotechnische
Barrieren spater entsprechend dem jeweiligen Stilllegungskonzept funktionsfahig so her-
gestellt werden kénnen, dass die Langzeitsicherheit gewahrleistet ist. Bewertungsgrund-
lage sind die zu erwartenden Auswirkungen der Errichtung von Hohlrdumen auf die Struk-
tur und Stabilitat des Wirtsgesteines.

Zu Anlage 6

Das Abwagungskriterium nach Anlage 6 erfasst im Wirtsgestein moglicherweise auftre-
tende Fluidwegsamkeiten, bei deren Vorkommen Schadstofffreisetzungen aus dem tiefen
geologischen Untergrund in die Biosphare Uber die Migration fluider Phasen nicht auszu-
schlief3en sind. Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle nicht zu gefahrden,
soll soweit wie moglich ausgeschlossen werden, dass solche Wegsamkeiten im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich bereits vorliegen oder in Folge der Errichtung eines
Endlagers dauerhaft neu entstehen. Bewertungsgrundlage ist die Neigung des Wirtsge-
steins zur Bildung von Fluidwegsamkeiten.

In der zugehorigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen flr die Eigenschaften ,Verander-
barkeit der vorhandenen Gebirgsdurchlassigkeit* und ,Erfahrungen Uber die Barrierewirk-
samkeit der Gebirgsformationen® festgelegt.

Zu Anlage 7

Das Abwagungskriterium nach Anlage 7 erfasst die mdgliche Gasbildung im vorgesehe-
nen Einlagerungsbereich. Im Endlager kdnnen insbesondere bei Kontakt mit Wasser
durch chemische oder mikrobiologische Prozesse Gase entstehen, die den Druck im Ge-
stein erhéhen und dadurch die Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches ge-
fahrden kénnen. Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle nicht zu gefahrden,
soll die durch den Kontakt von Wasser und Abfallbehaltern verursachte Gasbildung so
gering wie moglich sein. Bewertungsgrundlage ist das Wasserangebot im vorgesehenen
Einlagerungsbereich.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaft ,Gasbildung®
festgelegt.

Zu Anlage 8
Das Abwagungskriterium nach Anlage 8 erfasst das Verhalten des Gesteines im Endla-

gerbereich bei Temperaturanderungen. Da durch die Temperaturanderungen in geotech-
nischen Barrieren und umgebendem Gebirge Prozesse mit unterschiedlichen negativen





oder positiven Konsequenzen flir die Endlagersicherheit ausgeldst, beschleunigt oder
verstarkt werden kénnen, sind Festlegungen von wirtsgesteinsspezifisch oder gar allge-
mein glltigen Grenztemperaturen und ihre Anwendung zur zuverldssigen Vermeidung
nachteiliger Konsequenzen fir die Endlagersicherheit nur bedingt geeignet. In der Praxis
werden daher im Rahmen von im Verfahrensablauf standortspezifisch zu verfeinernden
vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen modelimaRige Betrachtungen beziehungsweise
(gekoppelte) Modellrechnungen zu Intensitat und Reichweite der thermischen, mechani-
schen und hydraulischen Auswirkungen des Warmeeintrags durchzuflihren sein, um auf
der Basis der Ergebnisse den Warmeeintrag mit den Abfallen steuern und seine Auswir-
kungen beherrschen zu konnen. Bewertungsgrundlage ist der Funktionserhalt der Barrie-
ren des Endlagersystems bei Temperaturdnderungen in Folge des Einbringens von hoch-
radioaktiven Abfallen, soweit dieser zuverlassig prognostiziert werden kann. Hinsichtlich
der fur die Auslegung des Endlagers zugrunde zu legenden Grenztemperaturen gelten die
Regelungen nach § 26 Absatz 3.

Zu Anlage 9

Das Abwagungskriterium nach Anlage 9 erfasst die Rickhaltung von Radionukliden im
einschlusswirksamen Gebirgsbereich. Der Transport von Radionukliden sollte verlang-
samt und moglichst ganz unterbunden werden. Bewertungsgrundlage ist das Sorptions-
vermogen des Wirtsgesteins fir die relevanten Radionuklide. Inwieweit dieses Kriterium
fur den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle relevant ist, hangt jedoch sehr stark
von der Art des Wirtsgesteins und dem Endlagersystem ab. Die Bedeutung des Ruckhal-
tevermoégens ist daher im Rahmen der abwagenden Gesamtbetrachtung von Endlager-
systemen zu beurteilen.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaft ,Gasbildung®
festgelegt.

Zu Anlage 10

Das Abwagungskriterium nach Anlage 10 erfasst die chemischen Eigenschaften des
Grundwassers in Verbindung mit dem Gestein im einschlusswirksamen Gebirgsbereich.
Diese sollen sich méglichst positiv auf den sicheren Einschluss und die Rickhaltung der
radioaktiven Abfalle im einschlusswirksamen Gebirgsbereich auswirken. Bewertungs-
grundlage sind die chemischen Gegebenheiten im vorgesehenen einschlusswirksamen
Gebirgsbereich. Es ist allerdings abzusehen, dass insbesondere in frihen Phasen des
Auswahlverfahrens keine belastbaren Aussagen zur flachendeckenden Charakterisierung
und Beurteilung von Standortregionen und Standorten auf der Basis hydrochemischer
Kriterien moglich sein werden. Insbesondere bei Grundwassern im flr die Errichtung ei-
nes Endlagers vorgesehenen Tiefenbereich ist das Wissen uber die hydrochemischen
Verhaltnisse dafir zu lickenhaft. Zuverlassige Aussagen sind daher erst bei genauerer
regionaler beziehungsweise standortspezifischer Betrachtung auf Basis entsprechender
Daten in Verbindung mit dem jeweils vorgesehenen Endlagersystem méglich.

Zu Anlage 11

Das Abwagungskriterium nach Anlage 11 erfasst das Deckgebirge Uber dem einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich eines Endlagers bis zur Erdoberflache. Dieses soll méglichst
eine zusatzliche Sicherheitsreserve flir den einschlusswirksamen Gebirgsbereich zum
Schutz seiner Integritat gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgange
bieten. Bewertungsgrundlage ist die geologische Beschaffenheit des Deckgebirges. Dabei
hangen die flr das Schutzpotenzial mafigeblichen Eigenschaften des Deckgebirges stark
vom vorgesehenen Wirtsgestein und dem Endlagersystem ab. Unterschiede ergeben sich
zum einen aus regionalen Unterschieden zwischen den zu erwartenden und zu betrach-
tenden exogenen Prozessen, die die Sicherheit des Endlagers hinsichtlich ihrer Art, Wir-
kungsweise und Intensitdt sowie der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens innerhalb des





Nachweiszeitraums beeinflussen kdnnen, zum anderen aus der Empfindlichkeit des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs, des Wirtsgesteins und des Deckgebirges gegentber
solchen Prozessen.

In der zugehdorigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen flr die Eigenschaft ,Schutz des
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches durch giinstigen Aufbau des Deckgebirges gegen
Erosion und Subrosion sowie ihre Folgen® festgelegt.

Zu Anlage 12

In dieser Anlage werden die planungswissenschaftlichen Abwagungskriterien nach § 24 in
den drei Gewichtungsgruppen im Einzelnen aufgefiihrt und jeweils der zugehdrige Bewer-
tungsrahmen festgelegt.

Zu Artikel 2 (Anderung des Atomgesetzes)

Zu § 9d, § 9g und § 58

Bei den Anderungen der § 9d, § 9g und § 58 handelt es sich um redaktionelle Anpassun-
gen.

Zu Artikel 3 (Folgeanderungen)

Es handelt sich um notwendige redaktionelle Anpassungen im Entsorgungsiibergangsge-
setz, Nachhaftungsgesetz, Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz sowie der Anlage 3 des Geset-
zes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten der Neuregelungen und das Auf3erkrafttreten des bisheri-
gen Standortauswahlgesetzes.
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Formulierungshilfe fur einen aus der Mitte des Deutschen
Bundestages einzubringenden Entwurf eines Gesetzes

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche
und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fur Warme entwickeln-
de radioaktive Abfdlle und anderer Gesetze

A. Problem und Ziel

Das Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fir Warme entwi-
ckelnde radioaktive Abfalle (Standortauswahlgesetz - StandAG) regelt das Verfahren fir
die Suche nach einem Standort in Deutschland fur die Endlagerung insbesondere hoch-
radioaktiver Abfalle, der die bestmdogliche Sicherheit flr einen Zeitraum von einer Million
Jahren gewahrleistet.

Vor Einleitung des Standortauswahlverfahrens wurde die ,Kommission Lagerung hoch
radioaktiver Abfallstoffe“ (Endlagerkommission) beim Deutschen Bundestag zwecks Eror-
terung und Klarung von Grundsatzfragen flr die Entsorgung insbesondere hochradioakti-
ver Abfalle, insbesondere auch zu Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwa-
gungskriterien fir die Standortauswahl sowie zu den Anforderungen an das Verfahren des
Auswahlprozesses und die Prifung von Alternativen, eingesetzt.

Die Kommission beschloss nach knapp zweijahriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und Ubergab ihn am 5. Juli 2016 an den
Bundestagsprasidenten und die Bundesministerin fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit.

Der Kommissionsbericht enthalt insbesondere Empfehlungen zu einem umfassenden
Beteiligungsverfahren, zum Ablauf des Standortauswahlverfahrens sowie einem erweiter-
ten Rechtsschutz im Auswahlverfahren.

Nach dem gesetzlichen Auftrag aus § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG ist das Standortaus-
wahlgesetz auf der Grundlage der Ergebnisse der Kommission durch den Deutschen
Bundestag zu evaluieren. Die Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwagungskri-
terien und weiteren Entscheidungsgrundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4
Absatz 5 der bisher geltenden Fassung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu be-
schliel3en.

B. Losung

Das Gesetz dient der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission Lagerung hoch ra-
dioaktiver Abfallstoffe sowohl im Hinblick auf die rechtliche Evaluierung als auch die Fest-
legung der empfohlenen Endscheidungsgrundlagen. Es umfasst im Wesentlichen Rege-
lungen zu einem umfassenden sowie transparenten Beteiligungsverfahren, eine Konkreti-
sierung des Ablaufs des Standortauswahlverfahrens, die Regelung zu einem Rechts-
schutz vor der Entscheidung Uber den Endlagerstandort sowie die Einfiihrung eines ge-
stuften Konzepts zur méglichst frihzeitigen Standortsicherung.

C. Alternativen

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsausgaben
ohne Erflllungsaufwand an.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Fir die Blrgerinnen und Birger entsteht durch dieses Gesetz kein zusatzlicher Erful-
lungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ergibt sich kein zusatzlicher unmittelbarer Erflllungsaufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bei Prognose der Gesamtkosten des Standortauswahlverfahrens sind die Komplexitat des
Verfahrens, der lange Zeitraum, Gber den die konkretisierten gesetzlichen Aufgaben durch
den Bund wahrzunehmen sind, die Abhangigkeit der Gesamtkosten von der Verfahrens-
dauer und die damit verbundenen Unwagbarkeiten zu bericksichtigen.

Bund

Dieses Gesetz baut im Wesentlichen auf den durch das Standortauswahlgesetz begrin-
deten Aufgaben des Bundes auf.

Durch dieses Gesetz werden die bestehenden Aufgaben des Bundes einschliel3lich des
Vorhabentragers im Bereich des Beteiligungsverfahrens im Standortauswahlverfahren
konkretisiert und mit neuen Instrumenten des Beteiligungsverfahrens versehen. Da be-
reits das bisherige Standortauswahlverfahren ein umfassendes Beteiligungsverfahren
vorsah, ist davon auszugehen, dass diese Konkretisierung nur zu einem geringfligig ho-
heren Erfillungsaufwand von einmalig 45.000 Euro und jahrlich rund 230.000 Euro flhrt.
Auch die Aufgaben des Standortauswahlverfahrens sind im Wesentlichen bereits im
Standortauswahlgesetz begriindet worden und werden durch dieses Gesetz nur geringfu-
gig erganzt. Insoweit erhéht sich der Erflllungsaufwand einmalig um 250.000 Euro.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

Lander

Den Landern und Kommunen entsteht kein Erfullungsaufwand durch dieses Gesetz.

F. Weitere Kosten

Den geringfugig hoheren Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben die Ab-
fallablieferungspflichtigen grundsatzlich als notwendigen Aufwand fur die Standortauswahl
und die Erkundung zu refinanzieren.
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Im Hinblick auf die zusatzliche Rechtsschutzmdglichkeit vor der abschlielfenden Standor-
tentscheidung erhéht sich moéglicherweise die Anzahl der gefihrten Rechtsschutzverfah-
ren. Die zusatzliche Rechtsschutzoption fuhrt durch ein abgestuftes Verfahren jedoch zu
einer inhaltlichen Abschichtung der zu prifenden Verfahrensfragen, die den Rechtsschutz
im Auswahlverfahren insgesamt vereinfacht.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.



37

Formulierungshilfe fur einen aus der Mitte des Deutschen Bundesta-
ges einzubringenden Entwurf eines Gesetzes

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche
und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fur Warme entwickeln-
de radioaktive Abfille und anderer Gesetze

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager
fur hochradioaktive Abfalle

(Standortauswahlgesetz - StandAG)

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Zweck des Gesetzes
(1) Das Gesetz regelt das Standortauswahlverfahren.

(2) Mit dem Standortauswahlverfahren soll in einem wissenschaftsbasierten und
transparenten Verfahren fir die im Inland verursachten, insbesondere hochradioaktiven
Abfalle ein Standort mit der bestmoglichen Sicherheit fir eine Anlage zur Endlagerung
nach § 9a Absatz 3 Satz 1 des Atomgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland ermittelt
werden. Der Standort mit der bestmdéglichen Sicherheit ist der Standort, der im Zuge eines
vergleichenden Verfahrens aus den in der jeweiligen Phase nach den hierfur mafgebli-
chen Anforderungen dieses Gesetzes geeigneten Standorten bestimmt wird und die
bestmdgliche Sicherheit fir den dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisie-
render Strahlung und sonstigen schadlichen Wirkungen dieser Abfélle fir einen Zeitraum
von einer Million Jahren gewahrleistet. Dazu gehdrt auch die Vermeidung unzumutbarer
Lasten und Verpflichtungen fir zukinftige Generationen. Zur Erreichung dieses Ziels
werden zwischen der Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten keine Abkom-
men geschlossen, mit denen nach den Bestimmungen der Richtlinie 2011/70/EURATOM
des Rates vom 19. Juli 2011 Uber einen Gemeinschaftsrahmen fiir die verantwortungsvol-
le und sichere Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfalle (ABI. L
199 vom 2.8.2011, S. 48) eine Verbringung radioaktiver Abfalle einschliellich abgebrann-
ter Brennelemente zum Zweck der Endlagerung aufRerhalb Deutschlands ermdglicht wir-
de.

(3) An dem auszuwahlenden Standort soll die Endlagerung in tiefen geologischen
Formationen in einem fir diese Zwecke errichteten Endlagerbergwerk mit dem Ziel des
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endgultigen Verschlusses erfolgen. Die Méglichkeit einer Rickholbarkeit flr die Dauer der
Betriebsphase des Endlagers und die Mdglichkeit einer Bergung fiir 500 Jahre nach dem
geplanten Verschluss des Endlagers sollen vorgesehen werden.

(4) Das Standortauswahlverfahren ist nach Mafigabe der §§ 12 ff. reversibel. Es soll

bis zum Jahr 2031 abgeschlossen sein.

10.

11.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne des Gesetzes sind

Endlagerung
die Einlagerung radioaktiver Abfélle in einer Anlage des Bundes nach § 9a Absatz 3
Satz 1 des Atomgesetzes (Endlager), wobei eine Riickholung nicht beabsichtigt ist;

Erkundung
die Uber- und untertagige Untersuchung des Untergrundes auf seine Eignung zur Ein-
richtung eines Endlagers fir insbesondere hochradioaktive Abfalle;

Ruckholbarkeit
die geplante technische Moglichkeit zum Entfernen der eingelagerten Abfallbehalter
mit radioaktiven Abfallen wahrend der Betriebsphase;

Bergung
die ungeplante Rickholung von radioaktiven Abfallen aus einem Endlager;

Reversibilitat
die Mdglichkeit der Umsteuerung im laufenden Verfahren zur Erméglichung von Feh-
lerkorrekturen;

Gebiete

samtliche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden rdumlichen
Bereiche innerhalb Deutschlands; ein Gebiet umfasst die Ubertagigen Flachen und
die darunter liegenden untertagigen Gesteinsformationen;

geologische Barrieren
geologische Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhindern;

technische und geotechnische Barrieren
kiunstlich erstellte Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhin-
dern;

einschlusswirksamer Gebirgsbereich

der Teil eines Gebirges, der bei Endlagersystemen, die wesentlich auf geologischen
Barrieren beruhen, im Zusammenwirken mit den technischen und geotechnischen
Verschllssen den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle in einem Endlager
gewahrleistet;

Einlagerungsbereich

der raumliche Bereich des Gebirges, in den die radioaktiven Abfalle eingelagert wer-
den sollen; falls das Einschlussvermoégen des Endlagersystems wesentlich auf tech-
nischen und geotechnischen Barrieren beruht, zahlt hierzu auch der Bereich des Ge-
birges, der die Funktionsfahigkeit und den Erhalt dieser Barrieren gewahrleistet;

Endlagersystem
das den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle durch das Zusammenwirken der
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12.

13.

verschiedenen Komponenten bewirkende System, das aus dem Endlagerbergwerk,
den Barrieren und den das Endlagerbergwerk und die Barrieren umgebenden oder
Uberlagernden geologischen Schichten bis zur Erdoberflache besteht, soweit sie zur
Sicherheit des Endlagers beitragen;

Endlagerbereich
der Gebirgsbereich, in dem ein Endlagersystem realisiert ist oder realisiert werden
soll;

Deckgebirge
der Teil des Gebirges oberhalb des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches und bei

Endlagersystemen, die auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen,
oberhalb des Einlagerungsbereichs.

§3
Vorhabentrager

(1) Vorhabentrager ist der Dritte nach § 9a Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des

Atomgesetzes. Der Vorhabentrager hat die Aufgabe, das Standortauswahlverfahren
durchzufiihren, insbesondere:

1.

2.

Teilgebiete nach § 13 zu ermitteln,

Vorschlage fir die Auswahl der Standortregionen und der zu erkundenden Standorte
nach § 14 Absatz 2 und § 16 Absatz 3 zu erarbeiten,

Erkundungsprogramme nach § 14 Absatz 1 und § 16 Absatz 2 sowie Prufkriterien
nach § 16 Absatz 2 zu erarbeiten,

die Ubertagige und untertagige Erkundung nach § 16 und § 18,

die jeweiligen vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16 Ab-
satz 1, § 18 Absatz 1 und § 26 zu erstellen,

dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit den Standort fir ein End-
lager nach § 18 Absatz 3 vorzuschlagen.

(2) Der Vorhabentrager informiert die Offentlichkeit im Rahmen seiner Aufgaben

nach diesem Gesetz umfassend und systematisch Uber das Standortauswahlverfahren
Uber das Internet und durch andere geeignete Medien.

§4
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat im Standortaus-

wahlverfahren insbhesondere die Aufgaben,

1.

Erkundungsprogramme nach § 15 Absatz 4 und § 17 Absatz 4 sowie Prufkriterien
nach § 17 Absatz 4 festzulegen,

die Vorschlage des Vorhabentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18
Absatz 3 zu prifen und hierzu begriindete Empfehlungen zu erarbeiten,
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3. den Vollzug des Standortauswahlverfahrens entsprechend § 19 Absatz 1 bis 4 des
Atomgesetzes zu Uberwachen.

(2) Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit ist Trager der Offent-
lichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren. Es informiert die Offentlichkeit im Rah-
men seiner Aufgaben nach diesem Gesetz umfassend und systematisch ber das Stand-
ortauswahlverfahren Uber das Internet und andere geeignete Medien. Es veréffentlicht die
Vorschlage jeweils unmittelbar nach Ubermittlung durch den Vorhabentréager.

Teil 2

Beteiligungsverfahren

§5
Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat nach diesem Ge-
setz daflr zu sorgen, dass die Offentlichkeit friihzeitig und wahrend der Dauer des Stand-
ortauswahlverfahrens umfassend und systematisch Uber die Ziele des Vorhabens, die
Mittel und den Stand seiner Verwirklichung sowie seine voraussichtlichen Auswirkungen
unterrichtet wird. Dies soll in einem dialogorientierten Prozess erfolgen. Hierzu soll es sich
des Internets und anderer geeigneter Medien bedienen.

(2) Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit kann das Verfahren
zur Beteiligung der Offentlichkeit evaluieren und Vorschlage hierzu entwickeln.

§6
Informationsplattform

Zur umfassenden Unterrichtung der Offentlichkeit errichtet das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit eine Internetplattform mit einem Informationsangebot;
darin werden fortlaufend die das Standortauswahlverfahren betreffenden wesentlichen
Unterlagen des Bundesamtes fir kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vorha-
bentragers nach § 10 des Umweltinformationsgesetzes zur Verfligung gestellt. Zu den
wesentlichen Unterlagen gehdren insbesondere Gutachten, Stellungnahmen, Daten-
sammlungen und Berichte.

§7
Stellungnahmeverfahren; Erérterungstermine

(1) Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Offentlichkeit
und den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch einen Vorschlag des
Vorhabentragers nach Absatz 2 beriihrt wird, nach Ubermittlung des jeweiligen Vor-
schlags sowie im Fall einer Nachprifung nach abgeschlossenem Nachprifverfahren nach
§ 10 Absatz 5, Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Vorschldgen sowie den dazu je-
weils vorliegenden Berichten und Unterlagen. Die Stellungnahmen sind innerhalb einer
vom Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu setzenden Frist abzugeben;
die Frist betragt mindestens einen Monat und darf drei Monate nicht Uberschreiten. Die
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Stellungnahmen sind bei den weiteren Verfahrensschritten zu berlcksichtigen; das Bun-
desamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vorhabentrager werten die
Stellungnahmen aus.

(2) Zu den bereitzustellenden Informationen, zu denen die Offentlichkeit Stellung
nehmen kann, gehéren insbesondere

1. der Vorschlag fir die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2
mit den dazugehdrigen standortbezogenen Erkundungsprogrammen fir die Ubertagi-
ge Erkundung,

2. der Vorschlag fir die untertdgig zu erkundenden Standorte nach § 16 Absatz 3 mit
den dazugehdrigen Erkundungsprogrammen und Prufkriterien fur die untertagige Er-
kundung,

3. der Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3.

(3) Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens fihrt das Bundesamt
fur kerntechnische Entsorgungssicherheit in den betroffenen Gebieten einen Erdrterungs-
termin zu den Vorschlagen nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten
und Unterlagen auf Grundlage der ausgewerteten Stellungnahmen durch.

(4) Die wesentlichen, den Erdrterungsgegenstand betreffenden Unterlagen sind auf
der Internetplattform des Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu ver-
offentlichen und fur die Dauer von mindestens einem Monat im rdumlichen Bereich der
betroffenen Gebiete auszulegen. Die Auslegung ist im Bundesanzeiger, auf der Internet-
plattform des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit und in 6rtlichen
Tageszeitungen, die im Bereich des Vorhabens verbreitet sind, bekannt zu machen.

(5) An den Erérterungsterminen sollen neben der Offentlichkeit und den Tragern 6f-
fentlicher Belange auch der Vorhabentrager, Vertreter der in §§ 10 und 11 geregelten
Konferenzen und die betroffenen Gebietskorperschaften teilnehmen. Er ist jeweils im
raumlichen Bereich des Vorhabens durchzuflihren. Der Erérterungstermin ist mindestens
eine Woche vor seiner Durchfiihrung entsprechend Absatz 4 Satz 2 bekannt zu machen.

§8
Nationales Begleitgremium

(1) Aufgabe des pluralistisch zusammengesetzten Nationalen Begleitgremiums ist
die vermittelnde und unabhangige Begleitung des Standortauswahlverfahrens, insbeson-
dere auch der Umsetzung des Beteiligungsverfahrens am Standortauswahlverfahren bis
zur Standortentscheidung nach § 20.

(2) Die Mitglieder erhalten Einsicht in alle Akten und Unterlagen des Standortaus-
wahlverfahrens des Bundesamtes flir kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vor-
habentragers. Die Beratungsergebnisse werden verdffentlicht. Abweichende Voten sind
bei der Verdéffentlichung von Empfehlungen und Stellungnahmen zu dokumentieren.

(3) Die Mitglieder dirfen weder einer gesetzgebenden Koérperschaft des Bundes o-
der eines Landes noch der Bundes- oder einer Landesregierung angehdren; sie dirfen
keine wirtschaftlichen Interessen in Bezug auf die Standortauswahl oder die Endlagerung
im weitesten Sinne haben. Die Amtszeit eines Mitgliedes betragt drei Jahre. Eine Wieder-
berufung ist zweimal moéglich. Das Nationale Begleitgremium soll aus 18 Mitgliedern be-
stehen. ZwolIf Mitglieder sollen anerkannte Personlichkeiten des offentlichen Lebens sein.
Sie werden vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat auf der Grundlage eines
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gleichlautenden Wahlvorschlages gewahlt; daneben werden sechs Birger oder Birgerin-
nen, darunter zwei Vertreter oder Vertreterinnen der jungen Generation, die zuvor in ei-
nem daflr geeigneten Verfahren der Blrgerbeteiligung nominiert worden sind, von der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit ernannt.

(4) Das Nationale Begleitgremium wird bei der Durchfiihrung seiner Aufgaben von
einer Geschéftsstelle unterstiitzt. Diese wird vom Bundesministerium fir Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit eingesetzt und untersteht fachlich dem Nationalen Be-
gleitgremium. Das Nationale Begleitgremium gibt sich eine Geschaftsordnung; es kann
sich durch Dritte wissenschaftlich beraten lassen.

(5) Das Nationale Begleitgremium betraut einen Angehorigen seiner Geschaftsstelle
mit den Aufgaben eines Partizipationsbeauftragten. Dessen Aufgabe ist die friihzeitige
Identifikation mdglicher Konflikte und deren Aufldsung im Standortauswahlverfahren. Das
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit, der Vorhabentrager und die Konfe-
renzen nach §§ 9 bis 11 kdnnen den Partizipationsbeauftragten bei Fragen zum Beteili-
gungsverfahren hinzuziehen. Dieser berichtet dem Nationalen Begleitgremium Uber seine
Tatigkeit.

§9
Fachkonferenz Teilgebiete

(1) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit beruft nach Erhalt des
Zwischenberichts nach § 13 Absatz 2 Satz 3 eine Fachkonferenz Teilgebiete. Teilneh-
mende Personen sind Burgerinnen und Birger, Vertreter der Gebietskérperschaften der
nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebiete, Vertreter gesellschaftlicher Organisationen
sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.

(2) Die Fachkonferenz erdrtert den Zwischenbericht des Vorhabentragers nach § 13
Absatz 2 in héchstens drei Terminen innerhalb von sechs Monaten. Hierzu erldutert der
Vorhabentrager den Teilnehmern der Fachkonferenz die Inhalte des Zwischenberichts.
Die Fachkonferenz legt dem Vorhabentrager ihre Beratungsergebnisse innerhalb eines
Monats nach dem letzten Termin vor. Mit Ubermittlung der Beratungsergebnisse an den
Vorhabentrager 16st sich die Fachkonferenz Teilgebiete auf. Der Vorhabentrager berick-
sichtigt die Beratungsergebnisse bei seinem Vorschlag fur die tUbertdgig zu erkundenden
Standortregionen nach § 14 Absatz 2.

§10
Regionalkonferenzen

(1) Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet in jeder nach
§ 14 Absatz 2 zur Ubertagigen Erkundung vorgeschlagenen Standortregion eine Regio-
nalkonferenz ein. Diese besteht jeweils aus einer Vollversammlung und einem Vertre-
tungskreis. Die Regionalkonferenz gibt sich eine Geschaftsordnung; darin sind insbeson-
dere Regelungen zu einer Anhérung der Vollversammlung festzulegen.

(2) Die Vollversammlung besteht aus Personen, die in den kommunalen Gebietskor-
perschaften der jeweiligen Standortregion oder unmittelbar angrenzenden kommunalen
Gebietskorperschaften nach dem Bundesmeldegesetz angemeldet sind und das 16. Le-
bensjahr vollendet haben. Grenzt die Standortregion an einen anderen Staat, sind die
Interessen der dort betroffenen Blrgerinnen und Blrger angemessen zu berlcksichtigen;
das Nahere regelt die Geschaftsordnung.
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(3) Der Vertretungskreis besteht zu je einem Drittel aus Blirgerinnen und Birgern
der Vollversammlung, Vertretern der kommunalen Gebietskérperschaften der Standortre-
gion sowie Vertretern gesellschaftlicher Gruppen; er soll die Anzahl von 30 Teilnehmern
nicht Uberschreiten. Die Vertreter der kommunalen Gebietskorperschaften werden vom
Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit vorgeschlagen und von der Vollver-
sammlung bestatigt; die weiteren Teilnehmer werden von der Vollversammlung in den
Vertretungskreis gewahlt. Sie werden fur einen Zeitraum von drei Jahren berufen und
kénnen zwei Mal wiedergewahlt werden. Der Vertretungskreis nimmt die Aufgaben der
Regionalkonferenz nach Absatz 4 und 5 wabhr.

(4) Die Regionalkonferenzen begleiten das Standortauswahlverfahren und erhalten
vor dem Erdrterungstermin nach § 7 Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Vorschlagen
nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3. Sie erhalten ebenfalls Gelegenheit
zur Stellungnahme bei der Erarbeitung der soziobkonomischen Potenzialanalysen nach
§ 16 Absatz 1 Satz 3. Die Regionalkonferenzen informieren die Offentlichkeit in angemes-
senem Umfang. Sie kénnen ihre Unterlagen auf der Informationsplattform des Bundesam-
tes fur kerntechnische Entsorgungssicherheit nach § 6 verdffentlichen.

(5) Jede Regionalkonferenz kann innerhalb einer angemessenen Frist, die drei Mo-
nate nicht Uberschreiten darf, einen Nachprifauftrag an das Bundesamt fiir kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit richten, wenn sie einen Mangel in den Vorschlagen des Vor-
habentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 rugt. Der Nachprif-
auftrag darf von jeder Regionalkonferenz zu jedem der vorgenannten Vorschlage einmal
geltend gemacht werden; er ist jeweils nach Ubermittlung des Vorschlags nach § 14 Ab-
satz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 zu stellen und muss den Umfang der geforderten
Nachprifung bezeichnen. Ein Nachprifauftrag kann nicht mehr gestellt werden, nachdem
der Erérterungstermin zu dem jeweiligen Vorschlag bekannt gemacht wurde. Unter Be-
ricksichtigung des Nachprifauftrags prift das Bundesamt flr kerntechnische Entsor-
gungssicherheit den jeweiligen Vorschlag. Ergibt sich aus der Nachpriifung Uberarbei-
tungsbedarf, fordert das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit den Vor-
habentrager auf, den jeweiligen Vorschlag vor Durchfiihrung des Stellungnahmeverfah-
rens nach § 7 Absatz 1 zu erganzen; es gibt der die Nachprifung ausldsenden Regional-
konferenz Gelegenheit zur Stellungnahme.

(6) Die Regionalkonferenzen werden von einer Geschéaftsstelle unterstitzt, die vom
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird.

§ 11

Fachkonferenz Rat der Regionen

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet nach Bildung
der Regionalkonferenzen eine Fachkonferenz Rat der Regionen ein. Diese setzt sich aus
Vertretern der Regionalkonferenzen und von Gemeinden, in denen radioaktive Abfalle
zwischengelagert werden, zusammen. Die Vertreter werden jeweils zur Halfte von den
Vertretungskreisen der Regionalkonferenzen sowie den Gemeinden, in denen radioaktive
Abfalle zwischengelagert werden, fur drei Jahre gewahlt. Die Fachkonferenz soll die An-
zahl von 30 Teilnehmern nicht Uberschreiten.

(2) Die Fachkonferenz begleitet die Prozesse der Regionalkonferenzen aus Uberre-
gionaler Sicht und leistet Hilfestellung beim Ausgleich widerstreitender Interessen der
Standortregionen.

(3) Die Fachkonferenz Rat der Regionen wird von einer Geschéaftsstelle unterstitzt,
die vom Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird.
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Teil 3

Standortauswahlverfahren

Kapitel 1

Allgemeine Bestimmungen

§12
Erkundung; Verhaltnis zur Raumordnung

(1) Fr die Erkundung sind die §§ 3 bis 29, 39, 40, 48 und 50 bis 104, 106 und 145
bis 148 des Bundesberggesetzes entsprechend anzuwenden. Im Ubrigen bleiben die
Vorschriften des Bundesberggesetzes unberihrt. Bei Anwendung dieser Vorschriften ist
davon auszugehen, dass die Ubertagige und untertdgige Erkundung aus zwingenden
Grunden des offentlichen Interesses erfolgt. Fur die Erkundung nach diesem Gesetz und
die jeweiligen Standortentscheidungen gelten die §§ 9d bis 9f sowie § 9g Absatz 3 bis 5
des Atomgesetzes.

(2) Die Entscheidungen im Standortauswahlverfahren einschlieRlich der Zulassun-
gen und Erlaubnisse nach Absatz 1 haben Vorrang vor Landesplanungen und Bauleitpla-
nungen.

(3) Bei der Durchfihrung seiner Tatigkeiten arbeitet der Vorhabentrager mit For-
schungseinrichtungen im Geschéftsbereich des Bundesministeriums fir Bildung und For-
schung und des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie zusammen und kann
wissenschaftliche Erkenntnisse anderer wissenschaftlicher Einrichtungen heranziehen.
Soweit flr die Erkundung und den Standortvergleich Geodaten, insbesondere geowissen-
schaftliche und hydrogeologische Daten der zustandigen Landesbehdrden bendtigt wer-
den, sind diese Daten dem Vorhabentrager bei gleichzeitiger Ubertragung der erforderli-
chen Nutzungs- und Weiterverwendungsrechte unentgeltlich zur Verfligung zu stellen. Zu
den zur Verfigung zu stellenden Daten gehdéren auch Informationen Uber die nach § 21
zugelassenen Vorhaben. Private Interessen treten grundsatzlich hinter dem 6ffentlichen
Interesse an der Nutzung dieser Daten im Auswahlverfahren zurtick.

(4) Die Funktionen der Lander als amtliche Sachverstandige und Trager offentlicher
Belange bleiben unberihrt.

Kapitel 2

Ablauf des Standortauswahlverfahrens

§13
Ermittlung von Teilgebieten

(1) Der Vorhabentrager hat unter Anwendung der in den § 22 bis § 24 festgelegten
geowissenschaftlichen Anforderungen und Kriterien Teilgebiete zu ermitteln, die glnstige
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geologische Voraussetzungen fir die sichere Endlagerung radioaktiver Abfalle erwarten
lassen.

(2) Der Vorhabentrager wendet hierzu auf die ihm von den zustandigen Behdrden
des Bundes und der Lander zur Verfliigung zu stellenden geologischen Daten fiir das ge-
samte Bundesgebiet zunachst die geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien nach § 22
und auf das verbleibende Gebiet die Mindestanforderungen nach § 23 an. Aus den identi-
fizierten Gebieten ermittelt der Vorhabentrager durch Anwendung der geowissenschaftli-
chen Abwagungskriterien nach § 24 die Teilgebiete, die sich auf Basis der Abwagung als
gunstig erweisen. Der Vorhabentrager veroffentlicht das Ergebnis in einem Zwischenbe-
richt und Ubermittelt diesen unverziglich an das Bundesamt fur kerntechnische Entsor-
gungssicherheit. In dem Zwischenbericht werden samtliche fir die getroffene Auswahl
entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwagungen dargestellt; sofern Gebiete vor-
handen sind, die aufgrund nicht hinreichender geologischer Daten nicht eingeordnet wer-
den konnen, sind diese ebenfalls aufzufiihren. § 23 Absatz 2 bleibt unberuhrt.

§ 14
Ermittlung von Standortregionen fiir libertagige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager ermittelt aus den Teilgebieten nach § 13 Absatz 1 Standort-
regionen flr die Ubertagige Erkundung. Er flhrt fir die Teilgebiete reprasentative vorlaufi-
ge Sicherheitsuntersuchungen nach § 26 durch. Auf der Grundlage der daraus ermittelten
Ergebnisse hat der Vorhabentrager unter erneuter Anwendung der geowissenschaftlichen
Abwagungskriterien nach § 24 ginstige Standortregionen zu ermitteln. Soweit unter Si-
cherheitsaspekten gleich glnstige Standortregionen vorliegen, sind planungswissen-
schaftliche Abwagungskriterien nach § 25 anzuwenden. Fir die Standortregionen nach
Absatz 2 erarbeitet er standortbezogene Erkundungsprogramme fur die Ubertagige Er-
kundung nach Maflgabe der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis § 24, der Sicher-
heitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen flr die Durchflihrung der weiterentwickel-
ten vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 16 Absatz 1.

(2) Der Vorhabentrager Ubermittelt den Vorschlag flur die Ubertagig zu erkundenden
Standortregionen mit Begriindung und den Ergebnissen der Beteiligung zu dem Zwi-
schenbericht nach § 13 Absatz 2 an das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit. Liegen zu einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen fir die Anwen-
dung der Kriterien nach §§ 22 bis 24 vor, ist eine begriindete Empfehlung zum weiteren
Verfahren mit diesen Gebieten aufzunehmen.

(3) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabentrager dem Bundesamt fir kerntechnische
Entsorgungssicherheit die standortbezogenen Erkundungsprogramme fir die Ubertagige
Erkundung zur Festlegung vor.

§ 15
Entscheidung uiber libertagige Erkundung und Erkundungsprogramme

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit von
dem Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.

(2) Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit tGbermittelt dem Bun-
desministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des
Vorhabentragers gemal § 14 Absatz 2, die darauf bezogenen Ergebnisse des Beteili-
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gungsverfahrens einschliel3lich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums
und eine begriindete Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabentragers. Die Bundesregie-
rung unterrichtet den Deutschen Bundestag und den Bundesrat Uber die Standortregio-
nen, die Ubertagig erkundet werden sollen und legt insbesondere die Unterlagen nach
Satz 1 vor.

(3) Die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen und das weitere Verfahren mit
den Gebieten, zu denen keine hinreichenden Informationen fur die Anwendung der Krite-
rien nach §§ 22 bis 24 vorliegen, werden durch Bundesgesetz bestimmt.

(4) Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit priift die standortbe-
zogenen Erkundungsprogramme zur Ubertagigen Erkundung fir die durch Bundesgesetz
ausgewahlten Standortregionen, legt diese fest und verdffentlicht sie sowie wesentliche
Anderungen im Bundesanzeiger.

§ 16
Ubertigige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager hat die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standortregionen
Ubertagig nach den standortbezogenen Erkundungsprogrammen zu erkunden. Auf der
Grundlage der Erkundungsergebnisse hat der Vorhabentrager weiterentwickelte vorlaufi-
ge Sicherheitsuntersuchungen durchzufihren. Er flhrt in den Standortregionen soziodko-
nomische Potenzialanalysen durch.

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabentrager
unter erneuter Anwendung der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis 24 glinstige
Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich glinstige
Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwagungskriterien nach § 25 an-
zuwenden. Fir die Standorte nach Absatz 3 erarbeitet er Erkundungsprogramme und
Prufkriterien fir die untertagige Erkundung nach MaRRgabe der Anforderungen und Krite-
rien nach § 22 bis 24, der Sicherheitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen fir die
Durchfihrung der umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 18 Absatz
1.

(3) Der Vorhabentrager Ubermittelt seinen Vorschlag fir die untertagig zu erkunden-
den Standorte mit Begrindung und den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das
Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit. Dabei sind auch die mdglichen
Umweltauswirkungen sowie sonstige mogliche Auswirkungen eines Endlagervorhabens
darzustellen.

(4) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabentrdger dem Bundesamt fur kerntechnische
Entsorgungssicherheit die Erkundungsprogramme und Prifkriterien fur die untertagige
Erkundung zur Festlegung vor.

§ 17
Entscheidung tiber untertagige Erkundung und Erkundungsprogramme

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit von
dem Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.
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(2) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit tGbermittelt dem Bun-
desministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des
Vorhabentragers nach § 16 Absatz 3, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens ein-
schliellich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums und eine begriinde-
te Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabentragers. Die Bundesregierung unterrichtet
den Deutschen Bundestag und den Bundesrat Gber Standorte, die untertdgig erkundet
werden sollen, und legt insbesondere die Unterlagen nach Satz 1 vor. Die untertagig zu
erkundenden Standorte werden durch Bundesgesetz bestimmt.

(3) Vor Ubermittlung des Vorschlags nach § 17 Absatz 2 stellt das Bundesamt flr
kerntechnische Entsorgungssicherheit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standort-
auswahlverfahren nach den Regelungen dieses Gesetzes durchgefiihrt wurde und der
Auswahlvorschlag diesen entspricht. Der Bescheid ist in entsprechender Anwendung der
Bestimmungen Uber die 6ffentliche Bekanntmachung von Genehmigungsbescheiden der
Atomrechtlichen Verfahrensverordnung o6ffentlich bekannt zu machen. Fir Rechtsbehelfe
gegen die Entscheidung nach Satz 1 findet das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz mit der
MalRgabe entsprechende Anwendung, dass die kommunalen Gebietskérperschaften, in
deren Gebiet ein zur untertdgigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt, und deren
Einwohnerinnen und Einwohner sowie deren Grundstlickseigentiimerinnen und Grund-
stiickseigentiimer den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereini-
gungen gleichstehen. Einer Nachprifung der Entscheidung nach Satz 1 in einem Vorver-
fahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung bedarf es nicht. Uber Klagen gegen die
Entscheidung nach Satz 1 entscheidet im ersten und letzten Rechtszug das Bundesver-
waltungsgericht.

(4) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift die Erkundungs-
programme und Prifkriterien fUr die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standorte, legt
diese fest und veréffentlicht sie sowie wesentliche Anderungen im Bundesanzeiger.

§18
Untertagige Erkundung

(1) Der Vorhabentrager hat die durch Bundesgesetz ausgewahlten Standorte nach
den Erkundungsprogrammen untertagig zu erkunden. Auf der Grundlage der Erkun-
dungsergebnisse hat der Vorhabentrager umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchun-
gen durchzufihren sowie die Unterlagen fir die Umweltvertraglichkeitsprifung hinsichtlich
des Standortes des Endlagers nach § 6 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung zu erstellen.

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabentrager
unter Anwendung der Prifkriterien sowie erneuter Anwendung der Anforderungen und
Kriterien nach §§ 22 bis 24 geeignete Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln. Soweit unter
Sicherheitsaspekten gleich geeignete Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftli-
che Abwagungskriterien nach § 25 anzuwenden.

(3) Der Vorhabentrager Ubermittelt seinen Standortvorschlag fir ein Endlager mit
Begriindung und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit. Die Begriindung enthalt eine vergleichende Bewertung
der zu betrachtenden Standorte. Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit fuhrt auf Grundlage der vom Vorhabentrager vorgelegten Unterlagen die Umweltver-
traglichkeitsprifung hinsichtlich des Standortes entsprechend den §§ 7 bis 9b des Geset-
zes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung durch.
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§19
AbschlieBender Standortvergleich und Standortvorschlag

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag
des Vorhabentragers einschliellich des zugrunde liegenden Standortvergleichs. Auf
Grundlage des Ergebnisses dieser Priifung und unter Abwagung samtlicher privater und
offentlicher Belange sowie der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens bewertet das Bun-
desamt fUr kerntechnische Entsorgungssicherheit, welches der Standort mit der bestmog-
lichen Sicherheit ist. Der Standortvorschlag muss erwarten lassen, dass die nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schaden durch die
Errichtung, den Betrieb und die Stilllegung des Endlagers nach § 9b Absatz 1a des Atom-
gesetzes gewahrleistet ist und sonstige oOffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegen-
stehen. Der durch das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu tGbermit-
telnde Standortvorschlag muss eine zusammenfassende Darstellung und Bewertung der
Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, der Umweltauswirkungen entsprechend den
§§ 11 und 12 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung und eine Begriindung
der Raumvertraglichkeit umfassen.

(2) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit hat dem Bundesminis-
terium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den begriindeten Standortvor-
schlag einschlieRlich aller hierfiir erforderlichen Unterlagen zu Ubermitteln. Vor Ubermitt-
lung des Standortvorschlages stellt das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standortauswahlverfahren nach den Rege-
lungen dieses Gesetzes durchgeflhrt wurde und der Standortvorschlag diesen entspricht.
Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung an die
im Bescheid nach § 17 Absatz 3 Satz 1 enthaltene Feststellung zur RechtmaRigkeit des
Verfahrens gebunden, soweit dieser Bescheid unanfechtbar ist. Der Bescheid ist in ent-
sprechender Anwendung der Bestimmungen (ber die 6ffentliche Bekanntmachung von
Genehmigungsbescheiden der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung 6ffentlich bekannt
zu machen. Fur Rechtsbehelfe gegen die Entscheidung nach Satz 2 findet das Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz mit der Malkgabe entsprechende Anwendung, dass die betroffenen
kommunalen Gebietskdrperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort liegt,
und deren Einwohnerinnen und Einwohner sowie deren Grundstiickseigentimerinnen und
Grundstlickseigentimer den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten
Vereinigungen gleichstehen. Einer Nachprifung der Entscheidung nach Satz 2 in einem
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung bedarf es nicht. Uber Klagen
gegen die Entscheidung nach Satz 2 entscheidet im ersten und letzten Rechtszug das
Bundesverwaltungsgericht.

§ 20
Standortentscheidung

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den
Standortvorschlag in Form eines Gesetzentwurfs vor. Zu den von der Bundesregierung
erganzend vorzulegenden, fir die Bewertung des Standortes erforderlichen Unterlagen
gehoren insbesondere ein zusammenfassender Bericht lber die Ergebnisse des Stand-
ortauswahlverfahrens und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens einschlieBlich der
Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums.

(2) Uber die Annahme des Standortvorschlags wird durch Bundesgesetz entschie-
den.

(3) Die Standortentscheidung nach Absatz 2 ist fir das anschlieRende Genehmi-
gungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes fir die Errichtung, den Betrieb
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und die Stilllegung des Endlagers verbindlich. Auf der Grundlage dieser Entscheidung ist
die Eignung des Vorhabens im Genehmigungsverfahren vollumfanglich zu prifen.

(4) Abweichend von § 15 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Verbindung mit
§ 1 Satz 3 Nummer 16 der Raumordnungsverordnung und anderen raumordnungsrechtli-
chen Vorschriften findet ein Raumordnungsverfahren fir die Errichtung des Endlagers
nicht statt.

§ 21
Sicherungsvorschriften

(1) Gebiete, die als bestmdoglicher Standort fir die Endlagerung in Betracht kommen,
sind vor Veranderungen zu schuitzen, die ihre Eignung als Endlagerstandort beeintrachti-
gen kénnen. Der Schutz erfolgt nach Maligabe der Absatze 2 bis 4. § 12 Absatz 1 Satz 4
bleibt unberihrt.

(2) Bis zum Zeitpunkt der Ermittlung von Teilgebieten nach § 13 durfen Antréage Drit-
ter auf Zulassung eines Vorhabens in Teufen von mehr als 100 Metern nach den Bestim-
mungen des Bundesberggesetzes oder sonstigen Rechtsvorschriften in Gebieten, in de-
nen in einer Teufe von 300 bis 1500 Metern unter der Gelandeoberkante stratiforme
Steinsalz- oder Tonsteinformationen mit einer Machtigkeit von mindestens 100 Metern,
Salzformationen in steiler Lagerung oder Kristallingesteinsformationen mit einer vertikalen
Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind, nur dann zugelassen werden,
wenn

1. fir das Gebiet, in das das Vorhaben fallt, offensichtlich ist, dass mindestens eine
Mindestanforderung nicht erfillt oder mindestens ein Ausschlusskriterium erfiillt ist,
oder

2. das Vorhaben im engen raumlichen Zusammenhang mit bereits durchgeflhrten
MafRnahmen steht, durch die ein ahnlich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist,
oder

3. das Vorhaben eine dieser Gesteinsformation berthrt, deren Eigenschaften, die nach
den Anforderungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten sind, Uber groRe
Flachen nur geringen raumlichen Schwankungen unterliegen und deren Flache auch
ohne das von den Auswirkungen dieses und anderer nach dieser Regelung zugelas-
sener Vorhaben mdglicherweise beeintrachtigte Gebiet das Zehnfache des fur die
Realisierung des Endlagers erforderlichen Flachenbedarfes betragt, oder

4. das Vorhaben nur Bohrungen von 100 Metern bis 300 Metern Endteufe umfasst und

a) durch die Bohrungen oder die mit dieser Bohrung in Verbindung stehenden Malf3-
nahmen keine Gesteinsschichten erheblich geschadigt werden kdnnen, die einen
langfristigen Schutz darunter liegender, fir die Endlagerung geeigneter Schichten
bewirken kénnen oder die langfristig im Sinne einer zusatzlichen Barriere fir das
Endlager wirken kénnen; dabei ist eine Schadigung der Deckschicht bei Bohrun-
gen bis zu 200 Metern Endteufe nicht zu unterstellen, und

b) in Fallen, in denen am Ort des beabsichtigten Vorhabens in einer Teufe von 300
bis 1500 Metern unter Gelandeoberkante stratiforme Steinsalzformationen von
mindestens 100 Metern Machtigkeit oder Salzformationen in steiler Lagerung mit
einer vertikalen Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind, der
Salzspiegel unterhalb von 400 Metern unter Gelandeoberkante liegt oder bei ei-
nem hdheren Salzspiegel durch die Bohrung und die mit dieser Bohrung in Ver-
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bindung stehenden MalRnahmen die Salzformation nicht geschadigt wird und kei-
ne wesentliche Beeinflussung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern Uber
der héchsten Stelle des Salzspiegels verursacht werden kann, oder

5. die Nichtzulassung des Antrags im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Harte fihren wirde und Gberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Vor Zulassung eines Vorhabens aufgrund der Nummern 1, 2, 3 und 5 hat die zustan-
dige Behorde eine Stellungnahme des Bundesamtes fur kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit einzuholen; dies gilt nicht fiur die Zulassung von Bohrungen bis 300 Metern End-
teufe bei Vorhaben nach Nummer 2.

(3) Ab dem Zeitpunkt der Ermittlung von Teilgebieten gilt Absatz 2 nur, wenn das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zur Sicherung einer zukunftigen
Erkundung oder Fortsetzung einer begonnenen Erkundung das Gebiet als zu schitzen-
des Gebiet nach Absatz 4 bekannt gemacht hat. Der Schutz nach Absatz 2 endet, sobald
das jeweilige Gebiet als zu schitzendes Gebiet nach Absatz 4 bekannt gemacht wurde,
spatestens sechs Monate nach Ermittlung der Teilgebiete nach § 13.

(4) Zur Sicherung einer zukinftigen Erkundung oder Fortsetzung einer begonnenen
Erkundung kann das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit fir die Dauer
von hdchstens 10 Jahren fir bestimmte Gebiete untersagen, dass auf deren Flachen oder
in deren Untergrund Veranderungen vorgenommen werden, die das jeweilige Vorhaben
erheblich erschweren konnen. Es hat diese Bescheide im Bundesanzeiger bekannt zu
machen. Vor Erlass des Bescheids sind die Gebietskorperschaften, deren Gebiet von der
Festlegung betroffen wird, die zustandigen Bergbehdrden sowie betroffene Grundstlicks-
eigentimer und betroffene Inhaber von Bergbauberechtigungen zu héren. Das Bundes-
amt fUr kerntechnische Entsorgungssicherheit kann in Einzelféllen Ausnahmen genehmi-
gen, wenn die Untersagung im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fih-
ren wirde und Uberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen. Eine zweimalige
Verlangerung des Bescheids um jeweils hochstens zehn Jahre ist zulassig, wenn die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 fortbestehen.

(5) § 9g Absatz 5 des Atomgesetzes gilt entsprechend.

Kapitel 3

Kriterien und Anforderungen fur die Standortauswanhl

§22
Ausschlusskriterien

(1) Ein Gebiet ist nicht als Endlagerstandort geeignet, wenn mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in diesem Gebiet erflllt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:

1. grofdrdumige Vertikalbewegungen
es ist eine grofiraumige geogene Hebung von mehr als 1 mm pro Jahr gemittelt Gber
den Nachweiszeitraum zu erwarten;

2. aktive Stérungszonen
in den Gebirgsbereichen, die als Endlagerbereich in Betracht kommen, einschlieRlich
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eines abdeckenden Sicherheitsabstands, sind geologisch aktive Stérungszonen vor-
handen, die das Endlagersystem und seine Barrieren beeintrachtigen kénnen;

3. Einflisse aus gegenwartiger oder friherer bergbaulicher Tatigkeit
das Gebirge ist durch gegenwartige oder friihere bergbauliche Tatigkeit so gescha-
digt, dass daraus negative Einflisse auf den Spannungszustand und die Permeabili-
tat des Gebirges im Bereich eines vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs oder vorgesehenen Endlagerbereichs zu besorgen sind; dies gilt nicht fur Fol-
gen von MalRnahmen zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte;

4. seismische Aktivitat
die ortliche seismische Gefahrdung ist grofRer als in Erdbebenzone 1 nach DIN EN
1998-1/NA 2011-01;

5. vulkanische Aktivitat
es liegt quartarer Vulkanismus vor oder es ist zukunftig vulkanische Aktivitat zu erwar-
ten;

6. Grundwasseralter
in den Gebirgsbereichen, die als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlage-
rungsbereich in Betracht kommen, sind junge Grundwasser nachgewiesen worden.

§23
Mindestanforderungen

(1) Gebiete, die kein Ausschlusskriterium nach § 22 erfullen, sind nur als Endlager-
standort geeignet, wenn samtliche in Absatz 4 genannten Mindestanforderungen erfullt
sind.

(2) Sofern fur die Bewertung der Erfullung einer Mindestanforderung notwendige Da-
ten fir ein Gebiet erst in einer spateren Phase des Standortauswahlverfahrens erhoben
werden kénnen, gilt die jeweilige Mindestanforderung bis zur Erhebung dieser Daten als
erflllt, soweit dies aufgrund der vorhandenen Datenlage zu erwarten ist. Spatestens in
der Begriindung fir den Vorschlag nach § 18 Absatz 3 ist die Erflllung aller Mindestan-
forderungen standortspezifisch nachzuweisen.

(3) Ist in einem Gebiet absehbar, dass kein einschlusswirksamer Gebirgsbereich
ausgewiesen werden kann, es sich aber fur ein wesentlich auf technischen oder geotech-
nischen Barrieren beruhendes Endlagersystem eignet, tritt an die Stelle der Mindestanfor-
derung nach Absatz 4 Nummer 1 der Nachweis, dass die technischen und geotechni-
schen Barrieren den sicheren Einschluss der Radionuklide fir eine Million Jahre gewahr-
leisten kénnen. Die Mindestanforderungen nach Absatz 4 Nummern 2 bis 5 sind in die-
sem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden. Absatz 2 gilt entspre-
chend.

(4) Die Mindestanforderungen sind:

1. Gebirgsdurchlassigkeit

in einem einschlusswirksamen Gebirgsbereich muss die Gebirgsdurchlassigkeit kf
weniger als 10-10 m/s betragen; sofern ein direkter Nachweis in den Begriindungen
fur die Vorschlage nach §§ 14 und 16 noch nicht mdglich ist, muss nachgewiesen
werden, dass der einschlusswirksame Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht,
denen eine Gebirgsdurchlassigkeit kleiner als 10-10 m/s zugeordnet werden kann;
die Erflllung des Kriteriums kann auch durch den Einlagerungsbereich tberlagernde
Schichten nachgewiesen werden;

2. Machtigkeit des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
der Gebirgsbereich, der den einschlusswirksamen Gebirgsbereich aufnehmen soll,
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muss mindestens 100 Meter machtig sein; bei Gesteinskérpern des Wirtsgesteins
Kristallin mit geringerer Machtigkeit kann der Nachweis des sicheren Einschlusses fiir
den betroffenen Gebirgsbereich bei Vorliegen geringer Gebirgsdurchlassigkeit auch
Uber das Zusammenwirken des Wirtsgesteins mit geotechnischen und technischen
Barrieren geflihrt werden; eine Unterteilung in mehrere solcher Gebirgsbereiche in-
nerhalb eines Endlagersystems ist zulassig.

3. Minimale Teufe des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
die Oberflache eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches muss mindestens 300
Meter unter der Gelandeoberflache liegen. In Gebieten, in denen im Nachweiszeit-
raum mit exogenen Prozessen zu rechnen ist, deren direkte oder indirekte Auswir-
kungen zur Beeintrachtigung der Integritat eines einschlusswirksamen Gebirgsberei-
ches flihren kénnen, muss die Oberflache des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs
tiefer als die zu erwartende gréfRte Tiefe der Auswirkungen liegen; soll ein ein-
schlusswirksamer Gebirgsbereich im Gesteinstyp Steinsalz in steiler Lagerung aus-
gewiesen werden, so muss die Salzschwebe Uiber dem einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich mindestens 300 Meter machtig sein; soll ein einschlusswirksamer Ge-
birgsbereich im Gesteinstyp Tonstein ausgewiesen werden, so muss zu erwarten
sein, dass das Deckgebirge auch nach dem Eintreten der genannten exogenen Pro-
zesse ausreichend machtig ist, um eine Beeintrachtigung der Integritat des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs durch Dekompaktion ausschlieften zu kénnen.

4. Flache des Endlagers
ein einschlusswirksamer Gebirgsbereich muss lber eine Ausdehnung in der Flache
verfugen, die eine Realisierung des Endlagers erméglicht; in den Flachenbedarf des
Endlagers eingeschlossen sind Flachen, die fir die Realisierung von Mallhahmen zur
Ruckholung von Abfallbehaltern oder zur spateren Auffahrung eines Bergungsberg-
werks erforderlich sind und verfligbar gehalten werden missen;

5. Erhalt der Barrierewirkung
es durfen keine Erkenntnisse oder Daten vorliegen, welche die Integritat des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches, insbesondere die Einhaltung der geowissen-
schaftlichen Mindestanforderungen zur Gebirgsdurchlassigkeit, Machtigkeit und Aus-
dehnung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches Giber einen Zeitraum von einer
Million Jahren zweifelhaft erscheinen lassen.

§24
Geowissenschaftliche Abwagungskriterien

(1) Anhand geowissenschaftlicher Abwagungskriterien wird jeweils bewertet, ob in
einem Gebiet eine glinstige geologische Gesamtsituation vorliegt. Die glinstige geologi-
sche Gesamtsituation ergibt sich nach einer sicherheitsgerichteten Abwagung der Ergeb-
nisse zu allen Abwagungskriterien. Die in Absatzen 3 bis 5 aufgefuhrten Indikatoren die-
nen hierbei als Bewertungsmalfstab.

(2) Im Fall des § 23 Absatz 3 tritt an die Stelle des Abwagungskriteriums nach Anla-
ge 2 die rechnerische Ableitung, welches Einschlussvermogen die technischen und geo-
technischen Barrieren voraussichtlich erreichen. Erkenntnisse zur Fertigungsqualitat der
technischen und geotechnischen Barrieren sowie zu deren Alterung unter Endlagerbedin-
gungen am jeweiligen Standort sind zu berlcksichtigen. Soweit sich die Abwagungskrite-
rien nach den Anlagen 1 und 3 bis 11 auf den einschlusswirksamen Gebirgsbereich be-
ziehen, sind sie in diesem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden.

(3) Die erreichbare Qualitat des Einschlusses und die zu erwartende Robustheit des
Nachweises werden an Hand der Kriterien zum Transport durch Grundwasser, zur Konfi-
guration der Gesteinskorper, zur rdumlichen Charakterisierbarkeit und zur Prognostizier-
barkeit beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 1 bis 4 festgelegt.
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(4) Die Absicherung des Isolationsvermogens wird anhand der Kriterien zu gebirgs-
mechanischen Voraussetzungen und zur geringen Neigung zur Bildung von Fluidweg-
samkeiten beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 5 und 6 festgelegt.

(5) Weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften werden anhand der Kriterien zur
Gasbildung, zur Temperaturvertraglichkeit, zum Rulckhaltevermégen der Gesteine des
einschlusswirksamen Gebirgsbereichs gegenlber Radionukliden, zu hydrochemischen
Verhaltnissen und zum Deckgebirge beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 7 bis
11 festgelegt.

§ 25
Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien

Planungswissenschaftliche Kriterien dienen der weiteren Abwagung zwischen unter
Sicherheitsaspekten gleich giinstigen Gebieten. Sie werden in einem Abwagungsprozess
in drei Gewichtungsgruppen nach Anlage 12 unterteilt, von denen die Gewichtungsgruppe
1 am starksten, die Gewichtungsgruppe 2 am zweitstarksten und die Gewichtungsgruppe
3 mit der geringsten Gewichtung zu werten ist. Eine Abwagung der planungswissen-
schaftlichen Abwagungskriterien mit den geowissenschaftlichen Kriterien erfolgt nicht.

§ 26
Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen

(1) Gegenstand der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16
Absatz 1 und § 18 Absatz 1 ist die Bewertung, inwieweit der sichere Einschluss der radio-
aktiven Abfalle unter Ausnutzung der geologischen Standortgegebenheiten erwartet wer-
den kann. Dabei sind die nach Stand von Wissenschaft und Technik erforderlichen Si-
cherheitsanforderungen und die Anforderungen an die Durchflihrung der Sicherheitsun-
tersuchungen nach § 37 einzuhalten.

(2) In den vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen gemafl Absatz 1 wird das Endla-
gersystem in seiner Gesamtheit betrachtet und entsprechend dem Stand von Wissen-
schaft und Technik hinsichtlich seiner Sicherheit bewertet. Dazu wird das Verhalten des
Endlagersystems unter verschiedenen Belastungssituationen und unter Berucksichtigung
von Datenunsicherheiten, Fehlfunktionen sowie zukilinftigen Entwicklungsmdéglichkeiten
im Hinblick auf den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle fir einen Zeitraum von
einer Million Jahre untersucht. Dies umfasst auch eine Beurteilung der Robustheit der
Aussagen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen.

(3) Soweit flir ein Gebiet ein Endlagerkonzept mit einer 100 Grad Celsius Uberstei-
genden Grenztemperatur vorgesehen wird, ist bis zu einer abschlielenden Entscheidung
hinsichtlich zulassiger Temperaturen fir einzulagernde Abfallbehalter flir das Gebiet je-
weils zusatzlich auch ein Endlagerkonzept fir eine Grenztemperatur von 100 Grad Celsi-
us zu entwickeln sowie die sich daraus entsprechend dem Stand von Wissenschaft und
Technik ergebenden Vor- und Nachteile darzustellen. Solange die maximalen physika-
lisch méglichen Temperaturen in den jeweiligen Wirtsgesteinen aufgrund ausstehender
Forschungsarbeiten noch nicht festgelegt worden sind, soll von einer Grenztemperatur
von 100 Grad Celsius an der Auldenflache der Behalter ausgegangen werden.

(4) Inhalt der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen ist auch eine Beurteilung, in-
wiefern in dem jeweiligen Gebiet zu erwarten ist, dass eine zusatzliche Endlagerung gré-
Rerer Mengen schwach- und mittelradioaktiver Abfalle méglich ist.
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Teil 4

Kosten

§ 27
Umlage

(1) Der Vorhabentrager und das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit legen ihre umlagefahigen Kosten fir die Umsetzung des Standortauswahlverfahrens
nach MalRgabe der Absatze 2 bis 4 und der §§ 28 bis 34 anteilig auf die Umlagepflichtigen
um. § 21b des Atomgesetzes und die Endlagervorausleistungsverordnung finden insoweit
keine Anwendung.

(2) Umlagefahige Kosten nach Absatz 1 sind die sachlichen Verwaltungsausgaben,
Personalausgaben und Investitionsausgaben, die dem Vorhabentrdger und dem Bundes-
amt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit fir die Aufgabenerledigung nach diesem
Gesetz entstehen, soweit sie nicht nach Absatz 3 anderen Kostentragern zuzurechnen
sind. Umlagefahige Kosten nach Satz 1 sind insbesondere die Ausgaben fiir:

1. das Beteiligungsverfahren nach Teil 2 dieses Gesetzes, einschliellich der fachlichen
Begleitung,

2. die Ermittlung von Teilgebieten und in Betracht kommenden Standortregionen, ein-
schlieBlich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den § 13 Absatz 1
und § 14 Absatz 1,

3. Ubertagige Erkundungen von Standortregionen und untertdgige Erkundungen von
Standorten, einschlieflich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den
§§ 16 bis 18,

4. die Erstellung des Zwischenberichts nach § 13 Absatz 2 sowie von Vorschlagen nach
§ 14 Absatz 2, § 15 Absatz 1, § 16 Absatz 3, § 17 Absatz 1, § 18 Absatz 3 und § 19
Absatz 1 sowie des Bescheids nach § 19 Absatz 2,

5. die Erstellung und Festlegung von Erkundungsprogrammen nach den §§ 14 bis 17
sowie Prufkriterien nach § 16 und § 17,

6. Forschungen und Entwicklungen des Vorhabentragers oder des Bundesamtes flr
kerntechnische Entsorgungssicherheit im Zusammenhang mit der Standortauswahl,

7. den Erwerb, die Errichtung und die Unterhaltung von Grundstlicken, Einrichtungen
und Rechten zur Umsetzung des Standortauswahlverfahrens,

8. die Offenhaltung und im Falle des Ausschlusses den Riickbau des Bergwerkes Gor-
leben.

(3) Nicht umlagefahig sind Kosten, die im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungs-
verfahren nach § 15 Absatz 3, § 17 Absatz 2 und § 20 Absatz 2 als Kosten fiir die Bun-
desregierung, den Deutschen Bundestag oder den Bundesrat entstehen.

(4) Bei der Umsetzung des Standortauswahlverfahrens sind die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
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§28
Umlagepflichtige und Umlagebetrag

(1) Umlagepflichtig ist derjenige, dem eine Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 9
des Atomgesetzes oder nach § 7 der Strahlenschutzverordnung erteilt worden ist oder
war, wenn aufgrund der genehmigten Tatigkeit radioaktive Abfalle, die an ein Endlager
nach § 9a Absatz 3 des Atomgesetzes abgeliefert werden missen, angefallen sind oder
damit zu rechnen ist. Soweit die Finanzierungspflicht fir Anlagen zur Endlagerung radio-
aktiver Abfalle nach § 1 des Entsorgungsiibergangsgesetzes auf den Fonds im Sinne von
§ 1 Entsorgungsfondsgesetz ibergegangen ist, ist der Fonds im Sinne von § 1 Entsor-
gungsfondsgesetz anstelle des Genehmigungsinhabers umlagepflichtig. Landessammel-
stellen nach § 9a des Atomgesetzes sind nicht umlagepflichtig.

(2) Der zu entrichtende Anteil eines Umlagepflichtigen an den umlagefahigen Kosten
(Umlagebetrag) bemisst sich aufwandsgerecht entsprechend § 6 Absatz 1 Nummer 2 und
Absatz 3 der Endlagervorausleistungsverordnung.

§ 29

Jahresrechnung fiir die Umsetzung der Standortsuche und Ermittlung der umlage-
fahigen Kosten

(1) Der Vorhabentrager und das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit stellen nach Ende des Haushaltsjahres die umlagefahigen Kosten nach § 27 Absatz 2
jeweils durch Jahresrechnung Uber die Einnahmen und Ausgaben fir die Umsetzung des
Standortauswahlverfahrens fest (Jahresrechnung).

(2) Fur die Jahresrechnungen ist eine Abschlussprifung durch einen Wirtschaftspri-
fer oder eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft vorzunehmen. Die Jahresrechnungen be-
dirfen zudem der Genehmigung durch das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit.

§ 30
Ermittlung des Umlagebetrages

(1) Auf Grundlage der in den Jahresrechnungen ermittelten umlageféahigen Kosten
nach § 29 Absatz 1 haben der Vorhabentrager und das Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit fir jeden Umlagepflichtigen den von diesem zu entrichtenden an-
teiligen Umlagebetrag nach § 28 Absatz 2 zu ermitteln und zuzuordnen. Zu bericksichti-
gende Fehlbetrdge, nicht eingegangene Betrage und Uberschiisse sind dem jeweiligen
Umlagepflichtigen zuzuordnen.

(2) Der Vorhabentrager ubermittelt seine Jahresrechnung und die ermittelten Umla-
gebetrage dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit.

§ 31
Umlageforderung, Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Umlageforderung entsteht mit Ablauf des Haushaltsjahres, fir das die Umla-
gepflicht besteht (Umlagejahr).
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(2) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit hat die von ihm und
dem Vorhabentrager ermittelten Umlagebetrage festzusetzen, sobald sie nach § 30 ab-
schlieRend zugeordnet worden sind. Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid.

(3) Die Umlageforderung wird mit der Bekanntgabe des Bescheides an den Umlage-
pflichtigen fallig, wenn nicht das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit
einen spateren Zeitpunkt bestimmt.

(4) Das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit Gbermittelt die fur die
Kosten des Vorhabentragers eingezogenen Umlageforderungen nach Eingang unverzig-
lich an diesen.

§ 32
Umlagevorauszahlungen

(1) Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat von den Umlage-
pflichtigen eine Vorauszahlung auf den Umlagebetrag eines Umlagejahres festzusetzen.
Die Festsetzungen von Vorauszahlungen fir umlagefahige Kosten des Vorhabentragers
nimmt das Bundesamt flrr kerntechnische Entsorgungssicherheit vor.

(2) Der Festsetzung nach Absatz 1 sind die umlagefahigen Kosten nach § 27 Ab-
satz 2 zugrunde zu legen, die im Haushaltsplan fir dieses Umlagejahr veranschlagt sind.
§ 30 und § 31 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend. Aus vorherigen Vorauszahlungen ent-
stammende Uberzahlungen nach § 33 Absatz 2 Satz 2 sind zu verrechnen.

(3) Soweit der Umlagebetrag die Vorauszahlung voraussichtlich Gbersteigen wird,
kann das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit fir das laufende Umlage-
jahr eine weitere Umlagevorauszahlung festsetzen. Dies gilt auch fir Umlagevorauszah-
lungen, die fur den Vorhabentrager erhoben werden.

(4) Von der Erhebung von Umlagevorauszahlungen oder Umlagebetragen kann ab-
gesehen werden, wenn sich aufgrund einer genehmigungsbeddrftigen Tatigkeit oder auf-
grund des Betriebs einer Anlage nur kleine Mengen an radioaktiven Abfallen ergeben.

§33
Differenz zwischen Umlagebetrag und Vorauszahlung

(1) Entsteht nach der Anrechnung des gezahlten Umlagevorauszahlungsbetrages
auf den festgesetzten Umlagebetrag ein Fehlbetrag, ist dieser innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des festgesetzten Umlagebetrages zu entrichten. Der Fehlbetrag ist in
der Festsetzung des Umlagebetrages auszuweisen.

(2) Ubersteigt der gezahlte Vorauszahlungsbetrag den festgesetzten Umlagebetrag,
ist die Uberzahlung mit der folgenden Vorauszahlung zu verrechnen. Anstelle der Ver-
rechnung nach Satz 1 ist die Uberzahlung zu erstatten, wenn der Umlagepflichtige eine
solche Erstattung beantragt.
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§ 34
Saumniszuschlag

Werden die Umlagebetrdge oder Umlagevorauszahlungsbetrdge nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Ablauf des Falligkeitstages entrichtet, ist flr jeden angefangenen Mo-
nat der Sdumnis ein Sdumniszuschlag von 1 Prozent des riickstandigen Betrages zu ent-
richten. Der Sdumniszuschlag wird nur erhoben, wenn der riickstandige Betrag 50 Euro
Ubersteigt und die Saumnis langer als drei Tage betragt. Wird die Festsetzung einer Um-
lage aufgehoben oder geandert, bleiben die bis dahin verwirkten Sdumniszuschlage un-
berthrt.

Teil 5

Schlussvorschriften

§ 35
Bestehender Erkundungsstandort

(1) Der Salzstock Gorleben wird wie jeder andere in Betracht kommende Standort
gemal den nach §§ 22 bis 26 festgelegten Kriterien und Anforderungen in das Standort-
auswahlverfahren einbezogen. Er kann lediglich im jeweiligen Verfahrensabschnitt nach
den §§ 13 bis 20 des Standortauswahlgesetzes mit einem oder mehreren anderen Stand-
orten verglichen werden, solange er nicht nach Satz 5 ausgeschlossen wurde. Er dient
nicht als Referenzstandort flr andere zu erkundende Standorte. Der Umstand, dass fir
den Standort Gorleben Erkenntnisse aus der bisherigen Erkundung vorliegen, darf eben-
so wenig in die vergleichende Bewertung einflieRen, wie der Umstand, dass fur den
Standort Gorleben bereits Infrastruktur flr die Erkundung geschaffen ist. Der Ausschluss
nach dem Standortauswahlgesetz erfolgt, wenn der Salzstock Gorleben

1. nicht zu den nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebieten gehort,

2. nicht zu den nach § 15 Absatz 3 festgelegten Ubertagig zu erkundenden Standortre-
gionen gehort,

3. nicht zu den nach § 17 Absatz 2 festgelegten untertdgig zu erkundenden Standorten
gehort oder

4. nicht der Standort nach § 20 Absatz 2 ist.

(2) Die bergmannische Erkundung des Salzstocks Gorleben ist beendet. Mal3nah-
men, die der Standortauswahl dienen, durfen nur noch nach diesem Gesetz und in dem
hier vorgesehenen Verfahrensschritt des Standortauswahlverfahrens durchgefihrt wer-
den. Das Bergwerk wird bis zu der Standortentscheidung nach dem Standortauswahlge-
setz unter Gewahrleistung aller rechtlichen Erfordernisse und der notwendigen Erhal-
tungsarbeiten offen gehalten, sofern der Salzstock Gorleben nicht nach Absatz 1 aus dem
Verfahren ausgeschlossen wurde. Der Bund ist flr das Bergwerk Gorleben zustandig. Ein
Salzlabor im Salzstock Gorleben zur standortunabhangigen Forschung zum Medium Salz
als Wirtsgestein wird er nicht betreiben.
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Teil 6

Ubergangsvorschrift

§ 36
Ubergangsvorschrift

Fir die bis zum 27. Juli 2013 nach § 21b des Atomgesetzes gezahlten Vorausleis-
tungen gelten das Atomgesetz und die Endlagervorausleistungsverordnung in der zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden Fassung fort.

Teil 7

Ermachtigungsvorschriften

§ 37

Verordnungsermachtigung zu Sicherheitsanforderungen und Sicherheitsuntersu-
chungen

(1) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
zu bestimmen, welche grundlegenden Sicherheitsanforderungen fir die Endlagerung ins-
besondere hochradioaktiver Abfalle gelten.

(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
zu bestimmen, welche Anforderungen fiir die Durchfiihrung der vorlaufigen Sicherheitsun-
tersuchungen im Standortauswahlverfahren fur die Endlagerung insbesondere hochradio-
aktiver Abfalle gelten.

§ 38
Dokumentation, Verordnungserméachtigung

(1) Daten und Dokumente, die flir die End- und Zwischenlagerung radioaktiver Abfal-
le bedeutsam sind oder werden kénnen (Speicherdaten), werden vom Bundesamt fur
kerntechnische Entsorgungssicherheit dauerhaft gespeichert.

(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ein-
zelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem Inhalt, Verwendungszweck, Umfang, Uber-
mittlung, Speicherung und Nutzung zu bestimmen. Die Rechtsverordnung soll insbeson-
dere Regelungen enthalten, nach denen die Inhaber von Speicherdaten diese vollstandig
und kostenfrei dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit oder einer von
diesem bestimmten Stelle zur Verfligung stellen. Sie kann eine Regelung enthalten, nach
der die Inhaber von Speicherdaten diese Uber die zustandigen Behoérden der Lander der
in Satz 2 genannten Behdrde oder von dieser bestimmten Stelle zur Verfligung stellen.
Zudem soll sie festlegen, wie die dauerhafte Unversehrtheit der Daten gesichert wird.
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Anlage 1

Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung des Transportes radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen
im einschlusswirksamen Gebirgsbereich

Der Transport radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen und Diffusion im einschlusswirksamen Gebirgsbereich soll so gering wie
moglich sein. Indikatoren sind die im einschlusswirksamen Gebirgsbereich vorherrschende Grundwasserstréomung, Grundwasserangebot
und Diffusionsgeschwindigkeit entsprechend der unten stehenden Tabelle. Solange diese Indikatoren nicht standortspezifisch erhoben sind,
kann fur die Abwagung das jeweilige Wirtsgestein als Indikator verwendet werden.

Bewertungsrelevante Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe beziehungswei-
se Indikator des Kriteriums [Dimension]

Wertungsgruppe

gunstig bedingt gunstig | weniger gunstig
Grundwasserstromung Abstandsgeschwindigkeit des Grundwas- <0,1 0,1-1 > 1
sers [mm/a]
Grundwasserangebot Charakteristische Gebirgsdurchlassigkeit | < 107 102 -107° >10" 7
des Gesteinstyps [m/s]
Diffusionsgeschwindigkeit Charakteristischer effektiver Diffusionskoef- | < 10™" 10" - 10 >107°
fizient des Gesteinstyps fur tritiiertes Was-
ser (HTO) bei 25°C [m?/s]
Diffusionsgeschwindigkeit bei Ton- | Absolute Porositat < 20% 20% — 40% > 40%
stein
Verfestigungsgrad Tonstein fester Ton halbfester Ton

1) Fur Endlagersysteme, die wesentlich auf geologischen Barrieren beruhen, sind Standorte mit einer Gebirgsdurchlassigkeit von mehr als 107 m/s gemaR § 23
Absatz 4 Nummer 1 als nicht geeignet aus dem Verfahren auszuschlief3en.
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Anlage 2

Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung der Konfiguration der Gesteinskorper

Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches missen mindestens Uber eine Machtigkeit verfugen,
die den sicheren Einschluss der Radionuklide Uber einen Zeitraum von einer Million Jahren bewirkt. Das voraussichtliche Einschluss-
vermogen soll mdglichst hoch und zuverlassig prognostizierbar sein. Es ist unter Bertcksichtigung der Barrierewirkung der unversehr-
ten Barriere mittels Modellrechnungen abzuleiten, sobald die hierfur erforderlichen geowissenschaftlichen Daten vorliegen, spatestens
fur den Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3. Solange die fur die rechnerische Ableitung notwendigen Daten noch nicht vorliegen,
konnen die Lage, Ausdehnung und Machtigkeit der barrierewirksamen Gesteinsformation, der Grad der Umschlief3ung durch einen
einschlusswirksamen Gebirgsbereich sowie fur das Wirtsgestein Tonstein deren Isolation von wasserleitenden Schichten und hydrau-
lischen Potenzialbringern entsprechend der unten stehenden Tabelle als Indikatoren herangezogen werden.

Bewertungsrelevante Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe beziehungsweise
Indikator des Kriteriums [Dimension]

Wertungsgruppe

Gebirgsbereichs

ner Machtigkeit (Vielfaches des Min-
destflachenbedarfs)

gunstig bedingt gunstig weniger gunstig
Barrierewirksamkeit Barrierenmachtigkeit [m] > 150 100 — 150 50 -100
Grad der UmschlieSung des Einlage- vollstandig unvollstandig, kleinere unvollstandig; gro-
rungsbereichs durch einen einschluss- Fehlstellen in unkriti- Rere Fehlstellen, in
wirksamen Gebirgsbereich scher Position kritischer Position
Robustheit und Sicherheitsreser- Teufe der oberen Begrenzung des > 500 300 — 500
ven er-forderlichen einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs [m unter Ge-
landeoberflache]
Volumen des einschlusswirksamen | flachenhafte Ausdehnung bei gegebe- >> 2-fach etwa 2-fach << 2-fach
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Indikator "Potenzialbringer" bei Ton-
stein

Anschluss von wasserleitenden
Schichten in unmittelbarer Nahe des
einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs/Wirtsgesteinskorpers an ein
hohes hydraulisches Potenzial ver-
ursachendes Gebiet

Vorhandensein von Gesteinsschichten
mit hydraulischen Eigenschaften und
hydraulischem Potenzial, die die Induzie-
rung beziehungsweise Verstarkung der
Grundwasserbewegung im einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich ermdglichen
kénnen.

keine Grundwas-
serleiter als mogli-
che Potenzialbrin-
ger in unmittelbarer
Nachbarschaft zum
Wirtsgestein / ein-
schlusswirksamen
Gebirgsbereich
vorhanden

Grundwasserleiter
in Nachbarschaft
zum Wirtsgestein /
einschlusswirksa-
men Gebirgsbe-
reich vorhanden
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Indikatoren zur Bewertung der raumlichen Charakterisierbarkeit

Anlage 3
Zu § 24 Absatz 3

Die raumliche Charakterisierung der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den sicheren Einschluss der radio-
aktiven Abfalle gewahrleisten, insbesondere des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereichs oder des Einlagerungsbereichs,
soll moglichst zuverlassig moglich sein. Indikatoren hierfur sind die Ermittelbarkeit der relevanten Gesteinstypen und ihrer Eigenschaf-
ten sowie die Ubertragbarkeit dieser Eigenschaften nach der unten stehenden Tabelle.

nen einschlusswirksamen

Gesteinstypen im Endla-

che Veranderungen

Bewertungsrelevante BewertungsgroRe bezie- Wertungsgruppe
Eigenschaft des Kriteri- | hungsweise Indikator des
ums Kriteriums gunstig bedingt gunstig ungunstig
Ermittelbarkeit der Gesteins- | Variationsbreite der Eigen- | gering deutlich, aber bekannt bezie- erheblich und/oder nicht
typen und ihrer charakteristi- | schaften der Gesteinstypen hungsweise zuverlassig erhebbar | zuverlassig erhebbar
schen Eigenschaften im vor- | im Endlagerbereich
gesehenen Endlagerbereich,
insbesondere im vorgesehe- | Rzymiiche Verteilung der | gleichmaBig kontinuierliche, bekannte raumli- | diskontinuierliche, nicht

ausreichend genau vor-

schaften im vorgesehenen
einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich

steinsfazies)

lich

wechselnd

Gebirgsbereich gerbereich und ihrer Eigen- hersagbare raumliche
schaften Veranderungen
Ausma[& der tektonischen | weitgehend ungestort wenig gestort (weitstandige Sto- | gestort (engstandig zer-
Uberpragung der geologi- | (Stérungen im Abstand > | rungen, Abstand 100 m bis 3 km | blockt, Abstand < 100
schen Einheit 3 km vom Rand des ein- | vom Rand des einschlusswirksa- | m), gefaltet
schlusswirksamen Ge- | men Gebirgsbereiches), Flexuren
birgsbereiches), flache
Lagerung
Ubertragbarkeit der Eigen- | Gesteinsausbildung (Ge- Fazies regional einheit- | Fazies nach bekanntem Muster | Fazies nach nicht be-

kanntem Muster wech-
selnd
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Anlage 4
Zu § 24 Absatz 3

Indikatoren zur Bewertung der langfristigen Stabilitat der glinstigen
Verhiltnisse

Die fur die langfristige Stabilitat der gunstigen Verhaltnisse wichtigen sicherheitsge-
richteten geologischen Merkmale sollen sich in der Vergangenheit iber moglichst lan-
ge Zeitraume nicht wesentlich verandert haben. Indikatoren hierfur sind insbesondere
die Zeitspannen, Uber die sich die Betrachtungsmerkmale ,Machtigkeit", flachenhafte
beziehungsweise raumliche ,Ausdehnung" und ,Gebirgsdurchlassigkeit" des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs nicht wesentlich verandert haben. Sie sind wie
folgt zu bewerten:

1. als glinstig, wenn seit mehr als zehn Millionen Jahren keine wesentliche Anderung des
betreffenden Merkmals aufgetreten ist,

2. als bedingt gunstig, wenn seit mehr als einer, aber weniger als zehn Millionen Jahren
keine solche Anderung aufgetreten ist, und

3. als unglinstig, wenn innerhalb der letzten eine Million Jahren eine solche Anderung
aufgetreten ist.
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Anlage 5
Zu § 24 Absatz 4

Indikatoren zur Bewertung der gunstigen gebirgsmechanischen Ei-
genschaften

Die Neigung zur Ausbildung mechanisch induzierter Sekundarpermeabilitdten im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich soll auRerhalb einer konturnahen entfestigten Auflo-
ckerungszone um die Endlagerhohlraume mdglichst gering sein. Indikatoren hierfir sind:

1. das Gebirge kann als geomechanisches Haupttragelement die Beanspruchung aus
Auffahrung und Betrieb ohne planmafigen tragenden Ausbau, abgesehen von einer Kon-
tursicherung, bei vertraglichen Deformationen aufnehmen.

2. um Endlagerhohlrdume sind keine mechanisch bedingten Sekundarpermeabilitaten
aulerhalb einer unvermeidbaren konturnah entfestigten Auflockerungszone zu erwarten.
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Anlage 6

Zu § 24 Absatz 4

Indikatoren zur Bewertung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsamkeiten

Die Neigung des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs zur Ausbildung von Wegsamkeiten soll méglichst gering sein. Indikatoren hier-
fur sind die Veranderbarkeit der Gebirgsdurchlassigkeit, Erfahrungen tber die Barrierewirksamkeit der Gebirgsformationen, die Ruck-
bildbarkeit von Rissen und fur den Vergleich von Gebieten die Duktilitdt des Gesteins nach der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante Ei-
genschaft des Kriteriums

des Kriteriums [Dimension]

BewertungsgroRe beziehungsweise Indikator|

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Veranderbarkeit der vorhan-
denen Gebirgsdurchlassig-
keit

Verhaltnis reprasentative Gebirgsdurchlassigkeit
/ reprasentative Gesteinsdurchlassigkeit [m/s]

<10

10 - 100

>100

Erfahrungen Uber die Barrierewirksamkeit der
Gebirgsformationen in folgenden Erfahrungsbe-
reichen

- rezente Existenz als wasserlosliches Gestein
- fossile Fluideinschliisse
- unterlagernde wasserlosliche Gesteine

- unterlagernde Vorkommen fllissiger oder gas-
formiger Kohlenwasserstoffe

- Heranziehung als hydrogeologische Schutz-
schicht bei Gewinnungsbergwerken

- Aufrechterhaltung der Abdichtungsfunktion
auch bei dynamischer Beanspruchung

- Nutzung von Hohlrdumen zur behalterlosen
Speicherung von gasférmigen und flissigen Me-
dien

Die Gebirgsformation /
der Gesteinstyp wird
unmittelbar oder mittel-
bar anhand eines oder
mehrerer Erfahrungsbe-
reiche als gering durch-
I&ssig bis geologisch
dicht identifiziert, auch
unter geogener oder
technogener Beanspru-
chung.

Die Gebirgsformation /
der Gesteinstyp ist
mangels Erfahrung
nicht unmittelbar / mit-
telbar als gering durch-
I&ssig bis geologisch
dicht zu charakterisie-
ren.

Die Gebirgs-
formation / der Ge-
steinstyp wird un-
mittelbar oder mit-
telbar anhand eines
Erfahrungsbereichs
als nicht hinrei-
chend gering durch-
lassig identifiziert.
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Duktilitat des Gesteins (da es keine festgeleg-
ten Grenzen gibt, ab welcher Bruchverformung
ein Gestein duktil oder sprode ist, soll dieses
Kriterium nur bei einem Vergleich von Standor-
ten angewandt werden)

Duktil / plastisch-viskos
ausgepragt

Spréde-duktil bis
elastoviskoplastisch
wenig ausgepragt

Sprode, linear-
elastisch

Ruckbildbarkeit von Rissen

Ruckbildung der Sekundarpermeabilitat durch
RissschlieRung

Die RissschlieRung er-
folgt aufgrund duktilen
Materialverhaltens unter
Ausgleich von Oberfla-
chenrauhigkeiten im
Grundsatz vollstandig.

Die RissschlieBung er-
folgt durch mechani-
sche Rissweitenverrin-
gerung in Verbindung
mit sekundaren Me-
chanismen, zum Bei-
spiel Quelldeformatio-
nen.

Die Rissschlielung
erfolgt nur in be-
schranktem Malde
(zum Beispiel bei
sprodem Material-
verhalten, Oberfla-
chenrauhigkeiten,
Briickenbildung).

Ruckbildung der mechanischen Eigenschaften
durch Rissverheilung

Rissverheilung durch
geochemisch gepragte
Prozesse mit erneuter
Aktivierung atomarer
Bindungskrafte im Riss-
flachenbereich

Rissverheilung nur
durch geogene Zu-
fuhrung und Auskris-
tallisation von Se-
kundarmineralen
(mineralisierte Po-
ren-und Kluftwasser,
Sekundarmineralisa-
tion)

Zusammenfassende Beurteilung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsam-
keiten auf Grund der Bewertung der einzelnen Indikatoren

Bewertung Uberwiegend
»gunstig": Keine bis mar-
ginale Neigung zur Bil-
dung von Fluidwegsam-
keiten

Bewertung Uberwie-
gend ,bedingt gunstig":
Geringe Neigung zur
Bildung von dauerhaf-
ten Fluidwegsamkeiten

Bewertung Uberwie-
gend ,weniger guns-
tig": Bildung von
dauerhaften sekun-
daren Fluidwegsam-
keiten zu erwarten
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Indikatoren zur Bewertung der Gasbildung

Anlage 7
Zu § 24 Absatz 5

Die Gasbildung soll unter Endlagerbedingungen mdglichst gering sein. Indikator hierfur ist das Wasserangebot im Einlagerungsbereich nach

der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante
Eigenschaft
des Kriteriums

BewertungsgroRe bezie-
hungsweise Indikator des
Kriteriums

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt glinstig

weniger glnstig

Gasbildung

Wasserangebot im Einlage-
rungsbereich

trocken

feucht und dicht (Ge-
birgsdurchlassigkeit <
10™" m/s)

feucht
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Anlage 8
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung der Temperaturvertraglichkeit

Die von Temperaturanderungen in Folge der Einlagerung der radioaktiven Abfalle be-
troffenen Gesteinsformationen sollen so beschaffen sein, dass dadurch bedingte An-
derungen der Gesteinseigenschaften sowie thermomechanische Gebirgsspannungen
nicht zu einem Festigkeitsverlust und der Bildung von Sekundarpermeabilitdten im
Endlagerbereich fuhren. Indikatoren hierfur sind die Neigung zur Bildung warmeindu-
zierter Sekundarpermeabilitaten und ihre Ausdehnung sowie die Temperaturstabilitat
des Wirtsgesteins hinsichtlich Mineralumwandlungen.
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Anlage 9
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung des Riickhaltevermdgens im einschlusswirksamen Gebirgsbereich

Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen ein méglichst hohes Rickhaltevermégen gegentber
den langzeitrelevanten Radionukliden besitzen. Indikatoren hierfiir sind die Sorptionsfahigkeit der Gesteine bzw. die Sorptionskoeffizienten
fur die betreffenden Radionuklide nach der unten stehenden Tabelle, ein méglichst hoher Gehalt an Mineralphasen mit grof3er reaktiver
Oberflache wie Tonminerale sowie Eisen- und Mangan-Hydroxide und -Oxihydrate, eine mdglichst hohe lonenstarke des Grundwassers in
der geologischen Barriere sowie Offnungsweiten der Gesteinsporen im Nanometerbereich.

Bewertungsrelevante Ei- BewertungsgroBe bezie- Wertungsgruppe
genschaft des Kriteriums hungsweise Indikator des
Kriteriums [Dimension] gunstig bedingt gunstig weniger gunstig

Sorptionsfahigkeit der Gestei-
ne des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs

Kd-Wert fir folgende
langzeitrelevante Radi-
onuklide = 0,001 m*/kg

Uran, Protactinium, Thori-
um, Plutonium, Neptuni-
um, Zirkonium, Techneti-
um, Palladium, Jod, Casi-
um, Chlor

Uran, Plutonium, Neptuni-
um, Zirkonium, Techneti-
um, Casium
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Anlage 10
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung der hydrochemischen Verhaltnisse

Die chemische Zusammensetzung der Tiefenwasser und die festen Mineralphasen
des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen sich auch nach dem Einbringen
von Behalter- und Ausbaumaterial positiv auf die Ruckhaltung der Radionuklide aus-
wirken und das Material technischer und geotechnischer Barrieren chemisch mog-
lichst nicht angreifen. Indikatoren hierfur sind:

1. ein chemisches Gleichgewicht zwischen dem Wirtsgestein im Bereich des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches und dem darin enthaltenen tiefen Grundwasser,
neutrale bis leicht alkalische Bedingungen (pH-Wert 7-8) im Bereich des Tiefenwas-
sers,

2. ein anoxisch-reduzierendes Milieu im Bereich des Tiefenwassers,
3. ein mdglichst geringer Gehalt an Kolloiden und Komplexbildnern im Tiefenwasser

4. eine geringe Karbonatkonzentration im Tiefenwasser.
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Anlage 11
Zu § 24 Absatz 5

Indikatoren zur Bewertung des Schutzes des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs durch das Deckgebirge

Das Deckgebirge soll durch seine Machtigkeit sowie seinen strukturellen Aufbau und seine Zusammensetzung maoglichst langfristig zum
Schutz des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgange beitragen. Indikatoren
hierfiir sind die Uberdeckung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches mit grundwasser- und erosionshemmenden Gesteinen und deren
Verbreitung und Machtigkeit im Deckgebirge sowie das Fehlen von strukturellen Komplikationen im Deckgebirge, aus denen sich Beeintrach-
tigungen des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches ergeben kdnnen, nach der unten stehenden Tabelle.

Bewertungsrelevante
Eigenschaft
des Kriteriums [Dimension]

Bewertungsgrofe des Kriteri-
ums beziehungsweise
Indikators [Dimension]

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

ungunstig

Schutz des einschluss-
wirksamen Gebirgsberei-
ches durch glnstigen Auf-
bau des Deckgebirges ge-
gen Erosion und Subrosi-
on sowie ihre Folgen (ins-
besondere Dekompaktion)

Uberdeckung des einschluss-
wirksamen Gebirgsbereiches
mit grundwasserhemmenden
Gesteinen, Verbreitung und
Méachtigkeit grundwasserhem-
mender Gesteine im Deckgebir-

ge

machtige vollstandige
Uberdeckung, ge-
schlossene Verbrei-
tung grundwasser-
hemmender Gesteine
im Deckgebirge

flachenhafte, aber lickenhafte
beziehungsweise unvollstandige
Uberdeckung, flachenhafte, aber
lickenhafte beziehungsweise un-
vollstandige Verbreitung grund-
wasserhemmender Gesteine im
Deckgebirge

fehlende Uberdeckung,
Fehlen grundwasserhem-
mender Gesteine im Deck-
gebirge

Verbreitung und Machtigkeit
erosionshemmender Gesteine
im Deckgebirge des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbe-
reiches

machtige vollstandige
Uberdeckung, weit-
raumige geschlosse-
ne Verbreitung be-
sonders erosions-
hemmender Gesteine
im Deckgebirge

flachenhafte, aber lickenhafte
beziehungsweise unvollstandige
Uberdeckung, flachenhafte, aber
lickenhafte beziehungsweise un-
vollstandige Verbreitung erosi-
onshemmender Gesteine im
Deckgebirge

fehlende Uberdeckung,
Fehlen erosionshemmender,
Gesteine im Deckgebirge
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keine Auspragung struktureller
Komplikationen (zum Beispiel
Stérungen, Scheitelgraben,
Karststrukturen) im Deckgebir-
ge, aus denen sich subrosive,
hydraulische oder mechanische
Beeintrachtigungen flr den ein-
schlusswirksamen Gebirgsbe-
reich ergeben kénnten

Deckgebirge mit un-
gestértem Aufbau

strukturelle Komplikationen, aber
ohne erkennbare hydraulische
Wirksamkeit (z. B. verheilte KIGf-
te/Stérungen)

strukturelle Komplikationen
mit potenzieller hydrauli-
scher Wirksamkeit
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Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien

Gewichtungsgruppe 1

Anlage 12
Zu§ 25

Kriterium

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Abstand zu vorhandener bebauter Flache von
\Wohngebieten und Mischgebieten

Abstand > 1000 m

Abstand 500 — 1000 m

Abstand < 500 m

Emissionen (z.B. Larm, Schadstoffe)

Unterschreitung der Vorsor-
gewerte

Uberschreitung der Vorsor-
gewerte in bestimmten Pha-
sen bei Einhaltung der

Uberschreitung der Vorsorge-
werte in bestimmten Phasen

und 32 Bundesnaturschutzgesetz

Grenzwerte
oberflachennahe Grundwasservorkommen keine Nutzung potenziell moglich Bestehende oder geplante Nut-
zur Trinkwassergewinnung oder Ausweichpotenzial gut zung und Ausweichpotenzial
erschlielbar nur aufwandig erschlielbar
Uberschwemmungsgebiete keine
Gewichtungsgruppe 2
Kriterium Wertungsgruppe
gunstig bedingt glinstig weniger glnstig
Naturschutz- und Schutzgebiete nach §§ 23 | keine
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bedeutende Kulturglter

keine

tiefe Grundwasservorkommen zur Trinkwasser-
gewinnung

keine

Nutzung potenziell méglich
oder Ausweichpotenzial gut
erschlielbar

Bestehende oder geplante Nut-
zung und Ausweichpotenzial
nur aufwandig erschliel3bar

Gewichtungsgruppe 3

Kriterium

Wertungsgruppe

gunstig

bedingt gunstig

weniger gunstig

Anlagen, die der zwdlften Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes unterliegen

keine Anlagen mit Storfallrisiko

vorhandene Anlagen mit
Storfallrisiko sind verlegbar

vorhandene Anlagen mit
Storfallrisiko sind nicht ver-
legbar

IAbbau von Bodenschatzen, einschlie3lich Fra-
cking

keine Vorkommen

keine Nutzung bestehender
'Vorkommen/ unglinstige Ab-
baubedingungen

bestehende oder geplante
Nutzungen /gunstige Abbau-
bedingungen

geothermische Nutzung des Untergrundes

kein Potenzial

bestehende oder geplante Nut-
zung

Nutzung des geologischen Untergrundes
als Erdspeicher (Druckluft, CO2-
\Verpressung, Gas)

kein Potenzial

bestehende oder geplante Nut-
zung
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Artikel 2

Anderung des Atomgesetzes

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. | S.
1565), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1843) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 9d Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,nach § 14 Absatz 2 Satz 5 Halbsatz 2 des
Standortauswahlgesetzes® durch die Woérter ,nach § 15 Absatz 3 des Standortaus-
wahlgesetzes” ersetzt.

2. In § 99 Absatz 4 werden die Worter ,Die zustandige Behérde“ durch die Woérter ,Das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit” ersetzt.

3. In § 58 Absatz 5 werden die Worter ,nach § 29 Absatz 2 des Standortauswahlgeset-
zes" durch die Wérter ,nach § 35 Absatz 2 des Standortauswahlgesetzes* ersetzt.

Artikel 3

Folgeanderungen

(1) In § 1 des Entsorgungsiibergangsgesetzes vom ... wird in den Angaben ,§ 21
des Standortauswahlgesetzes” die Angabe ,§ 21“ durch die Angabe ,§ 27 ersetzt.

(2) In § 1 Absatz 1 Satz 1 des Nachhaftungsgesetzes vom ... wird die Angabe ,Kapi-
tel“ durch die Angabe ,Teil* ersetzt.

(3) In Anlage 3 (Liste "SUP-pflichtiger Plane und Programme) des Gesetzes uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBI. | S. 94), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 geandert
worden ist, wird Nummer 1.15 wie folgt neu gefasst:

,1.15 Festlegung der Standortregionen fir die Ubertagige Erkundung nach § 15 Absatz 3
des Standortauswahlgesetzes*

(4) § 1 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. April 2013 (BGBI. | S. 753) , das zuletzt durch ... [Arti-
kel ... eines Gesetzes vom ... zur Anderung ... (BGBI. | S. ...) geandert worden ist, wird
wie folgt gefasst:

2. § 17 Absatz 3 Satz 3 bis 5 und § 19 Absatz 2 Satz 5 bis 7 des Standortauswahl-
gesetzes sowie®.
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Artikel 4

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Artikel 1 § 21 Absatz 2 Satz 2 tritt sechs Monate nach Verkindung dieses Geset-
zes in Kraft.

(2) Artikel 3 Absatze 1 und 2 treten gleichzeitig mit dem Gesetz zur Neuordnung der
Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung in Kraft.

(3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2553), das durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1843) geandert worden ist, aul3er Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das am 27. Juli 2013 in Kraft getretene Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes
fur ein Endlager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfélle (Standortauswahlgesetz -
StandAG) regelt das Verfahren fir die Suche nach einem Standort in Deutschland flir die
Endlagerung insbesondere hochradioaktiver Abfélle, der die bestmdgliche Sicherheit fir
einen Zeitraum von einer Million Jahren gewahrleistet.

Vor Einleitung des eigentlichen Standortauswahlverfahrens wurde eine pluralistisch be-
setzte ,Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe* (Endlagerkommission) beim
Deutschen Bundestag zwecks Erérterung und Klarung von Grundsatzfragen fur die Ent-
sorgung insbesondere hochradioaktiver Abfalle, insbesondere auch zu Ausschlusskrite-
rien, Mindestanforderungen und Abwagungskriterien fir die Standortauswahl sowie zu
den Anforderungen an das Verfahren des Auswahlprozesses und die Prifung von Alter-
nativen, eingesetzt.

Die Kommission beschloss nach knapp zweijahriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und dbergab ihn am 5. Juli 2016 an den
Bundestagsprasidenten und die Bundesministerin fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit.

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Kommission ist das Standortauswahlgesetz
nach § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG durch den Deutschen Bundestag zu evaluieren. Die
Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwagungskriterien und weiteren Entschei-
dungsgrundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4 Absatz 5 der bisher geltenden
Fassung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu beschliefen. Dieses Gesetz dient
der Erfullung dieser gesetzlichen Verpflichtungen.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Als Ergebnis der Evaluierung des Standortauswahlgesetzes enthalt das vorliegende Ge-
setz insbesondere konkretisierende Regelungen fir umfassende sowie transparente Be-
teiligungsverfahren, um die Offentlichkeit vor den Entscheidungen im Auswahlverfahren
umfassend einzubeziehen. Die bereits im geltenden Standortauswahlgesetz angelegte
Beteiligung wird durch die vorgesehene Einrichtung einer Fachkonferenz Teilgebiete, Re-
gionalkonferenzen und einer Fachkonferenz Rat der Regionen in den einzelnen Stufen
des Verfahrens konkreter ausgestaltet und angepasst. Zudem wird das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit verpflichtet, eine Informationsplattform zur umfas-
senden Information einzurichten und zu fihren.

Auf Grundlage der Kommissionsempfehlungen zum Ablauf des Standortauswahlverfah-
rens werden die Phasen des Verfahrens konkretisierend geregelt und angepasst, insbe-
sondere um dem bestehenden Bedurfnis nach einer umfassenden und frihzeitigen Betei-
ligung verstarkt Rechnung tragen zu kénnen und einen effektiven Ablauf der jeweiligen
Phasen zu gewahrleisten. Im Zuge der Ermittlung von Teilgebieten durch den Vorhaben-
trager wird die Fachkonferenz Teilgebiete durch das Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit berufen. Zur Starkung der Transparenz im Verfahren werden die Krite-
rien und Anforderungen, die fur das Standortauswahlverfahren anzuwenden sind, festge-
legt.
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Erkundungsprogramme missen nunmehr gleichzeitig mit dem jeweiligen Vorschlag fiir zu
erkundende Gebiete durch den Vorhabentrager dem Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit vorgelegt und kénnen somit im Rahmen des nachfolgenden Beteili-
gungsverfahrens einheitlich behandelt werden.

In Umsetzung der Kommissionsempfehlungen wird ergéanzend zu § 17 Absatz 3 StandAG
eine im Auswahlverfahren abschlieRende Regelung zu dem Rechtsschutz fiir von einer
Auswahlentscheidung Betroffene vor der abschlieRenden Entscheidung tber den Endla-
gerstandort eingefligt.

Im Hinblick auf das bestehende Bediirfnis zur Dokumentation der fir das Endlager rele-
vanten Daten wird eine Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes flir kerntechnische
Entsorgungssicherheit im Standortauswahlgesetz eingefuhrt. Sie dient der Erhéhung der
Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens.

Die Aufgabe der Standortsicherung wird eingefihrt und umfasst den Schutz von Gebieten
vor Beeintrachtigung durch Vorhaben Dritter nach den Bestimmungen des Bundesberg-
gesetzes und sonstigen Rechtsvorschriften durch Vorhaben Dritter im Untergrund unter-
halb von 100 Metern. Es soll verhindert werden, dass Gebiete, die als bestmdglicher
Standort fur die Endlagerung in Betracht kommen, hinsichtlich ihrer Eignung als Endla-
gerstandort erheblich beeintrachtigt werden. Dabei wird durch eine entsprechend dem
Fortschreiten des Verfahrens gestufte Regelung dem Grundsatz der Verhaltnismafigkeit
Rechnung getragen.

1l. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 14 des

Grundgesetzes. Danach steht dem Bund die ausschlielRliche Gesetzgebungskompetenz
fur die Beseitigung radioaktiver Stoffe zu.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit den Bestimmungen des Europaischen Rechts vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das vorliegende Gesetz enthalt eine Verwaltungsvereinfachung, da kunftig auf die Durch-
fuhrung selbstandiger Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit zur Festlegung von
Erkundungsprogrammen verzichtet wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Alle drei Aspekte der Nachhaltigkeitsstrategie — 6kologische, 6konomische und soziale —
werden durch die mit dem vorliegenden Gesetz verbundene effizientere Gestaltung des
Standortauswahlverfahrens insgesamt positiv beeinflusst. Entsprechend dem Grundsatz
der Nachhaltigkeit und auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission
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verfolgen die Gesetzesanderungen das Ziel, das Standortauswahlverfahren an ethischen
Kriterien der Gerechtigkeit, Fairness und Zukunftsverantwortung auszurichten.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsaugaben
ohne Erflllungsaufwand an.

4. Erfiillungsaufwand
a. Erfillungsaufwand fiir Blirgerinnen und Biirger

Fur die Burgerinnen und Blrger entsteht durch dieses Gesetz kein Erfillungsaufwand.

b. Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein zusatzlicher unmittelbarer Erful-
lungsaufwand. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell
und stellenmaRig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

c. Erfillungsaufwand der Verwaltung

Mit dem Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 wurde der Erfillungsaufwand des
Bundes flr das kinftige Standortauswahlverfahren abgeschatzt.

Im Rahmen des Fortentwicklungsgesetzes ist bei der Bestimmung des Erflllungsaufwan-
des nunmehr zu bewerten, welche Aufgaben erweitert oder neu begriindet werden und
welcher zusatzliche Erfullungsaufwand hierdurch entsteht.

(1) Beteiligungsverfahren

Die bereits bestehenden Aufgaben des Bundes im Bereich des Beteiligungsverfahrens
werden durch dieses Gesetz konkretisiert und mit neuen Instrumenten des Beteiligungs-
verfahrens versehen. An die Stelle der bisher vorgesehenen Instrumente der Blirgerver-
sammlungen und Burgerdialoge treten nunmehr die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regi-
onalkonferenzen und die Fachkonferenz Rat der Regionen. Dies flhrt nur zu einem ge-
ringflgig héheren Erflllungsaufwand von einmalig 45.000 Euro (davon 33.000 Euro Per-
sonalaufwand und 12.000 Euro Sachaufwand) und jahrlich rund 230.000 Euro (davon
180.000 Euro Personalaufwand und 50.000 Euro Sachaufwand). Dieser Gesamtmehr-
aufwand ergibt sich aus folgenden Uberlegungen:

Als neue Aufgabe wird die Pflicht zur Veroéffentlichung von Vorschlagen im Standortaus-
wahlverfahren begriindet. Diese Aufgabe fallt dreimal im gesamten Standortauswahlver-
fahren an und umfasst die Erstellung eines Internettextes, die Digitalisierung des jeweili-
gen Vorschlags und die Verdffentlichung von Internettext und digitalisiertem Vorschlag.
Die eingefiihrte Aufgabe der Informationsplattform umfasst die Einzelprozesse der einma-
ligen Einrichtung einer Internetplattform, der fortlaufenden Bewertung von Unterlagen des
Standortauswahlverfahrens auf ihre Wesentlichkeit durch das Bundesamt fur kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit, der fortlaufenden Veréffentlichung von Unterlagen durch das
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit tber einen Zeitraum von 15 Jahren
bis zum Abschluss des Standortauswahlverfahrens sowie der fortlaufenden Kommunikati-
on und Abstimmung zwischen Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit und
dem Vorhabentrager.

Die Aufgabe auf Einstellung wesentlicher Verfahrensunterlagen ist jedoch keine vollum-
fanglich neue Aufgabe. § 10 des Umweltinformationsgesetzes galt bereits zuvor fiir das
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Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit. Diese bereits bestehende Aufgabe
wird nun aber erweitert um die explizite Pflicht zur Einrichtung einer Internetplattform und
die Pflicht zur Bewertung und Veréffentlichung auch der Unterlagen des Vorhabentragers.

Far die Aufgabe der Verdffentlichung von Vorschlagen im Standortauswahlverfahren wird
ein gesamter Personalaufwand von einmalig rund 25.000 Euro angesetzt. Fir die Einrich-
tung einer Internetplattform wird ein einmaliger Personalaufwand in H6he von rund 12.000
Euro und ein einmaliger Sachaufwand von rund 8.000 Euro erwartet. Fir die Kommunika-
tion und Abstimmung zwischen dem Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit und dem Vorhabentrager betragt der erwartete jahrliche Personalaufwand rund
34.000 Euro. Hinsichtlich der Bewertung der Unterlagen des Vorhabentragers ergibt sich
ein jahrlicher Personalaufwand von rund 40.000 Euro, hinsichtlich der Verdéffentlichung
der Unterlagen des Vorhabentragers ein jahrlicher Personalaufwand von rund 10.000 Eu-
ro. Bei einer Veroffentlichung aller wesentlichen Unterlagen des Bundesamtes fir kern-
technische Entsorgungssicherheit und des Vorhabentragers zum Standortauswahlverfah-
ren ist zudem zu erwarten, dass dies zu einer geringeren Anzahl von Anfragen nach dem
Umweltinformationsgesetz fihrt und auch der Verwaltungsaufwand zur Bearbeitung die-
ser Anfragen durch die Verweismoglichkeit auf digital verdffentlichte Unterlagen sinkt.
Diesbeztiglich wird einmalig ein Personalaufwand von rund 4.000 Euro in Abzug gebracht.
Nach Berufung einer oder eines Partizipationsbeauftragten fallen als Aufgaben die Identi-
fikation von mdglichen Konflikten und deren Auflésung im Standortauswahlverfahren, die
Hinzuziehung durch Beteiligte bei Fragen zur Offentlichkeitsbeteiligung und regelmaRige
Berichte an. Es ist von einem zusatzlichen jahrlichen Personalaufwand von 100.000 Euro
und einem zusatzlichen jahrlichen Sachaufwand von 50.000 Euro auszugehen.

(2) Ablauf des Standortauswahlverfahrens

Die Aufgaben des Standortauswahlverfahrens sind im Wesentlichen bereits im Standort-
auswahlgesetz begriindet worden und werden durch dieses Gesetz nur geringfiigig er-
ganzt. Insoweit erhdht sich der Erflllungsaufwand einmalig um 250.000 Euro. Dieser
Schatzung liegen folgende Erwagungen zugrunde:

Mit diesem Gesetz wird die Ermittlung von Teilgebieten als neuer Zwischenschritt im
Standortauswahlverfahren eingefihrt, der eine einmalige Erhéhung des Personalaufwan-
des um rund 50.000 € erwarten lasst.

Die Phase der Ubertagigen Erkundung wird zudem um die Durchflihrung sozio6konomi-
scher Potenzialanalysen erganzt. Pro soziobkonomischer Potenzialanalyse wird ein Per-
sonalmehraufwand von rund 25.000 Euro erwartet. Legt man die im Standortauswahlge-
setz prognostizierte Ubertagige Erkundung von funf Standorten zugrunde, ergibt sich ein
gesamter einmaliger Personalmehraufwand von 125.000 Euro.

Das Gesetz sieht vor, dass Erkundungsprogramme nunmehr gleichzeitig mit dem jeweili-
gen Vorschlag fur die zu erkundenden Gebiete durch den Vorhabentrager dem Bundes-
amt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit vorgelegt werden. Dies fihrt zu einer Ver-
waltungsvereinfachung, da das nachfolgende Beteiligungsverfahren nicht mehr gesondert
jeweils zu dem vorliegenden Vorschlag und Erkundungsprogramm durchgefihrt werden
muss, sondern gebiindelt in einem Beteiligungsverfahren behandelt werden kénnen. In-
soweit wird der Verwaltungsaufwand flr das Beteiligungsverfahren in den Phasen der
Uber- und untertagigen Erkundung in Bezug auf Erkundungsprogramme und die jeweili-
gen Standortvorschlage halbiert.

Zusatzlich sieht das Gesetz einen zweiten Bescheid des Bundesamtes fur kerntechnische
Entsorgungssicherheit einschlielich entsprechender Rechtsschutzméglichkeiten vor. Im
bisherigen Standortauswahlgesetz war diese Aufgabe lediglich einmal festgeschrieben.
Als damit verbundener Personalmehraufwand werden einmalig rund 100.000 Euro ange-
setzt. Da jedoch gleichzeitig die bisher im Standortauswahlgesetz vorgesehene Aufgabe
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des Buqdesministeriums fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit auf noch-
malige Uberprifung der Rechtmaligkeit des Verfahrens entfallt, wird insoweit eine einma-
lige Aufwandsreduzierung von rund 25.000 Euro berticksichtigt.

(3) Dokumentation

Mit diesem Gesetz wird eine neue Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes flr kern-
technische Entsorgungssicherheit eingefiihrt. Diese Verpflichtung soll durch eine Rechts-
verordnung des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
konkretisiert werden. Erst mit dieser Konkretisierung fallen Einzelprozesse der Daten-
Ubermittlung, Bestatigung des Eingangs der Speicherdaten, Klassifikation von Speicher-
daten, dauerhaften Speicherung von Daten und Dokumenten durch das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit, Digitalisierung von Speicherdaten an. Ein zusatzli-
cher Erflllungsaufwand wird somit erst durch Erlass der Rechtsverordnung begriindet.

5. Weitere Kosten

Den geringfiigig héheren Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben die Ab-
fallablieferungspflichtigen grundsatzlich als notwendigen Aufwand fir die Standortauswahl
und die Erkundung zu refinanzieren.

Im Hinblick auf die zusatzliche Rechtsschutzmdglichkeit vor der abschlieRenden Standor-
tentscheidung in § 20 StandAG erhoht sich moglicherweise die Anzahl der gefihrten
Rechtsschutzverfahren. Die zusatzliche Rechtsschutzoption flhrt durch ein abgestuftes
Verfahren jedoch zu einer inhaltlichen Abschichtung der zu prifenden Verfahrensfragen,
die den Rechtsschutz im Auswahlverfahren insgesamt vereinfacht. Eine doppelte Prifung
von Rechtsfragen ist damit ausgeschlossen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmafig
im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Keine.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist weder erforderlich noch auf Grund der Verfahrensdauer und der Un-
wagbarkeiten hinsichtlich der Verfahrensdauer angemessen. Das Gesetz bericksichtigt
entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission zudem den Umstand, dass mit
den Neuerungen im Beteiligungsverfahren ein lernendes und lernfahiges Beteiligungssys-
tem geschaffen wird, um flexibel auf Veranderungen und Konflikte im Standortauswahl-
verfahren reagieren zu kénnen. Auch die Regelungen zum Ablauf des Standortauswahl-
verfahrens sehen insbesondere durch dynamische Verweise, die Reversibilitdt des Ver-
fahrens und die Bezugnahme auf den Stand von Wissenschaft und Technik zwingend die
Bertcksichtigung aktueller Wissensfortschritte vor. Eine bereits jetzt festgeschriebene
Evaluierung der Regelungen des Standortauswahlverfahrens ist vor diesem Hintergrund
obsolet. Der Verzicht auf eine gesetzlich vorgegebene Evaluierung des Gesetzes ist auch
sachgerecht, um das Vertrauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu starken.
Daneben sind im Standortauswahlverfahren zu verschiedenen Zeitpunkten gesetzliche
Entscheidungen zu den einzelnen Verfahrensstufen vorgesehen. In diesem Rahmen kén-
nen notwendige gesetzliche Anderungen des Verfahrens und den zugrundeliegenden
Rechtsnormen ebenfalls per Gesetz beschlossen werden, sofern sich im Auswahlverfah-
ren ein Anderungsbediirfnis ergibt.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager fiir
hochradioaktive Abfalle)

Artikel 1 I8st das bisherige Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes flr ein End-
lager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfalle (Standortauswahlgesetz) ab. Soweit
dieses Ablésegesetz von den bisherigen Regelungen des Standortauswahlgesetzes ab-
weicht, ist dies in der nachfolgenden Begriindung zu den einzelnen Paragraphen darge-
legt. Einzelne Erlauterungen wurden aus der Begriindung des urspriinglichen Entwurfs
zur besseren Nachvollziehbarkeit und Verstandlichkeit Gbernommen. Im Ubrigen wird hin-
sichtlich der beibehaltenen Regelungen vollumfanglich auf die Begriindung des urspring-
lichen Entwurfs zum Standortauswahlgesetz vom 14. Mai 2013 (Bundestag-Drucksache
17/13471) sowie des Entwurfs zur Anderung des Standortauswahlgesetzes vom 7. Juni
2016 (Bundestag-Drucksache 18/8704) Bezug genommen.

Zu Teil 1 (Allgemeine Vorschriften)

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes)

Zu Absatz 1

Das Gesetz regelt das Standortauswahlverfahren.
Zu Absatz 2

Das Standortauswahlverfahren ist auf die Suche nach dem Standort fir eine Anlage zur
Endlagerung insbesondere hochradioaktiver Abfalle ausgerichtet. Die Moglichkeit der zu-
satzlichen Einlagerung von mittel- und schwachradioaktiven Abféllen ist im Auswahlpro-
zess zu bericksichtigen. Zu den einzulagernden insbesondere hochradioaktiven Abfallen
zahlen bestrahlte Brennelemente sowie in Glas eingeschmolzene Abfalle aus der Wieder-
aufarbeitung. Schwach- und mittelradioaktive Abfalle, die mdglicherweise zusatzlich ein-
gelagert werden sollen, sind die radioaktiven Abfalle, die aus der Schachtanlage Asse Il
zurtickgeholt wurden, radioaktive Abfélle, die die Annahmebedingungen des Endlagers
Konrad nicht erflillen sowie vorsorglich das angefallene und anfallende abgereicherte
Uran aus der Urananreicherung, sollte eine weitere Verwertung nicht erfolgen. Die Aus-
wirkungen einer Endlagerung dieser zusatzlichen radioaktiven Abfélle sind im Rahmen
einer vorlaufigen Sicherheitsuntersuchung zu prifen.

Die neu eingefuhrte Definition des Standortes mit der bestmdglichen Sicherheit setzt eine
Empfehlung der Endlagerkommission um und enthalt die prazisierende Klarstellung, dass
der Standort mit der bestmdéglichen Sicherheit der Standort ist, der im Zuge eines verglei-
chenden Verfahrens zwischen den in der jeweiligen Phase nach den entsprechenden
Anforderungen geeigneten Standorten ermittelt wird und die bestmdgliche Sicherheit fir
den dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisierender Strahlung und sonsti-
gen schadlichen Wirkungen dieser Abfalle flr einen Zeitraum von einer Million Jahren
gewahrleistet. Ein Standortauswahlverfahren, welches das Ziel hat, den Standort mit der
bestmdglichen Sicherheit zu bestimmen, muss ein komparatives Verfahren sein, das mit
seinen Prozessschritten und Entscheidungskriterien so angelegt ist, dass sich der Stand-
ort mit der bestmoglichen Sicherheit auf transparente und nachvollziehbare Weise als
Ergebnis ergibt. Dabei hat die kurz-, mittel- und langfristige Sicherheit Prioritat vor allen
anderen Aspekten. Es gilt, im Standortauswahlverfahren den unter Sicherheitsaspekten
bestmoéglichen Standort zu bestimmen. Daneben wird die bisherige Regelung zur In-
landsentsorgung beibehalten.
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Zu Absatz 3

Die Endlagerkommission hat sich nach umfassender Erdrterung einer Vielzahl von Optio-
nen der Entsorgung insbesondere der hochradioaktiven Abfélle daflir entschieden, deren
Verbringung in ein Endlagerbergwerk in einer tiefen geologischen Formation zu empfeh-
len. Ein solches Bergwerk wird unter Bertcksichtigung der értlichen geologischen Situati-
on, dem Einlagerungskonzept, der bergtechnischen Machbarkeit und gegebenenfalls zu-
satzlichen erforderlichen Vorkehrungen fiir Arbeitsschutz und Strahlenschutz voraussicht-
lich in Teufen zwischen 300 und 1500 Metern realisiert werden kénnen. Entsprechend
dieser Empfehlung wird die Endlagerung in tiefen geologischen Formationen als grund-
satzlich verpflichtende Entsorgungsoption festgelegt.

Die Forderung, die Moglichkeit einer Ruckholbarkeit fur die Dauer der Betriebsphase des
Endlagers und die Moglichkeit einer Bergung der radioaktiven Abfalle flr einen Zeitraum
von 500 Jahren vorzusehen, beruht auf der Empfehlung der Endlagerkommission, eine
Endlagerung mit Reversibilitdt fur mogliche Fehlerkorrekturen zu gewahrleisten. Als Vor-
kehrungen flr eine spater ggf. erforderliche Bergung soll insbesondere eingeplant wer-
den, dass ausreichend Platz fir das Auffahren eines Bergungsbergwerkes vorhanden ist
und bei wahrscheinlicher Entwicklung des Endlagers bis zu diesem Zeitpunkt eine Hand-
habbarkeit der Abfallbehalter gegeben ist. Die Auslegung des Endlagers soll, soweit nicht
sicherheitstechnisch nachteilig, grundsatzlich so gewahlt werden, dass eine spatere Ber-
gung nicht erschwert wird.

Zu Absatz 4

Das Standortauswahlverfahren ist nach MalRgabe der §§ 12 ff. reversibel. Reversibilitat,
das heifdt die Moglichkeit zur Umsteuerung im laufenden Verfahren, ist erforderlich, um
Fehlerkorrekturen zu ermdglichen und damit Handlungsoptionen flr zukilnftige Generati-
onen offenzuhalten, beispielsweise zur Berlcksichtigung neuer Erkenntnisse. Sie kann
zum Aufbau von Vertrauen in den Prozess beitragen.

Die bereits bisher vorgesehene zeitliche Zielvorgabe zum Standortauswahlverfahren
bleibt ohne Anderungen bestehen. Es wird bestimmt, dass das Standortauswahlverfahren
bis zum Jahr 2031 abgeschlossen werden soll.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)

Die Begriffsbestimmungen des bisherigen § 2 werden weitgehend beibehalten. Gestri-
chen wird die Definition der Stilllegung.

Zu Nummer 5

Die Definition der Reversibilitdt wird entsprechend der Empfehlung der
Endlagerkommission eingefiihrt. Ein Umsteuern im laufenden Verfahren kann zum
Beispiel aufgrund neuer und vorteilhafter technischer Mdglichkeiten oder
Anpassungsbedarfes des urspringlichen Plans erfolgen.

Zu Nummer 6

In der neu eingefigten Nummer 6 wird der Begriff der Gebiete definiert. Gebiete sind
samtliche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden raumlichen Be-
reiche innerhalb Deutschlands. Ein Gebiet umfasst die Ubertagigen Flachen und die da-
runter liegenden untertagigen Gesteinsformationen. Gebiete kénnen z.B. die im Auswahl-
verfahren festzulegenden Teilgebiete, Standortregionen und Standorte oder Teile davon
sein. Diese Begriffsbestimmung schafft einen Oberbegriff fir die rdumlichen Bereiche, die
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu betrachten sind.

Zu Nummern 7 und 8
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Diese Begriffe dienen der Abgrenzung zwischen Barrieren eines Endlagersystems, die
kinstlich hergestellt und in das Endlager eingebracht werden (technische und geotechni-
sche Barrieren), und solchen, die ohne menschliches Einwirken entstanden und am
Standort bereits vorhanden sind (geologische Barrieren). Der Begriff der Barriere ist
grundlegend fir das Konzept des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfalle. Zu den
geologischen Barrieren zahlen die Gebirgsbereiche, die den Einschluss oder die Rickhal-
tung der Radionuklide gewahrleisten. Geotechnische Barrieren sind beispielsweise Stre-
cken- und Schachtverschlisse. Technische Barrieren sind unter anderem Abfallbehalter
und die Abfallmatrix selbst.

Zu Nummer 9

Der Begriff des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs ist zentral fir ein wesentlich auf
geologischen Barrieren beruhendes Endlagersystem und wird entsprechend den von der
Endlagerkommission empfohlenen Kriterien in den in §§ 22 bis 24 festgelegten Kriterien
und Anforderungen in Bezug genommen. Fur Endlagersysteme, in denen der Einschluss
im Wesentlichen auf technischen und geotechnischen Barrieren beruht, erfolgt weitge-
hend eine sinngemafle Anwendung der mit Bezug auf den einschlusswirksamen Gebirgs-
bereich formulierten Kriterien.

Zu Nummer 10

Durch den Begriff Einlagerungsbereich wird der raumliche Bereich eines Endlagersystems
beschrieben, innerhalb dessen die radioaktiven Abfalle eingelagert werden. Fir Endlager-
konzepte, die wesentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen, umfasst
die Definition auch den Bereich des Gebirges, der den Erhalt der technischen und geo-
technischen Barrieren gewahrleistet. Dies ist insbesondere die Gesteinsschicht unmittel-
bar um die Einlagerungshohlraume, die die Behalter und das Puffermaterial vor auf3eren
Einwirkungen schiitzt.

Zu Nummer 11

Dieser Begriff des Endlagersystems beschreibt das auf die ortlichen Gegebenheiten an-
gepasste Konzept zur Realisierung des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfalle in
einem Endlager. Auf der hochsten Abstraktionsebene sind hierbei Endlagersysteme, die
wesentlich auf geologischen Barrieren beruhen, von solchen zu unterscheiden, die we-
sentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen.

Der Begriff Endlagersystem subsumiert in Ubereinstimmung mit den Empfehlungen der
Endlagerkommission alle zur Sicherheit eines Endlagers beitragenden Teilsysteme und
ihr Zusammenwirken. Zu den Teilsystemen gehdren neben den Abfallen und Abfallbehal-
tern insbesondere die technischen, geotechnischen und geologischen Barrieren sowie
das gesamte Endlagerbergwerk einschlielich seiner Schachte, Strecken, Kammern, Ver-
satz und Dichtelemente.

Zu Nummer 12

Der Begriff des Endlagerbereichs dient der raumlichen Eingrenzung der Teile von geolo-
gischen Formationen, die ein Endlagersystem aufnehmen sollen. Der Endlagerbereich
umfasst insbesondere den Einlagerungsbereich und, soweit vorgesehen, den einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich sowie das Deckgebirge, soweit es zur Sicherheit des Endla-
gers beitragt.

Zu Nummer 13
Der Begriff Deckgebirge bezeichnet den geologischen Bereich oberhalb des besonders

vor aufleren Einwirkungen zu schitzenden einschlusswirksamen Gebirgsbereiches bzw.
Einlagerungsbereiches. Zum Deckgebirge konnen auch Bereiche der geologischen For-
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mation gehdren, in die die Abfalle eingelagert werden, soweit diese Bereiche nicht Teil
des Einlagerungsbereiches oder des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sind.

Zu §§ 3 bis 5

Nach Beendigung der Arbeit der Endlagerkommission sind die bisherigen §§ 3 bis 5 nun-
mehr gegenstandslos. Sie werden durch folgende Regelungen ersetzt:

Zu § 3 (Vorhabentrager)
Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die bislang in § 6 StandAG bestimmten Aufgaben des Vorhabentra-
gers beispielhaft genannt. Die neu eingefligte Nummer 1 regelt, dass zu den Aufgaben
des Vorhabentragers nunmehr auch die Ermittlung von Teilgebieten nach § 13 gehdrt.
Dies entspricht der mit diesem Gesetz vorgenommenen Konkretisierung der Ablaufe des
Standortauswahlverfahrens, wonach der Vorhabentrager vor Ermittlung von Standortregi-
onen flr die Ubertagige Erkundung zunachst Teilgebiete ermittelt.

Zur Erfullung der aufgefiuihrten Aufgaben im Auswahlverfahren hat der Vorhabentrager
auch die fir den Beginn der Standortauswahl erforderlichen geologischen Daten zusam-
menzuflihren und aufzubereiten. Hierbei kann der Vorhabentrager auf die Expertise der
Bundesanstalt fur Geowissenschaften und Rohstoffe zuriickgreifen.

Die weiteren Anderungen sind ebenfalls Anpassungen an den mit diesem Gesetz geregel-
ten Verfahrensablauf in den §§ 13 ff. StandAG.

Zu Absatz 2

Als weitere Aufgabe des Vorhabentragers wurde in Absatz 2 die umfassende und syste-
matische Information der Offentlichkeit Gber das Standortauswahlverfahren im Rahmen
seiner Aufgaben bestimmt.

Zu § 4 (Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit)
Zu Absatz 1

In § 4 Absatz 1 werden die Zustandigkeiten des Bundesamtes fir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit nach § 7 des bisherigen Standortauswahlgesetzes beibehalten. Die An-
derungen beinhalten redaktionelle Anpassungen an die neuen Vorschriften zum Ablauf
des Standortauswahlverfahrens in §§ 13 ff. StandAG.

Zu Absatz 2

Der neu eingefugte Absatz 2 weist dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit die Tragerschaft der Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren zu.
Entsprechend der Rolle des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit als
Trager der Offentlichkeitsbeteiligung wird die bereits im geltenden Recht vorgesehene
Regelung Ubernommen, nach der es die Offentlichkeit Uiber das Standortauswahlverfah-
ren im Rahmen seiner Aufgaben nach diesem Gesetz umfassend und systematisch Uber
das Internet und andere geeignete Medien informiert. Zudem wird das Bundesamt fur
kerntechnische Entsorgungssicherheit verpflichtet, die Vorschldge des Vorhabentragers
unmittelbar nach Erhalt zu verdffentlichen. Die Veréffentlichung der Vorschlage ist eine
wesentliche Grundlage fir die in §§ 7 ff. StandAG vorgesehenen Formen des Beteili-
gungsverfahrens.
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Zu Teil 2 (Beteiligungsverfahren)

Die nachfolgenden §§ 5 bis 7 regeln die Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlver-
fahren mit den Grundsatzen der Offentlichkeitsbeteiligung, der Informationsplattform, dem
Stellungnahmeverfahren und den Erérterungsterminen. In den §§ 8 bis 11 werden neben
dem bereits im urspriinglichen Standortauswahlgesetz vorgesehenen Nationalen Begleit-
gremium die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regionalkonferenzen sowie die Fachkonfe-
renz Rat der Regionen als neue Instrumente der Beteiligung vorgesehen. Im Rahmen
dieser Beteiligung sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht
organisatorische Fragen oder Aspekte formeller Offentlichkeitsbeteiligung, sondern viel-
mehr Mdglichkeiten der Férderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft so-
wie der fachkundigen Befassung vor und nach dem Entstehen regionaler Betroffenheit im
Fokus stehen. Um mehr Handlungsspielrdume flr die neuen, von der Endlagerkommissi-
on empfohlenen Formen gelingender Beteiligung zu schaffen, werden Organisation und
Ablauf dieser Beteiligung daher nicht abschlieRend und verbindlich vorgegeben. Vielmehr
soll diese Beteiligung eigenverantwortlich von den jeweiligen Konferenzen wahrgenom-
men werden. Als Ubergeordneter Begriff fiir die Offentlichkeitsbeteiligung und die neuen
Beteiligungsinstrumente (nachfolgend Beteiligung) wird der Begriff des Beteiligungsver-
fahrens verwendet.

Zu § 5 (Grundsatze der Offentlichkeitsbeteiligung)

Das Standortauswahlgesetz geht davon aus, dass die Lagerung radioaktiver Abféalle mit
bestmdglicher Sicherheit nur in einem breiten gesellschaftlichen Konsens zu erreichen ist.
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines partizipativen Auswahlverfahrens, das gleich-
ermalen die historische Konfliktlage, die Komplexitat der Materie und die zu erwartende
Dauer des Verfahrens berucksichtigt. Ziel ist es, eine von einem breiten gesellschaftlichen
Konsens getragene Losung zu finden, die letztlich auch von den unmittelbar Betroffenen
toleriert werden kann.

§ 5 bestimmt daher auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission die
wesentlichen Grundsatze der Offentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren.

Zu Absatz 1

Mit der Verpflichtung des Bundesamtes fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zu einer
frihzeitigen, umfassenden und systematischen Information der Offentlichkeit wahrend der
Dauer das Standortauswahlverfahrens werden Information und Transparenz in allen
Schritten des Auswahlverfahrens als elementare Voraussetzungen einer gelingenden
Offentlichkeitsbeteiligung festgeschrieben. Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit stellt dabei sicher, dass die Offentlichkeit durch einen dialogorientierten
Prozess informiert wird. Angestrebt wird eine grundlegende Information méglichst grofer
Teile der Bevolkerung uber die Problematik und den Prozess der Endlagersuche wie auch
eine vertiefte Information der Fachoffentlichkeit und engagierter Blirgerinnen und Burger.

Um eine einfache Zuganglichkeit zu den bereitgestellten Informationen zu gewahrleisten,
soll das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit die Informationen tber un-
terschiedliche Medien, wie z.B. das Internet und verbreitete Druckerzeugnisse verbreiten.
Durch die Veroéffentlichung der Informationen Uber unterschiedliche Medien soll erreicht
werden, dass nicht nur die bereits von Beginn an interessierten Bevoélkerungsteile, son-
dern auch diejenigen informiert werden, die sich bisher nicht mit der Standortauswahl be-
schaftigt haben. Entsprechend § 10 Absatz 3 des Umweltinformationsgesetzes gilt, dass
die Verbreitung von Umweltinformationen in fiir die Offentlichkeit verstandlicher Darstel-
lung und leicht zuganglichen Formaten erfolgen soll.

Erganzend zu den Vorschriften des Standortauswahlgesetzes gelten zur Offentlichkeits-
beteiligung die Vorschriften des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG;
vgl. §§ 4, 14e UVPG).
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Auf Grund der umfassenden Neugestaltung des Beteiligungsverfahrens wurde § 5 unter
Uberwiegender Beibehaltung der bisherigen Regelung auf die wesentlichen Grundsatze
der Offentlichkeitsbeteiligung konzentriert. Die konkrete Ausgestaltung der Beteiligungsin-
strumente ergibt sich aus den nachfolgenden Paragraphen. Eine transparente Informati-
onspolitik, der Fokus auf die Gemeinwohlorientierung sowie regionale und Uberregionale
Partizipation durch Mitgestaltung und Nachprifbarkeit von Vorschlagen und Entscheidun-
gen ermoglichen in allen Verfahrensschritten der Standortauswahl ein umfassendes Be-
teiligungsverfahren.

Zu Absatz 2

Zudem wird in Fortfihrung der bereits im geltenden Gesetz vorgesehenen Regelung vor-
gesehen, dass das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit durch den Trager der Be-
teiligung evaluiert werden kann. Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit kann daran anschliefend Vorschlage zur eventuellen Verbesserung oder Weiterent-
wicklung des Beteiligungsverfahrens machen.

Zu § 6 (Informationsplattform)

Die Regelung des neu eingefiigten § 6 sieht vor, dass das Bundesamt flr kerntechnische
Entsorgungssicherheit wahrend des gesamten Standortauswahlverfahrens alle wesentli-
chen Unterlagen des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie des
Vorhabentragers nach dem Umweltinformationsgesetz vom 22. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 3704), neugefasst durch Bekanntmachung vom 27. Oktober 2014 (BGBI. | 1643), auf
einer Internetplattform ein Informationsangebot verdéffentlicht. Welche Unterlagen als we-
sentliche Unterlagen zu bewerten sind, wird durch die nicht abschlielende Aufzahlung
von Beispielen konkretisiert. Darunter fallen Gutachten, Stellungnahmen, Datensammlun-
gen und Berichte.

In der Gesamtschau aller Informationen soll durch die Informationsplattform eine ausge-
wogene und umfassende Informationsbasis entstehen. Das Angebot soll so aufbereitet
werden, dass sowohl Laien als auch engagierte Burgerinnen und Burger mit Fachwissen,
recherchierende Journalistinnen und Journalisten oder Fachleute aus Wissenschaft und
Wirtschaft ein entsprechendes Informations- und Vermittlungsniveau vorfinden.

Zu § 7 (Stellungnahmeverfahren und Erérterungstermine)

Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission werden Stellungnahmeverfah-
ren mit anschlieRendem Eroérterungstermin jeweils zu den Vorschlagen im Standortaus-
wahlverfahren geregelt. Damit wird fiir einzelne Verfahrenselemente der Offentlichkeitsbe-
teiligung eine spezielle Regelung getroffen. Diese Regelung ist nicht abschlieRend. Die
Vorschrift findet nach Maltgabe der §§ 4 und 14e UVPG Anwendung.

Zu Absatz 1

Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Offentlichkeit und den
Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch den jeweiligen Vorschlag des
Vorhabentrager beriihrt ist, nach Ubermittlung des jeweiligen Vorschlags sowie im Fall
einer Nachprifung nach abgeschlossenem Nachprifverfahren Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den Vorschlagen des Vorhabentragers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und
§ 18 Absatz 3 beziehungsweise den aktualisierten Vorschlagen des Vorhabentragers
nach dem Nachprifverfahren, den Erkundungsprogrammen nach § 14 Absatz 1 und § 16
Absatz 2, den jeweils vorliegenden Berichten der Regionalkonferenzen und weiteren Un-
terlagen. Trager offentlicher Belange sind insbesondere die obersten Landesbehdrden
und die allgemeinen unteren Landesbehoérden. Die Stellungnahmen sind innerhalb einer
vom Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit zu setzenden Frist abzugeben.
Diese betragt mindestens einen Monat und darf drei Monate nicht Uberschreiten. Das
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Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vorhabentrager werten die
Stellungnahmen vorlaufig aus und bericksichtigen die Stellungnahmen bei den weiteren
Verfahrensschritten. Diese vorlaufige Auswertung ist Grundlage fir den anschlieRenden
Erorterungstermin.

Zu Absatz 2

Absatz 2 beinhaltet eine Aufzahlung der Vorschlage mit zugehérigen Informationen, zu
welchen die Offentlichkeit mindestens Stellung beziehen kann. Den Vorschlagen sind
umfangreiche Unterlagen beizufligen, insbesondere fachlich anspruchsvolle Analysen und
Vorschlage, die nur mit hohem zeitlichen Aufwand und Expertise vollstandig durchdrun-
gen werden kénnen. Sowohl fur die Arbeit der regionalen Gremien wie auch fir die Stel-
lungnahmen der allgemeinen Offentlichkeit ist es daher notwendig, dass das Bundesamt
fur kerntechnische Entsorgungssicherheit die bereitzustellenden Informationen angemes-
sen aufbereitet und auf der Informationsplattform und in anderen geeigneten Medien so
darstellt, dass unterschiedliche Zielgruppen sie nachvollziehen kénnen. Fur die Vorschla-
ge zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregionen, der untertagig zu er-
kundenden Standorte sowie der dazugehoérigen Erkundungsprogramme ist jeweils eine
Strategische Umweltprifung (SUP) durchzufihren (vgl. Nummern 1.15 und 1.16 der An-
lage 3 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung). Demgeman gelten ergan-
zend die Anforderungen fiir die Durchfiihrung der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 14i in
Verbindung mit § 9 Absatz 1 bis 1b UVPG. Fur den Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3
ist eine Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) durchzufihren (vgl. Anlage 1 Nummer 11.2
UVPG). Demzufolge gelten insofern erganzend die Anforderungen nach § 9 UVPG.

Zu Absatz 3

Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens flihrt das Bundesamt fiir kern-
technische Entsorgungssicherheit Erérterungstermine zu den Vorschlagen des Vorhaben-
tragers nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten und Unterlagen
durch. Soweit mehrere Gebiete betroffen sind, werden Erérterungstermine im jeweiligen
raumlichen Bereich durchgefuhrt. Gegenstand des Erdrterungstermins sind der Vorschlag
des Vorhabentragers, gegebenenfalls vorliegende Berichte der Regionalkonferenzen und
des Rats der Regionen, die Ergebnisse der vorlaufigen Nachprifung durch das Bundes-
amt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit, die Auswertung von Stellungnahmen aus
dem Stellungnahmeverfahren und der Einbeziehung der Trager 6ffentlicher Belange, die
nach § 14i Absatz 2 bzw. § 9 Absatz 1b UVPG darlber hinaus fir die Offentlichkeit aus-
zulegenden Unterlagen sowie gegebenenfalls weitere Unterlagen. Die Erérterungstermine
sollen genutzt werden, um die Informationsbasis auf allen Seiten zu verbessern und die
Vorschlage im Detail nachvollziehbar zu erlautern. Die Erdrterungstermine sind zugleich
Bestandteil der Offentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Durchfiihrung der SUP bzw. der
UVP.

Zu Absatz 4

Aus Absatz 4 ergeben sich die konkreten Anforderungen an die Auslegung der wesentli-
chen, den Erérterungsgegenstand betreffenden Unterlagen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt den Teilnehmerkreis der Erérterungstermine. Die Aufzahlung der Soll-
Vorschrift ist jedoch nicht abschlieend. Weiterhin regelt Absatz 5 Naheres zum Ort der
Erérterungstermine einschlief3lich ihrer Bekanntmachung.

Zu § 8 (Nationales Begleitgremium)

Die Neufassung des § 8 berlcksichtigt, dass das Nationale Begleitgremium auf Grund
einer Anderung des Standortauswahlgesetzes im Jahr 2016 bereits einzusetzen war. § 8
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regelt daher die Fortfihrung des Nationalen Begleitgremiums, streicht inzwischen Uber-
holte Regelungen und tGbernimmt im Wesentlichen die bisherigen Regelungen des Stand-
ortauswahlgesetzes.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt die Aufgabe des Nationalen Begleitgremiums. Die Arbeit des Nationa-
len Begleitgremiums dient vor allem der gemeinwohlorientierten Begleitung des Verfah-
rens. Das Nationale Begleitgremium soll als eine gegenuber Behdrden, Parlament und
unmittelbar beteiligten Unternehmen und Experteneinrichtungen unabhangige gesell-
schaftliche Instanz Neutralitdt und Fachwissen besitzen und Wissens- und Vertrauens-
kontinuitat vermitteln. Das Gremium soll im Dialog und Austausch mit der Offentlichkeit
und allen Akteuren des Standortauswahlverfahrens stehen und dadurch auch die Umset-
zung des Beteiligungsverfahrens im Standortauswahlverfahren bis zur Standortentschei-
dung unterstutzen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Akteneinsichtsrecht der Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums
und die Verdffentlichung und Dokumentation der Beratungsergebnisse. Soweit das Ak-
teneinsichtsbegehren Unterlagen betrifft, die nicht nach dem Umweltinformationsgesetz
(UIG) herauszugeben sind, sind die Mitglieder gegebenenfalls zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

Es wird davon ausgegangen, dass zur Zusammenarbeit zwischen dem Nationalen Be-
gleitgremium und dem Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie dem
Vorhabentrager Vereinbarungen getroffen werden, die Reibungsverluste vermeiden.

Das Nationale Begleitgremium hat die Pflicht, seine Beratungsergebnisse fortlaufend in
regelmafigen Berichten aufzubereiten. Hieraus ergibt sich zugleich die Pflicht zu regel-
mafigen Beratungen, u. a. zu den Vorschlagen des Vorhabentragers sowie zum weiteren
Vorgehen soweit im Verfahren Gebiete identifiziert werden, die auf Grund nicht hinrei-
chender geologischer Daten bei der Ermittlung von Teilgebieten (§ 13) nicht eingeordnet
werden konnen.

Das Nationale Begleitgremium Ubermittelt seine Beratungsergebnisse regelmafig der
Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag und veréffentlicht diese.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt Naheres zur Zusammensetzung des Nationalen Begleitgremiums, zur
Amtszeit und Wahl bzw. Ernennung der Mitglieder. Ferner sieht die Besetzung des Natio-
nalen Begleitgremiums nun sechs Burgerinnen und Birger, davon zwei Vertreterinnen
und Vertreter der jungen Generation vor. Die bisherige Mitgliederzahl wird von neun auf
18 Mitglieder erhdht. Die Regelung tragt dem Gedanken der Neutralitat und Unabhangig-
keit des Nationalen Begleitgremiums sowie der Generationengerechtigkeit und der Fair-
ness des Standortauswahlverfahrens Rechnung. Diese Gedanken kénnen durch die Be-
rufung von Blrgerinnen und Blrgern in das Gremium besonders glaubwirdig und plausi-
bel nach aulRen kommuniziert werden.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Unterstiitzung des Nationalen Begleitgremiums durch eine Geschéafts-
stelle. Weiterhin sieht Absatz 4 die Mdglichkeit des Nationalen Begleitgremiums vor, wis-
senschaftliche Expertise durch Anhdérungen, Vergabe von Gutachten oder die Berufung
eines wissenschaftlichen Beirates hinzuziehen.
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Zu Absatz 5

Absatz 5 legt entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission Berufung und
Aufgaben einer oder eines Partizipationsbeauftragten fest. Das Nationale Begleitgremium
betraut einen Angehorigen seiner Geschéaftsstelle mit diesen Aufgaben. Dessen vorrangi-
ge Aufgabe ist die friihzeitige Identifikation und Analyse auftretender Spannungen zwi-
schen den Beteiligten im Standortauswahlverfahren sowie die Unterstlitzung bei der Bei-
legung und Schlichtung von Konflikten. Der oder die Partizipationsbeauftragte legt dem
Nationalen Begleitgremium regelmaRige Tatigkeitsberichte vor und ist fachlich weisungs-
unabhangig.

Zu § 9 (Fachkonferenz Teilgebiete)

Als neues Instrument der Beteiligung fihrt § 9 auf Empfehlung der Endlagerkommission
eine Fachkonferenz Teilgebiete ein, um eine kontinuierliche Beteiligung bereits zu Beginn
des Standortauswahlverfahrens zu gewahrleisten. Die Fachkonferenz Teilgebiete soll eine
moglichst frihzeitige Einbeziehung von Vertretern der Teilgebiete noch vor der Auswahl
von Standortregionen ermdoglichen. Auch in dieser Phase ist es sinnvoll, Beteiligungsfor-
mate anzubieten, um dem Grundsatz eines partizipativen Standortauswahlverfahrens
Rechnung zu tragen und die Erstellung des Zwischenberichtes des Vorhabentragers zur
Ermittlung von Teilgebieten zu begleiten. Die Fachkonferenz Teilgebiete ertffnet die Mog-
lichkeit, den Zeitraum der blofen Information zu verkiirzen und eine fachkundige Befas-
sung von Vertretern der Teilgebiete rechtzeitig einzuleiten, bevor vorrangig regionale Inte-
ressen bedeutsam werden. Die Regelung zur Einrichtung der Fachkonferenz Teilgebiete
lasst die Befugnis des Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit, bereits in
dieser frihen Phase die Informationen zum Beteiligungsverfahren breit zu verdéffentlichen
und durch geeignete Instrumente ein Bewusstsein fir die gesellschaftliche Herausforde-
rung zu erzeugen, unberuhrt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt Berufung und Zusammensetzung der Fachkonferenz Teilgebiete als lose
Zusammenkunft von Burgerinnen und Birgern, Vertretern der Gebietskérperschaften der
nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebiete, Vertretern gesellschaftlicher Organisationen
und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlicher ohne eine bestimmte organisatorische
oder rechtliche Verfestigung oder Verselbstandigung. Im Vordergrund der Fachkonferenz
Teilgebiete sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht organi-
satorische Fragen oder Aspekte formeller Offentlichkeitsbeteiligung, sondern vielmehr
Mdglichkeiten der Forderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft und fach-
kundigen Befassung vor dem Entstehen regionaler Betroffenheit sein. Teilnehmerzahl und
die Vertretung der Teilgebiete sind daher nicht abschliel’iend und verbindlich vorgegeben.
Zu den genannten gesellschaftlichen Organisationen gehéren Organisationen wie Wirt-
schafts-, Umwelt- und andere Organisationen, deren Wirkungsfelder mit der Frage der
Standortauswahl verbunden sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Aufgaben der Fachkonferenz. Diese erértert den Zwischenbericht
des Vorhabentragers nach § 13 Absatz 2, wahrend der Vorhabentrager seine Arbeit fort-
setzt. Die Erdrterung findet in drei Terminen innerhalb von sechs Monaten nach der Verof-
fentlichung des Zwischenberichts statt. Die Fachkonferenz soll sich bei der Erdrterung mit
der Anwendung der Ausschlusskriterien, der geologischen Mindestanforderungen und
den geowissenschaftlichen Abwagungskriterien befassen, die zur Identifizierung von Teil-
gebieten durch den Vorhabentrager geflhrt haben. Ziel ist eine friihzeitige Befassung mit
den vorgenannten Auswahlschritten, bevor es zur Eingrenzung der Standortauswahl auf
die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen kommt. Damit wird eine standortiibergrei-
fende Sichtweise ermdglicht, die den Aufbau eines Erfahrungs- und Wissensstandes be-
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fordert und damit die spatere Arbeitsaufnahme der Regionalkonferenzen und des Rates
der Regionen sowie die weitere Beteiligung erleichtern kann. Mit Ubermittlung der Bera-
tungsergebnisse an den Vorhabentrager I6st sich die Fachkonferenz auf.

Die Ergebnisse der Fachkonferenz werden vom Vorhabentrager bei seinem Vorschlag fir
die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2 berlcksichtigt. Der
Vorhabentrager macht den auf Grundlage des Berichts der Fachkonferenz Teilgebiete
gegebenenfalls modifizierten Zwischenbericht zum Teil seines Vorschlags zur Auswahl
der Ubertagig zu erkundenden Standorte, der dem Bundesamt flir kerntechnische Entsor-
gungssicherheit Gbermittelt wird. Die Nichteinhaltung der normierten Aufgaben, Organisa-
tion und Fristen begriindet keine Verfahrensfehler.

Zu § 10 (Regionalkonferenzen)

§ 10 sieht als Neuregelung Einrichtung, Zusammensetzung und Aufgaben der Regional-
konferenzen vor. Dabei handelt es sich um ein neues Beteiligungsinstrument fir die um-
fassende Beteiligung der regional betroffenen Birgerinnen und Burger. Die intensive und
langfristige Begleitung des Standortauswahlverfahrens durch die Regionalkonferenzen
soll die kontinuierliche umfassende Beteiligung der Offentlichkeit gewahrleisten. In jeder
Region, die als Ubertdgig zu erkundende Standortregion vorgeschlagen wird, begleitet
eine Regionalkonferenz die Verfahrensschritte. Die Nichteinhaltung der normierten Auf-
gaben, Organisation und Fristen begriindet keine Verfahrensfehler.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Einrichtung, Organisation und Zusammensetzung der Regionalkonfe-
renzen. Die Regionalkonferenzen bestehen jeweils aus einer Vollversammlung und einem
Vertretungskreis.

Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet die Regionalkonferen-
zen ein und stellt fir die gesamte Laufzeit organisatorische und finanzielle Ressourcen
bereit. Das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit stellt den Regionalkon-
ferenzen zudem eine Mustergeschéaftsordnung zur Verfugung. Die von jeder Regionalkon-
ferenz zu beschlieRende Geschéftsordnung enthalt zumindest Regelungen zu Vorsitz,
Beschlussfahigkeit, Tagesordnung, Ablauf von Sitzungen, Beratungen und Anhdrungen
einschlieRlich der Frage der Dokumentation und Offentlichkeit der Sitzungen, Rede-, An-
trags- und Stimmrechte, der Aufgabenwahrnehmung durch den Vertretungskreis und des
Ausschlusses von Interessenkollisionen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Zusammensetzung der Vollversammlung. Auf Wunsch der Regional-
konferenzen nehmen Vertreter des Bundesamtes flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit und des Vorhabentragers an den Regionalkonferenzen teil. Zudem trifft Absatz 2 eine
Regelung zum Umgang mit Standortregionen, die an einen anderen Staat angrenzen.
Wenn dies der Fall ist, soll die jeweils betroffene Regionalkonferenz Naheres zu einer
angemessenen Berlcksichtigung der dort betroffenen Interessen in ihrer Geschaftsord-
nung regeln; dies schliel3t die Mdglichkeit ein, Vertreter anderer Staaten in den Vertre-
tungskreis zu berufen. Daneben besteht die Mdglichkeit des Abschlusses entsprechender
Staatsvertrage.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Zusammensetzung des Vertretungskreises. Als Vertreterinnen und
Vertreter gesellschaftlicher Gruppen im Vertretungskreis kommen insbesondere Vertre-
tungen von Wirtschafts- und Umweltorganisationen in Betracht.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Aufgaben der Regionalkonferenzen. Die Regionalkonferenzen kénnen
sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschaftlich beraten lassen. Die Konfe-
renzen begleiten das Standortauswahlverfahren und sind bei verschiedenen, konkret be-
nannten Verfahrensschritten anzuhéren. Zudem obliegt es den einzelnen Konferenzen,
die Offentlichkeit unabhangig vom Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit
als Trager der Offentlichkeitsbeteiligung in der eigenen Standortregion (iber den Verlauf
der Standortauswahl zu informieren.

Die Moglichkeit der Regionalkonferenzen, ihre Unterlagen auf der Informationsplattform
zu veroffentlichen, soll sicherstellen, dass auf der Plattform gerade auch konfliktbehaftete
Sachverhalte aus unterschiedlichen Perspektiven und von verschiedenen Autoren be-
leuchtet werden und eine ausgewogene und umfassende Informationsbasis entsteht.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt das Verfahren der Nachprifung. Der Nachprifauftrag verfolgt das Ziel,
das Standortauswahlverfahren durch eine starke Einflussmdglichkeit der Betroffenen zu
qualifizieren, Konflikte rechtzeitig aufzulésen und den Abbruch oder die dauerhafte Ver-
zogerung des Standortauswahlverfahrens zu verhindern. Die Moéglichkeit einen Nachpruf-
auftrag zu stellen steht den Regionalkonferenzen fir ihre Region jeweils einmal nach
Ubermittlung der Vorschlage des Vorhabentragers zu. Vor Entscheidung Uber die Forde-
rung einer Nachprifung wird die Vollversammlung anzuhéren sein. Der behauptete, in
dem Nachprufauftrag geriigte Mangel muss so konkret wie moglich bezeichnet werden.

Der an das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit gerichtete Nachprifauf-
trag soll zur Vermeidung erheblicher Verfahrensverzdégerungen innerhalb einer angemes-
senen Frist gestellt werden, die drei Monate nicht Gberschreiten darf. Die Nachprifung
wird mit Vorlage eines aktualisierten Vorschlags abgeschlossen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 bestimmt, dass die Regionalkonferenzen bei ihrer Organisation durch eine Ge-
schaftsstelle unterstitzt werden. Die Geschaftsstelle soll Servicefunktionen bernehmen
und die inneren Arbeiten von Vertretungskreis und Vollversammlung sowie die Informati-
onsarbeit dieser unterstiitzen. Sie wird vom Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit eingerichtet. Als Trager der Geschaftsstelle kommt beispielsweise die Verwal-
tung einer Gebietskdrperschaft einer betroffenen Standortregion in Betracht.

Zu § 11 (Fachkonferenz Rat der Regionen)

Als ein weiteres neues Instrument der Beteiligung wird entsprechend des Vorschlags der
Endlagerkommission die Fachkonferenz Rat der Regionen eingerichtet. Im Rat der Regi-
onen werden die Ergebnisse des Vorhabentragers und des Bundesamtes flir kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit nachvollzogen und die Prozesse der Regionalkonferenzen
miteinander verglichen. Die Fachkonferenz soll dem Erfahrungsaustausch und der Ent-
wicklung einer Uberregionalen Perspektive auf die Standortsuche dienen. Der Rat soll das
Standortauswahlverfahren mit dem Ziel begleiten, die Standortauswahl mit den widerstrei-
tenden Interessen der betroffenen Standortregionen in Einklang zu bringen. Die Nichtein-
haltung der normierten Aufgaben, Organisation und Fristen begriindet keine Verfahrens-
fehler.

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt Einrichtung, Zusammensetzung und Wahl des Rates der Regionen fest.
Dieser setzt sich zusammen aus den Vertretern der Regionalkonferenzen und den Ge-
meinden, in denen radioaktive Abfalle zwischengelagert werden. Die Vertretungskreise
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der Regionalkonferenzen bestimmen aus deren Mitte die zur Fachkonferenz ,Rat der Re-
gionen® zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter, um den Wissenstransfer Uber die
Gremien hinweg gewahrleisten zu kénnen.

Zu Absatz 2

Aus Absatz 2 ergeben sich als Aufgaben des Rates der Regionen die Uberregionale Be-
gleitung der Prozesse der Regionalkonferenzen sowie die Unterstitzung des Interessen-
ausgleichs innerhalb der in Betracht gezogenen Standortregionen. Seine Beratungser-
gebnisse kann der Rat der Regionen als Bericht an das Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit Gbermitteln.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass der Rat der Regionen bei seiner Organisation durch eine Ge-
schaftsstelle unterstitzt wird. Sie wird vom Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eingerichtet.

Zu Teil 3 (Standortauswahlverfahren)
Zu Kapitel 1 (Allgemeine Bestimmungen)
Zu § 12 (Erkundung)

Die bisherige Regelung in § 12 Absatz 1 wird gestrichen, da sich der Inhalt aus den Rege-
lungen in §§ 13 ff. StandAG neu ergibt. Im Ubrigen wurde die geltende Vorschrift des § 12
StandAG Ubernommen und eine konkretisierende Regelung dahingehend aufgenommen,
nach der unter die von den Landesbehdrden zur Verfigung zu stellenden Daten auch
Informationen Uber die Zulassung von Vorhaben nach § 21 Absatz 2 fallen. Durch die
Regelung in Absatz 3 entsteht keine Verpflichtung der Landesbehérden, fur die Erkun-
dung und den Standortvergleich benétigte Geodaten durch zusatzliche Gelandearbeiten
oder anderweitige Malknahmen zu erheben oder zu beschaffen.

Absatz 3 Satz 1 stellt, wie in der bisherigen Fassung des StandAG klar, dass der Vorha-
bentrager fur das Standortauswahlverfahren die Mdglichkeit hat, auf alle vorhandenen
Daten und wissenschaftlichen Erkenntnisse von Bundesbehdrden zugreifen zu kénnen.
Hierbei kann der Vorhabentrager insbesondere auf die Expertise der Bundesanstalt flr
Geowissenschaften und Rohstoffe zurtickgreifen.

Die Regelungen zu einer erweiterten Verflgbarkeit geologischer Daten auch im Standort-
auswahlverfahren sollen erganzend im Zuge der Novellierung des Lagerstattengesetzes
fortgefiihrt und ausgestaltet werden.

Zu Kapitel 2 (Ablauf des Standortauswahlverfahrens)
Zu § 13 (Ermittlung von Teilgebieten)

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission regelt § 13, wie der Vor-
habentrager Teilgebiete ermittelt. Voraussetzung fir die Anwendung der gesetzlich fest-
gelegten Anforderungen und Kriterien sowie insbesondere die Durchflihrung von vorlaufi-
gen Sicherheitsuntersuchungen ist die Entwicklung von Endlagersystemen fir unter-
schiedliche geologischen Formationen und Konfigurationen durch den Vorhabentrager.
Die Entwicklung der Endlagersysteme wird sich im laufenden Auswahlverfahren mit fort-
schreitendem Kenntnisstand standortspezifisch konkretisieren. Fir die Ermittlung der
Teilgebiete genlgen generische, an den verschiedenen Wirtsgesteinskonfigurationen
orientierte Endlagerkonzepte.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 legt allgemein fest, dass der Vorhabentrager in der ersten Phase des Standort-
auswahlverfahrens unter Anwendung der gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen
Anforderungen und Kriterien Teilgebiete ermittelt, die glnstige geologische Vorausset-
zungen flr die sichere Endlagerung radioaktiver Abfalle erwarten lassen.

Zu Absatz 2
Absatz 2 bestimmt das nahere Verfahren zu Ermittlung der Teilgebiete.

Zunachst hat der Vorhabentrager fir das gesamte Bundesgebiet die geologischen Daten,
der zustandigen Bundes- und Landesbehdrden, die flr das Standortauswahlverfahren
relevant sein kdbnnen, zusammenzutragen und in geeigneter Form aufzubereiten. Auf die-
se Daten werden die gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien
angewandt. Mit den geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien werden alle Gebiete ermit-
telt, die auf Grund der in den Kriterien definierten Sachverhalte von vorneherein nicht fur
ein Endlager geeignet sind. Auf das hiernach verbleibende Gebiet wendet der Vorhaben-
trager die gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen Mindestanforderungen an und
identifiziert in Betracht kommende Gebiete. In einem weiteren Schritt kommen nun die
gesetzlich bestimmten geowissenschaftlichen Abwagungskriterien zur Anwendung. An-
schliel’end sind die Gebiete als Teilgebiete auszuweisen, die sich auf Grundlage der Ab-
wagung als besonders glinstig erweisen.

Hierzu fertigt der Vorhabentrager einen Zwischenbericht an, der an das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit zu Ubermitteln ist. In diesem Zwischenbericht wer-
den nicht nur die Teilgebiete mit glinstigen geologischen Voraussetzungen sowie die zu-
grunde liegenden entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwagungen, sondern gege-
benenfalls auch solche Gebiete ausgewiesen, die auf Grund nicht hinreichender geologi-
scher Daten nicht eingeordnet werden kdnnen.

Zu § 14 (Ermittlung von Standortregionen fur libertagige Erkundung)

§ 14 umfasst die Phase des Standortauswahlverfahrens, in der der Vorhabentrager
Standortregionen ermittelt, die Ubertagig erkundet werden sollen.

Zu Absatz 1

Durch reprasentative vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen erarbeitet der Vorhabentrager
zunachst nahere Bewertungen zur Moglichkeit der Realisierung eines sicheren Endlagers
in den ermittelten glnstigen Teilgebieten. Die vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen
missen eine Bewertung enthalten, welche geologischen Eigenschaften der Standortregi-
onen besonders positive oder auch negative Auswirkungen auf ein Endlager haben konn-
ten. Mit Hilfe dieser zusatzlichen Bewertungen werden unter erneuter Anwendung der
geowissenschaftlichen Abwagungskriterien glinstige Standortregionen ermittelt; soweit
unter Sicherheitsaspekten gleich glinstige Standortregionen vorliegen, sind zusatzlich
planungswissenschaftliche Abwagungskriterien anzuwenden. Im Anschluss werden die
Standortregionen vorgeschlagen. Die Flache einer Standortregion wird in der Regel weit
groéRer sein als die fur ein Endlager im Untergrund und an der Oberflache bendétigten Fla-
chen.

Weiterhin begriindet Absatz 1 die Verpflichtung des Vorhabentragers zur Erarbeitung
standortbezogener Erkundungsprogramme flr die Ubertagige Erkundung fur die vorge-
schlagenen Standortregionen bereits vor der gesetzlichen Entscheidung zu Ubertagig zu
erkundenden Standortregionen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt Naheres zum Vorschlag des Vorhabentragers fir die Ubertagig zu er-
kundenden Standortregionen. Es wird festgelegt, dass der Vorhabentrager diesen Vor-
schlag mit Begriindung, den Ergebnissen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen und
den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt fir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit Gbermittelt. Zu den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens zahlen in
diesem Verfahrensschritt auch die Stellungnahmen der Offentlichkeit, die der Vorhaben-
trager nach Veroffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten hat.

Weiterhin regelt Absatz 2 den Umgang mit eventuellen Informationsdefiziten bei der Er-
mittlung guinstiger Standortregionen flr die Ubertagige Erkundung.

Es kann derzeit nicht vorhergesehen werden, ob der Vorhabentrager als Ergebnis seiner
Auswertungen Gebiete mit Informationsdefiziten ausweisen muss oder ob er alle Gebiete
nach Anwendung der geowissenschaftlichen Kriterien abschlief3end als fur die Ubertagige
Erkundung gulnstige oder nicht giinstige Standortregionen einstufen kann. Auch die An-
zahl und GroRRe dieser Gebiete ist nicht absehbar und wird sich erst aus den Auswertun-
gen des Vorhabentragers ergeben. Deshalb hat der Vorhabentrager fir den Fall, dass zu
einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen fir eine Anwendung der Kriterien
vorliegen, eine Empfehlung zum weiteren Verfahren mit diesen Gebieten zu erarbeiten
und in seinen Vorschlag aufzunehmen.

Jedenfalls durfen Gebiete aus dem Suchprozess nicht allein deshalb ausgeschlossen
werden, weil Uber sie zu wenig bekannt ist, sofern zu erwarten ist, dass sich unter diesen
Gebieten ein Standort befindet, der auf Grundlage der Kriterien in § 22 bis § 24 besser zu
bewerten ist, als das in allen Regionen mit ausreichender Datenlage der Fall ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass der Vorhabentrager gleichzeitig mit dem Vorschlag der Uibertagig
zu erkundenden Standortregionen dem Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit die zuvor erarbeiteten standortbezogenen Erkundungsprogramme fir die tUberta-
gige Erkundung zur Festlegung vorlegt.

Zu § 15 (Entscheidung uiber libertagige Erkundung und Erkundungsprogramme)

§ 15 regelt die Entscheidung Uber die Ubertagig zu erkundenden Standortregionen sowie
die Festlegung der standortbezogenen Erkundungsprogramme durch das Bundesamt fiir
kerntechnische Entsorgungssicherheit.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den weiteren Umgang mit dem Vorschlag des Vorhabentragers. Das Bun-
desamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit prift und bewertet den Vorschlag des
Vorhabentragers. Will das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit vom
Vorschlag des Vorhabentragers abweichen, gibt es dem Vorhabentrager zuvor Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

Die bislang in § 14 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die moégliche enteignungsrechtliche
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhdrung betroffener kommunaler Gebietskdrperschaften und Grund-
stiickseigentiimer wird nunmehr durch die Anhérungspflicht nach § 7 StandAG gewahr-
leistet. An den Erdérterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskdrperschaften
und Grundstickseigentimer teilnehmen, so dass deren Anhdrung sichergestellt ist und
die bisherige Sonderregelung entfallen kann.
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Vor der Entscheidung Uber die Auswahl der Standortregionen fir die Ubertagige Erkun-
dung ist nach Nummer 1.15 der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt flir kerntech-
nische Entsorgungssicherheit eine Strategische Umweltprifung durchzufihren und der
Umweltbericht nach § 14g UVPG zu erstellen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Ubermittelt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit dem
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag
des Vorhabentragers zu den Ubertdgig zu erkundenden Standortregionen, die darauf be-
zogenen Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begriindete Empfehlung zum Vor-
schlag des Vorhabentragers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremi-
ums. Zu den zu UbermitteInden Unterlagen gehoért auch der Umweltbericht der jeweils an
den in Betracht kommenden Standortregionen durchgeflihrten Strategischen Umweltprii-
fung. Bei der Erstellung des Umweltberichtes sind die zusatzlichen Umweltauswirkungen
fur den Fall einer zusatzlichen Einlagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfalle mit
darzustellen. Zusammen mit dem Vorschlag soll das Bundesamt flir kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit in Ubereinstimmung mit den Empfehlungen der Endlagerkommission
zu einem lernenden Verfahren auch einen Bericht zur Evaluation des Standortauswahl-
verfahrens und Diskussion alternativer Entsorgungsmoglichkeiten vorlegen.

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung Uber die Standortregionen, die Ubertagig erkundet
werden sollen, einschlieBlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den durch die Bundesre-
gierung zu UbermitteInden Unterlagen gehoéren insbesondere auch die Beratungsergeb-
nisse des Nationalen Begleitgremiums, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und
die begriindende Empfehlung zum Vorschlag. Weitere Unterlagen sind durch die Bundes-
regierung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates zu Uber-
mitteln.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 werden die Ubertégig zu erkundenden Standortregionen und der weitere
Umgang mit den Gebieten, zu denen keine ausreichenden Informationen vorliegen, durch
Bundesgesetz festgelegt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 sieht vor, dass das Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit die
standortbezogenen Erkundungsprogramme zur Ubertdgigen Erkundung festlegt. Das
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit muss bei der Festlegung der stand-
ortbezogenen Erkundungsprogramme sicherstellen, dass durch die Erkundungstatigkeiten
(z. B. Tiefbohrungen) die spatere Genehmigungsfahigkeit eines Standortes nicht beein-
trachtigt wird.

Zu § 16 (Ubertigige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung)

§ 16 normiert als weitere Phase des Standortauswahlverfahrens die Durchfihrung der
Ubertagigen Erkundung mit dem Ziel der Ermittlung eines Vorschlags fur die untertagig zu
erkundenden Standorte.

Zu Absatz 1

Im Rahmen der Ubertagigen Erkundung werden die ausgewahlten Standortregionen zu-
nachst von der Erdoberflache aus erkundet. Die Erkundungsarbeiten folgen den vom
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit festgelegten standortbezogenen
Erkundungsprogrammen. Nach Durchflihrung der Ubertagigen Erkundung sind von dem
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Vorhabentrager, aufbauend auf die von ihm nach § 14 Absatz 1 Satz 2 erarbeiteten re-
prasentativen vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen, weiterentwickelte vorlaufige Si-
cherheitsuntersuchungen zu erstellen.

Als neue Aufgabe flhrt Absatz 1 Satz 3 in Umsetzung der Empfehlungen der Endlager-
kommission die Durchfiihrung sozio6konomischer Potenzialanalysen in den Standortregi-
onen durch den Vorhabentrager ein.

Soziodkonomische Potenzialanalysen sind ein Instrument zur Feststellung des soziodko-
nomischen Status quo in den betroffenen Standortregionen im Interesse der dortigen Be-
vblkerung. Die langfristige Entwicklung einer Standortregion soll durch die Errichtung ei-
nes Endlagers keinen Schaden nehmen. Soziodkonomische Potenzialanalysen kénnen
daher Anhaltspunkte fir die zukiinftige Kompensation sozio6konomischer Nachteile be-
troffener Standortregionen geben, um eine mdéglichst gerechte Verteilung der Lasten zu
ermoglichen. Auf Grundlage des Primats der Sicherheit hat die Langzeitsicherheit im
Auswahlverfahren Vorrang vor den Erwagungen, die sich aus den soziodkonomischen
Potenzialanalysen ergeben kénnen.

Zu Absatz 2

Der Vorhabentrager hat die durch Erkundung und vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen
gewonnenen Erkenntnisse unter erneuter Anwendung der gesetzlich festgelegten Anfor-
derungen und Kriterien glnstige Standorte zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten
gleich glinstige Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwagungskriterien
nach § 25 anzuwenden. Fur die von ihm ermittelten untertagig zu erkundenden Standorte
hat der Vorhabentrager sodann Erkundungsprogramme und Prifkriterien flr die unterta-
gige Erkundung nach Malgabe der gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien
sowie der Sicherheitsanforderungen sowie sonstiger Grundlagen fiir die Durchfiihrung der
umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 18 Absatz 1 zu erarbeiten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt den Bericht des Vorhabentragers Uber die Ergebnisse der Ubertdgigen
Erkundung an das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit. Der Bericht um-
fasst neben dem Vorschlag fur die untertagig zu erkundenden Standorte eine Begriindung
fur diesen Vorschlag einschlieRlich der Darstellung mdéglicher Umweltauswirkungen und
sonstiger Auswirkungen eines Endlagervorhabens sowie die Ergebnisse des Beteili-
gungsverfahrens. Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens sind in diesem Verfahrens-
schritt auch die Stellungnahmen, die der Vorhabentrager durch die Veréffentlichung der
wesentlichen Unterlagen erhalten hat.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Vorhabentrager mit Ubermittlung des Vorschlags fir die un-
tertagig zu erkundenden Standorte auch die zugehoérigen Erkundungsprogramme fur die
untertagige Erkundung zur Festlegung vorlegt; diese umfassen auch die Prifkriterien.

Die jeweiligen Erkundungsprogramme flr die untertdgige Erkundung missen geeignet
sein, alle standortbezogenen geologischen Daten zu ermitteln, die fur eine verlassliche
sicherheitstechnische Beurteilung insbesondere der Langzeitsicherheit eines Endlagers
an diesem Standort nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderlich sind. Es
dient zudem der Transparenz und der Glaubhaftigkeit der durch die untertdgige Erkun-
dung zu gewinnenden Standortdaten, wenn insbesondere die Prufkriterien fur die Bewer-
tung vor der Durchfiihrung der untertagigen Erkundung aufgestellt werden.
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Zu § 17 (Entscheidung uiber untertiagige Erkundung und Erkundungsprogramme)

§ 17 beschreibt als nachsten Schritt des Standortauswahlverfahrens das Verfahren zur
Entscheidung Uber die untertdgig zu erkundenden Standorte und zur Festlegung der zu-
gehorigen Erkundungsprogramme fur die untertdgige Erkundung. Die Vorschrift wurde auf
der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission und im Hinblick auf neue Be-
grifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst.

Zu Absatz 1

Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den Ubertagigen Erkundungen und den
weiterentwickelten vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen tberprift das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabentragers.

Die bislang in § 17 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die mégliche enteignungsrechtliche
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der Ubertagig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhdrung betroffener kommunaler Gebietskdrperschaften und Grund-
stlckseigentimer wird nunmehr durch die Anhdrungspflicht nach § 7 StandAG gewahr-
leistet. An den Erdérterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskdrperschaften
und Grundstlckseigentimer teilnehmen, so dass deren Anhoérung sichergestellt ist und
die bisherige Sonderregelung entfallen kann. Auf Grund der mdéglichen enteignungsrecht-
lichen Vorwirkung des Gesetzes zur Festlegung der untertagig zu erkundenden Standorte
bleibt die bislang in § 17 Absatz 3 enthaltene Regelung zu einer Anhérung betroffener
Grundstuickseigentimer und kommunaler Gebietskérperschaften bestehen und wird in
Absatz 1 Gbernommen.

Vor der Entscheidung Uber die untertdgig zu erkundenden Standorte ist nach Nummer
1.15 der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eine Strategische Umweltprifung durchzufiihren und der Umweltbericht nach
§ 14g UVPG zu erstellen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Ubermittelt das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit dem
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag
des Vorhabentragers zu den untertagig zu erkundenden Standorten, die darauf bezoge-
nen Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begriindete Empfehlung zum Vorschlag
des Vorhabentragers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums. Zu
den zu Ubermittelnden Unterlagen gehoért auch der Umweltbericht der jeweils an den in
Betracht kommenden Standorten durchgeflihrten Strategischen Umweltprifung. Zusam-
men mit dem Vorschlag soll das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit
auch einen Bericht zur Evaluation des Standortauswahlverfahrens und Diskussion alter-
nativer Entsorgungsmaglichkeiten vorlegen.

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung Uber die Standortregionen, die untertéagig erkundet
werden sollen einschlieRlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den zu Ubermittelnden
Unterlagen gehdren insbesondere auch die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleit-
gremiums und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens. Weitere Unterlagen sind durch
die Bundesregierung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates
zu Ubermitteln.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt die bislang in § 17 Absatz 4 enthaltene rechtliche Mdglichkeit, den Aus-
wahlvorschlag der Standorte fir die untertagige Erkundung verwaltungsgerichtlich prifen
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zu lassen. Der Regelungsinhalt wurde ibernommen. Zusatzlich wurde auf Grundlage der
Erwagungen innerhalb der Endlagerkommission der Kreis klagebefugter Personen erwei-
tert. Nunmehr sind auch samtliche Gebietskorperschaften, in deren Gebiet ein zur unter-
tagigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt und Grundsttickseigentimer den nach
§ 3 des Umweltrechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereinigungen gleichzustellen und
damit klagebefugt. Damit sind nicht nur Gemeinden, sondern insbesondere auch Samt-
gemeinden und Landkreise klagebefugt.

Zu Absatz 4

Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit prift auf wissenschaftlicher
Basis die Vorschlage des Vorhabentragers und legt die Erkundungsprogramme und Prif-
kriterien fur die zur untertdgigen Erkundung ausgewahlten Standorte fest. Hierbei muss
beachtet werden, dass die Erkundungsprogramme flir die untertagige Erkundung die Er-
mittlung aller sicherheitstechnisch erforderlichen Daten insbesondere zur Beurteilung der
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik zu erwartenden Langzeitsicherheit er-
mdglichen missen.

Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit muss zudem bei der Festle-
gung der Erkundungsprogramme fir die untertagige Erkundung sicherstellen, dass durch
die Erkundungstatigkeiten die spatere Genehmigungsfahigkeit der zu erkundenden
Standorte, insbesondere die Integritdt der geologischen Barrieren, nicht beeintrachtigt
wird. Die Erkundungsprogramme fir die untertdgige Erkundung muissen im Hinblick auf
mogliche Umweltauswirkungen, Nutzungskonflikte, Eingriffe in die privaten Rechte Dritter
sowie negative soziobkonomische Auswirkungen in vertretbarer Weise im Hinblick auf die
beabsichtigte Erkundung minimiert werden.

Daneben bestimmt Absatz 4, dass die festgelegten Erkundungsprogramme flr die unter-
tagige Erkundung sowie nachtragliche wesentliche Anderungen der Erkundungspro-
gramme im Bundesanzeiger zu verdéffentlichen sind.

Zu § 18 (Untertdagige Erkundung)

§ 18 wurde entsprechend den Vorschlagen der Endlagerkommission und im Hinblick auf
die neuen Begrifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst. Die Norm be-
schreibt die Phase der untertdgigen Erkundung bis zur Ubermittlung eines Standortvor-
schlags des Vorhabentragers an das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicher-
heit.

Zu Absatz 1

Der Vorhabentrager hat auf der Basis der festgelegten standortbezogenen Erkundungs-
programme die untertdgige Erkundung durchzufiihren. Die Erkundungsmaflnahmen sind
so zu planen und durchzufihren, dass der einschlusswirksame Gebirgsbereich nur im fir
den erforderlichen Informationsgewinn unvermeidlichen Ausmalf verritzt und seine Integri-
tat nicht gefahrdet wird. Auf der Grundlage der Erkundungsergebnisse fihrt der Vorha-
bentrager anschlie®end umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen fiir die Be-
triebsphase und die Nachverschlussphase durch. Er erstellt die Unterlagen fur die Um-
weltvertraglichkeitsprifung hinsichtlich des Standortes des Endlagers nach § 6 UVPG.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 bewertet der Vorhabentrager die durch die untertdgige Erkundung und
umfassende vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen gewonnenen Erkenntnisse nach Mal}-
gabe der jeweiligen gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien einschlieRlich der
Prufkriterien und erarbeitet einen Standortvorschlag fir ein Endlager.
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Zu Absatz 3

Satz 1 regelt die Berichtspflicht des Vorhabentragers gegeniiber dem Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit nach Durchfihrung der untertdgigen Erkundung
und Bewertung der hierdurch gewonnenen Erkenntnisse. In diesem Bericht ist die genaue
Ableitung der Ergebnisse durch die transparente Dokumentation und Begriindung aller
vorgenommenen Schritte und Bewertungen darzustellen. Die Begriindung umfasst auch
eine vergleichende Bewertung der zu betrachtenden Standorte. Neben dem Standortvor-
schlag fir ein Endlager sind die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens zu Gbermitteln.
Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens beinhalten hierbei auch die Stellungnahmen,
die der Vorhabentrager durch die Verdffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten
hat.

Nach Satz 3 flihrt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit im Anschluss
eine vorgezogene Umweltvertraglichkeitsprifung entsprechend den §§ 7 bis 9b des
UVPG hinsichtlich des Standortes fir eine Anlage zur Endlagerung durch, damit alle die
Umwelt betreffenden entscheidungserheblichen Aspekte bei der Standortentscheidung
bertcksichtigt werden kénnen.

Zu § 19 (AbschlieRender Standortvergleich und Standortvorschlag)

§ 19 regelt das Verfahren des abschlieRenden Standortvergleichs sowie der Erarbeitung
und Ubermittlung des abschlieBenden Vorschlags eines Endlagerstandortes. Daneben
fuhrt § 19 auf der Grundlage des Abschlussberichts der Endlagerkommission eine zusatz-
liche Rechtsschutzmdglichkeit zur Uberpriifung des Standortauswahlvorschlags ein. Die
mit diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsschutzmoglichkeiten tragen einerseits dem Um-
stand Rechnung, dass bei bestimmten wesentlichen Verfahrensabschnitten des Standort-
auswahlverfahrens der Rechtsweg nach dem einschlagigen Verfahrensrecht (z.B. Verwal-
tungsverfahrensgesetz und Atomrechtliche Verfahrensverordnung) eréffnet werden soll,
um das Vertrauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu starken. Andererseits
wird das Beduirfnis nach einer Verfahrensékonomie zur Vermeidung erheblicher zeitlicher
Verzdgerungen berlcksichtigt.

Zu Absatz 1

Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den untertdgigen Erkundungen und den
umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen Uberprift das Bundesamt fir kern-
technische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabentragers einschliel3lich der
ebenfalls Ubermittelten Begriindung. Auf der Grundlage des Prifergebnisses und unter
Abwagung samtlicher privater und 6ffentlicher Belange sowie der Ergebnisse des Beteili-
gungsverfahrens ermittelt das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit den
Endlagerstandort mit der bestmdoglichen Sicherheit.

Dieser Standort muss nach Satz 3 — unter Berticksichtigung der Ziele des § 1 Absatz 1 —
durch ein vorlaufiges positives Gesamturteil erwarten lassen, dass er die nach dem
Atomgesetz erforderliche Vorsorge gegen Schaden durch die Errichtung, den Betrieb und
die Stilllegung des Endlagers nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes Uber den gesamten
Nachweiszeitraum gewahrleistet und sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen. Im sich anschlieRenden Genehmigungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des
Atomgesetzes wird die Einhaltung der atomrechtlichen und sonstigen Anforderungen an
ein Endlager vollumfanglich geprdift.

Der Standortvorschlag, den das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit der
Bundesregierung Ubermittelt, muss zudem die Darstellung der Umweltauswirkungen ent-
sprechend den §§ 11 und 12 UVPG, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und eine
Begrindung der Raumvertraglichkeit enthalten.
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Zu Absatz 2

Das Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit entscheidet durch feststellen-
den Verwaltungsakt, ob das bisherige Auswahlverfahren und der auf dieser Grundlage
getroffene Standortvorschlag den Bestimmungen des Standortauswahlgesetzes entspre-
chen. Das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung
an die im Bescheid nach § 17 Absatz 3 enthaltene Feststellung in dem Umfang gebun-
den, als dieser die RechtmaRigkeit des Verfahrens in diesem Zeitpunkt festgestellt hat.
Der Inhalt des Bescheids nach § 19 Absatz 2 Satz 2 darf somit den getroffenen Feststel-
lungen des Bescheids nach § 17 Absatz 3 insoweit nicht widersprechen. Insbesondere ist
das dem Erlass des Bescheides nach § 17 Absatz 3 StandAG vorhergehende Verfahren
nicht erneut zu prufen.

Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission normiert Absatz 2, dass der
erlassende Bescheid einer gerichtlichen Uberprifung zugénglich ist. Der neue Absatz 2
regelt die Rechtsschutzmdglichkeit in Anlehnung an § 17 Absatz 3. Diese ermoglicht eine
gerichtliche Kontrolle des Standortvorschlags flr ein Endlager vor der Festlegung des
Standortes durch den Deutschen Bundestag, so dass das in Kombination mit § 17 Absatz
3 das gesamte Standortauswahlverfahren bis hin zur Standortentscheidung einer verwal-
tungsgerichtlichen Kontrollmdglichkeit zuganglich ist.

Nach Satz 4 ist der Verwaltungsakt in entsprechender Anwendung von § 17 der Atom-
rechtlichen Verfahrensverordnung 6ffentlich bekannt zu machen.

Satz 5 ordnet die entsprechende Anwendung des § 2 Absatz 1 des Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetzes auf Gebietskorperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort
liegt, und deren Einwohner sowie Grundstiickseigentimer an. Damit wird erreicht, dass
diese wie die nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz klagebefugten Vereinigungen eine
nicht auf die Uberpriifung subjektiver Rechte beschrankte gerichtliche Kontrolle herbeifiih-
ren kdnnen.

Satz 6 tragt dem Umstand Rechnung, dass der Entscheidung des Bundesamtes fir kern-
technische Entsorgungssicherheit ein umfangreiches Beteiligungsverfahren vorausgeht,
sodass ein Widerspruchsverfahren nicht sachgerecht ware.

Satz 7 sieht eine erstinstanzliche Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts vor. Die
Begriindung dieser erstinstanzlichen Zustandigkeit ist mit Blick auf die bereits bestehen-
den erstinstanzlichen Zustandigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts unverzichtbar. Bei
der abschlieRenden Entscheidung Uber einen Endlagerstandort handelt es sich um eine
voraussichtlich nur einmalig zu treffende Entscheidung, die durch eine besondere — ber
andere Grolprojekte hinausgehende — politische Bedeutung und ein herausragendes
Interesse der Offentlichkeit gepragt ist. Sie hat eine landeribergreifende Bedeutung fiir
das gesamte Bundesgebiet. Die Befristungen der Genehmigungen fiir die Zwischenlage-
rung der hochradioaktiven Abfalle im Bundesgebiet machen zudem eine mdglichst zlgige
Streitentscheidung dringlich. Im Ubrigen sind der Regelungsgehalt des Auswahlvor-
schlags fur die untertagige Erkundung und damit der mdgliche Streitstoff durch die Rege-
lungen nach § 17 Absatz 3 eingegrenzt.

Im Anschluss an den Erlass des Feststellungsbescheides tbermittelt das Bundesamt fir
kerntechnische Entsorgungssicherheit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit den begriindeten Standortvorschlag einschlielich aller hierfir
erforderlichen Unterlagen.
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Zu § 20 (Standortentscheidung)

§ 20 regelt das Verfahren zur Herbeifiihrung der abschlieRenden Entscheidung tber den
bestmdglichen Endlagerstandort.

Zu Absatz 1

Die Bundesregierung legt den Standortvorschlag durch Gesetzentwurf vor. Daneben be-
stimmt Absatz 1 die gleichzeitig mit vorzulegenden Unterlagen. Auf Anforderung des
Deutschen Bundestages oder des Bundesrates sind weitere Unterlagen vorzulegen.

Zu Absatz 2

Die gesetzliche Festlegung des Endlagerstandortes entspricht der bisherigen Regelung
des Standortauswahlgesetzes. Auf Grund der vorangegangenen umfassenden Abwagung
durch das Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit war das Abwagungsge-
bot im Rahmen der Gesetzesentscheidung nicht erneut aufzunehmen.

Zu Absatz 3

Durch Bundesgesetz wird der konkrete Standort des Endlagers abschlieRend festgestellt.
Absatz 3 ist Ausdruck der engen Verzahnung zwischen der Standortfestlegung nach
durchgeflihrtem Standortauswahlverfahren mit dem nachfolgenden Genehmigungsverfah-
ren fur Errichtung, Betrieb und Stilllegung des Endlagers und stellt fest, dass die Ent-
scheidung hinsichtlich der standortbezogenen Elemente flir das anschlieRende Genehmi-
gungsverfahren verbindlich ist.

Die bisherige Regelung des Standortauswahlgesetzes wird auf Empfehlung der Endlager-
kommission erganzt um die Festlegung, dass auf der Grundlage der Standortentschei-
dung nach Absatz 2 die Eignung des konkreten Vorhabens im Genehmigungsverfahren
vollumfanglich zu prifen ist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt die Neuregelung, dass ein Raumordnungsverfahren fir die Errichtung
des Endlagers nicht stattfindet, da bereits in den vorangegangenen Verfahrensschritten
die Raumvertraglichkeit des Vorhabens nach den Vorschriften dieses Gesetzes, insbe-
sondere der planungswissenschaftlichen Kriterien, zu prufen und zu berlcksichtigen war.
Das Standortauswahlverfahren fir ein Endlager insbesondere fir hochradioaktive Abfall-
stoffe ist umfassend im Standortauswahlgesetz geregelt und primar am Mal3stab der Si-
cherheit des Endlagers zu orientieren. In diesem Verfahren sind Fragen der Raumvertrag-
lichkeit unter Einbeziehung von Landern und Kommunen abschliefiend zu prifen. Ent-
sprechend der Empfehlung der Endlagerkommission ist neben dem Verfahren nach dem
Standortauswahlgesetz daher kein eigenstandiges Raumordnungsverfahren durchzufih-
ren.

Zu § 21 (Standortsicherung)
Zu Absatz 1

§ 21 enthalt neue Regelungen zu einer frihzeitigen Sicherung von Gebieten, die als
bestmaglicher Standort fir ein Endlager in Betracht kommen. Zu diesem Zweck normiert
Absatz 1, dass diese Gebiete vor Veranderungen zu schitzen sind, die ihre Eignung als
Endlagerstandort beeintrachtigen konnen.

Zu Absatz 2
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Unter VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunkten normiert Absatz 2 unterschiedliche Voraus-
setzungen, unter denen ein neues Vorhaben nach den Bestimmung des Bundesbergge-
setzes oder sonstigen Rechtsvorschriften in Gebieten, in denen in guinstigen Tiefen fur die
Endlagerung geeignete Gesteinsformationen vorliegen, im Einklang mit dem Schutzziel
nach Absatz 1 zugelassen werden kann. Durch die folgende Aufzahlung wird sicherge-
stellt, dass ausschlielllich solche Vorhaben zeitweise nicht beschieden werden, die
schadliche Auswirkungen auf einen Endlagerstandort haben kénnen. Es ist davon auszu-
gehen, dass die Nichtzulassung von Antragen bei Anwendung der Ausnahmen voraus-
sichtlich nur eine geringe Anzahl in der Grélienordnung von 50 Vorhaben pro Jahr betref-
fen wird, die keine der Ausnahmetatbestande erfillen.

Ein neues Vorhaben darf nur dann nach den einschlagigen Fachnormen zugelassen wer-
den, wenn mindestens einer der in Ziffer 1 bis 4 genannten Griinde vorliegt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 bestimmt, dass ein Vorhaben zulassig ist, wenn fir die Gebiete, in die das
Vorhaben fallt, offensichtlich ist, dass mindestens eine Mindestanforderung nicht erfiillt
oder mindestens ein Ausschlusskriterium erfillt ist. Diese Gebiete kommen mithin nicht
als Endlagerstandort in Betracht und missen nicht vor Veranderungen geschutzt werden.

Zu Nummer 2

Nach der Nummer 2 kénnen zudem Vorhaben zugelassen werden, die im engen raumli-
chen Zusammenhang mit bereits durchgefihrten MaRnahmen stehen, durch die ein ahn-
lich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist. Ob ein enger raumlicher Zusammenhang
gegeben ist, ist dabei weniger aufgrund starrer raumlicher Distanzen als vielmehr auf-
grund der geologischen und gegebenenfalls auch raumordnerischen Gesamtzusammen-
hangen zu beurteilen. So wird bei der Beurteilung von beabsichtigten Erweiterungen von
Bergwerken in erster Linie zu beurteilen sein, ob die Erweiterung innerhalb derselben
geologischen Formation liegt und diese nicht starker als die bereits durchgefihrten Malf3-
nahmen schadigt. Fir Geothermie-Bohrungen und Bohrungen zur ErschlieBung von
Grundwasservorkommen sollte ein enger raumlicher Zusammenhang in der Regel dann
angenommen werden, wenn diese im gleichen Siedlungsbereich erfolgen.

Zu Nummer 3

Nummer 3 ermdglicht die Zulassung von Vorhaben, die die in der Einleitung zu Absatz 2
genannten Gesteinsformationen berlhren, deren Eigenschaften, die nach den Anforde-
rungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten sind, tber grof3e Flachen nur gerin-
gen raumlichen Schwankungen unterliegen und deren Flache auch ohne das jeweils be-
eintrachtigte Gebiet das Zehnfache des fiir die Realisierung des Endlagers erforderlichen
Flachenbedarfes entsprechend der Begriindung zu § 23 Absatz 2 Nummer 4 betragt. Dies
erfasst besonders grof¥flachige homogene Gesteinsformationen. Derartige Vorhaben
kénnen insbesondere in grokflachigen Tonformationen bei der Exploration auf Kohlen-
wasserstoffvorkommen zu erwarten sein. Unter Verhaltnismafigkeitsgesichtspunkten ist
eine Nichtzulassung solcher Vorhaben nicht gerechtfertigt, wenn nur geringe Teile einer
grolRen, gleichermallen glnstig ausgepragten Formation durch das Vorhaben geschadigt
werden und ein ausreichend grof3er Teil der Formation weiterhin fir die Errichtung eines
Endlagers zur Verfigung steht.

Zu Nummer 4

Nach Nummer 4 kdénnen Vorhaben, die nur Bohrungen bis zu 300 Metern Tiefe umfassen,
zugelassen werden, wenn am Standort des beabsichtigten Vorhabens durch das Vorha-
ben weder eine Uberlagernde Deckschicht Uber einem fir die Endlagerung geeigneten
Wirtsgestein noch das Wirtsgestein selbst durch Auswirkungen des Vorhabens erheblich
geschadigt werden.
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Unter den in Buchstabe a genannten Bedingungen ist nicht davon auszugehen, dass
durch das Vorhaben oder die mit diesem Vorhaben in Verbindung stehenden MalRnahmen
Standorteigenschaften, die im Rahmen der Abwagung zwischen Standorten als positiv zu
bewerten sind, beeintrachtigt werden. Zudem ist vorgesehen, dass eine Schadigung der
Deckschicht bei Bohrungen bis zu 200 Metern Endteufe nicht zu unterstellen ist. Hiermit
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der obere Teil des Deckgebirges im Laufe
der Entwicklung eines Endlagers ohnehin stark von Erosion betroffen sein kann.

Unter den in Buchstabe b genannten Bedingungen ist nicht von einer erheblichen Schadi-
gung eines geeigneten Wirtsgesteins auszugehen. Dies betrifft Standorte mit dem Wirts-
gestein Salz, die gegenuber von Veranderungen hydrologischer Bedingungen und der
Schaffung von Wasserwegsamkeiten in das Wirtsgestein besonders empfindlich sind.
Daher soll fir Standorte mit dem Wirtsgestein Salz, an denen der Salzspiegel oberhalb
von 400 Metern unter Gelandeoberkante liegt, ausgeschlossen werden, dass durch eine
Bohrung oder die mit dieser Bohrung in Verbindung stehenden MalRnahmen die Salzfor-
mation durch direktes Anbohren beeintrachtigt werden kann oder eine wesentliche Beein-
flussung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern ber der hdchsten Stelle des Salz-
spiegels verursacht werden kann.

Zu Nummer 5

Nummer 5 normiert dartiber hinaus in Anlehnung an § 9g Absatz 4 des Atomgesetzes
unter Berlcksichtigung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes eine allgemeine Zulas-
sungsmoglichkeit fur den Fall einer nicht beabsichtigten Harte, wenn Uberwiegende 6&ffent-
liche Belange einer Zulassung nicht entgegenstehen.

Zur Sicherstellung einheitlicher Bewertungsmalfistabe flr die Zulassigkeit von Vorhaben
soll vor Entscheidung Uber die Zulassigkeit von Vorhaben, die besonders schadlich wirken
kénnen oder bei denen die Beurteilung der Voraussetzungen besondere Kenntnisse er-
fordern, eine Stellungnahme des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit
eingeholt werden. Nach Artikel 5 Absatz 1 dieses Gesetzes tritt die Regelung zur Einho-
lung einer Stellungnahme des Bundesamtes flr kerntechnische Entsorgungssicherheit
durch die Lander erst sechs Monate nach Verkindung dieses Gesetzes in Kraft. Die im
Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssicherheit zur Wahrnehmung der Prif- und
Bewertungstatigkeit erforderlichen Personalkapazitaten sollen in den nachsten Monaten
aufgebaut werden. Erst nach Aufbau dieser bendtigten Personalkapazitaten soll dem
Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit die Aufgabe einer Stellungnahme
gegenuber den zustandigen Landesbehdérden Ubertragen werden.

Zu Absatz 3
Absatz 3 bestimmt den Zeitpunkt, in dem der Schutz nach Absatz 2 endet.
Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt eine neue Ermachtigungsnorm flr das Bundesamt fiir kerntechnische
Entsorgungssicherheit, nach der es zur Sicherung einer zukiinftigen Erkundung oder
Fortsetzung einer begonnenen Erkundung fir bestimmte Gebiete untersagen kann, dass
auf deren Flachen oder in deren Untergrund Veranderungen vorgenommen werden, die
das jeweilige Vorhaben erheblich erschweren kénnen. Nach Ermittlung der Teilgebiete
nach § 13 kann das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit bestimmte Ge-
biete durch eine Allgemeinverfigung sichern, die im Bundesanzeiger bekannt zu machen
ist und zweimal verlangert werden darf. Ab diesem Zeitpunkt ist eine Sicherung nach Ab-
satz 2 nicht mehr erforderlich und kann auf der Grundlage von Allgemeinverfligungen
erfolgen. Das Instrument der Allgemeinverfigung ist flexibler als das einer Veranderungs-
sperre nach §9g des Atomgesetzes, die durch Rechtsverordnung erlassen wird. Durch sie
kann das zustandige Bundesamt flr kerntechnische Entsorgungssicherheit zudem den
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konkreten Gegebenheiten am jeweils betroffenen Standort beispielsweise durch die Mog-
lichkeit von Nebenbestimmungen in angemessener Weise Rechnung tragen.

Parallel zu § 9g Absatz 4 des Atomgesetzes wird die Regelung getroffen, dass Ausnah-
men von dem Verbot in der Allgemeinverfigung zugelassen werden kdnnen, wenn die
Untersagung im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und
Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Zu Absatz 5

Durch den Verweis auf § 9g Absatz 5 des Atomgesetzes wird unter Verhaltnismaligkeits-
gesichtspunkten sichergestellt, dass im Fall einer langer als finf Jahre andauernden Nut-
zungsbeeintrachtigung durch die Allgemeinverfigung eine Entschadigung durch die be-
troffenen Eigentiimer sowie sonstigen Nutzungsberechtigten verlangt werden kann.

Zu Kapitel 3 (Kriterien und Anforderungen fiir die Standortauswahl)

Die nachfolgend geregelten Entscheidungsgrundlagen greifen die Empfehlungen der End-
lagerkommission auf und setzen diese um.

Zu § 22 (Ausschlusskriterien)

In § 22 werden die Ausschlusskriterien festgelegt, die wahrend der Standortauswahl ge-
mafn §§ 13 bis 20 anzuwenden sind. Die Standortauswahl beginnt ohne Vorfestlegungen
auf einer ,weillen Landkarte®, so dass bei der ersten Anwendung der Ausschlusskriterien
alle Gebiete Deutschlands in gleicher Weise hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstand-
ort zu bewerten sind.

Zu Absatz 1

Durch die Ausschlusskriterien werden diejenigen Gebiete aus dem Verfahren ausge-
schlossen, in denen unabhangig vom Nachweiskonzept davon auszugehen ist, dass es
wahrend des Nachweiszeitraums von einer Million Jahren zu einer substanziellen Schadi-
gung des Einschlussvermégens des Endlagers kommen kann. Fir diese Gebiete kann
nicht erwartet werden, dass ein Sicherheitsnachweis flir ein Endlager erfolgreich geflhrt
werden kann.

Zu Absatz 2
In § 22 Absatz 2 werden die Ausschlusskriterien im Einzelnen aufgefihrt.
Zu Absatz 2 Nummer 1 (GroRraumige Vertikalbewegungen)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen Uber den Nachweiszeit-
raum grofRraumige Hebungen zu erwarten sind. Bewertungsgrundlage fir das Kriterium ist
die zu erwartende Hebungsrate, also die entsprechend heutiger Prognosen zu erwartende
Hebung der Erdoberflache pro Jahr, die wiederum Uber den Nachweiszeitraum zu mitteln
ist. Liegt diese Hebungsrate im Mittel Gber 1 mm pro Jahr, so ware lber den Nachweis-
zeitraum mit einer resultierenden Hebung von mehr als 1000 m zu rechnen. Fir Gebiete,
die derart grolen Hebungen ausgesetzt sind, ist eine Prognose der geologischen Ge-
samtsituation nicht mit der erforderlichen Sicherheit méglich. Es ist nicht auszuschlieRRen,
dass an der Gelandeoberflache verstarkt Erosion auftritt, die die notwendige Schutzwir-
kung der Uberdeckung des Endlagers beeintrachtigen oder diese Schichten vollstandig
abtragen kann.
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Zu Absatz 2 Nummer 2 (Aktive Stérungszonen)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen geologisch aktive Sto-
rungszonen vorliegen, die die Sicherheit eines Endlagers beeintrachtigen kénnen.

Der Begriff ,aktive Stérungen® bezeichnet in diesem Zusammenhang Briche in den Ge-
steinsschichten der oberen Erdkruste wie Verwerfungen mit deutlichem Gesteinsversatz
sowie ausgedehnte Zerrittungszonen mit tektonischer Entstehung, an denen nachweis-
lich oder mit groRer Wahrscheinlichkeit im Zeitraum Rupel bis heute, also innerhalb der
letzten 34 Mio. Jahre, Bewegungen stattgefunden haben. Atektonische beziehungsweise
aseismische Vorgange, also Vorgange, die nicht aus den tektonischen Ablaufen abgelei-
tet werden konnen oder nicht auf seismische Aktivitaten zurlickzufiihren sind, sind, soweit
diese zu ahnlichen Konsequenzen flr die Sicherheit eines Endlagers wie tektonische Sto-
rungen fuhren kénnen, wie diese zu behandeln. Der erforderliche Sicherheitsabstand zu
derartigen Stérungszonen ist individuell abzuschatzen. Er betragt in der Regel mindestens
einen Kilometer.

Zu Absatz 2 Nummer 3 (Einfliisse aus gegenwartiger oder fritherer bergbaulicher
Tatigkeit)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen gegenwartig bergbauliche
Tatigkeiten stattfinden oder in frilherer Zeit stattgefunden haben, die zu einer Beeintrach-
tigung der Sicherheit eines Endlagers fiihren kdnnen. Die Folgen von Erkundungsmal}-
nahmen zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte sind aus dem Kriterium ausge-
nommen, da diese an jedem Endlagerstandort zur Sicherstellung seiner Eignung vorzu-
nehmen sind. Die Auswirkungen derartiger Erkundungsmafnahmen kénnen auf Grundla-
ge der Dokumentation ihrer Planung und Durchfihrung im Rahmen der Auslegung des
Endlagers und des Sicherheitsnachweises bertcksichtigt werden.

Zu Absatz 2 Nummer 4 (Seismische Aktivitat)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen seismische Aktivitaten zu
erwarten sind, die die Sicherheit eines Endlagers beeintrachtigen kénnen. Bewertungs-
grundlage ist, wie von der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe vorge-
schlagen, die Norm DIN EN 1998-1 / NA 2011-01. Diese wird konkretisiert durch die Fest-
legungen in der jeweils dazu geltenden nationalen Anlage.

Die Einhaltung dieses Kriteriums lasst keinen Schluss auf die Genehmigungsfahigkeit
eines Endlagers aulierhalb dieses Bereiches unter dem Aspekt der Erdbebengefahrdung
zu. Hierfur sind standortspezifische Berechnungen auf Grundlage des kerntechnischen
Regelwerkes erforderlich. Das Kriterium dient ausschlie8lich einer groben Abschatzung,
in welchen Gebieten die Gefahrdung durch Erdbeben so grof ist, dass nicht erwogen
werden sollte, ein Endlager in diesen Gebieten zu errichten.

Zu Absatz 2 Nummer 5 (Vulkanische Aktivitat)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, fiir die auf Grund der geologischen
Verhaltnisse das Auftreten von Vulkanismus und daraus resultierende Beeintrachtigungen
des Endlagers innerhalb des Nachweiszeitraumes beflirchtet werden. Um das Gefahr-
dungspotenzial von vulkanischen Aktivitdten angemessen zu berucksichtigen, sollte dabei
ein Sicherheitsabstand von 10 km zu diesen Gebieten eingehalten werden.

Zu Absatz 2 Nummer 6 (Grundwasseralter)

Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen nachgewiesen ist, dass
tiefe Grundwasser in den als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlagerungsbe-
reich vorgesehenen geologischen Bereichen am aktuellen hydrologischen Kreislauf teil-
nehmen. Als Bewertungsgrundlage kann die Konzentration der Isotope Tritium und Koh-
lenstoff-14 im Grundwasser des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereiches
oder Einlagerungsbereiches herangezogen werden. Die auf Grund der Tritium- und Koh-
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lenstoff-14-Konzentrationen errechneten Grundwasseralter missen dabei validiert und
gegebenenfalls durch weitere geochemische und isotopen-hydrogeologische Hinweise
Uberpruift werden.

Zu § 23 (Mindestanforderungen)

In § 23 werden die Mindestanforderungen festgelegt, die wahrend der Standortauswahl
gemald §§ 13 bis 20 fir die Gebiete anzuwenden sind, die keines der Ausschlusskriterien
nach § 22 erflllen.

Zu Absatz 1

Anhand der Mindestanforderungen werden diejenigen Gebiete identifiziert, in denen geo-
logische Gegebenheiten vorliegen, auf Grund derer davon ausgegangen werden kann,
dass dort der sichere Einschluss fur die Dauer des Nachweiszeitraumes grundsatzlich
mdglich ist.

Zu Absatz 2

Die Regelung nach § 23 Absatz 2 tragt der schrittweisen Anwendung der Mindestanforde-
rungen bei sich zunehmend verbessernder Datenlage Rechnung. Sie verhindert, dass
Gebiete vorzeitig aus dem Verfahren ausscheiden, fir die insbesondere zum Zeitpunkt
des Vorschlags nach § 14 Absatz 2 geologische Daten nur in einem Umfang vorliegen,
der flr die abschlieRende Bewertung der Erfillung der Mindestanforderungen nicht aus-
reichend ist. Soweit die fur ein Gebiet vorhandenen Daten erwarten lassen, dass eine
Mindestanforderung erflillt ist, ist die Mindestanforderung als erflllt anzusehen, bis hinrei-
chende Daten Uber eine abschlieRende Bewertung vorliegen. Daten, die zur Bewertung
der Erflllung der Mindestanforderungen erforderlich sind, werden im Zuge der Erkundung
nach §§ 16 und 18 erhoben, sodass die abschlieRende Bewertung spatestens mit dem
Vorschlag nach § 18 Absatz 3 verlangt wird.

Zu Absatz 3

Die Regelung nach § 23 Absatz 3 stellt sicher, dass Gebiete, die sich fir die Einrichtung
eines im Wesentlichen auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhenden Endla-
gersystems eignen, in den Auswahlprozess einbezogen werden kénnen. Den Empfehlun-
gen der Endlagerkommission folgend ist flr Standorte, an denen ein im Wesentlichen auf
geologischen Barrieren, also dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich, beruhendes End-
lagersystem realisierbar ist, ein solches Endlagersystem vorzusehen.

Fur Standorte, an denen kein Endlagersystem mit einschlusswirksamem Gebirgsbereich
realisiert werden kann, an denen aber ein wesentlich auf technischen und geotechnischen
Barrieren beruhendes Endlagersystem moglich ist, ware eine unmittelbare Anwendung
der Mindestanforderungen nicht zielfliihrend, da diese in mdglichst enger Umsetzung der
Empfehlungen der Endlagerkommission vielfach Anforderungen an den einschlusswirk-
samen Gebirgsbereich enthalten. In diesen Fallen sind die Mindestanforderungen ent-
sprechend auf den Einlagerungsbereich anzuwenden.

Eine Sonderstellung nimmt die Mindestanforderung zur Gebirgsdurchlassigkeit ein. Diese
Anforderung prift eine Eigenschaft ab, die unmittelbar mit der Einschlussfahigkeit eines
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches verknlpft ist. Da der Einschluss fir ein wesentlich
auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhendes Endlagersystem durch eben-
diese Barrieren sichergestellt wird, tritt fir diese Endlagersysteme an die Stelle der Min-
destanforderung zur Gebirgsdurchlassigkeit der Nachweis des Einschlusses durch die
geotechnischen und technischen Barrieren. Auch fir diesen Nachweis gelten die Rege-
lungen aus Absatz 2 bei noch nicht ausreichender Datenlage. Spatestens mit dem Vor-
schlag nach § 18 Absatz 3 muss der Nachweis jedoch erbracht sein.
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Bei der Anwendung der Mindestanforderungen nach Absatz 4 Nummern 2 bis 5 auf den
Einlagerungsbereich tritt an die Stelle der Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs jeweils die Unversehrtheit des Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierflr
zu betrachtende Funktion ist die Gewahrleistung von Funktionsfahigkeit und Erhalt der
technischen und geotechnischen Barrieren. Dabei enthalt die Mindestanforderung nach
Absatz 4 Nummer 2 eine hiervon unabhangige Sonderregelung fir das Wirtsgestein Kris-
tallin.

Zu Absatz 4
In § 23 Absatz 4 werden die Mindestanforderungen im Einzelnen aufgefihrt.
Zu Absatz 4 Nummer 1 (Gebirgsdurchlassigkeit)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den fur die Endlagerung in
Betracht kommenden geologischen Formationen eine geringe Gebirgsdurchlassigkeit
vorliegt, die die Realisierung eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches erlaubt. Fur
wesentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhende Endlagersysteme
enthalt Absatz 3 eine von dieser Mindestanforderung abweichende Regelung.

Bewertungsgrundlage flr die Erfillung dieser Mindestanforderung ist die Gebirgsdurch-
I&ssigkeit. Dadurch soll sichergestellt werden, dass im einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reich kein sicherheitsrelevanter advektiver Stofftransport mittels durchstréomender Flissig-
keiten auftritt. Dies ist spatestens wahrend der untertagigen Erkundung nach § 18 nach-
zuweisen. Es kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass zum Zeitpunkt der
Vorschlage nach §§ 14 und 16 an allen betrachteten Standorten ausreichende tiefengeo-
logische Erkundungsdaten vorliegen, um die Erflllung dieser Mindestanforderung nach-
zuweisen. Daher ist in diesen Verfahrensschritten der Nachweis ausreichend, dass der
einschlusswirksame Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht, an Hand bestehender
Daten eine ausreichend geringe Gebirgsdurchlassigkeit anzunehmen ist.

Zu Absatz 4 Nummer 2 (Machtigkeit des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten geologische Formationen von ausreichender Machtigkeit fir die Endlagerung vor-
handen sind. Bewertungsgrundlage ist die vertikale Ausdehnung der betreffenden Forma-
tionen. Durch die Mindestanforderung wird die entsprechende Empfehlung der Endlager-
kommission umgesetzt, in der auch eine entsprechende Sonderregelung fir das Wirtge-
stein Kristallin enthalten ist. Falls die geologische Situation im vorgesehenen Endlagerbe-
reich dies erfordert, kdnnen auch mehrere einschlusswirksame Gebirgsbereiche oder Ein-
lagerungsbereiche ausgewiesen werden.

Zu Absatz 4 Nummer 3 (Minimale Teufe des einschlusswirksamen
Gebirgsbereiches)

Durch diese Mindestanforderung wird die minimale Tiefenlage des auszuweisenden ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches festgelegt. Bewertungsgrundlage ist die Tiefe der
Oberflache des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gemessen ab der Gelandeober-
kante, wobei zuklnftig regional zu erwartende exogene Prozesse (insbesondere intensive
Erosion) angemessen und bezogen auf das jeweils vorgesehene Wirtsgestein zu bertick-
sichtigen sind. Dadurch soll verhindert werden, dass die Integritat des einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs durch direkte und indirekte Folgen dieser Prozesse beeintrachtigt
wird.

Zu Absatz 4 Nummer 4 (Flache des Endlagers)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten eine fir die Errichtung eines Endlagers ausreichende Flache vorhanden ist. Bewer-



109

tungsgrundlage ist die Flachenausdehnung der entsprechenden geologischen Formation.
Der fir die Aufnahme aller einzulagernden Abfélle notwendige Platzbedarf ist von den
standortspezifischen Eigenschaften des Wirtsgesteins abhangig und vor Beginn der Er-
kundungsmaflnahmen noch nicht im Detail abzuschatzen. Vorsorglich sollte fir das
Wirtsgestein Salz ein Flachenbedarf von 3 km? angesetzt werden, fir das Wirtsgestein
Tonstein 10 km? und fir das Wirtsgestein Kristallin 6 km?2.

Zu Absatz 4 Nummer 5 (Erhalt der Barrierewirkung)

Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass zu den weiterhin zu untersu-
chenden Gebieten keine sonstigen Erkenntnisse vorliegen, die einen Zweifel daran be-
grinden, dass in diesen Gebieten der sichere Einschluss der radioaktiven Abfalle wah-
rend des gesamten Nachweiszeitraumes moglich ist. Bewertungsgrundlage ist insbeson-
dere die Erflllung der Mindestanforderungen wahrend des gesamten Nachweiszeitrau-
mes. Es kdnnen daruber hinaus auch Erkenntnisse zu anderen Prozessen, die fir die
Sicherheit eines Endlagers wesentlich sein kdnnen, herangezogen werden.

Zu § 24 (Geowissenschaftliche Abwéagungskriterien)

In § 24 werden die geowissenschaftlichen Abwagungskriterien festgelegt, die wahrend der
Standortauswahl gemay §§ 13 bis 20 fir die Gebiete anzuwenden sind, die keines der
Ausschlusskriterien nach § 22 und alle Mindestanforderungen nach § 23 erflillen.

Zu Absatz 1

Die Festlegung von geowissenschaftlichen Abwagungskriterien dient dazu, die nach der
Anwendung von Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen verbleibenden Gebiete
hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort vergleichend bewerten zu kénnen. Dabei
ist ein einzelnes Abwagungskriterium nicht hinreichend, um die glinstige geologische Ge-
samtsituation nachzuweisen oder auszuschlieBen. Wie von der Endlagerkommission
empfohlen soll dazu im Rahmen einer verbalargumentativen Abwagung ermittelt werden,
in welchen Gebieten eine fir die Sicherheit des Endlagers glinstige geologische Gesamt-
situation vorliegt. In jedem Prozessschritt sind fur die darin betrachteten Gebiete alle Anfor-
derungen mit ihren zugehoérigen Abwagungskriterien entsprechend dem jeweiligen Informa-
tionsstand zu betrachten und abzuprifen. Auch Kombinationswirkungen kénnen abwa-
gungsrelevant sein. Eine rechnerische Gesamtbewertung der Erflllung der Abwagungskri-
terien ist bewusst nicht vorgesehen. Bei der Abwagung zur Bewertung der geologischen
Gesamtsituation ist die Bedeutung der jeweiligen Abwagungskriterien flir einen spezifischen
Standort und das dort vorgesehene Endlagersystem zu wurdigen.

Zu Absatz 2

Im Fall des § 23 Absatz 3 ist eine Sonderregelung hinsichtlich des Abwagungskriteriums
zum Einschlussvermégen des Gebirges im Einlagerungsbereich erforderlich, da dieses
Kriterium ausschlie8lich auf den Einschluss durch geologische Barrieren abzielt und somit
fur ein Endlagersystem, bei dem der sichere Einschluss durch technische und geotechni-
sche Barrieren gewahrleistet werden muss, nicht sinnvoll angewandt werden kann. Daher
ist in diesem Fall rechnerisch abzuleiten, welches Einschlussvermégen die technischen
und geotechnischen Barrieren erreichen kdnnen, wobei die zu erwartende Alterung der
Komponenten standortabhangig bertcksichtigt werden muss, da diese z. B. von den geo-
chemischen Gegebenheiten am Standort abhangt. Bei der Anwendung der Abwagungs-
kriterien nach den Anlagen 1 und 3 bis 11 auf den Einlagerungsbereich tritt an die Stelle
der Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs jeweils die Unversehrtheit des
Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierflr zu betrachtende Funktion ist die Ge-
wahrleistung von Funktionsfahigkeit und Erhalt der technischen und geotechnischen Bar-
rieren.
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Zu Absatz 3

In die erste Kriteriengruppe, Gilte des Einschlussvermdgens und Zuverlassigkeit des
Nachweises, sind diejenigen Abwagungskriterien eingeordnet, mit denen im Vergleich von
Gebieten untereinander die Qualitat des Einschlusses der radioaktiven Stoffe am Ort ihrer
Endlagerung sowie die Robustheit der Nachweisflihrung fir den Nachweis der Langzeitsi-
cherheit bewertet werden. Beides sind im Hinblick auf die Endlagerung zentrale Aspekte,
die darauf hinweisen, dass am potenziellen Ort der Einlagerung voraussichtlich ein lang-
zeitsicherer Einschluss radioaktiver Stoffe mdglich ist und dies voraussichtlich auch im
Rahmen eines Nachweisverfahrens mit hinreichender Gewissheit fur den Nachweiszeit-
raum gezeigt werden kann. Unter Robustheit wird dabei die Zuverlassigkeit und Qualitat
und somit die Unempfindlichkeit des Endlagersystems und seiner Barrieren gegeniber
inneren und auleren Einflissen und Stérungen sowie die Unempfindlichkeit der Ergeb-
nisse der Sicherheitsuntersuchungen gegeniiber Abweichungen zugrunde gelegten An-
nahmen bezeichnet.

Zu Absatz 4

Eine zweite Kriteriengruppe, Absicherung des Einschlussvermdgens, enthalt Abwagungs-
kriterien mit denen bewertet werden kann, wie gut das Gebirge sein Einschlussvermégen
gegenlber Beanspruchungen aufrecht erhalt, die bei Errichtung und Betrieb von unterta-
gigen Hohlraumen des Endlagers entstehen.

Zu Absatz 5

Eine dritte Kriteriengruppe, weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften, enthalt Abwa-
gungskriterien, mit denen die Robustheit des Endlagersystems bewertet wird. Glinstige
Eigenschaften in dieser Kriteriengruppe starken und erhéhen die Sicherheit des Gesamt-
systems Uber das in den Kriteriengruppen 1 und 2 bewertete Einschlussvermdgen hinaus.

Zu § 25 (Planungswissenschaftliche Abwagungskriterien)

In § 25 werden die planungswissenschaftlichen Abwagungskriterien festgelegt, die wah-
rend der Standortauswahl gemaf §§ 13 bis 20 zur weiteren Abwagung zwischen Gebie-
ten anzuwenden sind, die nach Anwendung der Ausschlusskriterien, Mindestanforderun-
gen und geowissenschaftlichen Abwagungskriterien nach §§ 22 bis 24 als unter Sicher-
heitsaspekten gleich glinstig anzusehen sind. Die planungswissenschaftlichen Abwa-
gungskriterien werden im Rahmen einer verbalargumentativen Abwagung in drei Gewich-
tungsgruppen angewendet.

Zu § 26 (Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen)

In § 26 werden die Rahmenbedingungen fir die Erarbeitung der reprasentativen, weiter-
entwickelten und umfassenden vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen festgelegt, die in
den Verfahrensschritten nach § 14 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und § 18 Absatz 1 auf Grund-
lage von Daten, die in angemessener Weise zum jeweiligen Verfahrensstand erwartet
werden kénnen, anzufertigen sind. Dadurch steigt der erreichbare Konkretisierungsgrad
fur die Sicherheitsuntersuchungen von Phase zu Phase an.

Zu Absatz 1
§ 26 Absatz 1 legt den Untersuchungsgegenstand der vorlaufigen Sicherheitsuntersu-

chungen fest. Dieser entspringt aus dem Ziel dieses Gesetzes, den Standort mit der
bestmoglichen Sicherheit nach § 1 Absatz 2 Satz 2 zu finden.
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Zu Absatz 2

Dieser Absatz bestimmt die Grundlagen der Methodik fir die vorlaufigen Sicherheitsun-
tersuchungen. Erfahrungen und Empfehlungen zu vergleichbaren Untersuchungen aus
dem nationalen und internationalen Bereich sind bei der Entwicklung der Methodik zu
bertcksichtigen.

Zu Absatz 3

Da durch die Temperaturerhbhung in geotechnischen Barrieren und umgebendem
Gebirge Prozesse mit unterschiedlichen negativen oder positiven Konsequenzen fir
die Endlagersicherheit ausgeldst, beschleunigt oder verstarkt werden konnen, sind
Festlegungen von wirtsgesteinsspezifisch oder gar allgemein gultigen Grenztempera-
turen und ihre Anwendung zur zuverlassigen Vermeidung nachteiliger Konsequenzen
fur die Endlagersicherheit nur bedingt geeignet. In der Praxis werden daher im Rah-
men von im Verfahrensablauf standortspezifisch zu verfeinernden vorlaufigen Sicher-
heitsuntersuchungen modellmaRige Betrachtungen beziehungsweise (gekoppelte)
Modellrechnungen zu Intensitat und Reichweite der thermischen, mechanischen und
hydraulischen Auswirkungen des Warmeeintrags durchzufuhren sein, um auf der Ba-
sis der Ergebnisse den Warmeeintrag mit den Abfallen steuern und seine Auswirkun-
gen beherrschen zu kénnen.

Die Vertraglichkeit von Wirtsgestein und Buffer gegenuber der sich an der Aul3enfla-
che des Abfallgebindes einstellenden Temperatur muss Uberpriuft und begrindet wer-
den. Es muss ein Sicherheitsabstand zwischen der sich tatsachlich einstellenden
Temperatur und der Temperatur, bei der kritische Zustande wie schadliche Mineral-
umwandlungen oder langfristige Schadigungen auftreten konnen, eingehalten werden.
Die Forschungsaktivitaten zu physikalisch maximal moglichen Temperaturen an der
AuBenflache Abfallgebinde zu Wirtsgestein und Buffer sollen verstarkt werden. Aus
der physikalisch maximal mdglichen Temperatur muss unter Einhaltung eines Sicher-
heitsabstands die zuldssige maximale Temperatur abgeleitet werden. Dabei sind die
Vorschlage zur zukunftigen Forschung im Gutachten der Gesellschaft fir Anlagen-
und Reaktorsicherheit gGmbH ,Warmeentwicklung/Gesteinsvertraglichkeito2s vom
Mai 2016 zu berucksichtigen. Diese Fragestellungen sind vom Vorhabentrager bis
zum Ende der Phase 1 zu klaren. Bis dahin empfiehlt die Kommission, aus Vorsorge-
grinden von einer Grenztemperatur an der AuRenflache Behalter von 100 Grad Cel-
sius auszugehen, solange nicht die maximalen physikalisch moglichen Temperaturen
in den jeweiligen Wirtsgesteinen auf Grund von Forschungsarbeiten zuverlassig fest-
gelegt worden sind.

Bei einer sicherheitsgerichteten Optimierung eines Endlagersystems kénnen sich un-
terschiedliche Einlagerungstemperaturen ergeben. So wird im franzdsischen Endla-
gerprojekt in Tonstein eine Temperatur von unter 90 Grad Celsius im Wirtsgestein
angestrebt, wahrend im Schweizer Endlagerprojekt ebenfalls in Tonstein von einer
Einlagerungstemperatur um 140 Grad Celsius ausgegangen wird.

Die Regelung in Absatz 3 stellt sicher, dass vor einer abschlieRenden Entscheidung hin-
sichtlich der zulassigen Grenztemperatur fir jeden Standort, fir den ein Endlagerkonzept
mit einer 100 Grad Celsius Uberschreitende Grenztemperatur angenommen wird, gleich-
zeitig auch ein Endlagerkonzept mit einer Grenztemperatur von 100 Grad Celsius zu be-
trachten ist und die Vor- und Nachteile transparent gemacht werden. Zugleich wird si-
chergestellt, dass kein Standort auf Grund des flr ihn gewahlten Endlagerkonzeptes und
der daraus resultierenden Grenztemperatur aus dem Verfahren ausgeschlossen wird,
bevor eine abschlieBende Entscheidung uber dieses Kriterium gefallt wurde.
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Zu Absatz 4

Gemal dem Programm flr eine verantwortungsvolle und sichere Entsorgung bestrahlter
Brennelemente und radioaktiver Abfélle (Nationales Entsorgungsprogramm) vom 12. Au-
gust 2015 sollen die Planungen fiur das am zu findenden Standort zu errichtende Endlager
neben den zu entsorgenden hochradioaktiven Abfallen weitere radioaktive Abfalle bertick-
sichtigen. Dies betrifft neben schwach- und mittelradioaktiven Abfallen, die auf Grund der
dort geltenden Annahmebedingungen nicht im Endlager Konrad eingelagert werden kon-
nen auch die radioaktiven Abfalle, die aus der Schachtanlage Asse Il zuriickgeholt wer-
den sollen sowie vorsorglich das angefallene und anfallende abgereicherte Uran aus der
Urananreicherung, sollte eine weitere Verwertung nicht erfolgen. Auch die Endlagerkom-
mission fuhrt in ihren Empfehlungen aus, dass am zu findenden Standort die zuséatzliche
Endlagerung von schwach- und mittelradioaktiven Abfallen erfolgen kann, sofern dies
nicht zu einer Verringerung des Sicherheitsniveaus fur die hochradioaktiven Abfalle fuhrt.
Dementsprechend wird in diesem Absatz festgelegt, dass die Auswirkungen einer Endla-
gerung zusatzlicher radioaktiver Abfalle auf das Ziel der bestmdglichen Sicherheit im
Rahmen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen zu prifen sind. Hierbei sollte eine
gegenseitige negative Beeinflussung der Sicherheit, insbesondere einerseits durch die
Warmeleistung der hochradioaktiven Abfélle, andererseits durch die chemische Zusam-
mensetzung und der Gasbildung aus den schwach- und mittelradioaktiven Abfallen, ein-
gegangen werden. Im Rahmen der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen ist deshalb
darzustellen, ob eine zusatzliche Endlagerung gréRerer Mengen schwach- und mittelradi-
oaktiver Abfalle moglich ist. Diese Betrachtungen sind dartber hinaus in den Umweltun-
tersuchungen (SUP und UVP) zu bericksichtigen, um frihzeitig alle potenziellen Umwelt-
auswirkungen darstellen und bewerten zu kénnen. Die Beurteilung nach Absatz 4 hat je-
doch keinen Einfluss auf die abschlieRende Standortentscheidung. Diese Entscheidung
ist ausschliefllich auf der Grundlage sicherheitsgerichteter Kriterien zu treffen, die an den
hochradioaktiven Abfallen mit ihrem besonderen Gefahrdungspotenzial ausgerichtet sind.

Zu Teil 4 (Kosten)
Zu den §§ 27 bis 34: Umlageverfahren

Die Vorschriften wurden fast vollstandig aus dem bisherigen Standortauswahlgesetz
Ubernommen. Auf Grund der tbrigen Neuregelungen des Fortentwicklungsgesetzes wur-
den lediglich die Paragraphen angepasst und das Wort ,Beteiligungsverfahren® statt ,Of-
fentlichkeitsbeteiligung“ verwendet.

Zu Teil 5 (Schlussvorschriften)

Zu § 35 (Bestehender Erkundungsstandort)

Die Vorschrift wurde redaktionell an die neuen §§ und Begrifflichkeiten des Fortentwick-
lungsgesetzes angepasst. Die Anderung des Begriffs Erkundungsbergwerk in Bergwerk in
Absatz 2 tragt dem Umstand Rechnung, dass das Bergwerk in einen Offenhaltungsbetrieb
Uberfuhrt wird und die Erkundung beendet wurde. Die Regelung des bisherigen Absatzes

3 zur Einstellung der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchung des Standortes Gorleben ist
inzwischen obsolet.

Zu Teil 6 (Ubergangsvorschriften)
Zu § 36 (Ubergangsvorschriften)

Gegeniiber dem bisherigen Standortauswahlgesetz wurden insoweit keine Anderungen
vorgenommen.
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Zu Teil 7 (Ermachtigungsvorschriften)

Zu § 37 (Verordnungsermachtigungen zu Sicherheitsanforderungen und
Sicherheitsuntersuchungen)Zu Absatz 1

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission ermachtigt § 37 das Bun-
desministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer
Rechtsverordnung Uber die grundlegenden Sicherheitsanforderungen fir die Endlagerung
insbesondere hochradioaktiver Abfélle, die insoweit die nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik zu gewahrleistende Vorsorge gegen Schaden konkretisieren. Die Si-
cherheitsanforderungen sind regelmaRig entsprechend den fir untergesetzliche Konkreti-
sierungen geltenden Regeln zu prifen.

Die Sicherheitsanforderungen kénnen insbesondere Festlegungen zu folgenden Punkten
enthalten:

— die mit der Lagerung radioaktiver Abfélle verfolgten Schutzziele;

— die zu beachtenden Sicherheitsprinzipien;

— Aspekte des Strahlenschutzes und der Betriebssicherheit,

— die Anforderungen zum langzeitsicheren Einschluss der Abfalle unter Beriicksich-
tigung der Realisierbarkeit;

— die Anforderungen hinsichtlich Riickholbarkeit oder Bergung;

— Auslegungsanforderungen an das Sicherheitskonzept des Endlagers fir die Be-
triebs- und die Nachverschlussphase, einschlief3lich Bestimmungen zur Einhaltung
der zulassigen Temperaturen;

— das Sicherheitsmanagement fur Errichtung und Betrieb des Endlagers.

Zu Absatz 2

Zur Festlegung konkretisierender Bestimmungen an die Anforderungen flir die Durchfih-
rung der vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen im Standortauswahlverfahren wird das
Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit ermachtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, diese Anforderun-
gen zu bestimmen.

Zu § 38 (Dokumentation, Verordnungsermachtigung)

Entsprechend dem Vorschlag der Endlagerkommission ermachtigt § 38 das Bundesminis-
terium far Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer Rechtsver-
ordnung Uber die Dokumentation endlagerrelevanter Daten. Die Ermachtigungsvorschrift
tragt dem Bedlirfnis Rechnung, dass sowohl die heute existierenden als auch die wah-
rend des kinftigen Entsorgungsweges neu entstehenden Daten und Unterlagen in geeig-
neter Form flr die Zukunft qualifiziert aufbereitet und dauerhaft in unversehrtem Zustand
aufbewahrt werden missen. Einzelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem Inhalt, Ver-
wendungszweck, Umfang, Ubermittlung, Speicherung und Nutzung sind in der Rechts-
verordnung zu bestimmen. Speicherdaten sind zum Beispiel die im Rahmen der Zwi-
schen- und Endlagerung anfallenden Daten und Dokumente zur Beschaffenheit der Abfal-
le, zu ihrer Verpackung, zu ihrem Standort und zur Standortumgebung. Die Rechtsver-
ordnung soll zudem eine Ubermittlung der Daten vorsehen und festlegen, wie die dauer-
hafte Unversehrtheit der Daten gesichert wird. Nach den Empfehlungen der Endlager-
kommission soll das Bundesamt flir kerntechnische Entsorgungssicherheit alle Speicher-
daten dauerhaft an zwei verschiedenen, mindestens 20 Kilometer voneinander entfernten
und datentechnisch miteinander nicht verbundenen Orten speichern.
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Zu Anlage 1

Das Abwagungskriterium nach Anlage 1 erfasst flr die sichere Endlagerung radioaktiver
Abfalle gunstige hydrogeologische Verhaltnisse. Als gunstig werden diese dann bezeich-
net, wenn sowohl das Grundwasserangebot im Bereich des Endlagers, die Grundwasser-
bewegung im einschlusswirksamen Gebirgsbereich als auch die Diffusionsgeschwindig-
keit gering sind.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Grund-
wasserstromung®, ,Grundwasserangebot‘ und ,Diffusionsgeschwindigkeit® festgelegt.

Zu Anlage 2

Das Abwagungskriterium nach Anlage 2 erfasst mit Blick auf die geologische Barrierewir-
kung in erster Linie die Ausdehnung und Funktion des eine glinstige geologische Ge-
samtsituation bestimmenden Gesteinskorpers oder - bei mehreren Gesteinskérpern - die
geometrische Anordnung der hinsichtlich Ausdehnung und Funktion charakterisierten be-
teiligten Gesteinskdrper. Diese sollen die eingelagerten radioaktiven Abfalle mdglichst
vollstandig umschlie®en. Hinzu kommen die Tiefenlage des einschlusswirksamen Ge-
birgsbereichs innerhalb der Geosphare sowie die mogliche Beeintrachtigung seiner Barri-
erewirkung durch die Nahe zu Gesteinskdrpern mit erhéhtem hydraulischem Potenzial.
Auf Grundlage dieser Gegebenheiten wird das Einschlussvermdgen der geologischen
Formation mittels standortspezifischer Modellrechnungen bewertet. Dabei ist sicherzustel-
len, dass das Ergebnis dieser Modellrechnungen einen sachgemalen Vergleich der ver-
schiedenen betrachteten Gebiete ermdglicht, die verwendete Methodik also soweit mdg-
lich identisch ist. Da Ausdehnung, Anordnung und Tiefenlage von Gesteinskérpern in der
Regel einfacher zu ermitteln sind als bestimmte Gesteinseigenschaften oder die hydrauli-
schen und hydrochemischen Standortverhaltnisse, kommt der Konfiguration sicherheitsre-
levanter Gesteinskérper in der geologischen Barriere als friih erkennbarem Merkmal einer
gunstigen geologischen Gesamtsituation insbesondere zu Beginn des Auswahlverfahrens
besondere Bedeutung zu. Im Fall des § 23 Absatz 3 wird dieses Abwagungskriterium ent-
sprechend ersetzt.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fiir die Eigenschaften ,Barriere-
wirksamkeit®, ,Robustheit und Sicherheitsreserven®, ,Volumen des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs* und ,Potenzialbringer bei Tonstein® festgelegt.

Zu Anlage 3

Das Abwagungskriterium nach Anlage 3 erfasst die zuverlassige raumliche Charakteri-
sierbarkeit der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den Ein-
schluss der Abfalle gewahrleisten, insbesondere des einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs. Eine gute raumliche Charakterisierbarkeit ist Voraussetzung fir belastbare Abwa-
gungsentscheidungen im Rahmen des Auswahlverfahrens sowie fur zuverlassige spatere
Sicherheitsbewertungen. Bewertungsgrundlage ist die geologische Struktur der Gesteine
im vorgesehenen Endlagerbereich. Bei tektonisch Uberpragten geologischen Einheiten
sollte die Uberpragung méglichst gering sein. Das AusmaR der Uberpragung wird abgelei-
tet aus den Lagerungsverhaltnissen unter Berucksichtigung von Bruch- und Faltentekto-
nik. Salzstrukturen sollten mdglichst nur grol3raumige Verfaltungen von Schichten aufwei-
sen, die unterschiedliche mechanische und hydraulische Eigenschaften haben.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Ermittel-
barkeit der Gesteinstypen und ihrer charakteristischen Eigenschaften und ,Ubertragbar-
keit der Eigenschaften im vorgesehenen Endlagerbereich” festgelegt.
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Zu Anlage 4

Das Abwagungskriterium nach Anlage 4 erfasst die zuverlassige zeitliche Prognostizier-
barkeit der geologischen Verhaltnisse. Die verlassliche Identifizierung und Einschatzung
sicherheitsrelevanter Langzeitveranderungen ist eine wesentliche Voraussetzung fur den
Nachweis der langfristigen Stabilitat der glinstigen geologischen Verhaltnisse. Sie bezieht
sich insbesondere auf den Endlagerbereich. Bewertungsgrundlage ist die Stabilitat der
geologischen Verhaltnisse uber moglichst lange Zeitraume in der Vergangenheit.

Zu Anlage 5

Das Abwagungskriterium nach Anlage 5 erfasst fir die Errichtung eines Endlagerberg-
werkes gunstige gebirgsmechanische Voraussetzungen. Diese sollen sicherstellen, dass
im anstehenden Gebirge ein standsicheres Grubengebdude ohne nachhaltige Schadi-
gung des umgebenden Gebirges sowie mit méglichst geringem Aufwand an technischen
Sicherungsmitteln fUr die jeweils vorgesehene Betriebszeit errichtet werden kann. DartUber
hinaus sollten durch anthropogene Einwirkungen in der Betriebszeit und in der Nachbe-
triebszeit keine fir den Erhalt der Barrierenintegritat nachteiligen mechanischen, thermi-
schen oder hydraulischen Prozesse induziert werden. Insbesondere sollen geotechnische
Barrieren spater entsprechend dem jeweiligen Stilllegungskonzept funktionsfahig so her-
gestellt werden kénnen, dass die Langzeitsicherheit gewahrleistet ist. Bewertungsgrund-
lage sind die zu erwartenden Auswirkungen der Errichtung von Hohlrdumen auf die Struk-
tur und Stabilitat des Wirtsgesteines.

Zu Anlage 6

Das Abwagungskriterium nach Anlage 6 erfasst im Wirtsgestein moglicherweise auftre-
tende Fluidwegsamkeiten, bei deren Vorkommen Schadstofffreisetzungen aus dem tiefen
geologischen Untergrund in die Biosphare Uber die Migration fluider Phasen nicht auszu-
schlief3en sind. Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle nicht zu gefahrden,
soll soweit wie moglich ausgeschlossen werden, dass solche Wegsamkeiten im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich bereits vorliegen oder in Folge der Errichtung eines
Endlagers dauerhaft neu entstehen. Bewertungsgrundlage ist die Neigung des Wirtsge-
steins zur Bildung von Fluidwegsamkeiten.

In der zugehorigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaften ,Verander-
barkeit der vorhandenen Gebirgsdurchlassigkeit* und ,Erfahrungen Uber die Barrierewirk-
samkeit der Gebirgsformationen® festgelegt.

Zu Anlage 7

Das Abwagungskriterium nach Anlage 7 erfasst die mdgliche Gasbildung im vorgesehe-
nen Einlagerungsbereich. Im Endlager kdénnen insbesondere bei Kontakt mit Wasser
durch chemische oder mikrobiologische Prozesse Gase entstehen, die den Druck im Ge-
stein erhéhen und dadurch die Integritat des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches ge-
fahrden kénnen. Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfalle nicht zu gefahrden,
soll die durch den Kontakt von Wasser und Abfallbehaltern verursachte Gasbildung so
gering wie moglich sein. Bewertungsgrundlage ist das Wasserangebot im vorgesehenen
Einlagerungsbereich.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaft ,Gasbildung®
festgelegt.

Zu Anlage 8
Das Abwagungskriterium nach Anlage 8 erfasst das Verhalten des Gesteines im Endla-

gerbereich bei Temperaturanderungen. Da durch die Temperaturanderungen in geotech-
nischen Barrieren und umgebendem Gebirge Prozesse mit unterschiedlichen negativen
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oder positiven Konsequenzen flir die Endlagersicherheit ausgeldst, beschleunigt oder
verstarkt werden kénnen, sind Festlegungen von wirtsgesteinsspezifisch oder gar allge-
mein glltigen Grenztemperaturen und ihre Anwendung zur zuverldssigen Vermeidung
nachteiliger Konsequenzen fir die Endlagersicherheit nur bedingt geeignet. In der Praxis
werden daher im Rahmen von im Verfahrensablauf standortspezifisch zu verfeinernden
vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen modellmaRige Betrachtungen beziehungsweise
(gekoppelte) Modellrechnungen zu Intensitat und Reichweite der thermischen, mechani-
schen und hydraulischen Auswirkungen des Warmeeintrags durchzuflihren sein, um auf
der Basis der Ergebnisse den Warmeeintrag mit den Abfallen steuern und seine Auswir-
kungen beherrschen zu konnen. Bewertungsgrundlage ist der Funktionserhalt der Barrie-
ren des Endlagersystems bei Temperaturdnderungen in Folge des Einbringens von hoch-
radioaktiven Abfallen, soweit dieser zuverlassig prognostiziert werden kann. Hinsichtlich
der fur die Auslegung des Endlagers zugrunde zu legenden Grenztemperaturen gelten die
Regelungen nach § 26 Absatz 3.

Zu Anlage 9

Das Abwagungskriterium nach Anlage 9 erfasst die Rickhaltung von Radionukliden im
einschlusswirksamen Gebirgsbereich. Der Transport von Radionukliden sollte verlang-
samt und moglichst ganz unterbunden werden. Bewertungsgrundlage ist das Sorptions-
vermogen des Wirtsgesteins fir die relevanten Radionuklide. Inwieweit dieses Kriterium
fur den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfélle relevant ist, hangt jedoch sehr stark
von der Art des Wirtsgesteins und dem Endlagersystem ab. Die Bedeutung des Ruckhal-
tevermoégens ist daher im Rahmen der abwagenden Gesamtbetrachtung von Endlager-
systemen zu beurteilen.

In der zugehdrigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen fir die Eigenschaft ,Gasbildung®
festgelegt.

Zu Anlage 10

Das Abwagungskriterium nach Anlage 10 erfasst die chemischen Eigenschaften des
Grundwassers in Verbindung mit dem Gestein im einschlusswirksamen Gebirgsbereich.
Diese sollen sich méglichst positiv auf den sicheren Einschluss und die Rickhaltung der
radioaktiven Abfalle im einschlusswirksamen Gebirgsbereich auswirken. Bewertungs-
grundlage sind die chemischen Gegebenheiten im vorgesehenen einschlusswirksamen
Gebirgsbereich. Es ist allerdings abzusehen, dass insbesondere in friihen Phasen des
Auswahlverfahrens keine belastbaren Aussagen zur flachendeckenden Charakterisierung
und Beurteilung von Standortregionen und Standorten auf der Basis hydrochemischer
Kriterien moglich sein werden. Insbesondere bei Grundwassern im flr die Errichtung ei-
nes Endlagers vorgesehenen Tiefenbereich ist das Wissen uber die hydrochemischen
Verhaltnisse dafir zu lickenhaft. Zuverlassige Aussagen sind daher erst bei genauerer
regionaler beziehungsweise standortspezifischer Betrachtung auf Basis entsprechender
Daten in Verbindung mit dem jeweils vorgesehenen Endlagersystem méglich.

Zu Anlage 11

Das Abwagungskriterium nach Anlage 11 erfasst das Deckgebirge Uber dem einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich eines Endlagers bis zur Erdoberflache. Dieses soll méglichst
eine zusatzliche Sicherheitsreserve flir den einschlusswirksamen Gebirgsbereich zum
Schutz seiner Integritat gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgange
bieten. Bewertungsgrundlage ist die geologische Beschaffenheit des Deckgebirges. Dabei
hangen die flr das Schutzpotenzial mafigeblichen Eigenschaften des Deckgebirges stark
vom vorgesehenen Wirtsgestein und dem Endlagersystem ab. Unterschiede ergeben sich
zum einen aus regionalen Unterschieden zwischen den zu erwartenden und zu betrach-
tenden exogenen Prozessen, die die Sicherheit des Endlagers hinsichtlich ihrer Art, Wir-
kungsweise und Intensitdt sowie der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens innerhalb des
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Nachweiszeitraums beeinflussen kdnnen, zum anderen aus der Empfindlichkeit des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs, des Wirtsgesteins und des Deckgebirges gegentber
solchen Prozessen.

In der zugehdorigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen flr die Eigenschaft ,Schutz des
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches durch giinstigen Aufbau des Deckgebirges gegen
Erosion und Subrosion sowie ihre Folgen® festgelegt.

Zu Anlage 12

In dieser Anlage werden die planungswissenschaftlichen Abwagungskriterien nach § 24 in
den drei Gewichtungsgruppen im Einzelnen aufgefihrt und jeweils der zugehdrige Bewer-
tungsrahmen festgelegt.

Zu Artikel 2 (Anderung des Atomgesetzes)

Zu § 9d, § 9g und § 58

Bei den Anderungen der § 9d, § 9g und § 58 handelt es sich um redaktionelle Anpassun-
gen.

Zu Artikel 3 (Folgeanderungen)

Es handelt sich um notwendige redaktionelle Anpassungen im Entsorgungsiibergangsge-
setz, Nachhaftungsgesetz, Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz sowie der Anlage 3 des Geset-
zes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten der Neuregelungen und das Auf3erkrafttreten des bisheri-
gen Standortauswahlgesetzes.
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Von: kontakt

An: Geschaeftsstelle

Betreff: StandAG-Novelle - Gesteinspezifische Kriterien
Datum: Donnerstag, 19. Januar 2017 17:41:31
Sehr geehrte Damen und Herren,

das hier Vorgetragene wurde bereits auf dem Fachworkshop am 29./30.01.2016
vorgetragen und war nochmals Kommentar der sog. Online-K onsultation auf
endlagerbericht.de. Leider kann auf die wesentlichen Quellen nicht mehr zugegriffen
werden, da kriterien-standortauswahl.de aus dem Netz genommen (weshalb?
Transparenz!) und die einschlégige Drucksache AG3-90 durch ein leeres Blatt ersetzt
wurde (weshalb? Transparenz!). Leider wurde dieser Punkt bisher weder von der AG3,
von der Kommission noch von den Veranstaltern der Online-K onsultation in irgendeiner
Weise berlicksichtigt. Deshalb hier der dritte Versuch.

Also nochmals der Kommentar aus endlagerbericht.de

(https://www.endlagerbericht.de/de/consultation/11484/chapter/3955787?
page=5#comment-395681-10468)

Die Kommission hat keinerlei Anstrengungen unternommen, das Modell ewG des AKEnd
so weiterzuentwickeln, dass mit dem Modell auch Kristallin als Wirtsgestein
wissenschaftlich konform behandelt werden kann. Vielmehr wurde Kristallin in eigens
gebastelten Formulierungen in das ewG mit eingeschleppt. Diese Hilfskonstruktionen sind
wenig Uberzeugend und kdnnen wahrend des Auwahlverfahrens wohl kaum der
interessierten Offentlichkeit vermittelt werden.

Eher vermittelbar wéren gesteinspezifische Kriterien. Als potenzielle Endlagergeologien in
Deutschland mit sehr unterschiedlichen Kriterienmustern sind zu nennen: Salzstock, Salz
in flacher Lagerung, Ton, Kristallin sowie Mischformen (sog. Konfigurationstyp Bb) wie
zum Beispiel Kristallin unter Salz, Kristallin unter Ton, Salz unter Ton etc. Ein
Auswahlverfahren mit der Benennung der drei bestmoglichen Salzstandorte, der drel
besten Ton- und drei besten Kristallinstandorte im ersten Auswahlschritt (neun

Standorte) wére transparenter vermittelbar als die Benennung von sechs bis acht obertégig
zu erkundenden Standorten auf der Grundlage aller geologischen Endlagermedien (siehe
auch Kommentar AK1-8 aus Fachtagung, http://endlagerdial og.de/wp-

content/upl 0ads/2016/07/AK 1.pdf).

"Eine Aufgliederung der Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen nach
Wirtsgesteinstypen macht tatsachlich Sinn, insb. weil sie eine transparente und
nachvollziehbare

Aufarbeitung ermoglicht. (Wohl wissend, dass dabel Dopplungen auftreten, (z.B.
Ausschlusskriterien)

die fur das Verfahren aber nicht schadlich sind, und erkennend, dass wirtsspezifische
Bezlige, insh.

bei den Mindestanforderungen eine Rolle spielen werden."

Dies wurde aber nicht in Erwagung gezogen. Die gesteinstibergreifende Suche selbst im
ersten Schritt schien in Stein gemeiRelt zu sein und fuhrte zur ewigen, unproduktiven
Wiederholung der Kristallindiskussion in der AG3.

Damit hatte man auch den Offenen Brief von 2012 von Eckhard Kruse und Andreas Graf
von Bernstorff aufgegriffen (http://wendland-
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net.de//files/al8/2THZHBK 3GA/OffenerBrief.pdf), in dem richtig festgestellt wird:

"4. Der Vergleich verschiedener Wirtsgesteine ist mit grof3en Schwierigkeiten verbunden.
Daher missen neben Gorleben zwei weitere Salzstandorte erkundet werden. Das Gleiche
gilt fUr die anderen zu untersuchenden Wirtsgesteine."

Dr. Michael Mehnert
endlagerdialog.de


http://wendland-net.de//files/a/8/2THZHBK3GA/OffenerBrief.pdf
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Von: kontakt

An: Geschaeftsstelle

Betreff: StandAG-Novellierung: Redundanz und Diversitat
Datum: Donnerstag, 19. Januar 2017 18:00:54

Sehr geehrte Damen und Herren,

das hier Vorgetragene wurde bereits auf dem Fachworkshop am 29./30.01.2016
vorgetragen und war nochmals Kommentar der sog. Online-K onsultation auf
endlagerbericht.de. Leider kann auf die wesentlichen Quellen nicht mehr zugegriffen
werden, da kriterien-standortauswahl.de aus dem Netz genommen (weshalb?
Transparenz!) und die einschlégige Drucksache AG3-90 durch ein leeres Blatt ersetzt
wurde (weshalb? Transparenz!). Leider wurde dieser Punkt bisher weder von der AG3,
von der Kommission noch von den Veranstaltern der Online-K onsultation in irgendeiner
Weise berlicksichtigt. Deshalb hier der dritte Versuch.

Ich hoffe, dass es sich hier unter dem NBG um eine Beteiligung wenigstens im Sinne einer
Anhérung handelt, bei der fachlich auf das GedulRerte eingegangen und mitgeteilt wird,
welche Argumente gegen das V orgetragene sprechen. Die bisherigen
Beteiligungsverfahren kriterien-standortauswahl.de und endlager bericht.de erflllen nicht
einmal diese Primitivstandards einer sog. Beteiligung.

Also nochmals der Kommentar aus endlagerbericht.de

https: //www.endlager bericht.de/de/consul tati on/11484/chapter/395578?page= S#comment-
395681-10464 und

https: //www.endl ager bericht.de/de/consultation/11484/chapter/395578?page= 5#comment-
395681-10466), gleichlautend mit Kommentar ID 1001 aus dem Fachworkshop:

Leider hat die AG3 und damit die Kommission nicht Gber das diesen Kriterien zugrunde
liegende Modéll

diskutiert. Es wurde nicht die Frage behandelt, ob das Modell des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs eine passende Grundlage fir die Suche nach einem Endlagerstandort mit
dem geringstmoglichen Risiko fur Mensch und Umwelt darstellt. Das ewG-Modell geht
zurlick auf den AKENd, der damit den Forderungen des Wasserhaushaltsgesetzes
entsprochen hat. Es stellt sich jedoch die Frage, ob es nicht weitere wesentliche Normen
gibt, die es zu erflllen gilt? Bei einem Endlager fir radioaktive Abfélle handelt es sich um
eine kerntechnische Anlage, bel der insbesondere auch die weitgehenden

sicherheitsphil osophischen Ansétze fir diese Anlagen berticksichtigen werden sollten,
auch

wenn sie -oder gerade weil sie — gemessen an dem zurzeit vorgeschriebenen
Nachweiszeitraum von 1 Mio. Jahren nach kurzer Zeit aus der Atomaufsicht entlassen
wird/werden muss. Fur kerntechnische Anlagen ist das Konzept der gestaffelten
Abwehrmal3nahmen entwickelt worden. Zu wesentlichen Auslegungsmerkmalen gehoren
auf dieser Grundlage das Prinzip der Redundanz (mehrfach vorhandene gleichartige
Schutzsysteme) und das Prinzip der Diversitét (unterschiedliche Schutzsysteme zur
Beherrschung gleicher oder dahnlicher Stérungen). Bei einem tiefengeol ogischen Endlager
bestehen die Abwehrmal3nahmen nach Ablauf des moglichen Riickhol zeitraums nur noch
in

der moglichen Bergung und schliefdlich in den geol ogischen Barrieregesteinen mit
entsprechend ausgepragten Sicherheitsfunktionen wie mechanischer Einschluss und
Absorption der Radionuklide sowie der Abschirmung der Direktstrahlung.

Bei der Suche nach dem Standort mit geringstem Risiko fir Mensch und Umwelt sollte ein
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Modell eingesetzt

werden, das Kriterien erlaubt, die sowohl Redundanzen als auch Diversitéten bewerten und
bei dem diese Bewertungen sich positiv in der schliefdlichen Rangfolge auswirken. Das
ewGModell

des AKENd erflllt dies durchaus im Hinblick auf Redundanzen.

So ist zum Beispiel im Kriterium ,, Der einschlusswirksame Gebirgsbereich muss tiber eine
réumliche Ausdehnung verfugen, die grof3er ist as das fir das Endlager rechnerisch
erforderliche Volumen “(6.5.6.1.2) dieses bisher nur mit flexibler

Endlagerauslegung und Riickholkonzepten begriindet. Eine wesentliche Begriindung sollte
darin liegen, dass tber den im Nachwel szeitraum unbedingt notwendigen
Einschlussbereich

hinaus einschlusswirksame Gesteinsbereiche vorhanden sind, die Redundanzen zum
notwendigen Einschlussbereich darstellen. Diese sind aber aufgrund dieser Rolle von der
Flexibilisierung auszunehmen.

Bei der Diversitét ist solch ein Ansatz nicht gegeben, wenn

nicht das ewG-Modell verlassen wird. Es wird ein erweitertes Modell vorgeschlagen, in
dem

mehrere gestaffelte ewGs (dewG-Modell) abgebildet werden konnen, die auf
unterschiedlichen einschlusswirksamen Gesteinen mit unterschiedlichen
Sicherheitsfunktionen beruhen. Die Zahligkeit dieser gestaffelten ewGsist dann as
Abwagungskriterium , Diversitét” zu formulieren (>2 ,,gunstig”, 2

»bedingt glinstig”, 1, weniger gunstig").

Dr. Michael Mehnert
endlagerdialog.de
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Von: Wolf-Ridiger Marunde

An: Geschaeftsstelle

Betreff: Stellungnahme zur Formulierungshilfe StandAG, 21.12.2016
Datum: Freitag, 20. Januar 2017 09:58:22

Anlagen: Stellungnahme_StandAG_Rechtshilfe-NBG _170119.pdf

Stellungnahme-StandAG _Rechtshilfe-NBG _Anhang 170119.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit Ubersende ich Ihnen unsere Stellungnahme zum Gesetzentwurf StandAG vom 21.12.2016. Sie besteht
aus zwei Teilen: einer Zusammenfassung und einem Anhang, in dem wir unsere Kritikpunkte tabellarisch
auflisten.

Mit freundlichen Grifen,

Wolf-Ridiger Marunde
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RECHTSHILFE GORLEBEN E.V.

29471 Gartow | HauptstraBe 6 | Tel.: +49 5846 1583

An das

Nationale Begleitgremium
Geschéftsstelle
Bismarckplatz 1

14193 Berlin

Stellungnahme
zum Entwurf eines ,Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes
far ein Endlager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfélle und anderer Gesetze*“
(Formulierungsvorschlag v. 21.12.206)

Zentrale Méngel des Gesetzentwurfes

Die grundsitzliche Forderung der Endlagerkommission nach einem ,lernenden® und ,,fur Verinderungen offenes Verfah-
ren® wird im Gesetzentwurf nicht verankert. Eine Evaluation des Verfahrens liegt allein im Ermessen der Behorde BfE, die
sich damit selbst kontrollieren darf.

Noch immer fehlt eine Definition der Abfille, fiir die das Endlager geplant werden soll. Ob der Standort auch schwach- und
mittelradioaktive Abfille aufnehmen soll, wird offengelassen.

Wichtige Regelungen, etwa die grundlegenden Sicherheitskriterien, werden in die juristisch wenig relevante Begriindung des
Gesetzes ausgelagert. Sie kénnten unter dem Ausschluss der Offentlichkeit vom BMUB geindert werden.

Belastung des Verfahrens durch den Standort Gorleben

Die Riicksichtnahme auf die Probleme des Standortes Gorleben schligt sich tiberall dort nieder, wo die Gefahr bestiinde,
dass Gorleben aus dem Verfahren ausscheiden miisste. Dies betrifft beispielsweise die Qualitit des Deckgebirges in den Si-
cherheitsvorschriften in §21 und den Ausschlusskriterien in §22, die eine Verletzung des Deckgebirges erlauben, bis hin zur
Anlage 11, in denen ein nicht intaktes Deckgebirge noch als ,,bedingt giinstig™ eingestuft wird. Weitere Beispiele: Ebenfalls
in §22 werden Verletzungen des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs durch Erkundungsmalinahmen (dies ist im Salzstock
Gorleben der Fall) als hinnehmbar eingestuft. Und im §35 wird nur zugestanden, dass der Bund im Bergwerk Gorleben kein
Salzlabor betreiben wird. Mit einem anderen Betreiber wire ein Untertagelabor gesetzeskonform.

Partizipation abhangig von der Kulanz der Behérde
Der Gesetzentwurf bleibt bei den Regelungen zur Mitwirkung der Offentlichkeit (§§ 10 und 11) sogar noch hinter den Vor-
schligen der Endlagerkommission zuriick. Die Rechte und Befugnisse der Regionalkonferenzen werden schwammig oder
gar nicht definiert. Beispiele:
- Die Finanzierung der Partizipation (etwa Entschidigungs- und Verdienstausfallregelungen) ist eine Grundvorausset-
zung, um Auseinandersetzungen mit dem BfE fachlich auf Augenhdhe fihren zu kénnen. Der Gesetzentwurf macht
dazu keine Angaben.
- Der Anteil der in die Partizipations-Gremien entsendeten kommunalpolitischen VertreterInnen ist gegeniiber den Vor-
schligen der Endlagerkommission drastisch erhéht, der Einflusss unabhingiger BiirgerInnen damit vermindert.
- Wihrend die Endlagerkommission fiir die Nachprifauftrige eine verhandelbare Fristsetzung vorsicht, setzt der Ge-
setzentwurf héchstens 3 Monate fest.

Befugnisse des Nationalen Begleitgremiums eingeschréankt
Der Gesetzentwurf beschneidet die Funktion des Nationalen Begleitgremiums als Kontroll- und Vermittlungsinstanz im
Vergleich zu den Vorgaben der Endlagerkommission in entscheidenden Punkten.





Im Gesetzentwurf werden die Rechte und Befugnisse des NBG nicht definiert. Es fehlt auch das im Abschlussbericht der
Kommission geforderte Selbstbefassungs- und Beschwerderecht, durch das das NBG jederzeit Fragen an BfE und BGE
stellen und Beantwortung einfordern kann.

Im Abschlussbericht der Kommission wird dem Nationalen Begleitgremium das Recht eingerdumt, Verfahrensteile oder
Entscheidungen neu zu bewerten und dem Gesetzgeber entsprechende Anderungen empfehlen. Dieser kann auf Basis der
Empfehlung Verfahrensmodifikationen bis hin zu Verfahrensrickspringen beschlieBen. Das fehlt im Gesetzentwurf.

Im Gesetzentwurf bekommt das BfE die Befugnis, eine Vorauswahl fiir die Besetzung des Partizipationsbeauftragten zu
treffen: Das BfE richtet die Geschiftsstelle fiir das NBG ein, das NBG benennt einen Angehdrigen der Geschiftsstelle als
Partizipationsbeauftragten. Die Endlagerkommission stellte dem NBG dagegen frei, welche Person sie als Partizipationsbe-
auftragten ernennt. Der Partizipationsbeauftragte soll demnach dem NBG rechenschaftspflichtig sein und von im abberufen
werden kénnen. Das fehlt im Gesetzentwutf.

Das Recht des NBG, einen wissenschaftlichen Beirat einzuberufen, taucht lediglich in der Begriindung auf.

Wissenschaftsbasis aufgeweicht

Der Gesetzentwurf rdumt interpretionsbedirftigen nicht-geologischen Kriterien einen hohen Stellenwert ein. ,,Sozio6ko-
nomische Potenzialanalysen® und ,,planungswissenschaftliche Abwigungskriterien® spielen schon bei den ersten Auswahl-
schritten eine grof3e Rolle, geologische Sicherheitskriterien verlieren an Bedeutung,

Auch die Bedeutung der untertigige Erkundung wird herabgestuft. Wie schon der Abschlussbericht der Endlagerkommissi-
on lisst der Gesetzentwurf im Unklaren, wie viel Standorte mindestens untertigig erkundet werden miissen. Letztlich kann
damit auch der Vergleich lediglich eines einzigen anderen Standortes mit Gorleben legitimiert werden. (§16, Abs. 3)

Bei den geowissenschaftlichen Abwigungskriterien gentigt bei Kiristallingestein eine ,,rechnerischen Ableitung, welches
Einschlussvermégen die technischen und geotechnischen Barrieren voraussichtlich erreichen. Die Endlagerkommission
fordert dagegen, dass ,,in Kristallingestein ohne auf ewG basierenden Endlagerkonzepten fiir den sicheren Einschluss ein
Zusammenwirken der technischen und geotechnischen Barrieren erforderlich und fiir den Nachweiszeitraum zu zeigen ist®.

(§24, Abs. 2)

Fazit: Das Standortauswahlverfahren ist korrumpierbar

Das Standortauswahlverfahren soll ein Generationsproblem 16sen, beschrinkt aber die Beteiligungsmdoglichkeiten der zu-
kiinftigen Generationen auf das Abgeben von Stellungnahmen. Dartiber hinaus beschneidet es die Klagemdglichkeiten an
den Standorten und die Einwirkungsmoglichkeiten der Linder. Es wird sich tiber Jahrzehnte hinziehen, tiberldsst das Koz-
rigieren von Problemen, die sich erst im Laufe des Verfahrens zeigen werden, praktisch allein dem Gutdinken der Behorde
BfE. Es verhindert dagegen nicht, dass politische Parteien, Abgeordnete und Funktionstriger mit Partikularinteressen auf
die Abwigungsprozesse Einfluss nehmen kénnen: Beispielsweise auf die Bereitstellung von Datengrundlagen und auf die
Auswahl der beteiligten Wissenschaftler und Institute. Auch die Wahlkreisabgeordneten werden iiber parteiinterne Wege
versuchen, auf das BMUB und die Arbeit des BfE Einflul zu nehmen. Die Instrumente des Nationalen Begleitgremiums,
hier eine Wichterfunktion iibernehmen zu kénnen, sind dagegen stark eingeschrinkt.

In unseren Augen zeigt sich die Absicht des Gesetzgebers, politische Einflussnahme auf das Standortauswahlverfahren zu
erméglichen und die Mitwirkungsrechte der Offentlichkeit zu begrenzen, in etlichen Paragrafen. Dabei bleibt der Gesetz-
entwurf noch einmal deutlich unter den Forderungen der Endlagerkommission, die wir auch schon fiir ungentigend halten.

Unserer Meinung nach ist dieser Gesetzentwurf nicht geeignet, das notwendige Vertrauen in eine unabhingige
und wissenschaftsbasierte Standortsuche zu schaffen.

Lichow-Dannenberg, 19. Januar 2017

Asta von Oppen
Wolf-Riidiger Marunde

Der Ubersichtlichkeit halber sind unsere Kritikpunkte im Anhang aufgelistet.
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Stellungnahme

zum Entwurf (,Formulierungsvorschlag” v. 21.12.2016) eines ,,Gesetzes zur Forten-
twicklung des Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager
fur Warme entwickelnde radioaktive Abfalle und anderer Gesetze*

Anhang 1: Weitere konkrete Kritikpunkte

§1 Zweck des Gesetzes

Reversibilitat wird unscharf definiert, die Anforderung danach fehlt ganz. Das Gesetz bleibt hinter
den Forderungen der Endlagerkommission zurtck.

§5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

1. Im Gesetzentwurf fehlt der Satz ,Das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit wird
entsprechend fortentwickelt. Hierzu kénnen sich die Beteiligten Uber die gesetzlich geregelten
Mindestanforderungen hinaus weiterer Beteiligungsformen bedienen. Die Geeignetheit der
Beteiligungsformen ist in angemessenen zeitlichen Absténden zu Uberprifen.“ Sowohl im Ab-
schlussbericht der Kommission wie auch im alten StandAG (§9, Abs. 4) war er noch enthalten.

2. Im Gesetzentwurf fehlt der Hinweis auf das UVPG (steht nur in der Begriindung)

§6 Informationsplattform

1. Im Gesetzentwurf wird nur das Internet genannt, nicht ,andere geeignete Medien“ (Abschluss-
bericht). Fur die Dokumentation sind Printmedien wichtig

2. Fir die Offentlichkeit muss es nicht-technische Zusammenfassungen geben, die auch fiir inter-
essierte Laien verstandlich sind.

§7 Stellungnahmeverfahren, Erérterungstermine
1. Nicht definiert wird die ,Beriicksichtigung“ der Stellungnahmen der Offentlichkeit.

2. Im Gesetzentwurf fehlen zwei Informationen, zu denen die Offentlichkeit Stellung nehmen
kann: Die Vorschlage fur die Entscheidungsgrundlagen und die Erkenntnisse und Bewertungen
der untertdgigen Erkundung nach § 18 Absatz 4. Beide werden im Abschlussbericht der End-
lagerkommission aufgefihrt.

3. Abs 3 Im Gesetzentwurf wird nur ein Erdrterungstermin genannt, keine weiteren Beteiligungs-
formen, etwa Blrgerversammlungen.

§8 Nationales Begleitgremium

1. Im Gesetzentwurf wird nicht festgestellt, dass die Sitzungen des NBG in der Regel 6ffentlich
sein sollen.





20.01.2017 Rechtshilfe Gorleben e.V. Stellungn. zum StandAG v. 21.12.2016

§10 Regionalkonferenzen

1. Im Gesetzentwurf fehlt eine Definition der Rechte und Befugnisse der Regionalkonferenzen.
Die Rede ist nur von Stellungnahmen, insbesondere ,bei der Erarbeitung der sozio6konomis-
chen Potenzialanalysen®. Unklar ist, was genau dies bedeutet.

2. Im Gesetzentwurf fehlt das Recht der Regionalkonferenzen, Blrgerbiiros mit eigenstandiger
fachlicher Beratung einzurichten, wie es die Endlagerkommission vorgesehen hat.

§11 Rat der Regionen

Die Endlagerkommission schlégt fur die Zwischenlagergemeinden eine Zahl von Vertretern im
Rat vor, die der Zahl von Vertretern einer Regionalkonferenz entspricht. Der Gesetzentwurf will
ihnen die Halfte der Sitze zusprechen.

§12 Erkundung; Datenlage

Die Vorgehensweise, wenn zu einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen zur Ver-
fugung stehen, ist nicht geregelt, z.B. die Frage, ob Daten in Unternehmensbesitz herangezo-
gen werden sollen. Eine Prifung des Vorschlages des Vorhabenstragers, wie dann zu ver-
fahren ist, durch das NBG steht nur in der Begriindung.

§16 Ubertigige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung
(Abs. 3) Der Gesetzentwurf lasst — wie auch schon der Abschlussbericht der Endlagerkommis-
sion —im Unklaren, wie viel Standorte mindestens untertagig erkundet werden missen. Fir
jede Gesteinsart sollten es aber mindestens zwei sein, um einen wirklichen Vergleich unter-
schiedlicher Standorte zu erméglichen.

§21 Sicherheitsvorschriften

1. (Abs. 2 4a) Der Gesetzentwurf lasst Bohrungen in einer Deckschicht bis zu 200 m Tiefe zu.
Damit wird das Abwéagungskriterium Deckschicht ad absurdum geflihrt — eine politische Ruick-
sichtnahme auf die Bedingungen am Standort Gorleben.

2. (Abs. 2 4b) Der Gesetzentwurf lasst Uber Salzgestein Bohrungen in einer Deckschicht bis zu
300 m Tiefe zu. Das BfE muss bei solchen Vorhaben nicht hinzugezogen werden.
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Anhang 2: Auflistung der Kritikpunkte am Gesetzentwurf StandAG v. 21.12.2016

unabhéngig von ihrer Relevanz.

Aufgefuhrt sind die betreffenden Punkte in der Reihenfolge wie im Gesetzentwurf,

Gesetz Text Problem Anmerkung
§1, Zweck des Gesetzes Reversibilitat wird zwar definiert, Forderung
Abs. 2 | ... in einem wissenschaftsbasierten und aber die Anforderung danach fehlt der E-Komm
transparenten Verfahren ... nicht
Selbsthinterfragendes und lernendes umgesetzt
Verfahren fehlt
AbschliBer.: ,Die Kommission verste-
ht (...) die spatere Standortsuche
als ein lernendes Verfahren. Dabei
sind Entscheidungen griindlich auf
mdgliche Fehler oder Fehlentwick-
lungen zu prifen. Mdglichkeiten far
eine spéatere Korrektur von Fehlern
sind vorzusehen.”
§1, ... fur die im Inland verursachten, Unklare Definition der Abfalle mittel- und
Abs. 2 | insbesondere hochradioaktiven Abfélle ... - sind hoch-/mittel/-schwachradioak- schwachradi
tive enthalten? oaktive
- Herkunftsdefinition fehlt Abfalle?
- Bezug auf andere Lager (Konrad)
fehlt
§1 ... Endlagerung in tiefen Festlegung auf Tiefeneinlagerung mit Grundsatz-
Abs. 3 | geologischen Formationen in einem flr endgultigem Verschluss kritik
diese Zwecke errichteten Endlager-
bergwerk mit dem Ziel des endgultigen
Verschlusses...
... Rickholbarkeit fur die Dauer der Ruckholbarkeit auf Betriebsphase
Betriebsphase des Endlagers... beschrankt
... Bergung fir 500 Jahre nach Bergung auf 500 Jahre beschrankt
dem geplanten Verschluss des
Endlagers...
§3 Vorhabentréger »standortbezogene Prufkriterien” juristische
Abs. 2 | Erkundungsprogramme nach § 14 Absatz Relevanz?
1 und § 16 Absatz 2 sowie Priifkriterien
nach § 16 Absatz 2 zu erarbeiten
§3 Der Vorhabentrager hat die Aufgabe, ... Abschl.-Bericht legt Wert darauf, Forderung
Abs. 2 | dem Bundesamt flir kerntechnische dass nicht der Vorhabenstrager, der E-Komm
Satz 6 | Entsorgungssicherheit den Standort fir sondern erst das BfE nach einer nicht
ein Endlager nach § 18 Absatz 3 Umweltvertraglichkeitspriifung umgesetzt

vorzuschlagen

der Standorte den Standort-
vorschlag macht (S. 225 / 1809100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteili-  Die Offentlichkeit wird nur ,unter-
Abs. 1 |gung richtet — das ist weder Partizipation
Das Bundesamt fiir kerntechnische noch Dialog.
Entsorgungssicherheit hat nach diesem
Gesetz dafiir zu sorgen, dass die Of-
fentlichkeit frihzeitig und wahrend der
Dauer des Standortauswahlverfahrens in
einem dialogorientierten Prozess um-
fassend und systematisch Uber die Ziele
des Vorhabens, die Mittel und den Stand
seiner Verwirklichung sowie seine voraus-
sichtlichen Auswirkungen unterrichtet
wird. Dies soll in einem dialogorientierten
Prozess erfolgen.
§5 Das Bundesamt fir kerntechnische Selbstiiberpriifung der Behérde?  Forderung
Abs. 2 | Entsorgungssicherheit kann das Fuar die Partizipationsbeteiligten fall- ~ der E-Komm
Verfahren zur Beteiligung der en die Mdglichkeiten zur Evaluation  nicht
Offentlichkeit evaluieren und Vorschlage weg. Stattdessen gehen sie an das umgesetzt,
hierzu entwickeln. das BfE Uber. war im alten
Was flir Rechte beinhaltet diese StandAG
,Evaluation, kann sie auch zu einer  enthalten!

Einschrankung der Partizipation
fihren? (Z.B. bei Zeitdruck?)

Hat nur das BfE, nicht auch bei-
spielsweise das NBG das Recht zur
Evaluation des Verfahrens?

Fehlt in neuen Entwurf:

Abschl.Ber: ,Das Verfahren zur
Beteiligung der Offentlichkeit wird
entsprechend fortentwickelt. Hierzu
kdénnen sich die Beteiligten Gber die
gesetzlich geregelten Mindestan-
forderungen hinaus weiterer Beteili-
gungsformen bedienen. Die
Geeignetheit der Beteiligungsformen
ist in angemessenen zeitlichen Ab-
stédnden zu Uberprifen.”

Altes StandAG alt, §9, Abs. 4::

»,Das Verfahren zur Beteiligung der
Offentlichkeit wird entsprechend
fortentwickelt. Hierzu kdnnen sich
die Beteiligten liber die gesetzlich
geregelten Mindestanforderungen
hinaus weiterer Beteiligungsformen
bedienen.”
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§5 Der Hinweis auf das UVPG in der §4 UVPG: ,Vorrang anderer juristische
Abs. 1 | Begriindung fehlt im Gesetz: ,Ergdnzend  Rechtsvorschriften im UVPG Relevanz?
zu den Vorschriften des Standortaus- Dieses Gesetz findet Anwendung,
wahlgesetzes gelten zur Offentlichkeits- soweit Rechtsvorschriften des
beteiligung die Vorschriften des Gesetzes Bundes oder der Lander die Prifung
Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung der Umweltvertraglichkeit nicht ndher
(UVPG; vgl. §§ 4, 14e UVPG).” bestimmen oder in ihren
Anforderungen diesem Gesetz nicht
entsprechen. Rechtsvorschriften mit
weitergehenden Anforderungen
bleiben unberihrt.

§6 Informationsplattform Abschl-Bericht: "Uber das Internet Forderung
... errichtet das Bundesamt fir kerntech-  und durch andere geeignete Medien  der E-Komm
nische Entsorgungssicherheit eine Inter-  umfassend und systematisch ... nicht
netplattform mit einem Informationsange-  unterrichtet wird” (S. 441 /1809100) umgesetzt
bot... Internet allein reicht nicht, in der

Begriindung (S. 53) werden auch
Druckmedien genannt.

Die Erstellung von nicht-technischen
Zusammenfassungen fur Nicht-
Fachleute fehilt.

§7 Stellungnahmeverfahren; Erst bei Vorliegen des Vorschlages  Offentlichkeit

Abs. {1 | Erorterungstermine ) wird die Offentlichkeit informiert. Gle-  wird zu spét
Das Bundesamt fir kerntechnische ichzeitig wird die Fristsetzung fiir und dann nur
Entsorgungssicherheit gibt der Of- eine Nachprifungsforderung auf 3 Uber den
fentlichkeit und den Tragern offentlicher Monate vermindert. Dies kann dazu  Vorschla
Belange, deren Aufgabenbereich durch - L . . 'ag
einen Vorschlag des Vorhabentragers fuh_ren", dass eine Up_erprufung aus informiert.
nach Absatz 2 beriihrt wird, nach Ubermit- Zeitgriinden nicht moglich ist.
tlung des jeweiligen Vorschlags sowie im
Fall einer Nachpriifung nach In ihrem Abschlussbericht sieht die Forderung
abgeschlossenem Nachprifverfahren Kommission dagegen vor, dass ,die  der E-Komm
nach § 10 Absatz 5, Gelegenheit zur Stel-  Offentlichkeit umfassend und sys- nicht
lungnahme zu den Vorschlagen sowie den tematisch (iber die Ziele des umgesetzt

dazu jeweils vorliegenden Berichten und
Unterlagen.

Vorhabens, die Mittel und den Stand
seiner Verwirklichung sowie seine
voraussichtlichen Auswirkungen un-
terrichtet wird.“ ,Das Bundesamt fiir
kerntechnische Entsorgung richtet
an den in Betracht kommenden
Standortregionen und Standorten
Blrgerburos ein. Diese haben da-
flir zu sorgen, dass die Of-
fentlichkeit an den in Betracht
kommenden Standortregionen und
Standorten in allen Angelegenheit-
en des jeweiligen Verfahrens-
schrittes Gelegenheit zur eigen-
standigen fachlichen Beratung er-
halt.“ (S. 441, 442 18/9100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§7 Die Stellungnahmen sind bei den weiteren Bertiicksichtigung nicht definiert
Abs 1 | Verfahrensschritten zu bertcksichtigen...
Verweis auf die Vorschriften des
UVPG fehlt.
§7 Zu den bereitzustellenden Informationen,  Abschl.Ber: ,Zu den bereitzustellen-  Forderung
Abs. 2 | zu denen die Offentlichkeit Stellung den Informationen, zu denen die Of-  der E-Komm
nehmen kann, gehdren insbesondere fentlichkeit Stellung nehmen kann, nur teilweise
1. der Vorschlag fur die Ubertagig zu gehdren zumindest umgesetzt
erkundenden Standortregionen nach § 14 1. die Vorschlage flr die Entschei-
Absatz 2 mit den dazugehdrigen dungsgrundlagen;
standortbezogenen 2. der Vorschlag fur in Betracht
Erkundungsprogrammen flr die kommende Standortregionen und die
Ubertagige Erkundung, Auswahl von Ubertagig zu erkunden-
2. der Vorschlag fur die untertagig zu den Standorten nach § 13 Absatz 3;
erkundenden Standorte nach § 16 Absatz 3. Vorschlage fur die standortbezo-
3 mit den dazugehdrigen genen Erkundungsprogramme und
Erkundungsprogrammen und Prifkriterien  Prifkriterien nach § 15 Absatz 1;
far die untertdgige Erkundung, 4. der Bericht Uiber die Ergebnisse
3. der Standortvorschlag nach § 18 der Ubertagigen Erkundung, deren
Absatz 3. Bewertung und der Vorschlag fur die
untertagig zu erkundenden Standorte
nach § 16 Absatz 2;
5. Vorschlage fur die vertieften geol-
ogischen Erkundungsprogramme
und Prifkriterien nach § 18 Absatz 2;
6. die Erkenntnisse und Bewertun-
gen der untertdgigen Erkundung
nach § 18 Absatz 4;
7. der Standortvorschlag nach § 19
Absatz 1.“ (S. 441 /1809100)
§7 Nach Abschluss des jeweiligen Abschl.Komm: ,Das Verfahren zur Forderung
Abs. 3 | Stellungnahmeverfahrens fihrt das Beteiligung der Offentlichkeit wird der E-Komm
Bundesamt fir kerntechnische entsprechend fortentwickelt. Hierzu auf Erorte-
Entsorgungssicherheit in den betroffenen  kdnnen sich die Beteiligten tGber die  rungstermin
Gebieten einen Erérterungstermin zu den  gesetzlich geregelten Min- reduziert
Vorschlagen nach Absatz 2 sowie den destanforderungen hinaus weiterer
dazu jeweils vorliegenden Berichten und Beteiligungsformen
Unterlagen auf Grundlage der bedienen” (S. 441 /1809100)
ausgewerteten Stellungnahmen durch. Burgerversammlungen?
In der Begriindung steht: ,Diese Regelung
ist nicht abschlieBend. Die Vorschrift
findet nach MaBgabe der §§ 4 und 14e
UVPG Anwendung.
§8 Nationales Begleitgremium Finanzierungen nicht geregelt Fehlen auch
Grundsatzliche Regelungen im Abschl.
Offentlichkeit der Sitzungen fehlt Bericht
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§8 Nationales Begleitgremium: Was genau bedeutet ,, vermittelnde Forderung
Abs. 1 | Aufgabe des pluralistisch zusammenge- und unabhangige Begleitung“? der End-
setzten Nationalen Begleitgremiums ist Welche Rechte und Befugnisse hat Komm
die vermittelnde und unabhangige Be- das NaBeGre? nicht
gleitung des Standortauswahlverfahrens,  Begriindung: ,Begleitung des Ver- umgesetzt
insbesondere auch der Umsetzung des fahrens, Austausch mit allen
Beteiligungsverfahrens am Standor- Beteiligten®
tauswahlverfahren bis zur Standor-
tentscheidung nach § 20. Text EndIKkomm: ,Das Nationale Be-
gleitgremium verfugt Uber ein Selbst-
befassungs- und Beschwerderecht
und kann somit jederzeit Fragen an
BfE und BGE stellen und Beantwor-
tung einfordern.”
§8 Das Nationale Begleitgremium wird bei Abschl-Bericht: ,Das Nationale Be- Berufung
Abs. 4 | der Durchflihrung seiner Aufgaben von gleitgremium tragt dazu bei, Veran- eines
einer Geschéftsstelle unterstiitzt. Diese derungs- und Innovationsbedarf zu wissenschaftl
wird vom Bundesministerium fir Umwelt,  identifizieren. Kommt es zu dem . Beirats
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit Schluss, dass Verfahrensteile oder steht nur in
eingesetzt und untersteht fachlich dem Entscheidungen neu zu bewerten der
Nationalen Begleitgremium. Das sind, kann es dem Gesetzgeber Begriindung
Nationale Begleitgremium gibt sich eine entsprechende Anderungen
Geschéftsordnung; es kann sich durch empfehlen. Dieser kann auf Basis
Dritte wissenschaftlich beraten lassen. der Empfehlung Verfahrensmodifika-
tionen bis hin zu Verfahrensrick-
spriingen beschlieBen. Hierflr kann
das Nationale Begleitgremium den
von ihm gegebenenfalls berufenen
wissenschaftlichen Beirat oder Ex-
perten fur Reflexion, Prozessgestal-
tung und wissenschaftliche Gutacht-
en zu Rate ziehen.”
§8 Das Nationale Begleitgremium betraut Abschl-Bericht: ,Das Nationale Be- Das BfE
Abs. 5 | einen Angehdrigen seiner Geschaftsstelle gleitgremium beruft den Partizipa- setzt die
mit den Aufgaben eines tionsbeauftragten, der sich fur seine  Geschéfts-
Partizipationsbeauftragten. Tatigkeit der Geschéftsstelle des stelle ein und
Begleitgremiums bedient. Der Par- trifft damit
In der Begriindung: tizipationsbeauftragte ist dem Na- eine Voraus-
z0er oder die Partizipationsbeauftragte tionalen Begleitgremium gegentber  wahl fir den
legt dem Nationalen Begleitgremium rechenschaftspflichtig und kann von  PartBeauftr.!
regelméaBige Tatigkeitsberichte vor und ist  diesem Gremium abberufen
fachlich weisungsunabhangig.” werden.” Forderung
der End-
Komm
nicht

umgesetzt
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§10 Regionalkonferenzen Zu Partizipation gehdrt mehr als als ~ Forderung
Abs. 4 | Die Regionalkonferenzen begleiten das Stellungnahmen abgeben zu durfen  der End-
Standortauswahlverfahren und erhalten Komm
vor dem Er@rterungstermin nach § 7 Endl.Komm:,Zudem besteht die Auf- = unzureichend
Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gabe darin, alle interessierten Birg-  umgesetzt
Vorschlégen nach § 14 Absatz 2, § 16 Ab- erinnen und Burger niedrigschwellig
satz 3 und § 18 Absatz 3... zu beteiligen.“
... Stellungnahme bei der Erarbeitung der  ,Ein wichtiges Mittel dafir ist die
soziobkonomischen Potenzialanalysen...  Mitwirkung an der Informationsplatt-
form, aber auch eigenstandige, von
der Regionalkonferenz gestaltete
Formen der Offentlichkeitsbeteili-
gung.“ (S. 332, 333/ 1809100)
Endl.Komm: ,Insbesondere die
Rechte und die Finanzierung der
Regionalkonferenzen miissen im
Standortauswahlgesetz geregelt
werden.” (S. 337 / 1809100)
§10 Finanzierung der Regionalkonferenzen, Endl.Komm: “Die Finanzierung der Forderung
es fehlen: Regionalkonferenzen wird durch den der End-
Entschadigungsregelungen, Verdienstaus- Trager der Offentlichkeitsbeteiligung  Komm
fallregelungen und Finanzierungsfragen gewahrleistet. Flr die Bemessung nicht
sind folgende Eckpunkte zu beacht- = umgesetzt

In der Begriindung: en: Eigene Geschéftsstelle zur Or-
ganisation der Regionalkonferenz,
eigenstandige fachliche Begleitung
(zum Beispiel in Form externer
Gutachter), externe Moderation,
Verdienstausfallregelungen far die
Mitglieder des Vertretungskreises,
Durchfiihrung von regionaler Medi-
enarbeit und Offentlichkeitsbeteili-
gung sowie Mitwirkung an der In-
formationsplattform.” (S. 337,
1809100)

§10 Aufgaben der Geschiftsstelle der Die Endl.Komm geht weiter: ,Plural- = Forderung

Abs. 6 | RegKonferenzen in der Begriindung: istische Dialoge, vor Ort und im In- der End-
»+Absatz 6 bestimmt, dass die Region- ternet, Begleitung durch eine re- Komm nach
alkonferenzen bei ihrer Organisation gionale Begleitgruppe unter Beteili- fachlicher
durch eine Geschéftsstelle unterstitzt gung von regionalen Birgerinitiativ-  Beratung
werden. Die Geschaftsstelle soll Service-  en, Blrgerblros mit eigenstéandiger  nicht
funktionen Gbernehmen und die inneren fachlicher Beratung“ (S. 441 / umgesetzt

Arbeiten von Vertretungskreis und Vol-
Iversammlung sowie die Informationsar-
beit dieser unterstitzen.”

1809100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§10 Jede Regionalkonferenz kann innerhalb Alter Kritikpunkt: Eine Nachprufung/  Vorschlag
Abs. 5 | einer angemessenen Frist, die drei Region ist zu wenig der
Monate nicht tiberschreiten darf, einen EndKomm
Nachprifauftrag an das Bundesamt fur Zu Kkurze Fristsetzung! bei der
kerntechnische Entsorgungssicherheit EndKomm: Fristsetzung
richten, wenn sie einen Mangel in den ,Das BfE und die Regionalkonferen-  durch starre
Vorschlégen des Vorhabentrégers nach §  zen verstandigen sich Uber eine kurze
14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 angemessene Frist. Sofern es nicht  Regelung
Absatz 3 rugt zu einem Einvernehmen kommt, ersetzt
entscheidet das Nationale Begleit-
gremium nach Anhdrung der
Beteiligten innerhalb eines Monats
Uber eine angemessene Frist.“ (S.
336/ 1809100)
§11 Fachkonferenz Rat der Regionen: Weil die Regionalkonferenzen schon  Vorschlag
Die Vertreter werden jeweils zur Halfte zu einem Drittel aus Vertreterlnnen der
von den Vertretungskreisen der Regional- der Kommunen bestehen missen, EndKomm
konferenzen sowie den Gemeinden, in fihrt das insgesamt zu einem nicht
denen radioaktive Abfélle zwischenge- Ubergewicht der Kommunalvertreter = umgesetzt:
lagert werden, fur drei Jahre gewahilt. in der Fachkonferenz. Die Uberproporti
EndlIKomm empfiehlt dagegen, dass onales
die Zwischenlagergemeinden nur so = Gewicht der
viel Vertreter entsenden kénnen wie  Zwischenlag
eine Regionalkonferenz: ergemeinden
,Die Anzahl aller Vertreter der Zwi-
schenlagerstandorte soll der Anzahl
der Delegierten Vertreter einer Re-
gionalkonferenz entsprechen.” (S.
339 /1809100)
§12 Erkundung; Verhéltnis zur Raumord- Wird die Anderung des § 48 Abs. 2 §48 BBergG
Abs. 3 | nung: BBergG wie von der Bundes- untersagt
regierung vorgeschlagen in Kraft Erkundung,
Fur die Erkundung sind die §§ 3 bis 29, treten, istin § 12 Abs. 1 Satz 1 die wenn sie den
39, 40, 48 und 50 bis 104, 106 und 145 Anwendung des neuen § 48 Abs. Zielen der
bis 148 des Bundesberggesetzes 2 Satz 2 BBergG im Standor- Raumordnun
entsprechend anzuwenden. tauswahlverfahren auszuschlieen, g
indem nur eine entsprechende An- widerspricht.

wendung von § 48 Abs. 1, Abs. 2
Satz 1, 3 bis 6 erklart wird.
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§12 Verfugbarkeit geologischer Daten: Was ist mit den privaten Daten, z.B.  Unklar
§ 13 Gebiete, die aufgrund nicht hinreichender  der Energieunternehmen, wo ist

geologischer Daten nicht eingeordnet geregelt, wie die zur Verfigung
werden kénnen, sind diese ebenfalls gestellt werden miissen?
aufzufihren.
§ 23 Sofern fur die Bewertung der Erfullung
einer Mindestanforderung notwendige
Daten fiir ein Gebiet erst in einer spateren
Phase des Standortauswahlverfahrens
erhoben werden kdénnen, gilt die jeweilige
Mindestanforderung bis zur Erhebung
dieser Daten als erfillt, soweit dies auf-
grund der vorhandenen Datenlage zu er-
warten ist. Spatestens in der Begriindung
fur den Vorschlag nach § 18 Absatz 3 ist
die Erfullung aller Mindestanforderungen
standortspezifisch nachzuweisen.
§ 14 Ermittlung von Standortregionen fiir In der Begriindung steht: ,, Mitwirkung
Abs. 2 | Gbertagige Erkundung ,Das Nationale Begleitgremium pruft des
Liegen zu einzelnen Gebieten keine hin- vor der Entscheidung des Bundes- NaBeGre nur
reichenden Informationen fir die Anwen-  amts fur kerntechnische Ent- in der
dung der Kriterien nach §§ 22 bis 24 vor,  sorgungssicherheit Uber das weitere  Begrindung,
ist eine begrindete Empfehlung zum Verfahren mit Gebieten mit nicht aus- nicht im
weiteren Verfahren mit diesen Gebieten reichender geowissenschaftlicher Gesetz
aufzunehmen. Datenlage den diesbezlglichen
Vorschlag des Vorhabentrégers.“
§ 16 Ubertsgige Erkundung und Vorschlag  Soziodkonomische Potenzialanalyse
Abs. 1 | fur untertdgige Erkundung und planungswissenschaftliche
und 2 | (1) Der Vorhabentrager hat die durch Abwagungskriterien spielen schon
Bundesgesetz ausgewahlten Standortre-  bei den ersten Auswahlschritten eine
gionen Ubertagig nach den standortbezo-  groBe Rolle, geologische Sicher-
genen Erkundungsprogrammen zu erkun-  heitskriterien werden dadurch
den. Auf der Grundlage der Erkun- unwichtiger.
dungsergebnisse hat der Vorhabentrdger  Siehe auch §14, Abs. 1
weiterentwickelte vorlaufige Sicherheits-
untersuchungen durchzufthren. Er fihrt in
den Standortregionen soziodkonomische
Potenzialanalysen durch.
§ 16 Der Vorhabentrager Ubermittelt seinen Unklar, wie viele Standorte Unklar schon
Abs. 3 | Vorschlag fur die untertégig zu mindestens untertdgig erkundet im

erkundenden Standorte mit Begriindung
und den Ergebnissen des
Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt
fir kerntechnische Entsorgungssicherheit.

werden mussen

KommBericht
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§17 Entscheidung iliber untertagige Erkun-  Zahl der zu erkundenden Standorte ~ Unklar schon
Abs.2 | dung und Erkundungsprogramme fehlt! im
Satz 2 | Die Bundesregierung unterrichtet KommBericht

den Deutschen Bundestag und den Bun-

desrat Uber Standorte, die untertagig

erkundet werden sollen, und legt ins-

besondere die Unterlagen nach Satz 1

vor. Die untertagig zu erkundenden

Standorte werden durch Bundesgesetz

bestimmt.
§ 18 Untertdgige Erkundung Soweit unter geologischen Bedin- Geologische
Abs.2 | Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich gungen und Sicherheitsaspekten Bedingungen
Satz 2 | geeignete Standorte vorliegen, sind pla- gleich geeignete Standorte vorliegen, nicht berlck-

nungswissenschaftliche Abwagungskrite-  sind planungswissenschaftliche Ab-  sichtigt

rien nach § 25 anzuwenden. wagungskriterien nach § 26

anzuwenden.

§19 AbschlieBender Standortvergleich und Keine Anzahl der Standorte Siehe §16
Abs.1 | Standortvorschlag ... praft den Vorschlag des

Das Bundesamt fur kerntechnische Vorhabentrégers einschlieBlich des

Entsorgungssicherheit prift den Vorschlag zugrunde liegenden Standortver-

des Vorhabentragers einschlieBlich des gleichs von mindestens zwei Stand-

zugrunde liegenden Standortvergleichs. orten pro Gesteinsart...
§ 19 Auf Grundlage des Ergebnisses dieser Geologische Kriterien fehlen: Geologie
Abs.1 Prifung und unter Abwagung samtlicher Auf Grundlage des Ergebnisses wird nicht

privater und 6ffentlicher Belange sowie dieser Prifung und unter bertick-

der Ergebnisse des Beteiligungsver- Abwégung samtlicher geologischer  sichtigt

fahrens bewertet das Bundesamt fir kern- Vor- und Nachteile, sowie samtlicher

technische Entsorgungssicherheit, wel- privater und 6ffentlicher

ches der Standort mit der bestméglichen ~ Belange.......

Sicherheit ist.
§ 21 Sicherheitsvorschriften Abstand von der Nutzung von Verande-
Abs.2 | ... dirfen Bohrungen nur dann zuge- Techniken wie Fracking (ob innerhalb  rungssperre
3 lassen werden, wenn ... oder auBerhalb der Teilgebiete) bis zu schwach

das Vorhaben eine dieser Gesteins-
formation berihrt, deren Eigen-
schaften, die nach den Anforderungen
und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu
bewerten sind, Uber groBe Flachen
nur geringen raumlichen Schwankun-
gen unterliegen und deren Flache
auch ohne das von den Auswirkungen
dieses und anderer nach dieser
Regelung zugelassener Vorhaben
moglicherweise beeintrachtigte Gebiet
das Zehnfache des fiur die Real-
isierung des Endlagers erforderlichen
Flachenbedarfes betragt, ...

zum potentiellen Standortgebiet ist
unklar definiert. (Die pauschale
Aussage "zehnfache des
erforderlichen Flachenbedarfs" im
Punkt 3 ist viel zu unkonkret.)

Der Flachenbedarf flr ein Endlager —
zumal, wenn es alle Arten
radioaktiven Abfalls umfasst — ist
derzeit noch nicht zu kalkulieren.

Hinweis: Seismische
Erschitterungen von
Erdgasbohrungen bis 13km
Entfernung
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§21 ... dirfen Bohrungen nur dann zuge- Bohrungen bis 200m Endlaufe wer-  Abwagungs-
Abs. 2 | lassen werden, ...wenn das Vorhaben nur  den als problemlos definiert. kriterium
4a Bohrungen von 100 Metern bis 300 Me- Deckschicht
tern Endteufe umfasst und Das muss aber erst gezeigt werden.  aufgeweicht
a) durch die Bohrungen oder die mit Es muss plausibel gemacht werden,
dieser Bohrung in Verbindung stehen-  dass - im Falle glinstiger Verhélt-
den MaBnahmen keine Gesteinss- nisse beim Deckgebirge - mit
chichten erheblich geschadigt werden  Bohrungen von 200 bis 300 Metern
kdnnen, die einen langfristigen Schutz = Tiefe die Gesteinsschichten nicht so
darunter liegender, fir die End- geschéadigt werden, dass sie ihre
lagerung geeigneter Schichten be- Funktion als zuséatzliche Barriere fur
wirken kénnen oder die langfristigim  ein Endlager verlieren.
Sinne einer zusatzlichen Barriere fur
das Endlager wirken kénnen; dabei ist
eine Schadigung der Deck-schicht bei
Bohrungen bis zu 200 Metern End-
teufe nicht zu unterstellen,...
§ 21 ... durfen Bohrungen nur dann In einer Deckschicht Uber Salzstéck- =~ Abwagungs-
Abs. 2 | zugelassen werden, ...wenn das en darf bis 300m Tiefe gebohrt wer-  kriterium
4b Vorhaben nur Bohrungen von 100 Metern  den Deckschicht
bis 300 Metern Endteufe umfasst... und aufgeweicht
... in Fallen, in denen am Ort des
beabsichtigten Vorhabens in einer Teufe Das BfE muss in diesen Ausnahme-  BfE sollte
von 300 bis 1500 Metern unter fallen nicht hinzugezogen werden. zustimmen
Gelandeoberkante stratiforme Damit kbnnen ab sofort Fakten mussen
Steinsalzformationen von mindestens 100 = geschaffen werden.
Metern Méachtigkeit oder Salzformationen
in steiler Lagerung mit einer vertikalen
Ausdehnung von mindestens 100 Metern  (Forderung: § 21 Abs. 2, Punkte 3,
vorhanden sind, der Salzspiegel unterhalb 4a und b, 5 und damit die Aus-
von 400 Metern unter Gelandeoberkante = nahmen ersatzlos streichen.)
liegt oder bei einem héheren Salzspiegel
durch die Bohrung und die mit dieser
Bohrung in Verbindung stehenden
MaBnahmen die Salzformation nicht
geschadigt wird
§ 21 Grundsétzlich Regelungen treten erst 6 Monate mit muissen

dem Gesetz inkraft.

sofort gelten
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§ 22 Ausschlusskriterien 1. Verletzungen des EWG bei Rucksicht auf

Abs. 2
3

§22

§ 23
Abs. 3

(1) Ein Gebiet ist nicht als Endlagerstan-
dort geeignet, wenn mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in
diesem Gebiet erfllt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:

... Einflisse aus gegenwértiger oder
friiherer bergbaulicher Tétigkeit das
Gebirge ist durch gegenwartige oder
frihere bergbauliche Téatigkeit so
geschédigt, dass daraus negative Ein-
flusse auf den Spannungszustand und die
Permeabilitédt des Gebirges im Bereich
eines vorgesehenen einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs oder vorgesehenen End-
lagerbereichs zu besorgen sind; dies gilt
nicht fiir Folgen von MaBnahmen zur
Erkundung potenzieller Endlagerstand-
orte;

(1) Ein Gebiet ist nicht als
Endlagerstandort geeignet, wenn
mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in
diesem Gebiet erflllt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:
Punkte 1. - 6.

Mindestanforderungen

Ist in einem Gebiet absehbar, dass kein
einschlusswirksamer Gebirgsbereich aus-
gewiesen werden kann, es sich aber fiir
ein wesentlich auf technischen oder geo-
technischen Barrieren beruhendes End-
lagersystem eignet, tritt an die Stelle der
Mindestanforderung nach Absatz 4 Num-
mer 1 der Nachweis, dass die technischen
und geotechnischen Barrieren den
sicheren Einschluss der Radionuklide fiir
eine Million Jahre gewahrleisten kénnen.

Sonderfall
Gorleben?

Erkundungen sind grundsétzlich
erlaubt?

2. Im Falle Gorleben sind Verlet-
zungen des EWG — schlecht
gesetzte Schéachte und Verlet-
zungen des Anhydrits, alle durch
Erkundung entstanden — nicht
relevant?

Einbruchsee fehlt in den Aus-
schlusskriterien

Vorschlag:

7. In Gebirgsbereichen, die als End-
lagerbereich in Betracht kommen,
sind an der Erdoberflache Einbruch-
seen vorhanden, die innerhalb der
letzten 50.000 Jahre durch Subro-
sion entstanden sind.

Im Abschlussbericht der Kommission Forderung

bezieht sich diese Moglichkeit nur der End-
auf Kristallin: Komm in-
.Bei Gesteinskdrpern des Wirts- haltlich ins
gesteins Kristallin mit geringerer Gegenteil
Mé&chtigkeit kann der Nachweis des  verkehrt!

langzeitigen Einschlusses flr den
betroffenen Gebirgsbereich bei Vor-
liegen geringer Gebirgsdurchlés-
sigkeit auch ber das sicherheitliche
Zusammenwirken des Wirtsgesteins
mit geotechnischen und technischen
und Barrieren gefiihrt werden.”

(S. 42/1809100)

Mit dem Gesetzentwurf kénnten
dagegen alle Gesteinsarten, auch
problematische Salzstécke, ihre
Mangel durch technische und geo-
technische Barrieren ausgleichen.

Vorschlag:
Ist in einem Gebiet mit Kristallin
Gestein absehbar.....
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§ 24 Geowissenschaftliche Abwégungskri-  Gemeint sind nicht Indikatoren, Indikatoren
Abs. 1 | terien sondern Bewertungsgruppen von sind
Die in Abséatzen 3 bis 5 aufgefihrten In- Abwé&gungskriterien schwéacher
dikatoren dienen hierbei als Bewertungs- als Kiriterien!
maBstab.
§ 24 Im Fall des § 23 Absatz 3 tritt an die Stelle  Endl.Komm: ,In Kristallingestein Forderung
Abs. 2 | des Abwagungskriteriums nach Anlage ohne auf ewG basierenden der Endl-
2 die rechnerische Ableitung, welches Endlagerkonzepten ist flr den Komm abge-
Einschlussvermdgen die technischen und  sicheren Einschluss hingegen ein schwécht
geotechnischen Barrieren voraussichtlich = Zusammenwirken der technischen
erreichen. und geotechnischen Barrieren Nachweis f. 1
erforderlich und fur den Mio Jahre!
Nachweiszeitraum zu zeigen.“
§ 26 Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen Kriterien unklar
Abs. 2 | In den vorlaufigen Sicherheitsunter- Endlager-Kommission:
suchungen gemaB Absatz 1 wird das End- ,Notwendig sind vor allem
lagersystem in seiner Gesamtheit betra- wissenschaftlich klar definierte und
chtet und entsprechend dem Stand von demokratisch legitimierte
Wissenschaft und Technik hinsichtlich Auswahlkriterien und
seiner Sicherheit bewertet. Sicherheitsanforderungen sowie
klare Regeln fir Verfahrensschritte,
Beteiligung der Offentlichkeit,
Behdrdenstruktur und
Entscheidungsprozesse. ,,
(S.33/1809100)
§ 26 Solange die maximalen physikalisch Die Forderung nach einheitlich 100 Eine
Abs 3 | moglichen Temperaturen in den jeweiligen  Grad Einlagerungstemperatur soll einheitliche
Wirtsgesteinen aufgrund ausstehender nach Moglichkeit durch eine Aus- Einlagerungs
Forschungsarbeiten noch nicht festgelegt  anmeregelung fiir Salz aufgeweicht  -temperatur
worden sind, soll von einer Grenztem- o
. werden. von 100°C
SCIElz e 1) (Elts BOISIVS E 6L Abschl-Bericht der Kommission: wird weiteren
AuRenflache der Behalter ausgegangen , ; .
werden. .Bei Temperaturen gréBer 120°C Forsch-
kann im Salzgestein die Ausbildung  ungsergebnis
eines temperatur- und druckbed- sen abhéngig
ingten Porennetzwerkes durch sta- gemacht.
tische Perkolation nicht aus-
geschlossen werden. Dies muss
standortspezifisch im Rahmen von
Sicherheitsuntersuchungen tberpruft
werden.”
§ 26 Inhalt der vorlaufigen Sicherheitsunter- Schwach- und mittelradioaktiver Unklare
Abs 4 | suchungen ist auch eine Beurteilung, in-  Atommidill kann beziehungsweise soll Aussage zu
wiefern in dem jeweiligen Gebiet zu er- sogar mit untergebracht werden, es  mittel- und
warten ist, dass eine zusatzliche End- werden keine Kriterien fiir schwach-  schachradioa
Iagerunglgrofslerer Me__ngen _§chwgch— und und mittelradioaktiven Atommiuill ktiven
mittelradioaktiver Abfalle maglich ist. . : -
festgelegt, lediglich die Abféllen

GroéBenausdehnung des mdglichen
Standorts spielt eine Rolle.
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§ 27 Umlage Umlagefinanzierung: Die Forderung  Prioritat
Abs 4 | Beider Umsetzung des Standor- nach Sparsamkeit und Wirtschaft- Sicherheit
tauswahlverfahrens sind die Grundsatze  |ichkeit sollten bei der Standort- darf keinem
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeitzu ;5 swahl zweitrangig sein, Nach- Sparsam-
beachten. haltigkeit oder Sicherheit dagegen keitszwang
Prioritat bekommen. untergeordne
Kann als Gegenargument bei vie- twerden
len Standorten benutzt werden, da
keine Mindestanzahl genannt wird.
Teil 7 Verordnungsermachtigung zu Sicher- Der Bundesrat muss nicht zustim-
§37 heitsanforderungen und Sicherheitsun- men, der Einfluss der Lander wird
tersuchungen ausgeschaltet.
(1) Das Bundesministerium fir Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit Die Folge: Auch Niedersachsen,
wird erm&chtigt, durch Rechtsverordnung, auf dessen Gebiet mit Abstand am
die nicht der Zustimmung des Bun- meisten potentiellen Standorte
desrates bedarf, zu bestimmen, welche liegen, Niedersachsen kann iiber-
grundlegenden Sicherheitsanforderungen gangen werden.
fir die Endlagerung insbesondere
hochradioaktiver Abfélle gelten. Endlager-Kommission:
(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, »-Notwendig sind vor allem wis-
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit senschaftlich klar definierte und
wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, demokratisch legitimierte Auswahlkri-
die nicht der Zustimmung des Bun- terien und Sicherheitsanforderungen
desrates bedarf, zu bestimmen, welche sowie klare Regeln fir Verfahrenss-
Anforderungen fir die Durchfiihrung der chritte, Beteiligung der Offentlichkeit,
vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen Behdérdenstruktur und Entscheidung-
im Standortauswahlverfahren fiir die End-  sprozesse. ,,
lagerung insbesondere hochradioaktiver (S.33/1809100)
Abfalle gelten.
Anlage | Indikatoren zur Bewertung des Die Formulierung ,bedingt gliinstig*
11 Schutzes des einschlusswirksamen ist ein sprachlicher Euphemismus
Gebirgsbereichs durch das Deckge- und suggeriert, dass das Fehlen
birge eines intakten Deckgebirges auch
Wertungsgruppe noch als ,gunstig” zu gelten hat.
glnstig / bedingt guinstig / unginstig
Exportverbot taucht im Gesetzentwurf  Endl.Komm: ,Die Kommissionspricht = Forderung
nicht auf sich fur die gesetzliche Einfliihrung der
eines generellen Exportverbots fir EndKomm
hoch radioaktive Abfélle aus... nicht
kommt die Kommission zu dem umgesetzt

Ergebnis, fur die Zukunft eine geset-
zliche Erweiterung des Exportver-
bots auf bestrahite Kern-
brennstoffe aus Forschungsreak-
toren zu empfehlen.
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RECHTSHILFE GORLEBEN E.V.

29471 Gartow | HauptstraBe 6 | Tel.: +49 5846 1583

An das

Nationale Begleitgremium
Geschéftsstelle
Bismarckplatz 1

14193 Berlin

Stellungnahme
zum Entwurf eines ,Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes
far ein Endlager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfélle und anderer Gesetze*“
(Formulierungsvorschlag v. 21.12.206)

Zentrale Méngel des Gesetzentwurfes

Die grundsitzliche Forderung der Endlagerkommission nach einem ,lernenden® und ,,fur Verinderungen offenes Verfah-
ren® wird im Gesetzentwurf nicht verankert. Eine Evaluation des Verfahrens liegt allein im Ermessen der Behorde BfE, die
sich damit selbst kontrollieren darf.

Noch immer fehlt eine Definition der Abfille, fiir die das Endlager geplant werden soll. Ob der Standort auch schwach- und
mittelradioaktive Abfille aufnehmen soll, wird offengelassen.

Wichtige Regelungen, etwa die grundlegenden Sicherheitskriterien, werden in die juristisch wenig relevante Begriindung des
Gesetzes ausgelagert. Sie kénnten unter dem Ausschluss der Offentlichkeit vom BMUB geindert werden.

Belastung des Verfahrens durch den Standort Gorleben

Die Riicksichtnahme auf die Probleme des Standortes Gorleben schligt sich tiberall dort nieder, wo die Gefahr bestiinde,
dass Gorleben aus dem Verfahren ausscheiden miisste. Dies betrifft beispielsweise die Qualitit des Deckgebirges in den Si-
cherheitsvorschriften in §21 und den Ausschlusskriterien in §22, die eine Verletzung des Deckgebirges erlauben, bis hin zur
Anlage 11, in denen ein nicht intaktes Deckgebirge noch als ,,bedingt giinstig™ eingestuft wird. Weitere Beispiele: Ebenfalls
in §22 werden Verletzungen des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs durch Erkundungsmalinahmen (dies ist im Salzstock
Gorleben der Fall) als hinnehmbar eingestuft. Und im §35 wird nur zugestanden, dass der Bund im Bergwerk Gorleben kein
Salzlabor betreiben wird. Mit einem anderen Betreiber wire ein Untertagelabor gesetzeskonform.

Partizipation abhangig von der Kulanz der Behérde
Der Gesetzentwurf bleibt bei den Regelungen zur Mitwirkung der Offentlichkeit (§§ 10 und 11) sogar noch hinter den Vor-
schligen der Endlagerkommission zuriick. Die Rechte und Befugnisse der Regionalkonferenzen werden schwammig oder
gar nicht definiert. Beispiele:
- Die Finanzierung der Partizipation (etwa Entschidigungs- und Verdienstausfallregelungen) ist eine Grundvorausset-
zung, um Auseinandersetzungen mit dem BfE fachlich auf Augenhdhe fihren zu kénnen. Der Gesetzentwurf macht
dazu keine Angaben.
- Der Anteil der in die Partizipations-Gremien entsendeten kommunalpolitischen VertreterInnen ist gegeniiber den Vor-
schligen der Endlagerkommission drastisch erhéht, der Einflusss unabhingiger BiirgerInnen damit vermindert.
- Wihrend die Endlagerkommission fiir die Nachprifauftrige eine verhandelbare Fristsetzung vorsicht, setzt der Ge-
setzentwurf héchstens 3 Monate fest.

Befugnisse des Nationalen Begleitgremiums eingeschréankt
Der Gesetzentwurf beschneidet die Funktion des Nationalen Begleitgremiums als Kontroll- und Vermittlungsinstanz im
Vergleich zu den Vorgaben der Endlagerkommission in entscheidenden Punkten.
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Im Gesetzentwurf werden die Rechte und Befugnisse des NBG nicht definiert. Es fehlt auch das im Abschlussbericht der

Kommission geforderte Selbstbefassungs- und Beschwerderecht, durch das das NBG jederzeit Fragen an BfE und BGE
stellen und Beantwortung einfordern kann.

Im Abschlussbericht der Kommission wird dem Nationalen Begleitgremium das Recht eingerdumt, Verfahrensteile oder
Entscheidungen neu zu bewerten und dem Gesetzgeber entsprechende Anderungen empfehlen. Dieser kann auf Basis der
Empfehlung Verfahrensmodifikationen bis hin zu Verfahrensrickspringen beschlieBen. Das fehlt im Gesetzentwurf.

Im Gesetzentwurf bekommt das BfE die Befugnis, eine Vorauswahl fiir die Besetzung des Partizipationsbeauftragten zu
treffen: Das BfE richtet die Geschiftsstelle fiir das NBG ein, das NBG benennt einen Angehdrigen der Geschiftsstelle als
Partizipationsbeauftragten. Die Endlagerkommission stellte dem NBG dagegen frei, welche Person sie als Partizipationsbe-
auftragten ernennt. Der Partizipationsbeauftragte soll demnach dem NBG rechenschaftspflichtig sein und von im abberufen
werden kénnen. Das fehlt im Gesetzentwutf.

Das Recht des NBG, einen wissenschaftlichen Beirat einzuberufen, taucht lediglich in der Begriindung auf.

Wissenschaftsbasis aufgeweicht

Der Gesetzentwurf rdumt interpretionsbedirftigen nicht-geologischen Kriterien einen hohen Stellenwert ein. ,,Sozio6ko-
nomische Potenzialanalysen® und ,,planungswissenschaftliche Abwigungskriterien® spielen schon bei den ersten Auswahl-
schritten eine grof3e Rolle, geologische Sicherheitskriterien verlieren an Bedeutung,

Auch die Bedeutung der untertigige Erkundung wird herabgestuft. Wie schon der Abschlussbericht der Endlagerkommissi-
on lisst der Gesetzentwurf im Unklaren, wie viel Standorte mindestens untertigig erkundet werden miissen. Letztlich kann
damit auch der Vergleich lediglich eines einzigen anderen Standortes mit Gorleben legitimiert werden. (§16, Abs. 3)

Bei den geowissenschaftlichen Abwigungskriterien gentigt bei Kiristallingestein eine ,,rechnerischen Ableitung, welches
Einschlussvermégen die technischen und geotechnischen Barrieren voraussichtlich erreichen. Die Endlagerkommission
fordert dagegen, dass ,,in Kristallingestein ohne auf ewG basierenden Endlagerkonzepten fiir den sicheren Einschluss ein
Zusammenwirken der technischen und geotechnischen Barrieren erforderlich und fiir den Nachweiszeitraum zu zeigen ist®.

(§24, Abs. 2)

Fazit: Das Standortauswahlverfahren ist korrumpierbar

Das Standortauswahlverfahren soll ein Generationsproblem 16sen, beschrinkt aber die Beteiligungsmdoglichkeiten der zu-
kiinftigen Generationen auf das Abgeben von Stellungnahmen. Dartiber hinaus beschneidet es die Klagemdglichkeiten an
den Standorten und die Einwirkungsmoglichkeiten der Linder. Es wird sich tiber Jahrzehnte hinziehen, tiberldsst das Koz-
rigieren von Problemen, die sich erst im Laufe des Verfahrens zeigen werden, praktisch allein dem Gutdinken der Behorde
BfE. Es verhindert dagegen nicht, dass politische Parteien, Abgeordnete und Funktionstriger mit Partikularinteressen auf
die Abwigungsprozesse Einfluss nehmen kénnen: Beispielsweise auf die Bereitstellung von Datengrundlagen und auf die
Auswahl der beteiligten Wissenschaftler und Institute. Auch die Wahlkreisabgeordneten werden iiber parteiinterne Wege
versuchen, auf das BMUB und die Arbeit des BfE Einflul zu nehmen. Die Instrumente des Nationalen Begleitgremiums,
hier eine Wichterfunktion iibernehmen zu kénnen, sind dagegen stark eingeschrinkt.

In unseren Augen zeigt sich die Absicht des Gesetzgebers, politische Einflussnahme auf das Standortauswahlverfahren zu
erméglichen und die Mitwirkungsrechte der Offentlichkeit zu begrenzen, in etlichen Paragrafen. Dabei bleibt der Gesetz-
entwurf noch einmal deutlich unter den Forderungen der Endlagerkommission, die wir auch schon fiir ungentigend halten.

Unserer Meinung nach ist dieser Gesetzentwurf nicht geeignet, das notwendige Vertrauen in eine unabhingige
und wissenschaftsbasierte Standortsuche zu schaffen.

Lichow-Dannenberg, 19. Januar 2017

Asta von Oppen
Wolf-Riidiger Marunde

Der Ubersichtlichkeit halber sind unsere Kritikpunkte im Anhang aufgelistet.
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Stellungnahme

zum Entwurf (,Formulierungsvorschlag” v. 21.12.2016) eines ,,Gesetzes zur Forten-
twicklung des Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes fiir ein Endlager
fir Warme entwickelnde radioaktive Abfalle und anderer Gesetze*

Anhang 1: Weitere konkrete Kritikpunkte

§1 Zweck des Gesetzes

Reversibilitat wird unscharf definiert, die Anforderung danach fehlt ganz. Das Gesetz bleibt hinter
den Forderungen der Endlagerkommission zurtck.

§5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteiligung

1. Im Gesetzentwurf fehlt der Satz ,Das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit wird
entsprechend fortentwickelt. Hierzu kdnnen sich die Beteiligten Uber die gesetzlich geregelten
Mindestanforderungen hinaus weiterer Beteiligungsformen bedienen. Die Geeignetheit der
Beteiligungsformen ist in angemessenen zeitlichen Abstanden zu Uberprifen.“ Sowohl im Ab-
schlussbericht der Kommission wie auch im alten StandAG (§9, Abs. 4) war er noch enthalten.

2. Im Gesetzentwurf fehlt der Hinweis auf das UVPG (steht nur in der Begriindung)

§6 Informationsplattform

1. Im Gesetzentwurf wird nur das Internet genannt, nicht ,andere geeignete Medien“ (Abschluss-
bericht). Fur die Dokumentation sind Printmedien wichtig

2. Fir die Offentlichkeit muss es nicht-technische Zusammenfassungen geben, die auch fir inter-
essierte Laien verstandlich sind.

§7 Stellungnahmeverfahren, Erérterungstermine
1. Nicht definiert wird die ,Beriicksichtigung“ der Stellungnahmen der Offentlichkeit.

2. Im Gesetzentwurf fehlen zwei Informationen, zu denen die Offentlichkeit Stellung nehmen
kann: Die Vorschléage fur die Entscheidungsgrundlagen und die Erkenntnisse und Bewertungen
der untertagigen Erkundung nach § 18 Absatz 4. Beide werden im Abschlussbericht der End-
lagerkommission aufgefuhrt.

3. Abs 3 Im Gesetzentwurf wird nur ein Erdrterungstermin genannt, keine weiteren Beteiligungs-
formen, etwa Blrgerversammlungen.

§8 Nationales Begleitgremium

1. Im Gesetzentwurf wird nicht festgestellt, dass die Sitzungen des NBG in der Regel 6ffentlich
sein sollen.
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§10 Regionalkonferenzen

1. Im Gesetzentwurf fehlt eine Definition der Rechte und Befugnisse der Regionalkonferenzen.
Die Rede ist nur von Stellungnahmen, insbesondere ,bei der Erarbeitung der sozio6konomis-
chen Potenzialanalysen®. Unklar ist, was genau dies bedeutet.

2. Im Gesetzentwurf fehlt das Recht der Regionalkonferenzen, Blrgerbiros mit eigenstandiger
fachlicher Beratung einzurichten, wie es die Endlagerkommission vorgesehen hat.

§11 Rat der Regionen

Die Endlagerkommission schlégt fir die Zwischenlagergemeinden eine Zahl von Vertretern im
Rat vor, die der Zahl von Vertretern einer Regionalkonferenz entspricht. Der Gesetzentwurf will
ihnen die Halfte der Sitze zusprechen.

§12 Erkundung; Datenlage
Die Vorgehensweise, wenn zu einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen zur Ver-
figung stehen, ist nicht geregelt, z.B. die Frage, ob Daten in Unternehmensbesitz herangezo-
gen werden sollen. Eine Prifung des Vorschlages des Vorhabenstragers, wie dann zu ver-
fahren ist, durch das NBG steht nur in der Begriindung.

§16 Ubertagige Erkundung und Vorschlag fiir untertigige Erkundung
(Abs. 3) Der Gesetzentwurf lasst — wie auch schon der Abschlussbericht der Endlagerkommis-
sion —im Unklaren, wie viel Standorte mindestens untertagig erkundet werden mussen. Fur
jede Gesteinsart sollten es aber mindestens zwei sein, um einen wirklichen Vergleich unter-
schiedlicher Standorte zu erméglichen.

§21 Sicherheitsvorschriften

1. (Abs. 2 4a) Der Gesetzentwurf lasst Bohrungen in einer Deckschicht bis zu 200 m Tiefe zu.
Damit wird das Abwéagungskriterium Deckschicht ad absurdum geflihrt — eine politische Ruck-
sichtnahme auf die Bedingungen am Standort Gorleben.

2. (Abs. 2 4b) Der Gesetzentwurf 1asst Uber Salzgestein Bohrungen in einer Deckschicht bis zu
300 m Tiefe zu. Das BfE muss bei solchen Vorhaben nicht hinzugezogen werden.
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Anhang 2: Auflistung der Kritikpunkte am Gesetzentwurf StandAG v. 21.12.2016

unabhéngig von ihrer Relevanz.

Aufgeflhrt sind die betreffenden Punkte in der Reihenfolge wie im Gesetzentwurf,

Gesetz Text Problem Anmerkung
§1, Zweck des Gesetzes Reversibilitat wird zwar definiert, Forderung
Abs. 2 | ... in einem wissenschaftsbasierten und aber die Anforderung danach fehlt der E-Komm
transparenten Verfahren ... nicht
Selbsthinterfragendes und lernendes umgesetzt
Verfahren fehlt
AbschliBer.: ,Die Kommission verste-
ht (...) die spatere Standortsuche
als ein lernendes Verfahren. Dabei
sind Entscheidungen griindlich auf
mdgliche Fehler oder Fehlentwick-
lungen zu prifen. Méglichkeiten far
eine spéatere Korrektur von Fehlern
sind vorzusehen.*
§1, ... fur die im Inland verursachten, Unklare Definition der Abfélle mittel- und
Abs. 2 | insbesondere hochradioaktiven Abfélle ... - sind hoch-/mittel/-schwachradioak- schwachradi
tive enthalten? oaktive
- Herkunftsdefinition fehlt Abfalle?
- Bezug auf andere Lager (Konrad)
fehlt
§1 ... Endlagerung in tiefen Festlegung auf Tiefeneinlagerung mit Grundsatz-
Abs. 3 | geologischen Formationen in einem flr endgultigem Verschluss kritik
diese Zwecke errichteten Endlager-
bergwerk mit dem Ziel des endgltigen
Verschlusses...
... Rickholbarkeit fur die Dauer der Ruckholbarkeit auf Betriebsphase
Betriebsphase des Endlagers... beschrankt
... Bergung fir 500 Jahre nach Bergung auf 500 Jahre beschrankt
dem geplanten Verschluss des
Endlagers...
§3 Vorhabentréger »standortbezogene Prufkriterien* juristische
Abs. 2 | Erkundungsprogramme nach § 14 Absatz Relevanz?
1 und § 16 Absatz 2 sowie Priifkriterien
nach § 16 Absatz 2 zu erarbeiten
§3 Der Vorhabentrager hat die Aufgabe,... Abschl.-Bericht legt Wert darauf, Forderung
Abs. 2 | dem Bundesamt flir kerntechnische dass nicht der Vorhabenstrager, der E-Komm
Satz 6 | Entsorgungssicherheit den Standort fir sondern erst das BfE nach einer nicht
ein Endlager nach § 18 Absatz 3 Umweltvertraglichkeitspriifung umgesetzt

vorzuschlagen

der Standorte den Standort-
vorschlag macht (S. 225 / 1809100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§5 Grundsitze der Offentlichkeitsbeteili-  Die Offentlichkeit wird nur ,unter-
Abs. 1 |gung richtet — das ist weder Partizipation
Das Bundesamt fiir kerntechnische noch Dialog.
Entsorgungssicherheit hat nach diesem
Gesetz dafiir zu sorgen, dass die Of-
fentlichkeit frihzeitig und wahrend der
Dauer des Standortauswahlverfahrens in
einem dialogorientierten Prozess um-
fassend und systematisch Uber die Ziele
des Vorhabens, die Mittel und den Stand
seiner Verwirklichung sowie seine voraus-
sichtlichen Auswirkungen unterrichtet
wird. Dies soll in einem dialogorientierten
Prozess erfolgen.
§5 Das Bundesamt fir kerntechnische Selbstiiberpriifung der Behérde?  Forderung
Abs. 2 | Entsorgungssicherheit kann das Far die Partizipationsbeteiligten fall-  der E-Komm
Verfahren zur Beteiligung der en die Mdglichkeiten zur Evaluation  nicht
Offentlichkeit evaluieren und Vorschlage weg. Stattdessen gehen sie an das umgesetzt,
hierzu entwickeln. das BfE Uber. war im alten
Was flir Rechte beinhaltet diese StandAG
,Evaluation®, kann sie auch zu einer  enthalten!

Einschrankung der Partizipation
fihren? (Z.B. bei Zeitdruck?)

Hat nur das BfE, nicht auch bei-
spielsweise das NBG das Recht zur
Evaluation des Verfahrens?

Fehlt in neuen Entwurf:

Abschl.Ber: ,Das Verfahren zur
Beteiligung der Offentlichkeit wird
entsprechend fortentwickelt. Hierzu
kdénnen sich die Beteiligten Uber die
gesetzlich geregelten Mindestan-
forderungen hinaus weiterer Beteili-
gungsformen bedienen. Die
Geeignetheit der Beteiligungsformen
ist in angemessenen zeitlichen Ab-
stdnden zu Uberprifen.”

Altes StandAG alt, §9, Abs. 4::
»,Das Verfahren zur Beteiligung der
Offentlichkeit wird entsprechend
fortentwickelt. Hierzu kbnnen sich
die Beteiligten liber die gesetzlich
geregelten Mindestanforderungen
hinaus weiterer Beteiligungsformen
bedienen.”
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§5 Der Hinweis auf das UVPG in der §4 UVPG: ,Vorrang anderer juristische
Abs. 1 | Begriindung fehlt im Gesetz: ,Ergdnzend  Rechtsvorschriften im UVPG Relevanz?
zu den Vorschriften des Standortaus- Dieses Gesetz findet Anwendung,
wahlgesetzes gelten zur Offentlichkeits- soweit Rechtsvorschriften des
beteiligung die Vorschriften des Gesetzes Bundes oder der Lander die Prifung
uber die Umweltvertraglichkeitspriifung der Umweltvertraglichkeit nicht naher
(UVPG; vgl. §§ 4, 14e UVPG).” bestimmen oder in ihren
Anforderungen diesem Gesetz nicht
entsprechen. Rechtsvorschriften mit
weitergehenden Anforderungen
bleiben unberihrt.

§6 Informationsplattform Abschl-Bericht: "Uber das Internet Forderung
... errichtet das Bundesamt fir kerntech-  und durch andere geeignete Medien  der E-Komm
nische Entsorgungssicherheit eine Inter-  umfassend und systematisch ... nicht
netplattform mit einem Informationsange-  unterrichtet wird” (S. 441 /1809100) umgesetzt
bot... Internet allein reicht nicht, in der

Begriindung (S. 53) werden auch
Druckmedien genannt.

Die Erstellung von nicht-technischen
Zusammenfassungen fur Nicht-
Fachleute fehilt.

§7 Stellungnahmeverfahren; Erst bei Vorliegen des Vorschlages  Offentlichkeit

Abs. {1 | Erorterungstermine ) wird die Offentlichkeit informiert. Gle-  wird zu spét
Das Bundesamt fir kerntechnische ichzeitig wird die Fristsetzung fiir und dann nur
Entsorgungssicherheit gibt der Of- eine Nachprufungsforderung auf 3 Uber den
fentlichkeit und den Tragern offentlicher Monate vermindert. Dies kann dazu  Vorschla
Belange, deren Aufgabenbereich durch - L . . 'ag
einen Vorschlag des Vorhabentragers fuh_ren", dass eine Up_erpruf_ung aus informiert.
nach Absatz 2 beriihrt wird, nach Ubermit-  Zeitgriinden nicht moglich ist.
tlung des jeweiligen Vorschlags sowie im
Fall einer Nachpriifung nach In ihrem Abschlussbericht sieht die Forderung
abgeschlossenem Nachprifverfahren Kommission dagegen vor, dass ,die  der E-Komm
nach § 10 Absatz 5, Gelegenheit zur Stel-  Offentlichkeit umfassend und sys- nicht
lungnahme zu den Vorschlagen sowie den tematisch iber die Ziele des umgesetzt

dazu jeweils vorliegenden Berichten und
Unterlagen.

Vorhabens, die Mittel und den Stand
seiner Verwirklichung sowie seine
voraussichtlichen Auswirkungen un-
terrichtet wird.“ ,Das Bundesamt fiir
kerntechnische Entsorgung richtet
an den in Betracht kommenden
Standortregionen und Standorten
Blrgerburos ein. Diese haben da-
flir zu sorgen, dass die Of-
fentlichkeit an den in Betracht
kommenden Standortregionen und
Standorten in allen Angelegenheit-
en des jeweiligen Verfahrens-
schrittes Gelegenheit zur eigen-
standigen fachlichen Beratung er-
halt.“ (S. 441, 442 18/9100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§7 Die Stellungnahmen sind bei den weiteren Bertiicksichtigung nicht definiert
Abs 1 | Verfahrensschritten zu bertcksichtigen...
Verweis auf die Vorschriften des
UVPG fehlt.
§7 Zu den bereitzustellenden Informationen,  Abschl.Ber: ,Zu den bereitzustellen-  Forderung
Abs. 2 | zu denen die Offentlichkeit Stellung den Informationen, zu denen die Of-  der E-Komm
nehmen kann, gehdren insbesondere fentlichkeit Stellung nehmen kann, nur teilweise
1. der Vorschlag fur die Ubertagig zu gehdren zumindest umgesetzt
erkundenden Standortregionen nach § 14 1. die Vorschlage flr die Entschei-
Absatz 2 mit den dazugehdrigen dungsgrundlagen;
standortbezogenen 2. der Vorschlag fur in Betracht
Erkundungsprogrammen fur die kommende Standortregionen und die
Ubertagige Erkundung, Auswahl von Ubertagig zu erkunden-
2. der Vorschlag fur die untertagig zu den Standorten nach § 13 Absatz 3;
erkundenden Standorte nach § 16 Absatz 3. Vorschlage fur die standortbezo-
3 mit den dazugehdrigen genen Erkundungsprogramme und
Erkundungsprogrammen und Prufkriterien  Prifkriterien nach § 15 Absatz 1;
fir die untertdgige Erkundung, 4. der Bericht liber die Ergebnisse
3. der Standortvorschlag nach § 18 der Ubertagigen Erkundung, deren
Absatz 3. Bewertung und der Vorschlag fur die
untertagig zu erkundenden Standorte
nach § 16 Absatz 2;
5. Vorschlage fur die vertieften geol-
ogischen Erkundungsprogramme
und Prifkriterien nach § 18 Absatz 2;
6. die Erkenntnisse und Bewertun-
gen der untertdgigen Erkundung
nach § 18 Absatz 4;
7. der Standortvorschlag nach § 19
Absatz 1.“ (S. 441 /1809100)
§7 Nach Abschluss des jeweiligen Abschl.Komm: ,Das Verfahren zur Forderung
Abs. 3 | Stellungnahmeverfahrens fiihrt das Beteiligung der Offentlichkeit wird der E-Komm
Bundesamt fiir kerntechnische entsprechend fortentwickelt. Hierzu auf Erorte-
Entsorgungssicherheit in den betroffenen  kdnnen sich die Beteiligten Gber die  rungstermin
Gebieten einen Erérterungstermin zu den  gesetzlich geregelten Min- reduziert
Vorschlagen nach Absatz 2 sowie den destanforderungen hinaus weiterer
dazu jeweils vorliegenden Berichten und Beteiligungsformen
Unterlagen auf Grundlage der bedienen” (S. 441 /1809100)
ausgewerteten Stellungnahmen durch. Burgerversammlungen?
In der Begriindung steht: ,Diese Regelung
ist nicht abschlieBend. Die Vorschrift
findet nach MaBgabe der §§ 4 und 14e
UVPG Anwendung.”
§8 Nationales Begleitgremium Finanzierungen nicht geregelt Fehlen auch
Grundsatzliche Regelungen im Abschl.
Offentlichkeit der Sitzungen fehlt Bericht
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§8 Nationales Begleitgremium: Was genau bedeutet ,, vermittelnde Forderung
Abs. 1 | Aufgabe des pluralistisch zusammenge- und unabhangige Begleitung“? der End-
setzten Nationalen Begleitgremiums ist Welche Rechte und Befugnisse hat Komm
die vermittelnde und unabhangige Be- das NaBeGre? nicht
gleitung des Standortauswahlverfahrens,  Begriindung: ,Begleitung des Ver- umgesetzt
insbesondere auch der Umsetzung des fahrens, Austausch mit allen
Beteiligungsverfahrens am Standor- Beteiligten®
tauswahlverfahren bis zur Standor-
tentscheidung nach § 20. Text EndIKkomm: ,Das Nationale Be-
gleitgremium verfugt Uber ein Selbst-
befassungs- und Beschwerderecht
und kann somit jederzeit Fragen an
BfE und BGE stellen und Beantwor-
tung einfordern.”
§8 Das Nationale Begleitgremium wird bei Abschl-Bericht: ,Das Nationale Be- Berufung
Abs. 4 | der Durchfliihrung seiner Aufgaben von gleitgremium tragt dazu bei, Veréan- eines
einer Geschéftsstelle unterstiitzt. Diese derungs- und Innovationsbedarf zu wissenschaftl
wird vom Bundesministerium fir Umwelt,  identifizieren. Kommt es zu dem . Beirats
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit Schluss, dass Verfahrensteile oder steht nur in
eingesetzt und untersteht fachlich dem Entscheidungen neu zu bewerten der
Nationalen Begleitgremium. Das sind, kann es dem Gesetzgeber Begriindung
Nationale Begleitgremium gibt sich eine entsprechende Anderungen
Geschéftsordnung; es kann sich durch empfehlen. Dieser kann auf Basis
Dritte wissenschaftlich beraten lassen. der Empfehlung Verfahrensmodifika-
tionen bis hin zu Verfahrensrick-
spriingen beschlieBen. Hierfir kann
das Nationale Begleitgremium den
von ihm gegebenenfalls berufenen
wissenschaftlichen Beirat oder Ex-
perten fir Reflexion, Prozessgestal-
tung und wissenschaftliche Gutacht-
en zu Rate ziehen.”
§8 Das Nationale Begleitgremium betraut Abschl-Bericht: ,Das Nationale Be- Das BfE
Abs. 5 | einen Angehdrigen seiner Geschéftsstelle gleitgremium beruft den Partizipa- setzt die
mit den Aufgaben eines tionsbeauftragten, der sich fur seine  Geschéfts-
Partizipationsbeauftragten. Tatigkeit der Geschéftsstelle des stelle ein und
Begleitgremiums bedient. Der Par- trifft damit
In der Begriindung: tizipationsbeauftragte ist dem Na- eine Voraus-
z0er oder die Partizipationsbeauftragte tionalen Begleitgremium gegentber  wahl fir den
legt dem Nationalen Begleitgremium rechenschaftspflichtig und kann von | PartBeauftr.!
regelméaBige Tatigkeitsberichte vor und ist  diesem Gremium abberufen
fachlich weisungsunabhéangig.” werden.” Forderung
der End-
Komm
nicht

umgesetzt
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§10 Regionalkonferenzen Zu Partizipation gehdrt mehr als als ~ Forderung
Abs. 4 | Die Regionalkonferenzen begleiten das Stellungnahmen abgeben zu durfen  der End-
Standortauswahlverfahren und erhalten Komm
vor dem Erdrterungstermin nach § 7 Endl.Komm:,Zudem besteht die Auf-  unzureichend
Gelegenheit zur Stellungnahme zu den gabe darin, alle interessierten Birg-  umgesetzt
Vorschlégen nach § 14 Absatz 2, § 16 Ab- erinnen und Burger niedrigschwellig
satz 3 und § 18 Absatz 3... zu beteiligen.“
... Stellungnahme bei der Erarbeitung der  ,Ein wichtiges Mittel dafir ist die
soziobkonomischen Potenzialanalysen...  Mitwirkung an der Informationsplatt-
form, aber auch eigensténdige, von
der Regionalkonferenz gestaltete
Formen der Offentlichkeitsbeteili-
gung.“ (S. 332, 333/ 1809100)
Endl.Komm: ,Insbesondere die
Rechte und die Finanzierung der
Regionalkonferenzen missen im
Standortauswahlgesetz geregelt
werden.” (S. 337 / 1809100)
§10 Finanzierung der Regionalkonferenzen, Endl.Komm: “Die Finanzierung der Forderung
es fehlen: Regionalkonferenzen wird durch den der End-
Entschadigungsregelungen, Verdienstaus- Trager der Offentlichkeitsbeteiligung  Komm
fallregelungen und Finanzierungsfragen gewahrleistet. Flr die Bemessung nicht
sind folgende Eckpunkte zu beacht- = umgesetzt

In der Begriindung: en: Eigene Geschéftsstelle zur Or-
ganisation der Regionalkonferenz,
eigenstandige fachliche Begleitung
(zum Beispiel in Form externer
Gutachter), externe Moderation,
Verdienstausfallregelungen fur die
Mitglieder des Vertretungskreises,
Durchfiihrung von regionaler Medi-
enarbeit und Offentlichkeitsbeteili-
gung sowie Mitwirkung an der In-
formationsplattform.” (S. 337,
1809100)

§10 Aufgaben der Geschiftsstelle der Die Endl.Komm geht weiter: ,Plural- = Forderung

Abs. 6 | RegKonferenzen in der Begriindung: istische Dialoge, vor Ort und im In- der End-
»+Absatz 6 bestimmt, dass die Region- ternet, Begleitung durch eine re- Komm nach
alkonferenzen bei ihrer Organisation gionale Begleitgruppe unter Beteili- fachlicher
durch eine Geschéftsstelle unterstitzt gung von regionalen Birgerinitiativ-  Beratung
werden. Die Geschéftsstelle soll Service-  en, Blrgerblros mit eigenstéandiger  nicht
funktionen Gbernehmen und die inneren fachlicher Beratung“ (S. 441 / umgesetzt

Arbeiten von Vertretungskreis und Vol-
Iversammlung sowie die Informationsar-
beit dieser unterstitzen.”

1809100)
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§10 Jede Regionalkonferenz kann innerhalb Alter Kritikpunkt: Eine Nachprufung/  Vorschlag
Abs. 5 | einer angemessenen Frist, die drei Region ist zu wenig der
Monate nicht tiberschreiten darf, einen EndKomm
Nachprifauftrag an das Bundesamt fur Zu kurze Fristsetzung! bei der
kerntechnische Entsorgungssicherheit EndKomm: Fristsetzung
richten, wenn sie einen Mangel in den ,Das BfE und die Regionalkonferen-  durch starre
Vorschlégen des Vorhabentrdgers nach §  zen verstandigen sich Uber eine kurze
14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 angemessene Frist. Sofern es nicht  Regelung
Absatz 3 rugt zu einem Einvernehmen kommt, ersetzt
entscheidet das Nationale Begleit-
gremium nach Anhdrung der
Beteiligten innerhalb eines Monats
Uber eine angemessene Frist.“ (S.
336/ 1809100)
§11 Fachkonferenz Rat der Regionen: Weil die Regionalkonferenzen schon = Vorschlag
Die Vertreter werden jeweils zur Halfte zu einem Drittel aus Vertreterinnen der
von den Vertretungskreisen der Regional- der Kommunen bestehen missen, EndKomm
konferenzen sowie den Gemeinden, in fihrt das insgesamt zu einem nicht
denen radioaktive Abfélle zwischenge- Ubergewicht der Kommunalvertreter = umgesetzt:
lagert werden, fur drei Jahre gewahilt. in der Fachkonferenz. Die Uberproporti
EndlIKomm empfiehlt dagegen, dass onales
die Zwischenlagergemeinden nur so = Gewicht der
viel Vertreter entsenden kénnen wie  Zwischenlag
eine Regionalkonferenz: ergemeinden
,Die Anzahl aller Vertreter der Zwi-
schenlagerstandorte soll der Anzahl
der Delegierten Vertreter einer Re-
gionalkonferenz entsprechen.” (S.
339 /1809100)
§12 Erkundung; Verhéltnis zur Raumord- Wird die Anderung des § 48 Abs. 2 §48 BBergG
Abs. 3 | nung: BBergG wie von der Bundes- untersagt
regierung vorgeschlagen in Kraft Erkundung,
Fur die Erkundung sind die §§ 3 bis 29, treten, istin § 12 Abs. 1 Satz 1 die wenn sie den
39, 40, 48 und 50 bis 104, 106 und 145 Anwendung des neuen § 48 Abs. Zielen der
bis 148 des Bundesberggesetzes 2 Satz 2 BBergG im Standor- Raumordnun
entsprechend anzuwenden. tauswahlverfahren auszuschlieen, g
indem nur eine entsprechende An- widerspricht.

wendung von § 48 Abs. 1, Abs. 2
Satz 1, 3 bis 6 erklart wird.
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Gesetz Text Problem Anmerkung
§12 Verfugbarkeit geologischer Daten: Was ist mit den privaten Daten, z.B.  Unklar
§ 13 Gebiete, die aufgrund nicht hinreichender  der Energieunternehmen, wo ist

geologischer Daten nicht eingeordnet geregelt, wie die zur Verfugung
werden kénnen, sind diese ebenfalls gestellt werden miissen?
aufzufihren.
§ 23 Sofern fur die Bewertung der Erfillung
einer Mindestanforderung notwendige
Daten fiir ein Gebiet erst in einer spateren
Phase des Standortauswahlverfahrens
erhoben werden kdénnen, gilt die jeweilige
Mindestanforderung bis zur Erhebung
dieser Daten als erfillt, soweit dies auf-
grund der vorhandenen Datenlage zu er-
warten ist. Spatestens in der Begriindung
fur den Vorschlag nach § 18 Absatz 3 ist
die Erfullung aller Mindestanforderungen
standortspezifisch nachzuweisen.
§ 14 Ermittlung von Standortregionen fiir In der Begrliindung steht: ,, Mitwirkung
Abs. 2 | Gbertagige Erkundung ,Das Nationale Begleitgremium pruft des
Liegen zu einzelnen Gebieten keine hin- vor der Entscheidung des Bundes- NaBeGre nur
reichenden Informationen fir die Anwen-  amts fur kerntechnische Ent- in der
dung der Kriterien nach §§ 22 bis 24 vor,  sorgungssicherheit Uber das weitere  Begrindung,
ist eine begriindete Empfehlung zum Verfahren mit Gebieten mit nicht aus- nicht im
weiteren Verfahren mit diesen Gebieten reichender geowissenschaftlicher Gesetz
aufzunehmen. Datenlage den diesbezlglichen
Vorschlag des Vorhabentrégers.*
§ 16 Ubertsgige Erkundung und Vorschlag  Soziodkonomische Potenzialanalyse
Abs. 1 | fur untertdgige Erkundung und planungswissenschaftliche
und 2 | (1) Der Vorhabentrager hat die durch Abwagungskriterien spielen schon
Bundesgesetz ausgewahlten Standortre-  bei den ersten Auswahlschritten eine
gionen Ubertagig nach den standortbezo-  groBe Rolle, geologische Sicher-
genen Erkundungsprogrammen zu erkun-  heitskriterien werden dadurch
den. Auf der Grundlage der Erkun- unwichtiger.
dungsergebnisse hat der Vorhabentrager  Siehe auch §14, Abs. 1
weiterentwickelte vorlaufige Sicherheits-
untersuchungen durchzufthren. Er fihrt in
den Standortregionen soziodkonomische
Potenzialanalysen durch.
§ 16 Der Vorhabentrager bermittelt seinen Unklar, wie viele Standorte Unklar schon
Abs. 3 | Vorschlag fir die untertégig zu mindestens untertdgig erkundet im

erkundenden Standorte mit Begriindung
und den Ergebnissen des
Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt
fir kerntechnische Entsorgungssicherheit.

werden muissen

KommBericht
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§17 Entscheidung iliber untertagige Erkun-  Zahl der zu erkundenden Standorte ~ Unklar schon
Abs.2 | dung und Erkundungsprogramme fehlt! im
Satz 2 | Die Bundesregierung unterrichtet KommBericht

den Deutschen Bundestag und den Bun-

desrat Uber Standorte, die untertagig

erkundet werden sollen, und legt ins-

besondere die Unterlagen nach Satz 1

vor. Die untertagig zu erkundenden

Standorte werden durch Bundesgesetz

bestimmt.
§ 18 Untertdgige Erkundung Soweit unter geologischen Bedin- Geologische
Abs.2 | Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich gungen und Sicherheitsaspekten Bedingungen
Satz 2 | geeignete Standorte vorliegen, sind pla- gleich geeignete Standorte vorliegen, nicht berlck-

nungswissenschaftliche Abwagungskrite-  sind planungswissenschaftliche Ab-  sichtigt

rien nach § 25 anzuwenden. wagungskriterien nach § 26

anzuwenden.

§19 AbschlieBender Standortvergleich und Keine Anzahl der Standorte Siehe §16
Abs.1 | Standortvorschlag ... praft den Vorschlag des

Das Bundesamt fur kerntechnische Vorhabentrégers einschlieBlich des

Entsorgungssicherheit priift den Vorschlag zugrunde liegenden Standortver-

des Vorhabentragers einschlieBlich des gleichs von mindestens zwei Stand-

zugrunde liegenden Standortvergleichs. orten pro Gesteinsart...
§ 19 Auf Grundlage des Ergebnisses dieser Geologische Kriterien fehlen: Geologie
Abs.1 Prifung und unter Abwagung samtlicher Auf Grundlage des Ergebnisses wird nicht

privater und 6ffentlicher Belange sowie dieser Prifung und unter bertick-

der Ergebnisse des Beteiligungsver- Abwégung samtlicher geologischer sichtigt

fahrens bewertet das Bundesamt fir kern- Vor- und Nachteile, sowie samtlicher

technische Entsorgungssicherheit, wel- privater und 6ffentlicher

ches der Standort mit der bestméglichen ~ Belange.......

Sicherheit ist.
§ 21 Sicherheitsvorschriften Abstand von der Nutzung von Verande-
Abs.2 | ... dirfen Bohrungen nur dann zuge- Techniken wie Fracking (ob innerhalb  rungssperre
3 lassen werden, wenn ... oder auBerhalb der Teilgebiete) bis zu schwach

das Vorhaben eine dieser Gesteins-
formation berihrt, deren Eigen-
schaften, die nach den Anforderungen
und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu
bewerten sind, Uber groBe Flachen
nur geringen raumlichen Schwankun-
gen unterliegen und deren Flache
auch ohne das von den Auswirkungen
dieses und anderer nach dieser
Regelung zugelassener Vorhaben
moglicherweise beeintrachtigte Gebiet
das Zehnfache des fiur die Real-
isierung des Endlagers erforderlichen
Flachenbedarfes betréagt, ...

zum potentiellen Standortgebiet ist
unklar definiert. (Die pauschale
Aussage "zehnfache des
erforderlichen Flachenbedarfs" im
Punkt 3 ist viel zu unkonkret.)

Der Flachenbedarf flr ein Endlager —
zumal, wenn es alle Arten
radioaktiven Abfalls umfasst — ist
derzeit noch nicht zu kalkulieren.

Hinweis: Seismische
Erschitterungen von
Erdgasbohrungen bis 13km
Entfernung
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§21 ... dirfen Bohrungen nur dann zuge- Bohrungen bis 200m Endlaufe wer-  Abwagungs-
Abs. 2 | lassen werden, ...wenn das Vorhaben nur den als problemlos definiert. kriterium
4a Bohrungen von 100 Metern bis 300 Me- Deckschicht

tern Endteufe umfasst und Das muss aber erst gezeigt werden.  aufgeweicht
a) durch die Bohrungen oder die mit Es muss plausibel gemacht werden,
dieser Bohrung in Verbindung stehen-  dass - im Falle glinstiger Verhélt-
den MaBnahmen keine Gesteinss- nisse beim Deckgebirge - mit
chichten erheblich geschadigt werden  Bohrungen von 200 bis 300 Metern
kdnnen, die einen langfristigen Schutz Tiefe die Gesteinsschichten nicht so
darunter liegender, fir die End- geschéadigt werden, dass sie ihre
lagerung geeigneter Schichten be- Funktion als zuséatzliche Barriere fur
wirken kénnen oder die langfristigim  ein Endlager verlieren.
Sinne einer zusatzlichen Barriere fur
das Endlager wirken kénnen; dabei ist
eine Schadigung der Deck-schicht bei
Bohrungen bis zu 200 Metern End-
teufe nicht zu unterstellen,...
§ 21 ... durfen Bohrungen nur dann In einer Deckschicht Uber Salzstéck- =~ Abwagungs-
Abs. 2 | zugelassen werden, ...wenn das en darf bis 300m Tiefe gebohrt wer-  kriterium
4b Vorhaben nur Bohrungen von 100 Metern  den Deckschicht
bis 300 Metern Endteufe umfasst... und aufgeweicht
... in Féllen, in denen am Ort des
beabsichtigten Vorhabens in einer Teufe Das BfE muss in diesen Ausnahme-  BfE sollte
von 300 bis 1500 Metern unter fallen nicht hinzugezogen werden. zustimmen
Gelandeoberkante stratiforme Damit kdnnen ab sofort Fakten mussen
Steinsalzformationen von mindestens 100 = geschaffen werden.
Metern Méachtigkeit oder Salzformationen
in steiler Lagerung mit einer vertikalen
Ausdehnung von mindestens 100 Metern  (Forderung: § 21 Abs. 2, Punkte 3,
vorhanden sind, der Salzspiegel unterhalb 4a und b, 5 und damit die Aus-
von 400 Metern unter Gelandeoberkante = nahmen ersatzlos streichen.)
liegt oder bei einem héheren Salzspiegel
durch die Bohrung und die mit dieser
Bohrung in Verbindung stehenden
MaBnahmen die Salzformation nicht
geschadigt wird
§ 21 Grundsétzlich Regelungen treten erst 6 Monate mit muissen

dem Gesetz inkraft.

sofort gelten
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§ 22 Ausschlusskriterien 1. Verletzungen des EWG bei Rucksicht auf

Abs. 2
3

§22

§ 23
Abs. 3

(1) Ein Gebiet ist nicht als Endlagerstan-
dort geeignet, wenn mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in
diesem Gebiet erfllt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:

... Einflisse aus gegenwértiger oder
friherer bergbaulicher Tétigkeit das
Gebirge ist durch gegenwartige oder
friihere bergbauliche Téatigkeit so
geschéadigt, dass daraus negative Ein-
flusse auf den Spannungszustand und die
Permeabilitédt des Gebirges im Bereich
eines vorgesehenen einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs oder vorgesehenen End-
lagerbereichs zu besorgen sind; dies gilt
nicht fiir Folgen von MaBnahmen zur
Erkundung potenzieller Endlagerstand-
orte;

(1) Ein Gebiet ist nicht als
Endlagerstandort geeignet, wenn
mindestens eines der
Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in
diesem Gebiet erflillt ist.

(2) Die Ausschlusskriterien sind:
Punkte 1. - 6.

Mindestanforderungen

Ist in einem Gebiet absehbar, dass kein
einschlusswirksamer Gebirgsbereich aus-
gewiesen werden kann, es sich aber fiir
ein wesentlich auf technischen oder geo-
technischen Barrieren beruhendes End-
lagersystem eignet, tritt an die Stelle der
Mindestanforderung nach Absatz 4 Num-
mer 1 der Nachweis, dass die technischen
und geotechnischen Barrieren den
sicheren Einschluss der Radionuklide fiir
eine Million Jahre gewahrleisten kénnen.

Sonderfall
Gorleben?

Erkundungen sind grundséatzlich
erlaubt?

2. Im Falle Gorleben sind Verlet-
zungen des EWG — schlecht
gesetzte Schéachte und Verlet-
zungen des Anhydrits, alle durch
Erkundung entstanden — nicht
relevant?

Einbruchsee fehlt in den Aus-
schlusskriterien

Vorschlag:

7. In Gebirgsbereichen, die als End-
lagerbereich in Betracht kommen,
sind an der Erdoberflache Einbruch-
seen vorhanden, die innerhalb der
letzten 50.000 Jahre durch Subro-
sion entstanden sind.

Im Abschlussbericht der Kommission Forderung

bezieht sich diese Moglichkeit nur der End-
auf Kristallin: Komm in-
.Bei Gesteinskdrpern des Wirts- haltlich ins
gesteins Kristallin mit geringerer Gegenteil
Mé&chtigkeit kann der Nachweis des  verkehrt!

langzeitigen Einschlusses flr den
betroffenen Gebirgsbereich bei Vor-
liegen geringer Gebirgsdurchlas-
sigkeit auch Uber das sicherheitliche
Zusammenwirken des Wirtsgesteins
mit geotechnischen und technischen
und Barrieren gefiihrt werden.”

(S. 42/1809100)

Mit dem Gesetzentwurf kénnten
dagegen alle Gesteinsarten, auch
problematische Salzstécke, ihre
Mangel durch technische und geo-
technische Barrieren ausgleichen.

Vorschlag:
Ist in einem Gebiet mit Kristallin
Gestein absehbar.....
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§ 24 Geowissenschaftliche Abwégungskri-  Gemeint sind nicht Indikatoren, Indikatoren
Abs. 1 | terien sondern Bewertungsgruppen von sind

Die in Abséatzen 3 bis 5 aufgefiihrten In- Abwé&gungskriterien schwéacher
dikatoren dienen hierbei als Bewertungs- als Kriterien!
mafBstab.
§ 24 Im Fall des § 23 Absatz 3 tritt an die Stelle  Endl.Komm: ,In Kristallingestein Forderung
Abs. 2 | des Abwagungskriteriums nach Anlage ohne auf ewG basierenden der Endl-
2 die rechnerische Ableitung, welches Endlagerkonzepten ist flr den Komm abge-
Einschlussvermdgen die technischen und  sicheren Einschluss hingegen ein schwécht
geotechnischen Barrieren voraussichtlich = Zusammenwirken der technischen
erreichen. und geotechnischen Barrieren Nachweis f. 1
erforderlich und fir den Mio Jahre!
Nachweiszeitraum zu zeigen.“
§ 26 Vorlaufige Sicherheitsuntersuchungen Kriterien unklar
Abs. 2 | In den vorlaufigen Sicherheitsunter- Endlager-Kommission:
suchungen gemaB Absatz 1 wird das End- ,Notwendig sind vor allem
lagersystem in seiner Gesamtheit betra- wissenschaftlich klar definierte und
chtet und entsprechend dem Stand von demokratisch legitimierte
Wissenschaft und Technik hinsichtlich Auswabhlkriterien und
seiner Sicherheit bewertet. Sicherheitsanforderungen sowie
klare Regeln fir Verfahrensschritte,
Beteiligung der Offentlichkeit,
Behdérdenstruktur und
Entscheidungsprozesse. ,,
(S.33/1809100)
§ 26 Solange die maximalen physikalisch Die Forderung nach einheitlich 100 Eine
Abs 3 | moglichen Temperaturen in den jeweiligen  Grad Einlagerungstemperatur soll einheitliche
Wirtsgesteinen aufgrund ausstehender nach Moglichkeit durch eine Aus- Einlagerungs
Forschungsarbeiten noch nicht festgelegt  anmeregelung fiir Salz aufgeweicht  -temperatur
worden sind, soll von einer Grenztem- o
peratur von 100 Grad Celsius an der werden. . . von 100. C
AuRenfliche der Behalter ausgegangen Abs_chI-Berlcht der Ko"mm|33|on: wird weiteren
werden. .Bei Temperaturen gréBer 120°C Forsch-
kann im Salzgestein die Ausbildung  ungsergebnis
eines temperatur- und druckbed- sen abhéngig
ingten Porennetzwerkes durch sta- gemacht.
tische Perkolation nicht aus-
geschlossen werden. Dies muss
standortspezifisch im Rahmen von
Sicherheitsuntersuchungen tberpruft
werden.”
§ 26 Inhalt der vorlaufigen Sicherheitsunter- Schwach- und mittelradioaktiver Unklare
Abs 4 | suchungen ist auch eine Beurteilung, in-  Atommidill kann beziehungsweise soll  Aussage zu
wiefern in dem jeweiligen Gebiet zu er- sogar mit untergebracht werden, es  mittel- und
warten ist, dass eine zusatzliche End- werden keine Kriterien fiir schwach-  schachradioa
Iagerunglgrorslerer Me__ngen __schwaph— und und mittelradioaktiven Atommull ktiven
mittelradioaktiver Abfalle maglich ist. L : -
festgelegt, lediglich die Abfallen

GréBenausdehnung des mdglichen
Standorts spielt eine Rolle.
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§ 27 Umlage Umlagefinanzierung: Die Forderung  Prioritat
Abs 4 | Beider Umsetzung des Standor- nach Sparsamkeit und Wirtschaft- Sicherheit

tauswahlverfahrens sind die Grundsatze  |ichkeit sollten bei der Standort- darf keinem
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeitzu ;5 swahl zweitrangig sein, Nach- Sparsam-
beachten. haltigkeit oder Sicherheit dagegen keitszwang
Prioritdt bekommen. untergeordne
Kann als Gegenargument bei vie- twerden
len Standorten benutzt werden, da
keine Mindestanzahl genannt wird.
Teil 7 Verordnungsermachtigung zu Sicher- Der Bundesrat muss nicht zustim-
§37 heitsanforderungen und Sicherheitsun- men, der Einfluss der Lander wird
tersuchungen ausgeschaltet.
(1) Das Bundesministerium fir Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit Die Folge: Auch Niedersachsen,
wird erm&chtigt, durch Rechtsverordnung, auf dessen Gebiet mit Abstand am
die nicht der Zustimmung des Bun- meisten potentiellen Standorte
desrates bedarf, zu bestimmen, welche liegen, Niedersachsen kann iiber-
grundlegenden Sicherheitsanforderungen gangen werden.
fur die Endlagerung insbesondere
hochradioaktiver Abfalle gelten. Endlager-Kommission:
(2) Das Bundesministerium fur Umwelt, »-Notwendig sind vor allem wis-
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit senschaftlich klar definierte und
wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, demokratisch legitimierte Auswahlkri-
die nicht der Zustimmung des Bun- terien und Sicherheitsanforderungen
desrates bedarf, zu bestimmen, welche sowie klare Regeln fur Verfahrenss-
Anforderungen fir die Durchfiihrung der chritte, Beteiligung der Offentlichkeit,
vorlaufigen Sicherheitsuntersuchungen Behordenstruktur und Entscheidung-
im Standortauswahlverfahren fir die End-  sprozesse. ,,
lagerung insbesondere hochradioaktiver (S.33/1809100)
Abfalle gelten.
Anlage | Indikatoren zur Bewertung des Die Formulierung ,bedingt glinstig*
11 Schutzes des einschlusswirksamen ist ein sprachlicher Euphemismus
Gebirgsbereichs durch das Deckge- und suggeriert, dass das Fehlen
birge eines intakten Deckgebirges auch
Wertungsgruppe noch als ,gunstig” zu gelten hat.
glnstig / bedingt guinstig / unglinstig
Exportverbot taucht im Gesetzentwurf  Endl.Komm: ,Die Kommissionspricht = Forderung
nicht auf sich fur die gesetzliche Einfliihrung der
eines generellen Exportverbots fir EndKomm
hoch radioaktive Abfélle aus... nicht
kommt die Kommission zu dem umgesetzt

Ergebnis, fur die Zukunft eine geset-
zliche Erweiterung des Exportver-
bots auf bestrahilte Kern-
brennstoffe aus Forschungsreak-
toren zu empfehlen.
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Ortwin Renn; Linnea Riensberg; Wiebke R&ssig; Sophie Scholz; Katja Simic; Matthias Trénel

Betreff: Anregungen zum StandAG
Datum: Samstag, 7. Januar 2017 11:55:23
Anlagen: StandAG_Beteiligungsexperten 2017-01-07.pdf

Sehr geehrte Frau Stamer, sehr geehrter Herr Voges,

im Namen der Unterzeichner sende ich lhnen anbei ein Schreiben fir das
Nationale Begleitgremium. Fir Ruckfragen stehe ich gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen Griizen
Hans Hagedorn

DEMOS Gesellschaft fir E-Partizipation mbH

hagedorn@demos-deutschland.de, PGP-1D: 0x803AD46F
www.demos-deutschland.de, Tel: 030 2787 846 - 05

Biro Berlin: Panoramastral3e 1, 10178 Berlin - Mitte
Biro Hamburg: Eifflerstral3e 43, 22769 Hamburg - Altona

Geschéftsfuhrung: Rolf Lihrs, Dr. Markus Klima
AG Hamburg HRB 110069B, Aufsichtsratsvorsitz: Martin Mahn
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7. Januar 2017

Nationales Begleitgremium
Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Offener Brief
Anderung des Standortauswahlgesetzes

Sehr geehrte Professorin Schreurs, Frau Gaebel, Frau Dr. Miiller, Frau Suckow,
sehr geehrter Professor Topfer, Herr Brunsmeier, Professor Grunwald,
Professor Lambrecht und Professor Niebert,

herzlichen Dank fir lhre transparente Information zum Gesetzgebungsverfahren und die
Gelegenheit, Anregungen fiir das neue Standortauswahlgesetz einzubringen!

Die Unterzeichner dieses Briefes arbeiten im Feld der Birgerbeteiligung und haben auf unterschied-
liche Weise zu den Schlussfolgerungen der Endlagerkommission beigetragen — sei es als Teilnehmer
in Workshops, als Dienstleister oder als Partizipationsexperten in Anhérungen. Vor diesem
Hintergrund mdchten wir Thnen einige fachliche Anregungen zu den Regelungen des neuen StandAG
Gbermitteln. Wir konzentrieren uns dabei auf den Teil 2 (Beteiligungsverfahren).

Wir begriiRen sehr, dass die aktuell vorliegende Formulierungshilfe das Konzept der Endlager-
kommission mit seinen zentralen Elementen Informationsregister, Nationales Begleitgremium,
Partizipationsbeauftragter, Fachkonferenz Teilgebiete, Regionalkonferenzen, Rat der Regionen und
Stellungnahmeverfahren vollstandig aufgreift. Wir halten jedes dieser sieben Elemente fiir
unverzichtbar.

Wir unterstitzen die Aussage, dass diese Elemente ein lernendes und lernfahiges Beteiligungssystem
bilden kénnen, und dass ein neues StandAG dafiir ausreichend Gestaltungsspielraum lassen sollte.
Gleichzeitig mochten wir Sie mit der beiliegenden Tabelle auf einige Regelungsdetails aufmerksam
machen, mit denen die Chancen fiir ein erfolgreiches Standortauswahlverfahren wesentlich
verbessert werden kénnen.

Wir wiirden uns freuen, wenn Sie die Anregungen in den weiteren Gesetzgebungsprozess hinein-
tragen. Fir Rickfragen stehen wir jederzeit und gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GruRen
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Gesellschafterin, mensch und region

Projektmanagerin, Zebralog GmbH & Co KG

Mitglied der Birgerinitiative Morsleben

Geschaftsfihrer, merkWATT GmbH

Senior-Consultant, DEM0OS Gesellschaft fir E-Partizipation mbH
Geschaftsfiihrerin, Servicestelle Jugendbeteiligung e.V.
WerkStadt fiir Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam
Koordinator Forschungsbereich Partizipationskultur, KWI Essen
CEO, Community-based Innovation Systems GmbH, Osterreich
Bereichsleiter Dialog, e-fect dialog evaluation consulting eG
Referent fir Partizipation, Deutsche Umweltstiftung
Wissenschaftliche Direktorin, IASS Potsdam
Wissenschaftlicher Direktor, IASS Potsdam

Coach, Teamentwicklerin und Moderatorin

Wiss. Mitarbeiterin Partizipation, Museum fir Naturkunde Berlin

Bereichsleiterin Consulting, e-fect dialog evaluation consulting eG

Consultant, DEMos Gesellschaft fiir E-Partizipation mbH

Geschaftsfiihrer, Zebralog GmbH & Co KG

Ansprechpartner fiir Riickfragen

Hans Hagedorn, hagedorn@demos-deutschland.de
Telefon: 030 — 2787 846 05 oder 0170 — 9959 132





Anlage 1

Tabelle mit Anregungen
zu den Formulierungshilfen des BMUB vom 25.11.2016 bzw. des Bundeskabinetts vom 21.12.2016

Thema (8§)

Anregungen

Information und
Partizipation

§5,Abs. 1

vgl. auch
§4, Abs. 2
§ 10, Abs. 2

Das Beteiligungsverfahren wird in den §§ 4, 5 und 10 ausschliellich
durch den Aspekt der Information beschrieben. Der Kommissions-
bericht (z.B. B 7.3.2) und auch die Gesetzesbegriindung (zu § 5)
betonen jedoch, dass das Verfahren nur dann erfolgreich sein wird,
wenn die Mitarbeiter der Behorden nicht nur informieren, sondern
dariber hinaus eine gute Dialogfahigkeit entwickeln.

Wir regen daher an, § 5, Abs. 1 entsprechend anzupassen. Eine
mogliche Formulierung fiir Satz 1 kénnte lauten (Anderungen
markiert):

,Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat nach
diesem Gesetz dafiir zu sorgen, dass die Offentlichkeit und die
beteiligten Institutionen sich friihzeitig und wéhrend der Dauer des
Standortauswahlverfahrens umfassend und systematisch (iber die Ziele
des Vorhabens, die Mittel und den Stand seiner Verwirklichung sowie
seine voraussichtlichen Auswirkungen in Dialogen austauschen
kénnen unterrichtet-wird.”

§ 5, Abs. 1, Satz 2 wére dann verzichtbar, weil Information die
notwendige Voraussetzung fiir den Dialog ist.

Die Fassung des Bundeskabinetts vom 21.12.2016 enthdlt eine
ahnliche Formulierung, die von uns auch unterstitzt wird.

Evaluation

§ 5, Abs. 2

In der Fassung vom 21.12.2016 wird die Evaluationspflicht zu einer
Kann-Bestimmung abgeschwacht.

Wir halten eine begleitende Evaluation der Beteiligungsprozesse fiir
notwendig, um die Wirkungsweisen wahrend der langen Laufzeit
analysieren und nachsteuern zu kénnen.

Wir regen an, die Formulierung des Abs. 2 vom 25.11.2016 zu nutzen
und zudem auch das Nationale Begleitgremium mit der Evaluations-
aufgabe zu betrauen.

Informationsregister

§6

Die aktuelle Formulierung von § 6 beschrankt die Veroffentlichung auf
die “wesentlichen Unterlagen”. Die Kommission empfahl dagegen ein
Informationsregister fiir alle Unterlagen der BGE und des BfE, soweit
sie nicht den Bereich der “unmittelbaren Willensbildung” betreffen,
oder eine vorzeitige Bekanntgabe der Informationen den Erfolg des
Verfahrens vereiteln wiirde (siehe Kommissionsbericht B 7.3.5).
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Es geht also um eine Umkehr der Veroffentlichungspraxis: Dokumente
sollen nicht explizit zur Veroffentlichung ausgewahlt werden, statt-
dessen sollen alle Dokumente standardmaRig tiber das Informations-
register zuganglich sein. Nur wenn explizite Griinde gegen die
Veroffentlichung sprechen, sollen sie ausgenommen werden.

Die Erfahrungen der Hamburger Verwaltung bei der Umsetzung des
Transparenzgesetzes zeigen, dass ein solches Vorgehen nicht nur der
Offentlichkeit zugutekommt, sondern insbesondere auch den
beteiligten Institutionen, die auf diese Weise auch einen besseren
Zugang zu relevanten Informationen erhalten.

Wir regen an, § 6 entsprechend umzuformulieren und dabei die
Erfahrungen der Hamburger Verwaltung zu nutzen.

Stellungnahme-
verfahren

§7

Die Kommission empfahl das Stellungnahmeverfahren zu moderni-
sieren (Bericht B 7.4.5.1). So sollen die Stellungnahmen grundsatzlich
offentlich abgegeben werden, damit Ankniipfungspunkte fir eine
informierte o6ffentliche Debatte entstehen. Es soll zudem maglich sein,
dhnlich wie bei Bundestags-Petitionen, Stellungnahmen anderer
mitzuzeichnen und zu kommentieren.

Wir regen an, diese Moglichkeiten zumindest fakultativ im Gesetz zu
verankern.

Rollenverteilung NBG
und Partizipations-
beauftragte/r

§ 8, Abs. 5

Eine der zentralen Aufgaben des Nationalen Begleitgremiums ist es,
Konflikte vorausschauend zu erkennen und die dahinterliegenden
Interessengegensatze konstruktiv fiir die Verbesserung der Standort-
auswahl zu nutzen. So wird es beispielsweise darum gehen, einen
Konflikt zwischen Regionalkonferenz und BfE rechtzeitig zu verstehen.
Liegt es an fehlenden Informationen, wissenschaftlichen Differenzen
oder einem schlechten Arbeitsverhaltnis?

Die ehrenamtlichen Mitglieder des NBG kdnnen hier vermittelnd
wirken — sie brauchen dazu aber Information und Vorbereitung. Diese
Unterstiitzung soll ihnen der hauptamtlich arbeitende Partizipations-
beauftragte liefern. Diese Person arbeitet wie ein diplomatischer
“Sherpa” oder ein Unterhandler, um Verhandlungslésungen vorzu-
bereiten. Ausgestattet mit Methodenwissen und Praxiserfahrung kann
ein Partizipationsbeauftragter neben den NBG-Mitgliedern auch den
Beteiligten im BfE und in den Regionalkonferenzen beratend zur Seite
stehen und vermeidbare Konflikte gar nicht erst entstehen lassen.

Diese Rollenverteilung war Gegenstand intensiver Beratungen in der
Kommission, in der AG1, den Workshops der Regionen und in den
Workshops der jungen Erwachsenen.

Wir begriRen daher, dass die Formulierung des Bundeskabinetts vom
21.12.2016 die Stelle nun als hauptamtlich definiert. Wir regen an,
dass die Stelle mit der notwendigen Gestaltungsfreiheit versehen wird.
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Fachkonferenz
Teilgebiete

§9

vgl. auch
§ 13, Abs. 2

Wir begriRen die Regelungen in den §§ 9 und 13 zur rechtzeitigen
Veroffentlichung der Zwischenergebnisse und ihrer Behandlung in der
Fachkonferenz Teilgebiete.

Regionalkonferenzen,
Vertreter der
Kommunen

§ 10, Abs. 3

Die Kommission hat intensiv dariiber beraten, wie die Unabhangigkeit
und Legitimitat der Regionalkonferenzen gesichert werden kann, und
sie hat dieses Thema auch in den Workshops der Regionen erortert.
Die gemeinsame Empfehlung war, dass die Kreistage und Réate eine
wichtige Rolle bei der Nominierung einnehmen sollten:

“Fiir das Segment ,Vertreter der Kommunen” erfragt das BfE von den
beteiligten Kreistagen und Rdten der kreisfreien Stddte eine Liste von
Vertretern. Fiir die Segmente ,,gesellschaftliche Gruppen” und
,Einzelbiirger” legt das BfE mit den Vertretern der Kommunen ein
Verfahren zur Nominierung von Kandidaten fest. Sowohl die Vertreter
der gesellschaftlichen Gruppen als auch die Einzelbiirger werden von
der Vollversammlung der Regionalkonferenz gewdhlt.”

(Quelle: Kommissionsbericht, B 7.4.3.2)

Wir regen an, diese Empfehlung starker in § 10 zu verankern. Eine
mogliche Formulierung in Abs. 3 kénnte lauten (Anderungen markiert):

,Die Vertreter der kommunalen Gebietskérperschaften werden auf
Vorschlag der betroffenen Kreistage und Rite kreisfreier Stéiddte vom
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit nominiert
vorgeschiagen und von der Vollversammlung bestiéitigt; die weiteren
Teilnehmer werden von der Vollversammlung in den Vertretungskreis
gewdhlt.”

Regionalkonferenzen,
Aufgaben

§ 10, Abs. 4

Wie flir § 5, Abs. 1 bereits erortert, wird der dialogische Auftrag der
Regionalkonferenzen nicht ausreichend beschrieben. Wir regen daher
an, den erlduternden Satz aus dem Begriindungsteil in den Gesetzes-
text aufzunehmen:

LAuf Wunsch der Regionalkonferenzen nehmen Vertreter des
Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit und des
Vorhabentrdgers an den Regionalkonferenzen teil.”

Regionalkonferenzen,
Fristsetzung

§ 10, Abs. 5

Wir denken, dass eine angemessene Nachprifungsfrist derzeit nicht
definiert werden kann, da die Rahmenbedingungen in den drei Phasen
des Verfahrens sehr unterschiedlich und nicht prognostizierbar sind.
Eine fundierte 6ffentliche Auseinandersetzung mit dem tbermittelten
Vorschlag innerhalb von 3 Monaten zu organisieren, ist nach unseren
Erfahrungen nicht moglich. Der Vorwurf einer Pseudobeteiligung ware
unvermeidlich, und das Gesamtverfahren wiirde hohen Risiken
ausgesetzt.
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Es bietet sich an, die Fristsetzung zum ersten Kooperationsgegenstand
fir BfE und Regionalkonferenz zu machen. Das schafft eine gemein-
same Arbeitsgrundlage und verbessert das gegenseitige Verstandnis.

Wir empfehlen daher nachdriicklich den Vorschlag der Kommission zu
Ubernehmen:

,Das BfE und die Regionalkonferenzen verstindigen sich liber eine
angemessene Frist. Sofern es nicht zu einem Einvernehmen kommt,
entscheidet das Nationale Begleitgremium nach Anhérung der
Beteiligten innerhalb eines Monats (iber eine angemessene Frist.”

Fachkonferenz
Rat der Regionen

§11,Abs. 1

Hier liegt vermutlich ein Ubertragungsfehler vor. Die Kommission hat
empfohlen, dass die Zwischenlagergemeinden so viele Vertreter
entsenden wie eine Regionalkonferenz (Kommissionsbericht B 7.4.4.2).

Beispiel:
6 Regionalkonferenzen entsenden je 4 Vertreter: 24 Personen
Zwischenlagergemeinden entsenden 4 Vertreter: 4 Personen
Summe: 28 Personen

Wir regen an, Absatz 1 entsprechend anzupassen.

Beteiligung bzgl.
erweiterter Eignung

§ 26, Abs. 4

Wenn die vorldufigen Sicherheitsuntersuchungen auch die Eignung zur
Lagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfalle beurteilen soll,
ergeben sich zuséatzliche Hiirden fiir das Beteiligungsverfahren. Wir
mochten auf die Ausfiihrungen der Kommission in Kapitel B 7.6 und

B 6.6 hinweisen.

Begriindung, Teil A, VII,
Evaluierung

vgl. auch
§ 15
§17

Wir begriRen die Ausfihrungen in der Begriindung, dass mit dem
Beteiligungsverfahren ein lernendes und lernfahiges Beteiligungs-
system geschaffen werden soll.

Daher erscheint es uns sinnvoll, dass die Empfehlungen der
Kommission zu einer Standortvereinbarung zum Ausgleich moglicher
Belastungen (B 7.2.2) zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht gesetzlich
definiert werden.

Aufgrund der Bedeutung dieses Bausteins fiir den Erfolg des Beteili-
gungsverfahrens regen wir an, an geeigneter Stelle einen Evaluations-
auftrag in das Gesetz aufzunehmen, um die moglichen Vorteile einer
Standortvereinbarung zu gegebener Zeit zu analysieren.
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7.Januar 2017

Nationales Begleitgremium
Bismarckplatz 1
14193 Berlin

per E-Mail: geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de

Offener Brief
Anderung des Standortauswahlgesetzes

Sehr geehrte Professorin Schreurs, Frau Gaebel, Frau Dr. Miiller, Frau Suckow,
sehr geehrter Professor Topfer, Herr Brunsmeier, Professor Grunwald,
Professor Lambrecht und Professor Niebert,

herzlichen Dank fir lhre transparente Information zum Gesetzgebungsverfahren und die
Gelegenheit, Anregungen fiir das neue Standortauswahlgesetz einzubringen!

Die Unterzeichner dieses Briefes arbeiten im Feld der Birgerbeteiligung und haben auf unterschied-
liche Weise zu den Schlussfolgerungen der Endlagerkommission beigetragen — sei es als Teilnehmer
in Workshops, als Dienstleister oder als Partizipationsexperten in Anhérungen. Vor diesem
Hintergrund mdchten wir Thnen einige fachliche Anregungen zu den Regelungen des neuen StandAG
Gbermitteln. Wir konzentrieren uns dabei auf den Teil 2 (Beteiligungsverfahren).

Wir begriiRen sehr, dass die aktuell vorliegende Formulierungshilfe das Konzept der Endlager-
kommission mit seinen zentralen Elementen Informationsregister, Nationales Begleitgremium,
Partizipationsbeauftragter, Fachkonferenz Teilgebiete, Regionalkonferenzen, Rat der Regionen und
Stellungnahmeverfahren vollstandig aufgreift. Wir halten jedes dieser sieben Elemente fiir
unverzichtbar.

Wir unterstitzen die Aussage, dass diese Elemente ein lernendes und lernfahiges Beteiligungssystem
bilden kénnen, und dass ein neues StandAG dafiir ausreichend Gestaltungsspielraum lassen sollte.
Gleichzeitig mochten wir Sie mit der beiliegenden Tabelle auf einige Regelungsdetails aufmerksam
machen, mit denen die Chancen fiir ein erfolgreiches Standortauswahlverfahren wesentlich
verbessert werden kénnen.

Wir wiirden uns freuen, wenn Sie die Anregungen in den weiteren Gesetzgebungsprozess hinein-
tragen. Fir Rickfragen stehen wir jederzeit und gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GruRen
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Unterzeichner

Birgit Bohm

Julia Fielitz

Andreas Fox

Michael Fuder

Hans Hagedorn

Julia Hartwig

Nils Jonas

Dr. Jan-Hendrik Kamlage
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Stefan Lochtefeld
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Prof. Dr. Patrizia Nanz
Prof. Dr. Ortwin Renn
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Wiebke Rossig
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Anlage

1) Tabelle mit Anregungen

Gesellschafterin, mensch und region

Projektmanagerin, Zebralog GmbH & Co KG

Mitglied der Birgerinitiative Morsleben

Geschaftsfihrer, merkWATT GmbH

Senior-Consultant, DEM0OS Gesellschaft fir E-Partizipation mbH
Geschaftsfiihrerin, Servicestelle Jugendbeteiligung e.V.
WerkStadt fiir Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam
Koordinator Forschungsbereich Partizipationskultur, KWI Essen
CEO, Community-based Innovation Systems GmbH, Osterreich
Bereichsleiter Dialog, e-fect dialog evaluation consulting eG
Referent fir Partizipation, Deutsche Umweltstiftung
Wissenschaftliche Direktorin, IASS Potsdam
Wissenschaftlicher Direktor, IASS Potsdam

Coach, Teamentwicklerin und Moderatorin

Wiss. Mitarbeiterin Partizipation, Museum fir Naturkunde Berlin

Bereichsleiterin Consulting, e-fect dialog evaluation consulting eG

Consultant, DEMos Gesellschaft fiir E-Partizipation mbH

Geschaftsfiihrer, Zebralog GmbH & Co KG

Ansprechpartner fiir Riickfragen

Hans Hagedorn, hagedorn@demos-deutschland.de
Telefon: 030 — 2787 846 05 oder 0170 —9959 132
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Anlage 1

Tabelle mit Anregungen
zu den Formulierungshilfen des BMUB vom 25.11.2016 bzw. des Bundeskabinetts vom 21.12.2016

Thema (8§)

Anregungen

Information und
Partizipation

§5,Abs. 1

vgl. auch
§4, Abs. 2
§ 10, Abs. 2

Das Beteiligungsverfahren wird in den §§ 4, 5 und 10 ausschliellich
durch den Aspekt der Information beschrieben. Der Kommissions-
bericht (z.B. B 7.3.2) und auch die Gesetzesbegriindung (zu § 5)
betonen jedoch, dass das Verfahren nur dann erfolgreich sein wird,
wenn die Mitarbeiter der Behorden nicht nur informieren, sondern
dariber hinaus eine gute Dialogfahigkeit entwickeln.

Wir regen daher an, § 5, Abs. 1 entsprechend anzupassen. Eine
mogliche Formulierung fiir Satz 1 kénnte lauten (Anderungen
markiert):

,Das Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit hat nach
diesem Gesetz dafiir zu sorgen, dass die Offentlichkeit und die
beteiligten Institutionen sich friihzeitig und wéhrend der Dauer des
Standortauswahlverfahrens umfassend und systematisch (iber die Ziele
des Vorhabens, die Mittel und den Stand seiner Verwirklichung sowie
seine voraussichtlichen Auswirkungen in Dialogen austauschen
kénnen unterrichtet-wird.”

§ 5, Abs. 1, Satz 2 wére dann verzichtbar, weil Information die
notwendige Voraussetzung fiir den Dialog ist.

Die Fassung des Bundeskabinetts vom 21.12.2016 enthdlt eine
ahnliche Formulierung, die von uns auch unterstitzt wird.

Evaluation

§ 5, Abs. 2

In der Fassung vom 21.12.2016 wird die Evaluationspflicht zu einer
Kann-Bestimmung abgeschwacht.

Wir halten eine begleitende Evaluation der Beteiligungsprozesse fiir
notwendig, um die Wirkungsweisen wahrend der langen Laufzeit
analysieren und nachsteuern zu kénnen.

Wir regen an, die Formulierung des Abs. 2 vom 25.11.2016 zu nutzen
und zudem auch das Nationale Begleitgremium mit der Evaluations-
aufgabe zu betrauen.

Informationsregister

§6

Die aktuelle Formulierung von § 6 beschrankt die Veroffentlichung auf
die “wesentlichen Unterlagen”. Die Kommission empfahl dagegen ein
Informationsregister fiir alle Unterlagen der BGE und des BfE, soweit
sie nicht den Bereich der “unmittelbaren Willensbildung” betreffen,
oder eine vorzeitige Bekanntgabe der Informationen den Erfolg des
Verfahrens vereiteln wiirde (siehe Kommissionsbericht B 7.3.5).

Anlage 1 / Seite 1 von 4



145

Es geht also um eine Umkehr der Veroffentlichungspraxis: Dokumente
sollen nicht explizit zur Veroffentlichung ausgewahlt werden, statt-
dessen sollen alle Dokumente standardmaRig tiber das Informations-
register zuganglich sein. Nur wenn explizite Griinde gegen die
Veroffentlichung sprechen, sollen sie ausgenommen werden.

Die Erfahrungen der Hamburger Verwaltung bei der Umsetzung des
Transparenzgesetzes zeigen, dass ein solches Vorgehen nicht nur der
Offentlichkeit zugutekommt, sondern insbesondere auch den
beteiligten Institutionen, die auf diese Weise auch einen besseren
Zugang zu relevanten Informationen erhalten.

Wir regen an, § 6 entsprechend umzuformulieren und dabei die
Erfahrungen der Hamburger Verwaltung zu nutzen.

Stellungnahme-
verfahren

§7

Die Kommission empfahl das Stellungnahmeverfahren zu moderni-
sieren (Bericht B 7.4.5.1). So sollen die Stellungnahmen grundsatzlich
offentlich abgegeben werden, damit Ankniipfungspunkte fir eine
informierte offentliche Debatte entstehen. Es soll zudem maglich sein,
dhnlich wie bei Bundestags-Petitionen, Stellungnahmen anderer
mitzuzeichnen und zu kommentieren.

Wir regen an, diese Moglichkeiten zumindest fakultativ im Gesetz zu
verankern.

Rollenverteilung NBG
und Partizipations-
beauftragte/r

§ 8, Abs. 5

Eine der zentralen Aufgaben des Nationalen Begleitgremiums ist es,
Konflikte vorausschauend zu erkennen und die dahinterliegenden
Interessengegensatze konstruktiv fiir die Verbesserung der Standort-
auswahl zu nutzen. So wird es beispielsweise darum gehen, einen
Konflikt zwischen Regionalkonferenz und BfE rechtzeitig zu verstehen.
Liegt es an fehlenden Informationen, wissenschaftlichen Differenzen
oder einem schlechten Arbeitsverhaltnis?

Die ehrenamtlichen Mitglieder des NBG kdnnen hier vermittelnd
wirken — sie brauchen dazu aber Information und Vorbereitung. Diese
Unterstiitzung soll ihnen der hauptamtlich arbeitende Partizipations-
beauftragte liefern. Diese Person arbeitet wie ein diplomatischer
“Sherpa” oder ein Unterhandler, um Verhandlungslésungen vorzu-
bereiten. Ausgestattet mit Methodenwissen und Praxiserfahrung kann
ein Partizipationsbeauftragter neben den NBG-Mitgliedern auch den
Beteiligten im BfE und in den Regionalkonferenzen beratend zur Seite
stehen und vermeidbare Konflikte gar nicht erst entstehen lassen.

Diese Rollenverteilung war Gegenstand intensiver Beratungen in der
Kommission, in der AG1, den Workshops der Regionen und in den
Workshops der jungen Erwachsenen.

Wir begriRen daher, dass die Formulierung des Bundeskabinetts vom
21.12.2016 die Stelle nun als hauptamtlich definiert. Wir regen an,
dass die Stelle mit der notwendigen Gestaltungsfreiheit versehen wird.
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Fachkonferenz
Teilgebiete

§9

vgl. auch
§ 13, Abs. 2

Wir begriiRen die Regelungen in den §§ 9 und 13 zur rechtzeitigen
Veroffentlichung der Zwischenergebnisse und ihrer Behandlung in der
Fachkonferenz Teilgebiete.

Regionalkonferenzen,
Vertreter der
Kommunen

§ 10, Abs. 3

Die Kommission hat intensiv dariiber beraten, wie die Unabhangigkeit
und Legitimitat der Regionalkonferenzen gesichert werden kann, und
sie hat dieses Thema auch in den Workshops der Regionen erortert.
Die gemeinsame Empfehlung war, dass die Kreistage und Réate eine
wichtige Rolle bei der Nominierung einnehmen sollten:

“Fiir das Segment ,Vertreter der Kommunen” erfragt das BfE von den
beteiligten Kreistagen und Rdten der kreisfreien Stddte eine Liste von
Vertretern. Fiir die Segmente ,,gesellschaftliche Gruppen” und
,Einzelbiirger” legt das BfE mit den Vertretern der Kommunen ein
Verfahren zur Nominierung von Kandidaten fest. Sowohl die Vertreter
der gesellschaftlichen Gruppen als auch die Einzelbiirger werden von
der Vollversammlung der Regionalkonferenz gewdhlt.”

(Quelle: Kommissionsbericht, B 7.4.3.2)

Wir regen an, diese Empfehlung starker in § 10 zu verankern. Eine
mogliche Formulierung in Abs. 3 kénnte lauten (Anderungen markiert):

,Die Vertreter der kommunalen Gebietskérperschaften werden auf
Vorschlag der betroffenen Kreistage und Réite kreisfreier Stéiddte vom
Bundesamt fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit nominiert
vorgeschiagen und von der Vollversammlung bestéitigt; die weiteren
Teilnehmer werden von der Vollversammlung in den Vertretungskreis
gewdhlt.”

Regionalkonferenzen,
Aufgaben

§ 10, Abs. 4

Wie flir § 5, Abs. 1 bereits erortert, wird der dialogische Auftrag der
Regionalkonferenzen nicht ausreichend beschrieben. Wir regen daher
an, den erlduternden Satz aus dem Begriindungsteil in den Gesetzes-
text aufzunehmen:

LAuf Wunsch der Regionalkonferenzen nehmen Vertreter des
Bundesamtes fiir kerntechnische Entsorgungssicherheit und des
Vorhabentrdgers an den Regionalkonferenzen teil.”

Regionalkonferenzen,
Fristsetzung

§ 10, Abs. 5

Wir denken, dass eine angemessene Nachprifungsfrist derzeit nicht
definiert werden kann, da die Rahmenbedingungen in den drei Phasen
des Verfahrens sehr unterschiedlich und nicht prognostizierbar sind.
Eine fundierte 6ffentliche Auseinandersetzung mit dem tbermittelten
Vorschlag innerhalb von 3 Monaten zu organisieren, ist nach unseren
Erfahrungen nicht moglich. Der Vorwurf einer Pseudobeteiligung ware
unvermeidlich, und das Gesamtverfahren wiirde hohen Risiken
ausgesetzt.
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Es bietet sich an, die Fristsetzung zum ersten Kooperationsgegenstand
fir BfE und Regionalkonferenz zu machen. Das schafft eine gemein-
same Arbeitsgrundlage und verbessert das gegenseitige Verstandnis.

Wir empfehlen daher nachdriicklich den Vorschlag der Kommission zu
Ubernehmen:

,Das BfE und die Regionalkonferenzen verstindigen sich liber eine
angemessene Frist. Sofern es nicht zu einem Einvernehmen kommt,
entscheidet das Nationale Begleitgremium nach Anhérung der
Beteiligten innerhalb eines Monats (iber eine angemessene Frist.”

Fachkonferenz
Rat der Regionen

§11,Abs. 1

Hier liegt vermutlich ein Ubertragungsfehler vor. Die Kommission hat
empfohlen, dass die Zwischenlagergemeinden so viele Vertreter
entsenden wie eine Regionalkonferenz (Kommissionsbericht B 7.4.4.2).

Beispiel:
6 Regionalkonferenzen entsenden je 4 Vertreter: 24 Personen
Zwischenlagergemeinden entsenden 4 Vertreter: 4 Personen
Summe: 28 Personen

Wir regen an, Absatz 1 entsprechend anzupassen.

Beteiligung bzgl.
erweiterter Eignung

§ 26, Abs. 4

Wenn die vorldufigen Sicherheitsuntersuchungen auch die Eignung zur
Lagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfalle beurteilen soll,
ergeben sich zuséatzliche Hiirden fiir das Beteiligungsverfahren. Wir
mochten auf die Ausfiihrungen der Kommission in Kapitel B 7.6 und

B 6.6 hinweisen.

Begriindung, Teil A, VII,
Evaluierung

vgl. auch
§ 15
§17

Wir begriRen die Ausfihrungen in der Begriindung, dass mit dem
Beteiligungsverfahren ein lernendes und lernfahiges Beteiligungs-
system geschaffen werden soll.

Daher erscheint es uns sinnvoll, dass die Empfehlungen der
Kommission zu einer Standortvereinbarung zum Ausgleich moglicher
Belastungen (B 7.2.2) zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht gesetzlich
definiert werden.

Aufgrund der Bedeutung dieses Bausteins fiir den Erfolg des Beteili-
gungsverfahrens regen wir an, an geeigneter Stelle einen Evaluations-
auftrag in das Gesetz aufzunehmen, um die moglichen Vorteile einer
Standortvereinbarung zu gegebener Zeit zu analysieren.
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PD Dr.Ing. Dipl.Geol. Hans-Joachim Schneider
Herrenwiesen 126 in 30916 Isernhagen
Tel.:05139-4355 Fax.:05139/9829981

E-Mail: schneider.isernhagen@t-online.de

30.01.2017

An die Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums
Nationales Begleitgremium

Geschéftsstelle

Bismarckplatz 1

14193 Berlin

Stellungnahme zur Birgerlnnen-Anhérung zum Standortauswahlgesetz am 11.02.2017

Sehr geehrte Damen und Herrn,

Vorbemerkung zu der Veranstaltung des Nationalen Begleitgremiums

Die Einladung zur Birgerlnnen-Anhérung zum Standortauswahlgesetz erreichte mich am
26.01.2017 durch eine E-Mail von Frau Dr. Muller von der Akademie Loccum und Mitglied des
Begleitgremiums, die dankenswerterweise tber den Verteiler der Akademie eine Benachrich-
tigung an interessierte Blrger vorgenommen hat. Fir eine birgernahe Veranstaltung musste
man eigentlich eine breitere Basis z.B. mit Ankiindigungen in Gberregionalen Zeitungen erwar-
ten. Ein Mangel, der bereits in vorausgegangenen Veranstaltungen des BMU bzw. der Endla-
gerkommission festzustellen war. Es stellt sich daher die Frage, ob der hier selektiv angespro-
chene Teilnehmerkreis wirklich reprasentativ das Meinungsbild der Gesellschaft zum Thema
der Endlagerung widerspiegelt. Weiterhin ist die Informationsbasis fiir den nicht sachkundigen
Birger im Vorfeld der Veranstaltung zu klein, um sich qualifiziert mit dem Entwurf des Stand-
ortauswahlgesetzes auseinandersetzen zu kénnen.

Last but not least erachte ich die Veranstaltung, sowohl was den Rahmen als auch was die
Dauer anbetrifft, fir viel zu klein bzw. zu kurz und deshalb nicht angemessen, um eine Betei-
ligung der Offentlichkeit bzw. um die Einholung der &ffentlichen Meinung in dem gebotenen
Mal3e sicherzustellen. Trotz dieser generellen Bedenken habe ich mich zu der Veranstaltung
angemeldet. Da auf Ihrer Veranstaltung der Burger keine Moglichkeit erhalt seine Anregungen
und Einwendungen zum Standortauswahlgesetz in der gebotenen Detaillierung vorzutragen,
gebe ich Ihnen die nachfolgende Stellungnahme mit der Bitte zur Kenntnis, diese Anregungen
und Bedenken, die ich mit vielen Kollegen teile, aus der Sicht des sachkundigen Birgers den
parlamentarischen Gremien vorzutragen.

Mit freundlichen GriRen

Hans-Joachim Schneider
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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche und

Auswahl eines Standortes fur ein Endlager fur Warme entwickelnde radioaktive Abfélle und

anderer Gesetze®:

1. Stellungnahme zu Teil 2 Beteiligungsverfahren/Offentlichkeitsbeteiligung

Aufgabe und Zusammensetzung des Nationalen Begleitgremiums nach § 8
Die Aufgaben und Arbeitsinhalte des Begleitgremiums sind nicht prazisiert bzw.
nicht eindeutig nachvollziehbar. Im Einzelnen sind Inhalte und Aufgaben ,einer
vermittelnden und unabhangigen Begleitung des Standortauswahlverfahrens*
deshalb klar zu beschreiben. Insbesondere sind die Schnittstellen in der Zu-
sammenarbeit bzw. die Abgrenzung zur Offentlichkeitsarbeit des Bundesamtes
fur kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) sowie zur Informationspflicht
des Vorhabentragers Bundesgesellschaft fiir Endlagerung mbH (BGE) aufzu-
zeigen.

Eine ,pluralistische* Zusammensetzung des Nationalen Begleitgremiums ist fir
den AulRenstehenden bisher nicht zu erkennen. Als besonders kritisch ist die
Wahl der Mitglieder durch die Politik einzustufen, da sie dem politischen Willen
den Vorrang vor der Unabhangigkeit des Gremiums einrdumt. Die Berufung von
anerkannten Mitgliedern des 6ffentlichen Lebens in diesem Zusammenhang er-
offnet dem politischen Proporz Tur und Tor und lasst berechtigte Zweifel an der
unabhangigen Arbeit des Gremiums aufkommen. Weiterhin werden an die Er-
fahrungen und Kenntnisse der Mitglieder des Begleitgremiums keinerlei An-
forderungen formuliert. Das Ausschlusskriterium fir eine Mitgliedschaft auf-
grund von wirtschaftlichen Interessen allein genigt nicht, es miissen auch noch
weitere Kriterien wie z.B. das Vertrauen in die fachliche Kompetenz und in die
wissenschaftlichen Redlichkeit im Umgang mit dieser Thematik bzw. mit den
Fakten geltend gemacht werden.

Ansiedlung der Offentlichkeitsbeteiligung am Bundesamt fiir Kerntechnische
Entsorgungnach 84, 85,86 und 87

In der Diskussion um den Standort Gorleben wurden in der Vergangenheit aus
dem Lager der Gorleben-Gegner massive Vorwirfe erhoben, dass bei der Un-
terrichtung der Offentlichkeit die Ministerien und Fachbehérden in unredlicher
Weise Fakten zurlickhalten, schonen und verfalschen. Es ist deshalb nicht
nachvollziehbar, dass bei der Neuorganisation des Endlagerprojektes genau
dieselbe Konstellation der Ansiedlung der Offentlichkeit in einer Fachbehdrde

wiederholt wird. Mit dieser Vorgehensweise wird eine unabhéngige Information

1 Formulierungshilfe der Bundesregierung fur einen aus der Mitte des Deutschen Bundestages einzubringenden Entwurf eines

Gesetzes
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der Offentlichkeit unterbunden und der Manipulation der 6ffentlichen Meinung
durch eine an die politischen Verantwortungstréager weisungsgebundene Fach-
behdrde Tir und Tor gedffnet, wie dies im Falle der vorlaufigen Sicherheitsana-
lyse (VHS) zum Standort Gorleben durch das BMUB und seine nachgeordnete
Behdrde BfS praktiziert wurde, in dem eine offene und redliche wissenschatftli-
che Wirdigung der Fakten einer vorlaufigen positiven Eignungshoffigkeit aus
politischen Grinden zur Aufrechterhaltung des politischen Konsenses unter-
bunden wurde?.

Die Information der Offentlichkeit muss deshalb zwingend durch eine un-
abhéngige und eigenstandige Organisation erfolgen, wie sie z.B. erfolg-
reich im franzésischen Endlagerprojekt durch die CLIS de Bure (Comité
Local d'Information et de Suivi du Laboratoire souterrain de recherche sur
la gestion des déchets radioactifs de Bure)? praktiziert wird.

Mit dieser Organisation kdnnte auch die Einrichtung eines ,Nationalen Begleit-
gremiums" mit unklar und schwammig formulierten Aufgabenprofilen und Ar-
beitsinhalten durch eine von der politischen Einflussnahme weitestgehend un-
abhéangige Institution ersetzt werden. Die Mitglieder dieser Organisation konnen
wie im Falle der CLIS aus Mandatstragern, aus regionalen Verbanden, aus der
Wirtschaft, aus der Wissenschaft, aus Umweltverbdnden u.a. berufen wer-

den(s. mein Exkursionsbericht Bure?).

2. Stellungnahme zur Einrichtung der neuen Fachbehdrde BfE und einer Gesell-
schaft zur Endlagerung BGE

I.  Die Trennung der Aufgaben in einen Vorhabentrdger (BGE) und eine Kontroll-
behdrde war tberfallig und ist deshalb grundsatzlich zu begriiRen. Die Zusam-
menlegung der Funktionen des Bautragers und der Bauaufsicht war ein gravie-

render organisatorischer Fehler, der neben weiteren Organisationsmangein so-

wie einer Fille von politisch negativen Faktoren maf3geblich zum Scheitern des
deutschen Endlagerprojektes in der Vergangenheit beigetragen hat (eingehen-

dere Informationen hierzu sind in Kap.3 und Kap.4 in meiner Denkschrift* auf-

gefuhrt).

2 Meine Schreiben an Frau Bundesministerin Dr. Barbara Hendricks vom 20.06.2014 und vom 18.08.2014 [Die in meinen
Schreiben an Frau Bundesministerin Dr. Hendricks aufgeworfenen Fragen blieben bis heute unbeantwortet. Dies entspricht
nicht den Kriterien eines transparenten, offenen und Wissenschafts-basierten Verfahrens.]

3 Das franzésische Projekt zur Endlagerung mittel- und hochradioaktiver Abfélle ; Bericht einer Exkursion zum Forschungsberg-
werk BURE der ANDRA und zur Begleitgruppe CLIS vom 27.10.2016

4 Denkschrift zur Glaubwiirdigkeit der Politik in Sachen Entsorgung von radioaktiven Riickstanden und zur Arbeit der Endlager-
Kommission: von PD Dr.Ing. Dipl.Geol. Hans-Joachim Schneider im Januar 2015



151

Bei der Einrichtung dieser neuen Institutionen gilt es zu bedenken, dass neben
der Problematik der Endlagerung radioaktiver Abfélle diesen Institutionen eine
Fulle weiterer umfangreicher Aufgaben im Zusammenhang mit der Stilllegung
und dem Ruckbau von Kernkraftwerken erwachsen. Auch wenn der Riickbau
der Kernkraftwerke im Verantwortungsbereich der Kraftwerksbetreiber liegt, so
sind doch aufseiten der Offentlichen Hand Verfahren zur Steuerung, Sicherung
und Uberwachung des Riickbaus sowie zu einer 6konomischen und umweltver-
traglichen Lenkung der Stoffstréme mit dem Ziel einer méglichst hohen Recyc-
lingrate bei Minimierung der Abfallmengen und Optimierung der Wiederverwer-
tungsmengen zu entwickeln. Dariiber hinaus werden in diesem Lande auch wei-
terhin radioaktive Reststoffe und Abfélle anfallen, die aufbereitet, konditioniert
und entsorgt werden muissen. Die derzeitige alleinige Fokussierung auf die
Problematik der Endlagerung sollte deshalb sowohl aus wirtschaftlichen Erwéa-
gungen als auch im Interesse der Zukunftssicherung fir kommende Generati-
onen aufgegeben und auf Organisationsformen mit umfassenderer fachlicher
Qualifikation erweitert werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Einrichtung einer weite-
ren Kontrollinstanz mit einem Bundesamt fur kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit nicht zu eingleisig ausgerichtet ist, oder ob nicht besser die Kontroll-
funktion bei der alten Behtrde, dem Bundesamt fur Strahlenschutz (BfS), mit
einem breiteren Aufgabenspektrum beibehalten werden sollte. Angesichts der
vielfaltigen Problemstellungen beim Rickbau von Kernkraftwerken und bei der
Entsorgung/Verwertung von radioaktiven Abféallen/Reststoffen, sowohl bei den
Kontrollaufgaben als auch bei den Forschungsaufgaben der Fachbehérden,
sind erhebliche Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit und bei der Festlegung
der Schnittstellen zwischen BfS und BfE zu erwarten, die zulasten der Effizienz
der Arbeit gehen.

Auch fur den Vorhabentrager BGE muss das Aufgabenspektrum tber die Zwi-
schen- und Endlagerung hinaus weiter gefasst werden, in dem auch die Aufga-
bengebiete der Abfall-/Reststoffaufbereitung, der Konditionierung und Verwer-
tung durch die staatseigene Gesellschaft abgedeckt werden. Die Gesellschaft
sollte deshalb in eine ,Bundesgesellschaft zur Lagerung, Entsorgung und Ver-
wertung nuklearer Abfélle und Reststoffe* umbenannt werden. Mit dieser Auf-
gabenkonstellation waren ein hoher Qualitatsstandard und die Effizienz bei der
Entsorgung/Verwertung der radioaktiven Abféalle Lander-tUbergreifend in

Deutschland abgesichert.
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Die Wahrnehmung dieser Aufgaben erfordert ein hohes Maf?3 an Sachkunde und
Erfahrung auf den Gebieten der Kerntechnik, der Aufbereitungstechnik, des
Maschinenbaus sowie der Geotechnik und des Bergbaus. Bei der Besetzung
von Schliisselpositionen sind sowohl in der Fachbehorde als auch beim Vorha-
bentréager neben der fachspezifischen Sachkunde auch einschlagige Erfahrun-
gen in vergleichbaren Projekten unabdingbare Voraussetzungen fiir eine erfolg-
reiche Projektdurchfiihrung.

Mit der Berufung von fachfremdem Personal an die Spitze der Fachbehotrde
und in den Vorstand des Vorhabentragers, das auch keine einschlagige Berufs-
praxis auf den o.a. Fachgebieten vorweisen kann, hat das Bundesumweltminis-
terium bereits im Vorfeld des Endlager-Projektes eine verhangnisvolle Voraus-
setzung fir einen weiteren negativen Projektverlauf geschaffen. Abgesehen
von der unappetitlichen Praxis, mit der hier im politischen Proporz ehemalige
Mandatstrager und Parteifreunde mit Amtern und Posten bedient werden, kann
diese fachfremde Besetzung nur als Abkehr der Politik von einer sachkundigen
und fachlich zielorientierten Umsetzung des Endlager-Projektes verstanden
werden. Es stellt sich dartiber hinaus die Frage, wie bereits vielfach in Fach-
kreisen kolportiert, ob die Politik Gberhaupt an einer zeithnahen Umsetzung des
Projektes interessiert ist, oder ob der nach wie vor existente politische Konflikt
um die Endlagerung radioaktiver Abfalle aus parteipolitischen und wabhltakti-
schen Grinden aufrecht erhalten bleiben soll.

Bei der Neufassung des Gesetzes zur Standortauswahl sollte deshalb sowohl
die Organisation der Fachbehdrde als auch des Vorhabentragers nach den o.a.
Gesichtspunkten revidiert werden und ein klares Anforderungsprofil bei der
Rekrutierung des Personals, insbesondere an das Fuihrungspersonal und seine
fachliche Qualifikation formuliert werden. Keine rationale Uberlegung fuihrt zu
dem Schluss, die medizinische Leitung einer Klinik einem Nichtmediziner wie
z.B. einem Kaufmann, Juristen oder Ingenieur anzuvertrauen. Die Politik muss
daher zu der in der weiter zuriickliegenden Vergangenheit getibten Praxis zu-
riickkehren, Fachbehdrden auch an ihrer Spitze mit sachkundigem und praxis-
erfahrenem Personal zu besetzen. Auch fir das Umweltministerium gilt deshalb

der vielzitierte Handwerkerspruch ,Schuster bleib bei deinen Leisten®!
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3. Stellungnahme zur Frage der Kriterien bei der Auswahl des Wirtgesteins

Die ,geowissenschaftlichen Kriterien zur Standortauswahl eines Endlagers fir
hochradioaktive Abfélle”, die von der Arbeitsgruppe 3 der Endlagerkommission
erarbeitet wurden, waren bereits Gegenstand einer Fachtagung des BMUB im
Januar 2016. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf meine schriftlich Gber-
mittelte Stellungnahme® zu der Tagung, auf die ich keine Reaktion, weder von
der Endlagerkommission noch vom BMUB, erhielt. Offenkundig ist die Politik an
einem fachlichen Dialog nicht interessiert, bzw. ist kein Ansprechpartner in der
Politik mit entsprechendem fachlichem Hintergrund fiir den interessierten Biir-
ger auszumachen. Ich wiederhole deshalb hier nochmals die wesentlichen As-
pekte aus meiner Stellungnahme zum Papier der Arbeitsgruppe der Endlager-
Kommission:

»(Zitat Anfang)“: Schlussfolgerung

Bei kritischer Durchsicht des Entwurfs der ,geowissenschaftlichen Kriterien®
sind Licken und Widersprichlichkeiten zu erkennen, die den Eindruck der ,,Un-
fertigkeit” hinterlassen. Dies mag der einerseits dem Zeitdruck und der zwangs-
laufig nichtstetigen Arbeitsweise einer Arbeitsgruppe geschuldet sein. Es ist je-
doch andererseits auch eine Folge der personellen und fachlichen Zusammen-
setzung der Arbeitsgruppe, die offensichtlich den Anforderungen eines wissen-
schaftsbasierten Verfahrens nicht geniigt, wie die politischen Auseinanderset-
zungen um den Standort Gorleben zeigen. Die hier erkennbare fachliche Uber-
forderung sollte die Kommission doch anregen, ihre Vorgehens- und Arbeits-
weise grundsatzlich zu tberdenken. Dieser Entwurf der geowissenschatftlichen
Kriterien ware sicherlich besser durch die Beauftragung von externem Sachver-
stand mit deutlich besserem fachlichem Ergebnis und in kirzerer Zeit fertig ge-
stellt worden, Uber den die Kommission dann im Nachgang entscheiden
misste. Der Sachverstand und die grof3en Erfahrungen im Untertagebau sind
in Deutschland noch in groBem Umfang vorhanden. Die Politik sollte diese des-
halb auch nutzen. Eine diesbezigliche Bereitschaft und Offenheit der Politik
gegenlber Sachargumenten und die Wirdigung und Anerkennung der Sach-
kunde ist in der Diskussion um die Endlagerung radioaktiver Abfélle leider der-
zeit immer noch nicht erkennbar. ,(Zitat Ende)”

Solange die Politik nicht bereit ist, die erforderlichen fachlichen inhaltlichen Vo-
raussetzungen (vgl. Kap. 1 meiner Stellungnahme®) durch sachkundiges exter-
nes Personal mit einschlagiger Praxiserfahrung im Untertagebau erarbeiten zu

lassen, bleibt auch eine erneute Diskussion dieser Thematik mit dem Biirger in

5 Stellungnahme zu dem Papier der Vorsitzenden der AG 3 ,Geowissenschaftliche Kriterien" Stand 29.12.2015 Entsprechend
der Beschlussvorlage der 15.Sitzung der AG 3 am 17.Dezember 2015 Erstellt am 28.01.2016 von Hans-Joachim Schneider
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ihrer Blrgerinnen-Anhérung ohne sachbezogene Grundlage. Die sehr kom-
plexe Thematik der geologischen Eignung eines Standortes fiir ein Endlager
l&sst sich auch nicht ansatzweise in einer Arbeitsgruppensitzung von 120 Minu-
ten mit dem Birger zufriedenstellend besprechen. Das ,Nationale Begleitgre-
mium* ist deshalb gefordert, nach angemessenen Formen des Dialogs mit dem

Birger zu suchen.

Verzeichnis der Anlagen:

1. Meine Schreiben an Frau Bundesministerin Dr. Barbara Hendricks vom 20.06.2014
und vom 18.08.2014

2. Das franzdsische Projekt zur Endlagerung mittel- und hochradioaktiver Abfélle ; Be-
richt einer Exkursion zum Forschungsbergwerk BURE der ANDRA und zur Begleit-
gruppe CLIS vom 27.10.2016

3. Denkschrift zur Glaubwurdigkeit der Politik in Sachen Entsorgung von radioaktiven
Ruckstanden und zur Arbeit der Endlager-Kommission: von PD Dr.Ing. Dipl.Geol.
Hans-Joachim Schneider im Januar 2015

4. Stellungnahme zu dem Papier der Vorsitzenden der AG 3 ,Geowissenschaftliche Kri-
terien* Stand 29.12.2015 Entsprechend der Beschlussvorlage der 15.Sitzung der AG
3 am 17.Dezember 2015 Erstellt am 28.01.2016 von Hans-Joachim Schneider
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PD Dr.Ing. Dipl.Geol. Hans-Joachim Schneider
Herrenwiesen 126 in 30916 Isernhagen
Tel.:05139-4355 Fax.:05139/9829981

E-Mail: schneider.isernhagen@t-online.de

20.06.2014

Frau Bundesministerin

Dr. Barbara Hendricks
Bundesministerium fur Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
11055 Berlin

Entsorgung radioaktiver Abfalle

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

da ich in meiner beruflichen Vergangenheit lange Jahre im Untertagebau sowie in der Umwelttech-
nik u.a. auch in Projekten der Endlagerung von Sonderabféllen und von radioaktiven Abfallen tétig
war, verfolge ich mit grol3em Interesse die Projekte zur Entsorgung radioaktiver Abfélle. Mit Sorge
sehe ich jedoch die aktuelle Entwicklung des Projektes der Endlagerung von HAW Abfallen, ins-
besondere das Standortauswahlgesetz, das m.E. ohne sorgféltigen planerischen Vorlauf Giberhas-
tet verabschiedet wurde, sowie die Aufgaben und die Zusammensetzung der Standortfindungs-
kommission, die absehbar die in sie gesetzten Erwartungen nicht erfullen wird, da sich bereits nach
den aktuellen Pressemitteilungen abzeichnet, dass der politische Konflikt um die Endlagerung ins-
besondere um den Standort Gorleben in der Kommission nahtlos weitergefiihrt wird. Da ich meine
Interessen als Stromverbraucher, Steuerzahler und sachkundiger Biirger, wie viele meiner Mitbir-
ger und Kollegen, in dieser Kommission nicht vertreten sehe, méchte ich mir ein unabhangiges
Bild zu den Projekten der Entsorgung radioaktiver Abfélle verschaffen. Hierzu habe ich ein Exkursi-
onsprogramm konzipiert, das Besuche der Standorte Asse, Gorleben und Konrad umfasst. Teil-
nehmer dieser Grubenfahrten sind sowohl interessierte Blrger als auch Fachkollegen und interes-
sierte Vertreter der Presse. Nach den Exkursionen wurde ich gerne zusammen mit den Exkursi-
onsteilnehmern mit Vertretern des BMU, der Standortfindungskommission sowie mit den verant-
wortlichen Bundestagsabgeordneten ein Abschlussgesprach flihren, um unsere gewonnen Eindri-
cke und Schlussfolgerungen aus den Projekten Asse, Konrad und Gorleben an die Politik weiter-
zureichen. Ich denke, dies ist ein geeigneter Weg, um die vielbeschworene Blrgernahe und Trans-
parenz in diesem Verfahren herzustellen.

Ein erster Exkursionstermin findet am 09.Juli in Gorleben statt. Da in dem Teilnehmerkreis auch
sehr sachkundige Experten des Untertagebaus und der Geologie sowie der Kernforschung vertre-
ten sind, ware es winschenswert, dass fur diese Exkursion auch ein Repréasentant des BfS zuge-
gen ist, der auf die zu erwartenden fachorientierten Fragen ausfuihrlich und offen Auskunft gibt. Ich
erlaube mir hierzu in der Anlage einige Vorschlage zu den anzusprechenden Themenkomplexen
zu unterbreiten.

In der Hoffnung auf lhre positive Unterstiitzung unserer Initiative verbleibe ich

mit freundlichen Gruf3en

Hans-Joachim Schneider


mailto:schneider.isernhagen@t-online.de
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Themenschwerpunkte zur Exkursion nach Gorleben am 09.Juli 2014

Schwerpunktthemen sind dem Sachstand und der Stellung des Standortes Gorleben in neuen
Verfahren nach dem Standortauswahlgesetz gewidmet. Es sollen aber auch grundsatzliche Fragen
der Endlagerung bzw. der Riickholbarkeit, der direkten Endlagerung sowie der alternativen Aufbe-
reitung der Abfalle angesprochen werden.

Fragen zum Sachstand des Standortes Gorleben:

o] Was ist der aktuelle Erkenntnisstand der Erkundungsarbeiten bzw. wieviel des erforderlichen
Untersuchungsprogramms ist bisher abgearbeitet?

o] Welche belastbaren Erkenntnisse aus der bisherigen Erkundung sprechen gegen eine bzw.
fur eine Eignung des Standortes Gorleben als Endlager?

o] Liegen dem BMUB bzw. BfS wissenschaftlich belastbare Erkenntnisse vor, welche die These
des niedersachsischen Umweltministers stltzen, dass der Standort Gorleben geologisch
nicht geeignet ist?

o] Welcher voraussichtliche weitere Erkundungsbedarf besteht bis zur Prifung bzw. zum Eig-
nungsnachweis als Endlager?

Fragen zur Finanzierung des Erkundungsprojektes Gorleben:

o Wie hoch sind die bisher verausgabten Mittel und wie hoch ist der noch zu erwartende Mit-
telbedarf bis zum Abschluss der Erkundungsarbeiten?

o] Welcher Anteil wurde von Seiten der Abfallverursacher getragen und wie hoch sind die ver-
ausgabten Mittel der 6ffentlichen Hand?

o] Far welche MalRnahmen wurden die Mittel der 6ffentlichen Hand bzw. der Abfallverursacher
ausgegeben?

Fragen zur Stellung bzw. zu den Auswirkungen des Standortes Gorleben im Verfahren des

neuen Standortauswahlgesetzes:

o] Uber welchen realistischen Zeitraum werden die Arbeiten in Gorleben unterbrochen bzw.
bedeutet die Einstellung der Erkundungsarbeiten eine de facto Aufgabe des Standortes Gor-
leben?

o] Gorleben wird nach dem StandAG uber Jahrzehnte wahrend der Erkundung weiterer Stand-
orte der einzige Standort sein, an dem sich die Offentlichkeit ein direktes und anschauliches
Bild der Endlagerung von HAW Abféllen in einer Untertage-Anlage verschaffen kann. Wie
wird die interessierte Offentlichkeit im Zuge der politisch zugesicherten vollstandigen Trans-
parenz wahrend der Offenhaltung der Schachtanlage tber die Endlagerung untertage gene-
rell sowie liber den Status der Anlage und das weitere Verfahren informiert?

o] Was beinhaltet konkret die Einstellung der Erkundungsarbeiten am Standort Gorleben? Wer-
den hier die langfristig angelegten geotechnischen Messreihen im Grubengebdude und in
den Schéchten kontinuierlich weitergefihrt, um einen wissenschatftlich nicht vertretbaren Fa-
denriss in der Datenerhebung zu vermeiden, der letztendlich bei einer Nicht-Fortfiihrung die
Aufgabe des Standortes Gorleben bedeuten wirde?

o] Ist eine Wiederaufnahme der Erkundungsarbeiten nach dieser langjahrigen Unterbrechung
ohne Verlust an Know How durch die Verrentung des derzeitigen Betriebspersonals tber-
haupt moglich?

o] Wie soll der Know How Transfer bei der Weitergabe von Sachkompetenz und Erfahrung im
Projekt Gorleben an die nachste Generation gestaltet werden bzw. wie soll die Ausbildung
entsprechender Fachkrafte am Standort Gorleben weiterhin sichergestellt werden?

o In Deutschland lauft der Bergbau aus! Wie die Studentenzahlen an den Bergbaufakultaten
belegen, wachst auch mit dem Auslaufen kein bzw. nur unzureichend wissenschaftlicher
Nachwuchs heran. Welche Maflihahmen sieht die Bundesregierung zum Erhalt des spezifi-
schen Know How's im Endlagerbereich vor?

o] Kann es Uberhaupt eine nahtlose Wiederaufnahme der Erkundungsarbeiten in Gorleben ge-
ben, oder ist diese nur mit einem kompletten Neuanfang moglich?

o] Welche MaRRnahmen sind fiir die Offenhaltung der Grube erforderlich?
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Ist die Aufgabe des Standortes fachlich und finanziell zu verantworten, weil er nach Auffas-
sung einiger politischer Gruppierungen politisch verbrannt ist bzw. weshalb ist der Standort
Gorleben zukuinftig als Endlager nicht konsensfahig?

Weshalb wurde der Rahmenbetriebsplan fiir Gorleben aufgehoben?

Mit welcher Absicht und vor welchem Hintergrund werden augenblicklich Verwahrungskon-
zepte fur das Erkundungsbergwerk Gorleben erstellt?

Entspricht es den Tatsachen, dass die Verwahrungskonzepte in erster Linie das Abwerfen
des Erkundungsbereiches 1 einschlie3lich mdglicher Verfullungen von Teilbereichen bein-
halten?

Fragen zu der erweiterten Standortsuche nach dem StandAG:

(0]

Mit welchen realistischen Gesamtkosten ist mit der erweiterten Standortsuche, Standortaus-
wahl und Eignungsprifung bzw. Eignungsnachweis als Endlager nach dem Verfahren des
Standortauswahlgesetzes zu rechnen?

Mit welchen Kosten ist bei der Auffahrung eines Endlagers jeweils im Granit, Ton und Salz
zu rechnen?

Wie werden die Ausgaben fiir das Projekt Endlager fir HAW Abfélle finanziert und wie ver-
teilen sich die Ausgaben Uber die zu erwartende Projektdauer?

Reichen die bisher gebildeten finanziellen Riickstellungen fur das Projekt aus bzw. welche
Vorkehrungen werden getroffen, um die zu erwartenden grof3en finanziellen Belastungen
zuklnftiger Generationen zu vermeiden?

Fragen zu den Alternativen der direkten Endlagerung von HAW Abfallen:

(0]

Aus welchen wissenschaftlich belastbaren Griinden muss bei der direkten Endlagerung ein
Sicherheitsnachweis Uber eine Million Jahre gefuhrt werden bzw. auf wieviel Jahre kdnnte
dieser von der Politik geforderte Zeitraum nach belastbaren wissenschatftlichen Erkenntnis-
sen verkirzt werden?

Welche Bedeutung besitzt die Aufbereitung der HAW Abfélle nach Ansicht des BMUB?
Welche Aufwendungen fallen bei einer Aufbereitung und Entsorgung der HAW Abfélle im
Vergleich zur direkten Endlagerung an?

Welche Stellung wird der Rickholbarkeit der Abfalle zugemessen?

Sollen die HAW Abfalle fur die ,Ewigkeit* endgelagert werden, oder soll spateren Generatio-
nen die Moglichkeit der Wiederverwertung der HAW Abfélle eingeraumt werden?

Fragen zur Zwischenlagerung der HAW Abfélle:

(0]

(0]
(0]

o

O O0OO0O0

Prozessverlauf der Brennelemente von der Aul3erbetriebnahme, der Abklingphase, der Kon-
ditionierung und Zwischenlagerung in Castorbehaltern,

Radioaktive Abfélle aus der Wiederaufarbeitung und Abfélle zur direkten Endlagerung

die Zwischenlagerungsmoglichkeiten von HAW Abféllen in zentralen Zwischenlagern und an
den KKW Standorten,

die Sicherheit von Castorbehaltern wahrend des Transportes und in Zwischenlagern, Le-
bensdauer von Castorbehaltern

Gefahrdungspotentiale und Sicherheitsvorkehrungen von Zwischenléagern
Genehmigungssituation der Abfallzwischenlager

Uberwachung, Kontrolle und Management der Betreiber der Abfallzwischenlager
Finanzierung der Lagerung und Entsorgung von radioaktiven Abfallen (bisher getatigte Aus-
gaben und noch zukinftig zu erwartende Ausgaben)
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18.08.2014

Frau Bundesministerin

Dr. Barbara Hendricks
Bundesministerium fur Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
11055 Berlin

Per Fax 030 18 305 2046

Wie ist es um die Glaubwirdigkeit der Politik in Sachen Entsorgung bzw. Endlagerung von HAW
Abfallen beschaffen? (Ein offener Brief)

Bezug: meine Schreiben vom 20.06.2014 und 08.07.2014 zur Exkursion in das
Erkundungsbergwerk Gorleben

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

Als ich im vergangenen Jahr an dem BMU Forum zum Standortauswahlgesetz (StandAG) teil-
nahm, wurde mir in Gesprachen von den anwesenden Damen und Herren Bundestagsangeord-
neten und von Mitgliedern des Bundesumweltministeriums zu meinen Bedenken zum Standort-
auswahlgesetz versichert, dass die Verabschiedung des Standortauswahlgesetzes eine unwie-
derbringliche Chance wére, um das Vorhaben der Endlagerung in einem parteitibergreifenden
Konsens zu realisieren. Um die Zustimmung der Blrger zu erreichen, wurde ein ergebnisoffenes,
transparentes und wissenschaftlich basiertes Suchverfahren propagiert. Meine gewonnenen Ein-
driicke von diesem doch sehr einseitig griin-affin dominierten Forum — es waren kaum Vertreter
der Wirtschaft bzw. der Energieversorgungsunternehmen, der Kerntechnik und des Bergbaus
noch von etablierten Forschungseinrichtungen auszumachen— lieRen schon damals erkennen,
dass der propagierte parteiibergreifende Konsens in der Realitét nicht existiert. Der Uberwiegen-
de Teil der Vortrage von sogenannten ,Experten“! sowie die diesbeztigliche Diskussion erschopf-
ten sich weitestgehend in dem gebetsmuhlenhaften Mantra der geologischen Nichteignung des
Standortes Gorleben. Die unter dem Vorwand der vertrauensbildenden MalRnahmen erhobenen

Forderungen der Gorleben-Gegner trotz der Feststellung der vorlaufigen Eignungshoffigkeit von

! Die Verwendung der Bezeichnung ,Experte” ist im Gegensatz zum Sachverstindigen oder Fachkundigen rechtlich
nicht geschitzt und wird deshalb vor allem in den Medien gerne missbrauchlich — so auch in der Endlagerfrage- zur
Vortdauschung von Fachkompetenz verwendet.
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Gorleben, die vorlaufige Sicherheitsanalyse ohne Eignungsprognose fir den Standort Gorleben
einzustellen, die Erkundungsarbeiten sofort abzubrechen, die fir die Langzeitprognose erforderli-
chen geotechnischen Beobachtungsmessungen nicht fortzufiihren, die Einstellung des Besu-
cherverkehrs im Erkundungsbergwerk sowie die inzwischen beschlossenen MalRnahmen zur
Teilstilllegung des Bergwerks, dass paradoxerweise noch als Offenhaltung apostrophiert wird,
lassen fur den sachkundigen Burger klar erkennen, dass hier der Standort Gorleben gezielt aus
dem Wettbewerb des Suchverfahrens genommen wird d.h. faktisch stillgelegt wird, bevor dieses
Uberhaupt eingeleitet wurde. Dies wird auch bestatigt durch die Aussage des Ko-Vorsitzenden
der Standortkommission, Herrn Michael Mller, der in der Veranstaltung des Niedersachsischen.
Umweltministeriums ,Bis in alle Ewigkeit* vom 28.07.2014 in Gegenwart der anwesenden Kom-
missionsmitglieder Herrn Klaus Brunsmeier (stellvertretender Vorsitzender des Bundes fir Um-
welt und Naturschutz [BUND]), Herrn Bischof Ralf Meister und Herrn Umweltminister Stefan
Wenzel, erklarte: “Eines sei sicher, die Endlagerkommission werde in keinem Fall Gorleben als
Endlagerstandort auswéahlen“. Da keines der anwesenden Kommissionsmitglieder dieser Aussa-
ge widersprochen hat, legt diese Aussage den Schluss nahe, dass die Kommission nicht im Sin-
ne der im StandAG verankerten Ergebnisoffenheit ihre Kommissionsarbeit verrichtet oder der
Gesetzeswortlaut zur Ergebnisoffenheit nur ein politisches Placebo darstellt.

Das von lhnen praktizierte Vorgehen im Erkundungsbergwerk Gorleben widerspricht nicht nur in
eklatanter Weise dem Prinzip eines ergebnisoffenen Verfahrens, es ist auch ein klarer VerstoR3
gegen elementare Regeln eines wissenschaftlich basierten Verfahrens. Die erzielten Ergebnisse
aus einem iterativen Erkenntnisprozess, und um einen solchen handelt es sich bei der Erkun-
dung eines Standortes fir ein Endlagerung fir hochradioaktive Abfalle, faktisch aus der Weiter-
verwendung im Erkundungsprozess auszuschlie3en, widerspricht nicht nur allen Regeln wissen-
schaftlichen Arbeitens, es ist auch ein massiver Eingriff in das von der Wissenschaft gepflegte
Prinzip der Weitergabe von Wissen, von dem der Erfolg zukUnftiger wissenschaftlicher Arbeit
mafgeblich bestimmt wird. Welche Wissenschaftler glauben Sie, werden nach einer Jahrzehnte
langen Unterbrechung die Erkundungsarbeiten nahtlos im Erkundungsbergwerk Gorleben zu
Ende fuhren konnen? Auf welche Langzeitmessergebnisse werden die Geotechniker bei lhrer
Langzeitsicherheitsprognose fiir das Endlagerbergwerk zuriickgreifen, wenn ihnen diese Mess-
ergebnisse durch die willktrliche Unterbrechung der Messungen hierzu fehlen? Dieser massive
Eingriff in eine wissenschaftlich-basierte Erkundung ist weder fachlich fir die Erkenntnisfindung
noch wirtschaftlich im Sinne einer sparsamen und effizienten Verwendung von finanziellen Res-
sourcen dieses Landes zu vertreten.

Nach der getbten Praxis zur Erkundung von GroRbauvorhaben wéare es angezeigt gewesen, die
vorlaufige Sicherheitsanalyse mit einer fir den Standort Gorleben spezifischen Eignungspriifung
abzuschlieBen, um eine verlassliche Entscheidungsgrundlage Uber den weiteren Verlauf des

Projektes Endlagerung am Standort Gorleben zu s